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Vorwort 



Unverkennbar verdanken die Naturwissenschaften, inshesniuiere die 
Heilkunde ihre ungeheueren Fortschritte zum großen Teile der neue- 
ren Riditung, durch sorgfiUtig vorgenommene Beobachtungen und 
gesammelte FrfahninL'eii eine /luerliissiue Grundlage zur F.rkennlnis 
der Natur, der anzuwendenden Mittel und ihrer Wirksamkeit zu ge- 
winnen. Wenn auf ähnliche Weise auf dem Gebiete des Stiafirechts, 
insbesondere in Bezug auf die Strafailen. die Bedeutung jeder Strafart 
für den Zweclc der StrafgewaJt und durch surglaitig gesammelte 
Erfahrungen die wahre Natur der Straiait and ihrer Wirkungen er- 
forscht würden, so würde die Strafgeset/gehung mehr mit iien Be- 
dürfnissen und mit dem Zustande der Gesittung in Einklang stehen 
und einer Ijesseren Wifksamlceit sich erfieueß. Der Verfasser der 
gegenwärtigen Sciuift hat seit einer Reihe von Jahren durch gewis- 
senhafte Sammlung von Erfahrungen über die verschiedenen Versu- 
che der Einrichtung der Gefängnisstrafe, und durch den Versuch 
daraus sichere Schlussfolgerungen abzuleiten, sich bemüht zur Ver- 
ständiguni! über das zweckmäßigste Gefängnissystem bei/utragen. 
Auf älmliche Art hat der Verfasser, um die Verständigung über die 
Frage Ober Beibehaltung der Todesstrafe zu erieichtem, sidi bemQht, 
eben so auf dem geschichtlichen Wege zu verfolgen, wie diese Strafart 
allmählich Boden gewann, als zuverlässige Erfahrung über die Wir- 
kungen der Drohung und der Vollstreckung der Todesstrafe zu sam- 
nielii. um eine Grundlage für die Hrforschung /u erhaileit, ob <fie 
Todessurate gerecht, ob sie notwendig ist, ob nicht vielmehr durch 
andere Strafen der Zweck des Staates sicherer etreidit werden kann, 
ob nicht die Straf art selbst Nachteile erzeugt, welche das Interesse der 
bürgerUchen üesellscbafl bedrohen. 

Seit 50 Jahren habe ich zu diesem Behtife Forschungen angestellt 
und aus zuverlässigen Quellen Erfahrungen gesammelt, indem ich in 
den verschiedenen Ländern Europas beobachtete und Erkundigungen 
bei Personen einzog, deren Amt sie in die Lage setzt, hierher gehörige 
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Bcohachlungen /u machen. Die auf diese Art iiesammelten Erfahnin- 
gen teile ich in der hier erscheinenden Schrift mit, und benütze dabei 
ebenso die gewissenhaft geprüften statistiBclien Materialien, ak auch 
die zuverlässigen Nachrichten über Erfahrungen der Lander, in wel- 
chen die Todesstrafe autgehoben war. 

Ich gehe davon aus. dass tn der heutigen Zeit nur die Einrichtungen 
auf erfolgreiche Wirksamkeit rechnen können, welche auf morali- 
schen Grundlagen beruhen, und dass das bisherige Bestehen nicht als 
Rechtfertigung für die Fortdauer einer Einrichtung genügen Icann. Ich 
Icam zur Überzeugung, dass jene Anschauttngen tmd Voraussetzua- 
gen. welche einst die Todesstrale ah gerechtfertigt erscheinen lassen 
nv^K'hlcn, weggelaiicn siiul, und dass das Fortbestehen dieser Sirafart 
nach weggefallenen Voraussetzungen ein Widerspruch mit den Fort- 
schriltcn der (iesinntiL' ist. Die in der hier erscheinenden Schrift 
gelieferten Nachweisungen lehren, da&s die Zahl der Begnadigungen 
der zum Tode Verurteilten in den meisten Ländern <He Zahl der Hin- 
richtungen übersteigt, dass immer mehr überall vStimmen der erfah- 
rensten und wohlgesinnten Männer gegen die Todesstrafe sich erhe- 
ben, und dass da, wo die Todesstrafe gesetzlich aufgehoben wuide, 
die Verbrechen sich nicht vermehrten. Diese Erscheinungen enthalten 
eine ernste Mahniuig für Jeden der mit Arbeiten der Strafgesetzge- 
bung sich beschäftigt, und fordern zugleich auf, vorzüglich nach den 
in §. 12 gesammelten Erfahrungen, für eine auf Besserung der SttSf- 
linge bereclinete Gefangniseinrichtung tätig zu sein. In diesem Sinne 
kann einer der vorzuglichsten kriminalistischen französischen Schrift- 
steller, Molinier in seiner erst nach beendigtem Dradc meines Werices 
mir zugekommenen .Schrift: De la ju-iiw tic niort. des preuves en 
matikre cniiiiiitllf luidoiae JSbZ, worin er unparteiisch die Frage 
ttber die Todesstrafe prOft und vor Obeieilung der Bitacbeidung 
warnt, pag. 2^ aussprechen: (jii'oii sonnictte ä Vepreuvc de 
l'experience le Systeme peniientiaire. qu 'on observe les rhuhats, qu 'il 
y prodidrtt, ei ahn. s*it est reconmt, qu^it est rethuti et que sa puis- 

sanre d^iutim'uhition protcgc In socic'te siißhnniiiu nt. an vcrni hi 
peine de inon disparalire d'eüe ineine. Wie einst die früher für unent- 
behrlich gehaltene Folter, die verstünunehideD Strafen, die kfifperliche 
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Züchtigung und die qualifizierte Todesstrafe durch den Sieg der 
Gesittung und des sittlichen Bewusstseins verschwunden sind, ebenso 
wird auch diese Macht die Todesstrafe verdrängen. 

Mittermaier 
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Vorwort 
des Herausgebers 

Um das vorlicL'cndc Werk niL!:! in VL'rL'L's'-L'n'>i.-i( L'cTiiIcn zu l;i^vfri h-.ihc iili 
mich /u einer I hciurbcilung uiiU iicucillclicii Herausgabe des itii Verlag 

J.C.B. Mohr. Heidelberg 1862 erschienen Werkes des bedeateoden deutschen 
Juristen Carl Josef Anloo Mittemuiier entschlossen. 
Dem Le$er wird sich eine neue Perspektive eröffiiea aber den damaligen 
Sund der Diskussion über Zweck- uod Situdiaftigkdl sowic dcr Recht- 
mäßigkeit der Todcsslratc. 

Zw bcrikksithtipcn ist die Diskussion der diimalipi'n Zeit ühor den Cinfluss. 
die VerdranEung und die Anwendung des Römischen Rechts im deutschen 
Rechtskreis sowic die Einstellung Mittcrmaicrs. welche maßgeblich von der 
damals noch teilweise herrschenden Abschreckungstheorie Anselm v<mi 
Feuerbachs mitgepn^gi wurde (vgl. dato such FüBnoie 229). 

Zur Bequemlichkeit des Lesers wurde anstelle der Frakturschrift die Antiqua- 
Sditelbweise der Buchstaben gewählt. 

Worte in sehr veralteter Schroibwclse wurden der heutigen Schreibart ange- 
pas&t (z.B. Hülfe - Hiltc, thun - tun. Belag Beleg, kömmt - kommt u.a.). 
Worte, welche in deutscher Übersetzungen von Mitterinnier xcrwendet 
wurden (z.B. Neuyork bzw. Newyork fiir New York) wurden der heutigen 
Schreibweise angepasst. soweit dadurch nicht die Gefahr bestand, den origi- 
nelle Stil Mittermaiers zu weilgehend zu verändern. 

Die granunalikalische Ausdrucksweise, teilweise die Uriginalschreibweise 
und die Zeichensetzung, wurde soweit als möglich beibehalten. Ifervoigeho- 
bene Schreibweisen (z.B. gesperrte Schrift) wurden beibehalten bzw. kennt« 

lieh gemacht. 

Der Seitenumbruch orientiert sich weitgehend an der Ausgabe von 1862. 
Die Zitierung von Artikeln, Aufsätzen, Büchern elc wurde gemSfl den 
Vorgaben von Mittermaier nachvollzogen. 

Die ZitierweisL- uiirde in der Form, wie sie im Werk von Mittermaier weit- 
gehend vorgegeben ist. übernommen, 

Opilio Antonius Dombim, in August 2CI03 
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§. 1. 



ZusammciilMuie der Vngt Ober AuAuhme der TodcMtmfe un- 
ter die Strafarten mit der Entwicklung der Ansiditea Aber Strafe 



Fincn cnlschcitlt-ndcn Beweis für die Wahrheil der Behatiptiirii.', 
dass das Strat'recht im nächsten Zusammenhange mit den religiösen 
und sitdicben Ansichten, mit sozialen und politischen Zuständen eines 
Volkes steht, liefert die Verschiedenheit der AnsiL-hieii über Benüt- 
zung der Todesstrafe als Strafart bei verschiedenen Völkern, und 
selbst in den verschiedenen Zeitabschnitten der Entwicklung eines 
Volkes. Dieser Zusammenhang lehrt, dass eine Strafgesetzgebung nur 
dann auf Wirksamkeit und allgemeines Vertrauen rechnen kann, wenn 
sie im Einklang mit den wechselnden Bedürfnissen und Forderungen 
der vernünftigen Mehrheit der Bürger steht und die gesetzlichen 
Vorsi hriftrn libcr Umfang dos Strafrcehts, über die Sirafailen und das 
Veilulini.s iliier Drohung den Forischriilen der üesiiiuiig der Mensch- 
heit nicht widerstreiten. Die Geschichte lehrt, dass bei jedem VoUce 
auch eigentümliche Ansichten über die Strafarten vorkommen, und 
dass maiKhe Strafart, die das auf tieferer Stufe der Bildung stehende 
Volk in seiner GleichgOlti^eit oder Rohheft biUigt oder nihig ertrag, 
der Macht der öffentlichen Meinung allmählich weichen niuss. sobald 
auf höherer Stufe der Bildung dieses Volkes die wachsende Stimme 
der Besseren die Strafart verdammt. Alle geschichtUchen Nachwei- 
sungen führen darauf, dass. während ein Teil der Strafrechtlichen 
Bestimmungen auf den ewigen Gesetzen der Gerechtigkeit beruht, bei 
der größten Masse der Straf vorschriften die Frage Ober ihre Notwen- 
digkeit und ZwecktiiaBigkeit eiiK- T.iiiiage ist. bei deren Beantwor- 
timg die sorgfältigste Erforschung des Einflusses der Zustände wichtig 
wird, welche bei einem Volke in verschiedenen Zeitabschnitten vor- 
kommen. Vorzö^h bewahrt sich dies bei dea Strafalten. 
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Wenn auch nach dem Zwecke dieses Aufsiit/cs nicht eine die Ge- 
setzgebung aller Völker' umfassende Cicschii.htc der Iddesslrafe am 
Platze sein würde, so ist es doch Ptlichi, hei den auf die Drohung der 
Todesstrafe sich beziehenden Ergebnissen der Oesdiichte der ROmer 

zu verweilen, als desjenigen Volkes, dessen Recht den grOßten Ein- 
tluss auf die Rechtsentwicklung aller Völker Europas hatte. 

Drei Grundvorstellungen sind es, welche in besonderer Beziehung 
zu der Drohimg der Todesstrafe stehend. vorzQgHch im Altertum im 

Strafrechte ihren FJntluss geltend machten, /um Teil aber auch in der 
Geschichte der germanischen Völker bemerkbar werden; es ist dies 

A) die Vorstellung von derTalion. 

B) der Glaube an die Notwendigkeit der Abschreckung durch die 
Strafe mit dem Zwedce, dadmch von Begehung der Verbredien 
abzuhalten, 

C) die Vorstellung von der zürnenden Gottheit und der Notwendig- 
keit, sie durch Strafen zu versöhnen. 

Zu A. nie Idee der Talion mit der Richtung, dass der Verbrecher 
möglichst das nämliche Urleil leiden soll, welches er durch .sein 
Verbrechen einem Anderen zufugte, macht sich mehr oder minder in 
den Sirafreehlsansichien eines jeden Volkes auf niedriger Stufe der 
Bildung dadurch geltend, dass die Ansicht von Strafe sich erst allmäh- 
lich aus dem (jeftthle der in der ersten Zeit noch religMVsen Vorstel- 
lungen des Volkes von Rachepflicht entwickelt, und von der Gesetz- 
gebung, die sich an das Gewohnheitsrecht anschlicht, um so mehr 
angewendet wird, je mehr die Talion mit der an shinlichen Eindrücken 
hangenden Volksansichl im Einklänge sieht und mystischen Vorstel- 
lungen, dass vergossenes Blut wieder mit Blut vergolten werden muss, 
ent^iricht. Auf diese Wdsefindm wir im rOmisdien Rechte in den 12 
Tafeln (Tafel 8) als Ausfluss der Anrieht der Talion' die Bestimmung: 



(*> D!e in Kfanmcr utgefOliite Zriil cntapri^lder FUDiileiiiHiiing vcm MMenuNr. 
(I ) Wir elouben. dass es geidiet l>d der Gesdnchte der Todeutrafi: im rOmisdieti Rech- 
te zu bcgjancn, da die obaelüii oft nmigdhifte Kiaintnis der Nacbwetiongen ülicr 
AnweadnigderTbdeaitnfebei Kidereii Vfilcenda AkertnniBfllrdiepnktisdie 
BedcBliing. di« maaiB Mtdk tabea ■oll. wcwg Aiiriieule » mi|w b Ui c i i wBwte. 

'(2)GuteEifliuniigOlMrdiet3eadticliiedcrTliUam WIRMl^g«^ iomoK. 
1822. Oebut, äe poaia lalbm. Apud ver gaaet. Uigdim. IS22. Reiii, CtimiadrecM 
da-RUmer.SSS. 
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qui nwmbnim rupii, ne cum eo pacif, lalio exfo', sowie auch das Wort 
riiulian zur RiVi-iihming von Strafe auf den Zusammenhaut! mit 
Rache und Wiedervergellung deutet. Unter der Herrschaft solcher 
VorsteUun^ kann leicht die Todesstrafe als eine verholte Veigdi- 
tung fUr den Veibrecber, welcher Tötung verübte, gerechtfertigt 
scheinen. 

Zu B. Eine solche Rechtfertigung der Todessuafe tlndet Jedes Volk, 
das auf tiefer Stufe der Bildung stehend in einer gewissen Rohheit 

nicht gc-wöhnt ilic sittliche Natur des Menschen /u wüidiL-en: Alles 
nur auf die sinnliche Natur heiechnet und zu der Vorstellung kommt, 
dass nur die Furcht voi physischen Leiden einen Eindruck auf die 
Menschen (ähnlich wie auf Tiere) machen und sie von der Begehung 
von Verbrechen abzuhalten geeignet ist; daher unter der Herrschaft 
solcher Ansichten auch das Gesetz von den psychischen Leiden er- 
zeugenden Strafen, /.B. verstümmelnden Strafen. Züchtigung, und für 
die schwersten Veibrechen auch von Todesstrafe als Abscfareckungs- 
iiiillcl ( iebiaiich macht. 

Zu C. Am eintlussreiclisten wurde im Altertum die Vorstellung von 
einer zürnenden Gottheit, der das Volk in rohen Zeiten menachHdie 

Eigenschaften /uschreibt, und daher annimmt, dass die Dottheit durch 
Sünden und schwere Verbrechen, namentlich durch .solche angeblich 
unmittelbar die Gottheit oder eine von ihr besonders gesdiätzte Ein- 

richtimg ixicr Sache anfreilViKie flicllalcn beleidigt werde und Rache 
an dem Volke nehme; dieses müsse daher suchen die Gottheit durch 
Opfer zu versöhnen\ durch welche das Volk hofit, dass die Gottheit 

die Gemeinde die l'beltal eines ihrer Mitglieder nicht wOlde entgelten 
lassen. Damit hängt die spät noch fortdauernde Ansicht zusammen, 
dass der, wdcho' selbst aus Unvorsichtigkeit einen Mensdirai getötet 
hatte, die Götter zu versöhnen suchen mu8Ste^ indem das Volk an- 



' (3) Obo-tkn SizB. im wdduaa 4m Watt min gdmudU HL Insam zwnr bei den 
SdrifblBlhni ride Slidli^lcD vor fWow voct taÜo; hiJor. Orig. V. 27. f 24. 
RciD, Crimimilnchl der Rfimer. S 3S8. OunbtUggeu, in Zdtacfaiilt fiirdeubcheg 
Hecht, XVni,S 74. 

' (4) Ober dfe Idee ihiwdkM: EjuhhuIs. die SIliwvRv 

der S>»fe der Bildung des VoBtci waren diete Opfer idhrt McmEfaenopfa. oder 
iiMl«B.LHMnrisS. 10. Rcin.CriiiiinabeehtdHrRdiiMrS.33. 

' (5) Dinuf deuMdie /» Hesia von Nuina. Dm Boys. Nmm da Jnaerimbtel L p, 263, 
Getb.LehilNMhdea deutschen Stnlieehlk, LS. 13. 
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nahm, dass die Teilnalimc des Schuldigen, der den Zorn der Götter auf 
sich geladen hatlo, am NationaloptVr, hi-u irkon würde, tla'is das Opfer 
der GvHlhcit nicht \M)hlgctüiHg sein ivunntc. Unter sulchcn Vurstellun- 
gen war es lekht, die Todesstrafe als am misten gerignetes Opfo 
des schuldigen Verbrechers und als Mitte! /u betrachten die Gottheit 
zu versöhnen, um so mehr als dies den theokratischen Vorstellungen 
der froheren Zeit der Römer' entsprach. Dadurch erkl&t sich die 
Bezeichnung der Vnll/iehiini: der TodeNsirate mit dem Worte suppli- 
cium, als einer goiicsdiensilichen Handlung, durch diu das Volk die 
Gottheit anflehte^; und das beleidigte schützende numen durch den 
Tod des Schuldigen'* /u versöhnen suchte. Im Zusammenhange mit 
der theokratischen Richtung steht das Institut, nach welchem bei den 
Römern über den eines gewissen Verbrechens Schuldigen mit der 
Formel: sacer esio eine Art Acht ausgesprochen wurde, wodurch der 
(ieäehlele von der Slaalsiiemein^ehan so aiisiieschlossen war, das^ die 
an ihm verüble Tötung keine Suaie nach sich zog. " In Bezug aul Uie 
Todesstfafe bei den Römern ergibt aber die Geschichte einen merk- 
würdigen Beleg zu den Ergebnissen historischer Forschungen, dass 
die Ansichten über die Todesstrafe bei jedem Volke mit dem Grade, in 
welchem politische Rreihcit entwickelt ist, im Zusammenhange ste- 
hen, dass daher, sobald das Volk auf höherer Stufe der Bildung den 
Wert der Freiheit erkennt und damit die .siuliche Nutur des Menschen 
mehr würdigt, auch in dem Gefühle für Ehre und fineies Bürgeitam den 
machtigsten Sporn für Rechttun erkennt und Zweifel an dem Werte 
der Todesstrate hegt, während da, wo politische Freiheit tintierdrfickt 
ist, von der Tyrannei die Todesstrafe für das unentbehrliche Mittel, die 
Bürger von Verbrechen abzuschrecken, betrachtet wird. Daraus erklärt 
sich, dass, nachdem in Rom die Republik gegründet und Ehre und 
freies Bürgertum höher geachtet wurde, auch die Ansicht sich ausbil- 



' (6) Eiae gittodlidie Aifa«h ober da» «Ite CUminnlKchl der ROner 

thimkiiihdirr Aiaichtr» Hefert tlBM (ring iter aiagETrirhnftBtfit taritfen von Ne- 
■pd) m der Gmetta dri rrübanoft HapaU 1859. Nr. 132940, wo er andi imbIi- 
weilt, wie das Riecht der Etniskerund SdUaerwif Tbenkniie benihl. Sidie Doch 
Wddcer, ttlxr Staat, Recht, S. 536. Phmtr. dt mHf. ha. Crim, Roman, p. 23. 

^ (7) OtwA^yBeiaatNadmician^gaia des Klaarileni bei UBoaf.671. 

* (8) Deiaae erfcttraeh dM Geiala der 12 lUdn. dan der. wetdtvEnilrfiddBr verteilt, 
der Ceres (ab den die RMdBacMtaeadaa nimeo) geopfot werde. 

'(9)Ü1xrdieaeVareteil]niigenvaDMem<loGäb,LieiBtNichS, M.oiidiiiitBenUtiungdcr 
Klanllter UUoa p. 672. 
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dete, dass die Todesstrafe, die nur auf rohe und unfreie Menschen 
passtc, nicht auf freie Bürger an<:fwvn(k-t werden sollte, daher tlie 
leges Puiviae die Tudcsstrafc (niii Ausnuiiiiic als NUinittcl in uußcr- 
gewiMwlichen FIDm) auflloben'^ so dass an die Stelle der Todesstrafe 
andere mildere Strafarten traten, bis allmählich, je mehr die würdigere 
republikanische Ansicht sank und die alte römische vinus unterging, 
Todesstrafen wieder vorkanien, in der Kaiserzeit aber fSa alle schwe- 
ren Verbrechen die ReucI w urden, je mehr unter den schlechten politi- 
schen Zuständen die Achtung vur Menschenwürde, der Sinn für 
Freiheit und Biii;gertiini verschwanden" nnd die bisher angewendete 
ogaoe et igfus haenUcHo ihre Bedeutung verlor. 

Nicht unbeachtet dari' hier der Einfluss des Christentums auf die 
Ansichten über Tixlesstrafc bleiben. Wäha-nd, wie sich sogleich 
ergeben wird, die neue Religion überhaupt das bedeutungsvollste 
Element der Gesittung in der germanischen Welt wurde, bewährte 
sie sich in Rnm nicht als ebenso einflussreich in Bc/ul; auf Todesstra- 
fe, was daraus sich erklärt, dass die Art der Streitigkeilen unter den 
Giristen''. die völlige moralische Versunkenbeit der Römer und der 
Charakter Constanlins, der in das Wesen der neuen Religion nicht 
eindrang, nicht erwarten lielkn, dass das Christentum eine wohltätige 
sittliche Umgestaltung bewirken konnte. Die schlechte Auffossung des 
Geistes des Christentums erkläil es auch, dass dasselbe sogar ohne 
seine Schuld die Veranlassung zur gröberen Grausamkeit in Bezug auf 
Drohung der Todesstrafe wurde." Höchst bedeutend wurde dagegen 
das C hristenlutn tia. wo es in seiner Reinheil aufgefasst wurde und 
seinen Eintluss auf das Leben der Völker äußerte. Eine andere von der 
des Altertums völlig abweicheade Vorstellung von äex ziknoidea und 
durch Strafen zu versöhnenden Gotdidt wurde insbesondere von den 



" (10) Oeilii. Ldübuch S. 24. EiaHÜote. dieiMwvoeMfodrflMywfaiii; S. 
" (II) Ocib, Ldabucb S. 110. 

DkUmt dfe widMiiB Benafeing VM IlMiriMlife 
LalHmt,Hudu«irl1ililoimde /«wihmM pi. 220. 2M. 

" (1 3) Dks OEiM "dl dMM. inn in StndiccI« MrfdM simiBe 

Rttdciiclil nabm. und du HödeMuni euer venleiblicheii Milde beschuldigte. 
Haaendarf. die DepctUtiaMltnfeS. 134. Die Graiis^imkcit der ConslaMini- 
schen GeteUeetHing bä PiliifaiiK der Entführung zcigl selir gut Du Boys. 
hhi,>in- l.p. 67j-?B. Wie wtnij; Jmdiii» in d« <3«i«t de» Chfisirtiliniw dmng. 
2cigi !icineNaweae77,WDcrnBl,diHderZainderGfiUlMilduiGliGotlesUile- 
nuiB euigeniftn wild. 
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Kirchenvätern aufgestellt, nämlich die Idee von Gott als dem lieben- 
den V'atiT. (iiT die Bosscninu der Mcnschon will, Daniiis t-rklart ^\ch 
der Kuinpl der Kirchenväter gegen die heidnischen, die Menschheit 
schandeoden bstitute der Sklaverei, der Gladiatoren'^, und der Aus- 
spruch gegen Anwendung der TiKlesstrafe." In diesem GL-i<tt: wirkten 
auch die Päpste und die christlichen Priester bei der Bekehrung der 
germanischen VAllcer zum Christentom und wQrdige AussprQdie 
erklärten die Fitltor und die Tixlcsstrafo für ungerecht.'" Die Strafge- 
rechligkuii sollte nach der kuxiunischcn Ansicht das Verbrechen nicht 
als Verletzung des Beschädigten, sondern als Verletzung des Oflbitli- 
chen Inicrcsscs auffassen, woraus der fielst der Milde sich ergab.' 
Auf einer Kirehcnversanimlung wurde als Zweck der Strafe die Bes- 
serung des Verbrechers erklärt"* Wie sehr noch im Mittelalter würdi- 
ge Männer der Anwendung der Todesstrafe, als dem Cicistc des Chris- 
tentums wi<kTsiri.-!lcn(l. enlgegen/uwirken suchten, lehrt das Auftreten 
des heiligen ßcrnhajü. In .solchem Zusammenhange muss auch das 
(freilich nicht selten missbrauchte und später entartete) Institut des 
Asyls aufgefasst werden, dessen Idee anfangs darin bestand, dass die 
Kirche demjenigen, welcher in eine von ihr mit kirchlichem Frieden 
umgebene Reistätte flOdilete, gegen die in jener Zeit leicht gewalttä- 
tige, kein Recht achii-nde W-rfoliuing des lfii!i.ii\,h;iftlichen Anklä- 
gers schützen wollte , ohne da.ss deswegen dei Schuldige einer ver- 
dioiten Strafe entzogen wurde, bi dem Asyl aber sprach sich noch die 
tiefere Bedeutung aus. dass die Kirche den von ihr rieschützten nur 
der Todesstrafe entziehen wollte, daher vielfache Aussprüche und 
Verträge vorkommen, nach welchen die Ausliefierung des Fluchtigen 



'* (14) Oul ewcMldBt von Laarmt, Audg air 1' UsJoirr de I ' kmimtili. wffV. P. 
S12. 

" (1 3) Es «enttgl die HiiiwelmD« ■iir£. AMgnstin. rpht. IS2, 134. 0« daiaberiUMM, 

MUt peita di morle, p. 39. Im Zosainnienhang^ damit stefalaBdi der idnr&Tl' 

dd der gnuwiicii OeHngBiMe. Laurem j>. .< IS. 
"(16) Lmnfit, mL VB, p. 15t, ErfcUning von Papti Nikoteus ea die Bulgaru. 
"(17) Lau rent. roLVHp. ISA. Bjfbiay, I ' iqfbwiiKW da dmh camud^ mr It droit 

Jrainüh. Toidolut 1957, p. 124. 
" (IS) Conci/mm TdOeiaitamiHMtmü C.m il voL XI. p, 141. 
" (19) BiUicAecB Gilereieiii. L p. -"i I ■ II. p. 17. Der HdligB kim eben dazu, ata ein 

Räuber Mocericlitel werde« soUtcuadoKzagOui der Stnfe mit der Eitlinng. 

dsi erttn dmch eine lange BnSe rtoben laiacn wolle. 
" (2(1) RavMion der vUkcBadttBclieBLdmvaei Asyle von v. Mohl. Thtibingcn I8S3. 

Des AijfliCGliI ia aeiiier geechichllclien Entwicklung von Bulmcring. Doipal 

IS32. Du Bofs. JMMofff du dndt crimluel, vol. IV. p. J96. 
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nur gegen das Versprechen bewilligt wurde, dass der Schuldige nicht 
am I fhi-n eoslraft worden sollte. ' Dass das canonische Recht die 
l t>dc.ssiiatc gcrcchifcriigt hahc. lasst sich nicht nachweisen. 

In dem gcrmunii>chen Kechlc lindci sich nach den Iriiheren Nuch- 
lichten die Todesstrafe; allein eben hier zeigt sich der Einfluss religiö- 
ser Vorstellungen, nach welchem das Volk diese Strafe ads eine so 
außerordentliche Maßregel erkannte, dass es die Anwendung dersel- 
ben als durch einen Befehl der Gottheit gerechtfert^ ansah.^ So 
lange hei licn gcrnianischen Völkern das Ssstcni der Blutrache und 
später das Kompositionssysteoi im Strafrecht galt, war weniger Ver- 
anlassung da, Todesstrafe anzuwenden; allein dass fOr manche 
Verbrechen die Todesstrafe angewendet wurde, rechtfertigt sich durch 
die Idee des Friedens als wesentlicher Grundlage des germanischen 
Volkslebens und der damit zusammenhängenden Ansicht, dass der. 
welcher gewisse schwcie Veihrcchen verübt, dadurch den Tiicden 
bricht und als friedloser Mann auch ijetötot werden kann.'' Wahr- 
.scheinlich ist, das.s bei manchen Völkei a von der Todcssirale schon 
früh häufiger als bei andern Völkern Gebrauch gemacht wurde~\ am 
Meisten bei solchen, welche mit den Römern in vielfache Verbindung 
kaiuen, wo der Einlluss des römischen Rechts zur Aufnahme der 
Todesstrafe in ihr Vdksncht fUhrte^, wie dieser Einfhiss auch man- 
die Bestinummg in den Kapitularien eddärt." Erweislich findet sidi 



(2 1 ) Vorzügliche Nadmelsuntieii ia CA. £>r Btamipain. Enm Sur I ' asyh nlititta. 
Pari! 1834, P.J0.S9, 

(22) Es iM ddierdie ADsidit Ronliiitt ia der OcMMciileilcs cmwitcben Rwditt S. 
333^ da« dieTMcMlnfe ib eiiM Balte ai beUwhlai sd. dJi. 4« iMCKMcdei 
reuigen Vertmehe» MKedige. »Icte zu billig. Zugeben kann tau Mir. d«M 
die KinAe dem SlHle dM Redrt aid« BbBBpradMn falbe, dieie Strafe 
Rcikliaii aazuwendea; in c 1, X, dtfiutis, 

(23) Dnnr bedd« lidi die NMMdii de* TMw. dra die Toden^ 

Nadnidilea Ober die Ansichlea regier Volker in Bezug eof dieTadcMlnfe Dber- 

" (24) Dmufbeddiiaidi dteSttieiiD i4f> SU» <K X 
(2S) INee Kbeint InAcMmden bei den SKfaieo der PUl scwcm n iHiv ob«^ 
die Nacbrichicn Z»«ifel crwedcen. AMIm imrae emu tit t tt ioi u» DomM Albetü. 
Weimer 1858. p. 73. 

" (26) Z3. bei den GoKo. Laiwobeiden. Ami. Je im Ualor. CHm. BmL 1859, Mh 

teMli^LembmnaS.25. 
" (27) Z.B. bei dem AicMOiM CMitkterti ne. Ucbtig iii aoch ^Bp^ 

aciiiGble S. 91 2). daac dae HeiBiiiiiehen dec moeeieclien Recbu das TiKani|irin- 

zipliegllMtigt. 
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audi in germanischen Gesetzen die bei rohen Völkern überall \ur- 
kommendc Vorsii-llunii von (Kt Talion."'* Wichtiiz ist aber, dass aiil die 
germanischen Volker die Kirche nach der Bekehrung zum Christen- 
tum etnen wohltätigen Eiafluss ihnm wOnfigen Geiste treu gegen <fie 
Anwendung der Tt>dcsslrafc äußerte.''' Nach Vdrstelluniren des Volkes 
scheint trotzdem die Todesstride immer häutigere Anwendung gefun- 
den zn haben, indem man immer mehr anablösbare Verbrechen an- 
nahm. bei denen keine Sühne diireh coiiiposhin stattfinden sollte, wo 
vielmehr die Friedlu&igkeit, die dun schweren Verbrecber traf, die 
Anwendung der Todesstrafe rechtfertigte; diese Ansicht führte insbe- 
sondere bei Verbrechen, die in Verletzung der Treue bestanden'", 
daher bei Verrat und bei dem Bruche des angelobten Friedens^' und 
bei gewissen Arten von Tötungen, die nach ck;r Volksansicht unter 
dem Ausdrucke Mord begriffen waren, zui Todesstrafe. Der 
Gebrauch dieser Sirafarl wurde allmählich bei <lon i'ermanischcn 
Völkern'" häufiger, je n)ehr das ruiiii.sehe Recht, in welchem Todes- 
8U"dfe oft gedroht war. auf die Gesetzgebung einiger VflUcer Einfluss 
erhielt, je mehr durch die .Ausbildung der Kraft der Staatsgewalt und 
der Erkenntnis, duss Verbrechen im öffentlichen Interesse besü'att 
werden mOssen, das Rompositionssystem verdrüngt wurde und zur 
Drohuni! öffenllieher Strafen tuhrte, Hier aber konnte man um so 
leichter zur Todessuafe kommen, als im Mittelalter in der Fortdauer 
dier Ansichten von Rache im Strafrechte die Idee der Talion sich 
gellend niaehie und in der Rohheil der Zeilen bei einem Volke, das 
gewohnt war durch siimliche Eindrücke bestimmt zu werden, die 
Abschrecicung als Zweck der Strafe, daher die Notwendigjceit 
durch strenge Strafdrohungen zu wirken, sich geltend machte. Es 
musstc dem Volke natürlich scheinen, dass der Verbrecher so behan- 
delt werde, wie er durch seine Tat Andere behandelte, und ihm nach 



* (2>) AiMBHi p fiiclien in den MgeMdiBisdiai CescUCT hj. Ae^redi, e, 19. S. noch 

ZOpO. Redtl«gcKliidite S. 912. 
" OMwf baMN aidi dto CviML Ctoot «0. 9V (<■ Äf« ^ 4»Jb 1^ 

cbem <fie remge Bddile des SBnden und du Zongmi des Pricstcni von der To- 

desstraiiB befreit. Micfaebn in derZeilsGMft XIV. S. 201 . 
" (30) Du Boys, hüutm du droit erimmil O, p. 121. S Mdi ZOpd. Rechiügcschidile 

S.9I& 

" (31) Mwcr. in BhnllsBUi Obnscluiii IH. S. 33w 

" (32) EiM Gleielifllniiigkcii der .\iisichicn beüHul nielil, indem z3. bei den Sadnen 
■diaa liflh der DidbMatal (wenigstens gcwiHe Alten) mit dem Tode beebaft wnr- 
de. iUtallin. in Bbrntschli lU. S. 173. 
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gleidiem Maße vergolten werde.'' Der Zweck der Abschredouig aber 
musstc 7iir häiif'ij^cn I^mhung \(in Todesstrafen, und zwar grausamer, 
recht in die Sinne lallender Vull&ircckungsurten, tührcn. Von Bedeu- 
tung ist hier aber, dass nadi den Zeugnissen der Geschichte die To- 
desstrafe lange nicht so häufig, als man nach der Weise, wie sie in den 
Statuten gedroht ist, meinen sollte, vollzogen wurde. Dies erklärt 
sich daraus, dass die Kirche fortdauernd ihren Einfluss anwendete, 
durch (.lio Strafe Bossoriing des Vorhroi livTs zu bewirken und daher 
die Vollziehung der Todesstrafe lu hindern. Auf Rechnung dieses 
mt^ikens muss es gesetzt werden, dass nach den Zeugnissen der 
Rechtsprechung des Mittelalters^'' die Lofikanfung von der Vollzie- 
hung der schwersten Strafe, insbesondere auch der Todesstrafe, da- 
durch begünstigt wurde, dass der Verurteilte zu Veranstaltungen der 
BuLW sich verpflichtete, wodurch er und seine Familie auf eine öffent- 
liche LX-mütigung aussprechende Weise seine Reue an den Tas' le«' 
tc,"' oder es übernalini, zum bleibenden Andenken an seine BuUe der 
Kirche zur Zierde oder zum Nutzen gereichende Denkmäler" erbauen 
zu lassen, oder eine mit mehr oder minder schweren Bußen verbunde- 
ne Wallfahrt, Pilgerfahrt, Röraerfahrl'* vorzunehmen.''' Der Beweis, 
dass man nicht berechtigt ist, aus den in Statuten hSufig voikomnwn- 
den Androhunuen der To<lesstrate den Sehluss abzuleiten, da"^s iliese 
Strafe auch angewendet wurde, ergibt sich noch daraus, da^s über- 
haupt die strengen Strafdrohongen häufig nur, um durch die Drohung 
abzuschrecken, als Maximuni betrachtet wurden, so dass das Hrmes- 
sen der Schöffen frei war, für mildere Fälle auch geringere Strafe 
auszubrechen, am so nwbr als Obetfaaupt im Mittelalter den Sdidffea 



"(33) Aul lks. Alt teiBlaldikdmSidiiieadccMIlicUMnvidCMiidaiTUl- 
onspnn^ip m den SlnfaDMdi dam Sri« LdmunLabM, Blut «niBliitGiiI 
«MiberOMabiilcBn kl der ZcilidiiUk fDr dcabdiei Hedil. XVm. S. 176. und 
dcnelbe im alauMUMiidttii Staaftedil. S. 84. 

" (34) iMurent L t. voi VB, f. i57. 

' (3S ) Wichtige Nadiiidhl in Camain byJiagen M dl KMuii vom kn omdr Onfrtgi 

von Waiden. GM ifOS. pi. Iff-iOO. 
" (36) Camutrt p.eo.136. 

" (38) Noch in dneia acoorfidi ■■ &Bm fiMmga flk dsulidie Vofzsit von den ger- 
maaisctitn Mnseam IS6I, Nr. 19, OfclalMr, voMiBiilHdilBii DmdBMr SUdÜNMli 
von 1432 - 1463 konint (Mtcr ak SbvSs des TbCicfalags die RämerfBlnt vor. 

" (39) Cmmaeit p. 79. 
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die Befugnis zustand. Gnade für Recht walten zu lassen . was 
insbesiindiTo n\\ hei Tcidoxstrafcn (freilich oft nur um reiche Üheilii- 
icr zu bcgüiisligcn) angewendet wurde. Nicht unheinerkl darf bleiben, 
dass im Mittelalter insbesondeie in Italien ein Kampf der Ansiditen 
der hiristen bemerkbar ist. von denen einige entschieden Pur die Milde 
im Su'afrechte sich aussprachen, und dass damals schon ein geachteter 
Schriftsteller*' die Ungerechtigkeit der Todesstrafe zu zeigen suchte. - 
Dass jedoch gegen Ende des 15. und vom .Anfange des 16. Jahrhun- 
derts an im Stra&echtc eine schlimmere Zeit cinirdi, und der Sieg des 
GeislBS der Absdirecknng vorzQglich viele Todesstrafen erzeugte*^, 
beweisen die Statuten aus jener Zeit, und dass nach den Zeugnissen in 
den uns aufbewahrten Aufzeichnungen der Scharfrichter jener Zeit 
diese vielfach grausamen Ttxlesstrafen auch vollzogen wurden, cridärt 
sidi daraus, dass immer häutiger statt der Schöffen angestellte Richter 
urteilten, oder \(ni (iiosen die Schöffen so hehaiidell wurden, il;iss sie 
ihre frühere Bedeutung verloren^', und das.s überiiaupl aliniLiidich die 
Mittel, durch welche früher die Schöffen die Anwendung dei 1 ödes 
strafe umi;ehen konnten. z.B. das Richten nach Gnade lüi Rocht, 
verschwanden. Es kann nicht in Abrede gestellt werden, dass Schwar- 
zenberg in der COC. Todesstrafen zu häufig drohte, was sich daraas 
erkli[rt,dasserandieGc\v<ihnheit seinerzeit sich anschließen mussic; 
allein der unparieiisdie Forscher muss erkennen, dass Schwarzenberg 
viel fOr die Vermindening der Todesstrafe getan hat, wenn man er- 
wlgt, dass der edle Verfasser nicht bloß durch den .Ausspruch ini .Art. 
104 CCC der Häutiglceit der bisher angewendeten Todesstrafe entge- 
gentritt, sondern auch durch die Fassung mancher Artikel, worin zwar 
Todesstrafe gedroht ist"\ möglich macht, dass diese SujIc nur als 
Maximum füi die schwersten Fälle der Verschuldung angewendet 



'** (40) OwctbtUegm, in RedMsaltartBiBer. L S. 37. Joim, Stnftedil Ar NanUenlKli- 

lanAS. 344. Note. 
(41) NlnriiiA Bliiki Caknziak Ldira- da Salm VW 

wdsiHsen iSber jene Kdituiis in Italien im UHh in GoitM dll« frih^ 

poli 1857. Nr. 1206. p. 492. 
" (42) Ober die SdieuBlicMceit der dien Stnien, OHnbriliBSBn, Recteilleilflnier m, 

S.I& 

(43) Dmh cfieeuntwiiindnnnKli nndlidvSlBlInng, wsfcliedieSdflflen in der 
GCC ethiclten, der IUI im, aigt gni Zndiariä In Aicldv dH Cnminalndm 
1857, S. BS. 

" (44) Z.B. im Alt 109 VM der Zodbem, in AM 1 2S von der Brndmanng. 
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wird, dass selbst bei schweren Verbrechen^" die Todesstrafe nur 
alternativ und nicht absolut tiodroht wiid, und dass durch die allge- 
meine Hinwcisung auf die in der heuligen Wisscnschalt mit dem 
Ausdruck verminderter Zuredinutig bezeichnetm Fllle*' dea Riditem 
der Weg gebahnt ist. auch da, Wn die Todesstrafe absolut gedroht ist, 
in Fällen geringerer Verschuldung eine mildere Straie auszusprechen. 
- Wenn auch nicht verkannt weiden kann, dass im 16. und 17. Jahr- 
hundert in den damaligen (Icsct/cn die Todesstrafe sehr hautig ge- 
droht isl^ , und in den Schriiblellem jener Zeil über Criminulrechi ein 
Geist der Strenge bemeikbar ist^, so darf nicht unbeachtet bleiben, 
dass die häutigen Kriege und die durch die religiösen untl politischen 
Parteien herbeigeführten Gewalttätigkeiten den Geist der Rohheit im 
Volke und eine Gewöhnung an harte Stnifen, insbesondere Todesstra- 
fe, erzeugten und in den Gesetzgebern jen. r 7l it den Glauben herbei- 
lührcn konnten, dass um die Gegner ab/uschi ecken oder in jenen 
rohen Zeilen überall tuichihaj wütende Räuberbanden auszurotten,''** 
die luichsie .Strenge ilurch harte Todesstralen notwendig sei. Selbst als 
allmählich der (ieist freier Forschung und Prüfung der Grenzen der 
Staatsgewalt politische Untersuchungen veranlasste, konnte manche 
durch die Einflüsse der Zeit, in welcher die Schriftsteller lebten, 
erklärbare Rechtfcrtisiunii der T(Kle<strafe besreiflich sein. Vor/ü<:lich 
muss hier Hubbes " hervorgehoben werden, welcher fulgerichlig 
nach seinem Prinzip, das den Verbrecher als Feind des Staates be- 
trachtete, die Todesstrafe als einen Akt der Notwehr im Kriegssiand 
rechtfertigen konnte. Wichtig ist dagegen die Erklärung des Kanzlers 
Thomas Morus (der selbst den Tod auf dem Schaffot erlitt) in seinem 
das Ideal eines Staates schildernden Werke: Utopia, worin er im 
Strufrechte verlangt, dass die Strafe der Verschuldung anpasse, harte 
Strafen verwirft und die Ungerechtigkeit der Todesstrafe kräftig 



(4S) z.B. Alt 159 bd dem acOMiclMn DidMtdü. 

''(46)iiiAitm-m. 

^ (47) Audi der UmtaDd mBdecnfhiiNiGh. dwdw lOidw, iwidw MiNruda' 
Amdil von der tJaieditnilBiskeit derlbdcHlnife feslUdl. elbnaiHch schwieg 
und lelMt wo der eilen cMitliclKii Amictal ebgins. 

*(4S)UlliiaiiidBrGtaeBMtt(Mfi«Hwrfr. iaSBLMr. 1214. 1235. 0^-45. 

eitle ftudMbara Alt angewendet wurde. 
"(StQthier Habbel ad» Vorländer, Gescbidite des ptiilosoptiischea M unh e idBe » 
der SlwMsMiie. MerimiB IU5. S. 353. 
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(wenigstens wenn man sie gegen Angriffe auf Eigentum anwenden 
will) zeigt'' 



(51) üb» am V. Mdil. GHdiichle dar StMWwjMCMdMft i 

ämnavauxetMtwieeid»l'AeadimhdetKltiietiiiioHdui.ParU tB4,B,p. 
jm.Aiaamin&ttllmededeMxmiimln,l8S6,IV.ikS5l. V.p.S64. 
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§.2. 



Zusaminciiliaiig der Amichteii Uber Todesstrafe nit den Fort- 
sduritteii würdiger Ideen über Strafrecht seit der Mitte des acht- 
zehnten Jahrhunderts. 



Die wichtigste Unigestaitung in den Ansichten über Todessstrafe 
ging in Europa seh der Zeit vor, als die Entwicklung der europäischen 
Gesittung in das Zeitalter trat, in welchem der CiL-isi tlcs Skcpti/ismus 
und der Auflebnung gegen die Bevormundung der Menschen durch 
Staat und Kirche ankämpfte, die bestehenden Zustände untersuchte 
und angriff, dabei freilich oft zu Übertreibungen und Ungpiechtigkei- 
ten gegen alles Bestehende verleitet wurde, aber mächtigen Einfluss 
auf die Umgestaltung der politischen und sozialen Zustände durch 
Vertuneitang neuer Ansichten ausübte. Wenn auch in England schon 
soit finom Jahrhunck-rt in den gowaltiücn religiösen und politischen 
Kaiiipica der (ieist des Zweifels die wichtigsten wissenschaftlichen 
Forschungen auch in Bezug auf die Grenzen der Staatsgewalt hervor- 
rief und Englanil bei allen schlimmen /iisländen ein freieres Volksle- 
ben und damit zusanuiienhängende Einrichtungen besaß/' so blieb 
dies doch lange ohne Einfluss auf das Übrige Europa, bis in Fhuikreicti 
plötzlich seit der Zeit, als geistreiche Männer nach England reisten 
und die dortigen Schriftsteller und Zustande kennen und achten lern- 
ten, zugleich die Aafineiksamkeit ihrer Landsleute darauf lenkten, und 
dadurch neue wissenschaftliche Arbeilen hervorgeniten wurilen. 
welche mit Anpreisung engliscber Zustände neue Ansichten Uber 
politische und rechtliche VohSltnisse vetbreiteten und bald auch in 
andere eoropfiisdie Länder übergingen. Es konnte nicht fehlen, dass 
diese neuen Ideen auch in Bezug auf die Ansichten über Todesstrafe 
vorbereitend eine Umgestaltung bewirkten. Die Richtung der 



" (I ) Vide «ichdiB BaoMslai^Bcn kommen in dieaor Boidiuiic m 

schiGlile der GvUudKM in Easlan4 Ubenetzt imn Riqeu Bd. L 2. Abl^^ 

M. n. s. I. 
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Wirksamkeit der damaligen Schriftsteller war aber eine verschiedene. 
Während einige, vorzüglich Voltaire^', durch die heiligen, viellach 
ungerechten Angriffe auf bestehende Zu&tiinde und in Ansehung der 
Todesstrafe, deren Notwencßs^t unter Umständen er idcht leugnete, 
durch die begeisterie Verteidigung Unschuldiger, zum Tode Verurteil- 
ter, die Ansichten von der Trüglichkeit dieser Stratart verbreiteten und 
gegen die Härte im Strafiechte auftraten, wirkte Montesquieu** 
praktisch, indem er die gegebenen Verhältnisse anerkannte, aber die 
Ue&ctzc der Mensclilicii, der Natur des Menschen beachtete, die 
bestehenden Einrichtungen mit ROcksicht auf die durch EHiihning 
nachgewiesenen Vor- und Nachteile prüfte, im .Strafrecht vorzüglich 
eben so gegen hereingezogene mystische Ideen als gegen die Ab- 
schreckung durch harte Straten liärapfle und von dem Strafgesetzge- 
ber Mäßigung verlangte (unter dieser Voraussetzung sdbst Todesstra- 
fe als zulässig anerkannte). 

In England, wo die während der politischen und religiösen Kämpfe 
vullzugeiien Todesstrafen alles MaÜ überschritten und das Absclue- 
dcungsprinzip herrschte, ging deimoch allmählich eme Umwandlung 
der \n-<ichlen in Bezug auf Todesstrafe wenigstens in so fern vor sich, 
als die edlen Bemühungen von Moward ', der von seinen Reisen durch 
Europa erfUUt von der im Strafhechte herrschenden Grausandceit, nicht 
bloß auf die Verbesserung der Strafanstalten wirkte, sondern über- 
haupt gegen die Häne der Sürat'en käinpfte, nicht fruchtlos in so fem 
blidjen. als seine ergreifenden Schilderungen schlechter Zustände auf 
die Stralgevct/gebung lünlluss halten''', und die von ihm verbreiteten 
An&ichten Uber die Notwendigkeit, Besserung der Su^linge zu erzie- 
len, m diesem Sinne die Gefängnisse zu veib^em, imd sehie Aufie- 
itwgen gegen die HSufigjceit der Todesstrafen, die allmShlidi mildeie 



" a) (^cr iln ftidM ikii CMh Im liwlcfea. a IL S. 265. Widiiigi^ 
VeriüÜEiiis zu groScn Regenten geincrZctL 

'*(3)0b(rilnwQlil»bcwJitciideUildkniv.MoUI.S.236.Vff]iwl«rS^ 628, 
Bvddfe L 2. AMk S. 2S7. Jbnme contmporabu MS& Avräjt. 749, Mai i< J<1 
JoHtiml lnbM ¥om 30k t. imf 2. Sept Itö9, »irf viw^AeA Gm/ SUi>ph 

JMh IS57. Cmadgmtscriai InedlH. Vol. a, p. 2ß7. 
"(4)£4I^^X Aianmf wMCBmm<-Mf.v ,m Iiis ehanuMriy PIM Loadaa ISSOi Ober 
sein WiiIdmkIh BmIi: The prium Chapkin. Mm Clay, ty Mi mr, CamMdge. 
IKI.p. 22-43. 

» (S) ES «Eibt lieb aus dem Ld» yaa »mmd. dsss er gern in Beocaris's Werice Iss 
und es ■■iUfaite. Field im eben siqgeiUbiten Wake, S. I6B. 
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Strafgesetzgebung nnglaiids vorbereiteten. Einen Oinfluss auf diese 
Gesetzgebung haHc in I'nL'l;in<i Boniham'"', der auf einer Seite voll 
Wohlwollen für die Men.sclien die Verbesserung der SU'afgesctzc, 
SdMitz gegc« Willkür und Milde in der Diohung der Strafen, die der 
Größe der Verbrechen entsprechen sollten, bezweckte und vielfach die 
Veranlassung zu Verbesserung der engliscfaen Gesetze gab; auf der 
anderen Seite der Begründer der Nutzenstheorie wurde, weldie in 
ihrer Zergliederung der menschlichen Handlungen in dem durch 
FvKiA und Holinung gclciiciun feinen üguismus die Ursache der 
Verbrechen fand, und in der Strafe das Mittel erkannte, der Verilbung 
des Verbrechens durch Drohung eines grOfiercn die Lust /um Verbre- 
chen zerstörenden Übels entgegenzuwirken. Auf diese Art wurde 
Beniham der Begründer der feinen (der Feuerbuch 'sehen ähnlichen) 
Abschredoingstheorie, welche auch die Todesstrafe rechtfertigte, 
doch nur so weil sie noiwenig war, und mit vielen Beschränkungen. 

In keinem l unJc war der Geist der Reform, insbesondere auch in 
der Wirkung uul die Ansichten über Todesslrale kräftiger entwickelt, 
als in Italien, wo schon früher als in anderen Ländern die Rechtsphi- 
losophie Gcj'cnsiand wissenschaftlicher Forschungen war."' Wichti- 
gen Einfluss hatte hier Filangieri, geboren 17S2. In der nätnlichen 
Richtung wie Montesquieu wirkend, aber diesem nachstehend, da ihm 
nicht, wie dem fran/( isischen Schriftsteller, reiche Erfahrung, umfas- 
sende Geschichtsstudien und die durch Reisen, besonders in England 
erworbenen Kenmnisse zur Seite standen, übte Filangieri, der vielfedi 
durch das Studium von Loke bestimmt wurde, (loch großen Einfluss 
aus, indem er das Wesen der Gesetzgebung zergliederte, es versuchte 
feste Regeln aufzustellen, welche jeden Gesetzgeber leiten mussten, 
vorzüglich die Grundsätze des Strafrechts und des Verfahrens in allen 
Einzelheiten durchführte. In Bezug auf die Todesstrafe rechtf^gt er 



" (6) Bn wertvolles Buch itt hier Wo^ryeh Ike läaorj «mä nsuln »///rc pretrni capi- 
tal pmUhmaUM ttBai^imiwUif^ ttMet London ISO. B» iet tnt e wwwt m 
ielicii, WK nmer BstvAinft SIiIdIb dicliiiliBrgBdrafaloTodfiBtnfblNi bunhi 
Votrecfaen ni^eholwn wurde, wie Olbeihau|)( mehr Begnadiguneen erfolgten 
unditadufdKEe VoimclKii lidi wchl vemiciiitMi. 

" (7) ()1ier Un IMl. S. 2». Vorliiider S. 232. Guler AofiME in >bmiAm fiw 

teiaieea morales. Paris IS55, voL II, f. 49. The prison <-A<qriata p. 72. 
** (8) Eine gnie Oaniellung der rechtewiicHuclMlUich pliilosaiihiadiHi AitieiteN der 
kdiener Iwi CmiigiMiii. scritU budUL Uicea 1851. voLUp. 29. 177. 



Copyrighted material 



16 



zwar sie als aus dem Wesen der Staatsgewalt fliefJend. allein er gibt 
ein Rocht sie 7ii dmhcn nur hei Hoi-hwnat und Mord zu. und zeigt, 
wie die Hitutigiccil der Todesstrafe inslK-sundere da, wo ihre Vullzic- 
hung die öSentliche Stimme gegen sich hat, die größten Nachteile Ar 
den Staat selbst crzeuL't/" Sein Werk war es. welches nicht bloß in 
Italien auf die Gesetzgeber wirkte, sondern auch in England großes 
Ansehen goioss.'' Die grüBte Umgestaltung bewiricte, in Bezug auf 
die Ansichten über Todesstrafe in der ganzen gebildeten Weit, Rccca- 
ria ' (geb. 1738. gest. 1794). Ikrvorgegangen aus Besprechungen tnii 
bedeutenden MSnnem in Fhtnkreich imd Italien, deren Streben auf 
Bewilkung der Reform des Strafreehts gerichtet war''\ wurde sein 
Werk, wenn es auch weniger tief, auf Gründe, die keine strenge Prü- 
fung aushallen, gebaut, und nicht von Übertreibungen frei war. doch 
geeignet einen mächtigen Eindruck hervorzubringen, um gegen das 
bestehende Sh;i(reehl l'nv.illen hepNorzurufen." Der AnvrilT t'esjen 
die Tudessüafe beruhte aul der .Naehu eisung, dass die Naehalmiung 
göttlicher Gerechtigkeit, die Idee der Vergeltung, ebenso wie die der 
Abschreckung der Strafgesetzgehunt; fremd sein müsste. dass der 
Staat kein Recht, Todesstrafen zu drohen, haben könne, da die Einzel- 
nen ihm kein solches Recht, Ober Leben zu verfttgen, llbeitregen 
halten, dass nur der Nutzen der Gesellsehart, jeddch nur der auf das 
Gesetz der Gerechtigkeit gebaute, den Gesetzgeber bcstinuiien dürfe, 
dass aber nachzuweisen sei, dass die Todesstrafe nicht nur keinen 
Nutzen, vielmehr selbst Nachteile erzeuge. Beccaria's Ansichten 



(9) Ober den OtM «Mid dM «tal *r AiMlm niangicil ein «uicr AuftilK la 4er 
cngliwlieii Zehidiriil: Law nvirw, tSSS. p. 46iHidS9^ S. aodi imtow Anhitz 
in BlmtsdiG, SUMswartobucfa DL S. S2(N ferner Ounignni «m'M Yd.B.p, 
207. Sdopü ü, p, 282, und Smia phiioaiphie dt dmU puhUc, voL VI, p. 139 - 
157, 

*' (lO)NMh«icüiinBin WoUryekkituryaiidruiiltstfeairiuipiaiiilimeiiu,p,43. 
"(II) Ober ihn von neueren AnsidNen Wakher in BhinUddi. SuMMwOrteriHidi. L 

Tbl. S 757 Glaser. Bcccariil.W]eal8Sl.lMbJLA iSSl^JhXK iSM.J^4/. 
Sciopii I. < . />. 276. Soria phUoM. Ou dMtpäbHe, P, 131. Carmignmti Mcrioi voL 

a,p.iS7, 

" (1 2) ä itt durch cfic KnnB U Wiidenz vwi Grinwi Iw jeileMt. dass das Wat von 
Bcutaibiwi den BBHimen bei wnginig, wcluhc lict rcgrlmüOigen Zusammcn- 
iiDuIkn finmBwidi wn d italieniidw Cnlnbitm in Bezug mf Rcfoimcn gcptlo- 
gen wurden. 

(1 3) Ohw cikllkn aicfa, das in Venedig das Winric wn BcocailB veibolen «uidei. 
SWdipitpL 277. 
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fanden (wenn auch vielfiach angogrifiFen) bald in aU/aa Lflndero bei 
Gelehrten und Staatsmännern Eingang. 

Die wichtigste Erscheinung wurde die Gesetzgebung von Leopold 
in Tuskunu. Im Zusammenhang mit dem Geiste der Kelcirm, der 
schon seine Voi^änger aus der Lothringischen Dynastie diuclidrang'^, 
stand die von Leopold durch sein fJcset/buch von )7S6 ausgespro- 
chene Authebung der Todesstrafe; eine Erfahrung von 14 Jahren (die 
letzte Hinrichtung in Toskana fand 1774 statt) hatte den Gesetzgeber^ 
belehrt, dass grausanic Strafen nur Nachteile erzeugen, dass die Bes- 
semng der Verbrecher, woran nicht verzweifelt werden darf, 
ein Hauptzweck der Strafe neben der Sicherung der Gesellschaft und 
dem öffentlichen Beispiel sein muss, dieser Zweck aber weit sicherer 
durch gute Gefängnisse erreicht werden kann, als durch die mit dem 
Charakter des toskanischcn Volkes im Widerspruch stehende Todes- 
strafe, ns ist nachgewiesen"^ dass die Zahl todeswürdiger Verbiedien 
in Toskana ungeachtet tlcr Aullu'buni; Jcr Todesstrafe nicht zuge- 
nommen hat. Die nach der 1 hionbe-steigung Leopolds als Kai.ser 
1790 in seiner Abwesenheit in einigen Teilen des Landes ausgebro- 
chenen Volksbewegungen gaben den heimlichen wirkenden l eindcn 
der Reform'''^ einen willkonunenen Vorwand, den vielfach in seiner 
Energie und Klarheit gesehwüchten Kaiser zu dem Gesetze von 1790 
zu bewegen, wodurch wegen gewalttätiger .Auflehnungen gegen 
Anordnungen des Staates die Tudesstrale wieder eingeführt wurde. 
Das unter Ferdinand am 30, August 1795 ergangene Gesetz war die 
Fnicht einer durch eine lorldauemd gegen alle Leopoklinischen Re- 
formen kämpfenden, einflussreichea, politischen Partei, hervorgeruten 



( 14) Ein hedut wicfada» Wcik ^hnibcr i« du von ZoU, mria tMU Mh Tnea- 
na, Firtn» 185 L roLtlp. 430. 5, Mich Sebpb /. e. f. 141 , 

** (I S) Er ipridil lidi 4ailft«r MMriidi ■■■ ü den MfMhrai am Ges^ 

sie itad wieder «bge d widtt in dem Ueflliehen Werter von Piccioni . Pmsidenlen 
des CundoMhiiilB: Jl cadievpwMdlr «mmpip. Pisioja IS5S. \vl. I. p. HS. 

" <I6) CknnigMni !■ ■etaer widMÖWi ZetadMa flir GaebBebMvdM Amlnda. 
IL Band. Nr. aik iHi Vtanäni ä dir nitadidn Zolidnyk Bd. m Nr. 14^ 
ni wflr PkSsident des CiiiiHilinniihiifrii in FlonsuCi Er lebte unter Leofiold. end vcr* 
sidicilB 1841 in Florenz den VcriuMr der voiliegeaden Schrift, dMi nach Miner 
anf bmge BiMaaag gegründeten ÜberEeagaog die TbdessHafe nidrt zu reditfcr- 
ligcn iM «od die AnAMtung in Todcma Iteine NaelMeile BeUbt hibft 

"(17) Zu jedem der Jdm 1787, 1788, 1 789 kameo zwei VerimehendeeMeidei vor. 

* Ö 8) Ck>nügnani in der ZeitiGlmft S. 395. Ütw dm idiBndlidien Bealiclimuen der 
Feindeder Hetem. ZoM //. p. 311. 33ß; Bber dai Gesetz von 1790. II. p. 341. 
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durch die Ruclit des Großherzogs Feidinund vor Gewalttütigkcitcii. 
der um so leichttT /ur Stivn<!c bcwncon werden konnte, je mehr durch 
die l'raiuösischcn Uinlricbe unruhige Zustünde im Lande veranlasst 
winden.^ Durch das Gesetz von wurde nicht bloB f&r die schon 
im Gcsel/ von 1790 mit Tod bestraften Staatsverbrechen, sondern 
auch gewisse Verbrechen gegen die Religion, alle qualifizierten 
Tötungen (Mord, Kindsmoid und Vergiftung) mit der Todesstrafe 
bedniht. Merkwürdig ist. dass nach /uverlassiiien Nachrichten ' die 
Zahl der lodeswürdigen Verbrechen unter der Herrschaft des Gesetzes 
von 1786 sich nicht vermehrte, dass auch von Fremden keine solchen 
Verbrechen verübt wurden, und daher die (neuerlich wieder geäußer- 
te) Besorgnis sich grundlos zeigte, nach welcher, wenn in einem 
ganzen üinde die Todesstrafe aufgehoben wird, Ausländer in das 
Land kommon w ürden, um Mord zu veiliben. Es ergibt sich ferner, 
dass auch nach Wiedereinführung tier Todessirate es /u keiner Hin- 
richtung kam, teils weil entschiedene Abneigung; der (ierichtshöfe 
gegen die Todesslrale herrsehend war'', teils weil rcgelmalSige Be- 
gnadigung eintrat. ' I ber die späteren Schicksale der Todesstrafe in 
der Toskana soll unten berichtet werden. 

Die Erscheinung des Werkes von Beecaria uiul zugleich die Aufhe- 
bung der Todesstrafe durch Leopold bewirkte nicht bloß in Italien. 

sondern auch in ganz Europa eine größere Zalil von Stimmen, die 
entweder für völlige Authebung der Todesstrafe sich erklärten, oder 
doch forderten, dass die Drohung derselben nur auf wenige schwere 
Verbrechen beschränkt werden solle. Ein solcher lünfluss machte sich 
andi in Deutschland geltend. Vorzüglich verdient Österreichs 



* (1 9) (hia diese Eisfllbie AuteUUMe in den oben bcawrictai Wcriw von 

ria.voLW.p. 142, wonMtiidicigttautto^ von Leopold iiMll|ettibene,jeta 

wirkte und Ptafesiar ftamad w Reditfertigiung der Stoenee bcriHa wnde. 
^' (20) CamueiMni in der ZdüMkift. 0, S. 4». Puocku in der Zeilteinll, XD. S. 22S. 

PuetioHltteadk^ Pk 130. 
^ (2 1 ) Wir werden imlen dw DMribwttidiBB, von den Geneldni ei4Befiiliito tJM^ 

dung bei dem Moide nafDIifai. Pucekmp, 131, 
" (22) Curmignani I. c. p. 410. 

" (23) .Mcrkwünls iil,dmete Bcricittdai französischen Gonveneiini von Toskana 
(ubgcdnidct in Gknf Sw/Ipb, taiamliiaUon /ranfaise eit Aalir, Parti 1861. p, 84) 
an den Kaiser NapoHaoa auispridit, dm in Toskana unter dem G. Leopold, der 
die TodeatiBfe aüfliob, um mehr all die Hüfte weniger Votfccliea verilbt wur- 
den, ak unter dem Künig von Etiufiea. der harte Todesstrafen voUziehea UeS, 
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Beispiel BcuLlitung. Es konnte nicht fehlen, dass bei dem menseheii- 
frcundlichon Kaiser Joseph II. schwere Zweifel über die F^eehtmäBig- 
kcil der TiKlci>i>lrufc uufslicgcn; indem er aber noch niciu wagte, 
gesetzlich diese Strafe aufzuheben, wollte er ihrer Vollziehung da- 
durch enlL'eL'cnwirken. dass nach Verordnungen von 17S1 und 1783 
(die aber nicht öffentlich bekannt gemacht wurden, uin nicht bei den 
zu Schwann Verinnechen Geneigten der nötigen Abschreckung durch 
die gesetzliche Drohung der Todessliafe cntgegcn/uwirkeni die 
erkannten Todesurteile nicht verkündet, sondern an den Kaiser gesen- 
det werden sollten, was die Folge hatte, dass von 1781 an fast kein 
Tixlesurieil mehr vollstreckt wurdeJ^ Hrst durch das Strafgesetz vom 
2. April 1787 wurde die Todesstrafe in Österreich gesetzlich aufgeho- 
ben, wozu Bcccaria's Werk, die Aufhebung in Toskana durch Leopold 
und der Einlluss des edlen Sonnenfels in Wien beitrugen. Kaiser 
Franz II. führte I7*)6 auf den Grund von .\nira;'en der obersten Siellen 
die Todesstrafe wider Hochverräter ein. aber ungeachlei neuer Anträ- 
ge auf Ausdehnung der Todesstrafe wurde erst im Strafgesetzbuch 
von 1803 die Ti>desstrafe wieder ausgedehnter (leider in zu vielen 
Fällen) eingetührt; merkwürdig ist aber, dass der Kaiser eine Art 
Rechtfertigung dieser Wiedereinführung durch Hofdecret vom 29. 
Oktober 1X03 für nötig fand '', worin zwar die Tatsache bezeugt 
wurde, dass sieh die Zahl der Verbrechen seil Aufhebung 
der Todesstrafe nicht vermehrt habe, der Gesetzgebar aber 
doch fiir Verbrcclier. deren zum Bösen v erhärtete Cicmütsart aus der 
Gra&slichkeit der \erlibten Tat hervorleuchte, die Todesstrafe wieder 
ZU drohen für nötig fand." Ober die spateren Schicksale der Todes- 
stiafe in Östeneich ist unten zu berichten. - Fiir die Veruileilung der 
Entwicklung der seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts ausgespro- 
chenen Ansichten Uber Todesstrafe muss bemerkt werden, dass die 
durch die Französische Revolution veranlassten Ereignisse geeignet 
waren, hei den Regenten und Staatsmiinnern die Furcht vor gefährli- 
chen Uniwälzungsvcrsuchen und den Glauben an die Notwendigkeit 



" (24) WichÜBB Nadindileii dnflber in von Hye, du OMencicliiiclie Stri%eiet& 
WieDiaSS.S.34.Riile.NariaeiBeniFldllBm 1786 «BeVolhlMckii^g vor. 
(2S) MigclBik vn Hye L c Su 35. 

" (26) AI» Crftide wcwten MjgBfiihil. dw bä solchen V a l naJ ici i i dcrflr dbCeMte- 
gebunp eln/iüc GrundidiaiMadcrSiiafendie Hoffnung jemaliger Bai- 
serung autgcgebea Ut.HidweUiiiirderTodbci sogcrährlidien ValMe- 
dMm Siclieriieit «km G«uein wegen gebe. 
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zu erzeugen, dass nur durch Drohung strenger Sü-afen. insbesondere 
der Todesstrafe, von Begchunj: der Vcrhaxhcn ah^cschrockt werden 
könne/'* Diese Ansicht konnte um so mehr Cintluss uut die Gesetzge- 
bung erhalten, je aUgemeiner wissenschaftlich die Abschreckungsthe- 
orie verteidigt und in Gesetzgehungen ausgesproclicn .'. (irJc. Daraus 
erklärt sich, dass in dem preußischen Landrechte noch die Todesstrale 
zahlreich und ind)esondere fOr Staatverbrechen und in einer Weise 
angedroht ist, welche /cicl, Jasv Jcr f K-sot/pohor nur durch den Ab- 
schieckuogszwuck geleitet wurde. ' hur die Erklärung der Aulnahme 
der Todesstrafe in das bayrische Gesetzbuch (wo diese Strafe ent- 
schieden unverhähnismäßig gedroht ist) darf nur daran erinnert wer- 
den, dass Feuerbach (der Verfasser des Gesetzbuches) dabei durch 
seine Strafrechtstheorie'*'* geleitet wurde, nach welcher, um sicher 
abzuschrecken, dem Anreiz zu den schwersten Verbrechen und das 
größte l'hcl, nämlich der Tod, eniiiegengesetzt werden müsse.*' 

Nicht unbeachtet darf der Gang der Beratungen in Frankreich in 
Ansehung der Frage über Autliebung der Todesstralc von 1790 an 
bleiben. Schon vor der Revolution hatten die Ideen, welche Beccaria 

eniwickcli halle, vielfach Fingang bei den Männern gefunden, deren 
BesUebungen auf die Retbnn der Strafgesetzgebung gerichtet waren. 



" (27) M«ricw«rdis ist. (faos to DeuucUttMl woriger ab ta amitra 

4lcr ReclumiBiskelt der Todentiafft veduadtk wunto. Die Obcneugung «ber. 

dass diu- völlige IteaMrituat de* Sindtediltiniwcmlit ad 

ZiMciid £C£<»i<MeTgdefi(nd!t«iiMMBdca,ipnciiiiAiadiUiachMl777aufdl» 

AMtoMH«tei beuea Stni^giM«<z>>Md»i von dtf OtwJliicbaflia Bau at fattt- 

teil ftBiacaui.DanMbwmlcn viele Sdirito I i« v u i g B iuto .i.d«igteO«ibi. 

Lehlweh 1. S. 321 . BecGKit's Werfe WMde im Bciik BbencttL bi AdM)W 

za wtd to Brinid^ OlMMtniNig vm PhiiQM^ BettaditHUi^ 

332 findet sicii dae 0rte ZusMunensIdliuig der danidifen MdMUBBi tter 

'* (2S) So ^dekl i 93 dea L^Mheclila IL m 20 aua. deit der Hoehwiri^ 

bfeluelflii und sctircvkoiiliafteatfiii Ledie- ml Lebenartnrfc traigciiGlilDt 
wenden lolL - Nach f. MS aoll an derLdciiedei Sdbilraärdrrs. gegen den ein 
Slmfüiteilcikaniil war, datUiwU, wann <a aar Al»aclireckung Andeicrdien- 
Uchht. voOmboi wenlen. 
(29) Die daraaMgeii An n c i hten wodmdi faneriiadi die 'fadeealiafe raihlfaitigtB, cr^ 
geben sich lue leineni Aufinrize to der Bibliolhek des pcinlidKn Raditi. Bd. IL 
Nr.4,undanaaeinerKiitikdeaiaeinichnNiKlmEiitwinft,n.S. 163.111,5. 
164. 

" (30) Ww idr diaea TImoin den Verteeer kilBlB, neigt der aue dem Geieli^^ 
weggebuseiie Art 32 des PeueiiMcli 'sehen Entwuls, nach wdcfaBm die vcrnddc- 
teltadeeilrafein KctteMtiafcinvierwaBdehiat. wenn der Vc i hieelie i Inder Ab- 
sicfat hingerictuet m weixkn dielte veittblB. 
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Von 17*K) Uli L'i hielt aber die Frage eine gröfiere Bedeutung", als in 
der NatidnaKi'isaninilung Lcpclk-tier Saint-Fargcau im Namen der 
Vcrfassungs- und Gcscugcbungsuui>schüssc den Antfug stellte, die 
Todesstrafe aufzuheben und nur ffir politische Verbtecher, die als 
Rebellen erklärt würden, bei/ubehalten. RobespieiTe sprach für die 
Aufhebung dieser Strafe, aber die Mehrheit der Versammlung sprach 
sich für Beibehaltung aus. Im Konvent hatte Condorcet nach der 
Hinrichtuna dos König-;, wndiirch alle edlen (lemiiter gegen die To- 
desstrafe nuch mehr erbiiieri wurden, 1 793 einen Antrug auf Abschaf- 
fimg der Todesstrafe fiir alle gemeinen Veibrechen gestellt', die in 
nrtchrercn Sil/ungen gehaltenen Reden beweisen die der Aufhebung 
günstige Stimmung, allein das im Jahr IV ergangene Dekret, welches 
die Aufhebung der Todcsspraehe aussprach, war bedeutungslos durch 
den Zusatz; dass diese Authebung von dem Tage der Verkün- 
diinj' (K s ;■ 1 1 tiemeinen l-ricdciis eintreion soll, Grausame Depor- 
tationcii uaien oft an die .Stelle der Tt>dei»sUafe, deren roribeslehen 
(mit dem Zusatz, bis eine andere Bestimmung erfolgen wird) durch 
das Gesetz vom 29. Dezember 1801 ausgesprochen wurde. Der Code 
von 1810, worin für 36 Fälle die Todesstrafe gedroht und in den 
Motiven mf die verletzendste Weise gerechtfiertigt war. zeigte die 
harte Gesinnung des Kaisers. Während der Restauration fehlte es /war 
nicht an guten Schriften, welche die Uiuechtmäßigkeit der TodcssU'afe 
zu zeigen suchten, vorzQglich wirkte eine gute Schrift von Lncas*^; 
allein welch finstrer Gei.st die freie Forschung damals hinderte, zeigt 
die Erklärung eines Ministers, weicher der Kammer das Recht bestritt, 
Uber die Rechtmäßigkeit der Todesstrafe zu veihandehi. Erst seit 1830 
erhiek die Beratung darüber in Frankreich eine neue Bedeumng, von 
der im nächsten Paragraphen gesprochen werden muss. Vergleicht 
man den Entwicklungsgang, den die Beratung über Aufhebung der 
Todesstrafe in England nahm, so ergibt sich, dass auch n ili -cm 
Lande die Ideen von Beccaria Hingang fanden, und fortdaucnnl i Iii- 
Zahl Derjenigen wächst, welche die UnrechlmaUigkeil der Slialari 



" (31) Gnie ScMMmi^gfn de* Eiitwiciilun£i\or$.inL'c« der Forschungen bd Lucas in 
■eiiMiii VoftngBUD ll,aBdI3.Mliz IK4X m Jcr Aca.icr.iic adawctuwim- 
lei.mdn OfttfapiCiMm A (^fblitffen i'i/iiilf comiHin-c j>. rtJI. und OfArfon 
ttanaiM du drob pinalp. 604. 

" (32) Sie wir vetinlaHt durah IWigahcii in Genf nnd Paii« H26. Luci» Wcric: Du 
tysumpiMtetätlap^itedtmontnpttrtlaMer.Pttrit IS29. wuidegdcfBnL 
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aussprechen und durch Sctirifkeii« welche im VoDce diese Ansteht 
verbreiten, und durch Petitionen an da^ Parlament 7ii wirken suchen. 
In dieser Richtung tx:siehl in EngluJid uucii eine üe&clischaft zur 
Voiviikitng der AufhdNmg der Todesstrafe. Am wklitigstea wurde 
es. dass die Frage über Aufhebung der Ttxiesstrdfe in Zusammenhang 
mit der getordcrten Verbesserung der Gefängnisse und der Notwen- 
digkeit auf Besserung der Gefangenen zu wiricen, gebracht wurde, und 
edle einflii'vsroii lx- Männor, wie Romilly, Burton, Roscoe. Macintosh, 
sich zur Aulgubc setzten, im Parlament dahin zu wirken."^ Hier zeigt 
sich aber der praktisclie Sinn und die Eigentttmlichkeit der Engllnder, 
die in Furcht vor zu ra,schcn Änderungen nur allniahlich (freilich oft 
mit halben Maßregeln) zu verbessern suchen. Wenn auch die wieder- 
kehrenden Motionen und Petitionen*' in Bezug auf Aufhebung der 
Todesstrafe nicht die Zustimmung der Mehrheit des Parlaments für 
sich hallen, so halten sie tloch die Wirkunu. tlass die bei dioser (iclc 
genheit \'on den Gegnern dieser SiralaJt surgebrachten Cirüiide durch 
die Presse im Volke verbreitet Wurden, und in einem PaUe hatte selbst 
die durch eine Hinrichtung veranlasste Petition der ehrenwerten Bür- 
ger die unmittelbar darauf crtblgte Authebung der Todesstrafe tiir 
Fälschung bewiikt Die praktische Richtung der Englünder außen sich 

a) darin, dass immer mehr für Verbrechen, die froher mit Tod 
bestraft wurden, das Gesetz die Todesstrafe aufgiehoben hat, 

b) dass (las MiniNioriuni und i'arlaincni KomnÜSSioUen anordnen, 
welche erfahrene Personen zu vernehmen haben, um diu°ch sie 
die Etfahningpa Ober die Wirksamkeit der Todesstrafe und die 
Volksansiditen dardber zu erfahren"; 



** (33) Eine licfflidie SchUdcning des Gang» dmer Bemühungen In Cüi\ . liu j'iistm 
eliaplabi,am€Moir^llieK€V. Claybykbaon. Cambridge 173 Lp, S7-95. 

" (34) E( itt «Um dtr Fan von dem Bukier Funtletoy. der »egen FBltdUms fainge- 
lidM wwde^ worauf seiir vlde taridcn BaBlands in IVtitknca bd 
meate am Aufhebung der TcHkmüifc ffir RUicliungcti der Bmlmotcn tuten. 0- 
bcrmokwOnfiae Mtiaacn von Cnpantiam im Aidiiv des Crim. 1834. S. 13. 

" (3S) b dicMr Bcäcliimg iat der von eiaer FülamenlB-KamnHisiaa cfstattcie Be- 
iMn; 5*eaml npmnfimt Ute eam m li A m m an crlamM kuv. lftJ6. häciut wich- 
tig, weil daria 4k ZenpMie der araluciiilHi Mlaner, GefdngnisgcistliciMr, 
VontHnde mn SmfiMiitalien. ShcrilTs. ntitgcunt liad. Auuas^ in nMinerZeii- 
■chria fllr BuiiaiidiiGlie Gescizsebung. X, S. 239. Ülier apIleK VemelammgBB 
dieaer Ait ZdtMliriB Bd. XXIL Nr. 20. 21. 
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c) beachtungswert sind die Zeugnisse, welche das Ministerium 

von den Ri<.hti.'ni dos h<H-hstcn Gcrichtshdt'os viir der Vorlage 
eines die Revision der .SUutgesetzc bezweckenden (Jesetzes 

Einen eigentOndichen Gang hatte die Bntwicddung der Ansichten 

über ToiK'ssirato in Nordamerika.*"' Schon 16X2 wurde in Pennsyl- 
vania lebhaft die Forderung geltend gemacht und inuner wiederholt, 
dass nur ftlr den Mord Todesstrafe gedroht werden solle. Die QaMker 
wai'cn es vorzüglich, welche teilweise die rnreehtinäßiijkeit dieser 
Strafart überhaupt oder doch die Ptlicbt verteidigten, sie nur bei Mord 
anzuwenden. Eine Art von Vergleich der Gesetzgebung Pennsylvanias 
mit den Quäkern bewirkte, dass 1786 versuchsweise die Todesstrafe 
auf den Mord eingeschränkt wurde, was nach drei Jahren wieder 
provisorisch ausgesprochen. 1794 endlich (im Zusammenhang mit 
dem eingeführten Peniientiarsystem) gesetzlich bescimmi wuidc. Die 
lebhaft geführten Verhandlungen in Pcnnsyhania wirkten bald auf 
andcie Staaten. Das Werk von Beccaria, welches bald über.sel/.l in 
Amerika mit Beifall aufgenommen wurde, gab dem Streite über 
Tmlesslrafe neue Nahnmg. Rald mischte sich die Religion hinein, 
indem man sieh auf die Stellen in der Bibel berief; während eine 
Partei energisch die völlige Aufhebung der Todesstrafe forderte**, 
indem sie die biblischen Stellen als nicht verbindlich anerkannte, oder 
als irrig ausgelegt nachwies, machte eine andere Partei geltend, dass 
man von der Bibel nicht abweichen dürfe, und für die Verbrechen, 
denen im mosaischen Rechte Ttxlesslral'e gedroht ist. sie auch in 
Aroerika aussprechen müsse; wogegen Andere (wohl die Mehrheit) 
die Todesstrafe nmr i&r Mocd zugdwa wollteii." Daraus oUfirt ädtt 
die Verschiedenheit, mit welcher in den einzelnen Staaten die Todes- 



" (36) Mokw^nB« iitbier<He isn w» dem Minister Rnudlgefmifle Kinnpi»- 

dcm. S. Aich. d. CHb. IS«; S. SS6. 
" (37) Wichtige Nadukhleii dvOber von Bcmis in der Zeit«;hrift The momkty Uw 

rtpotter. March 1846, p. 481, und 1853 August p. 181. Aus/iige dnmii habe idi 

eegdiM im Aidiiv decCiim. 1853. S. S7. 
" (3S) Sdion ßmddiB Bildiite Bch kittig SCgHi de Anacfal. mbIi wefcher 

Tbdtfstnfe dudi die Bfbd ifchifiPitiaMi wdUicl 
" (39) Gnle Schiidenu(g in der Zeiticliiift AmerteaH Jurtit. Botton 1840. Hefi 44. S. 

273. 
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sti-afe in größcrem Umfange oder beschränkter gedroht ist. Die 
amerikanischen Crlahningen sind iihorhaiipt in mehrt'acher Hinsicht 
wichtig; vorerst durch den Eiiifluss, welchen Livingstun (der spätere 
ame^canische Gesandte in Pari») durch seine lolfttge Bdcimpfung 
der Todesstrafe /iiersi im Report von 1822, und ausführlich in seinem 
einleitenden Report zu seinem Stralgesetzbuch tiir Louisiana ausübte. 
Wenn man auch gegen manche seiner rechts(diUosophischen Gründe 
Vieles einzuwenden hat, so war doch der pialctische fleist in den 
Berichten '', die Fülle der ungerührten Rrfahnnigen und diu guistreiche 
ül^dericgung der Einwendungen geeignet in Amerüca einen mllchtigen 
Eindruck hervorzubringen, und verdient nixh jet/t die Aufmerksam- 
keit der Juristen aller Länder. Nicht weniger bedeutend ist es, dass 
zuerst in Amerika, namentlich in Pennsylvania, die Überzeugung 
durchdrang, dass, wenn man dem Monlc Todesstrafe droht, eine 
Unterscheidung von Mord des ersten uiul /wviicii (irades, so dass nur 
dem ersten Todesstrafe gedroht wird, notwendig ist. Diese Ansicht 
ging bald in diu Strafgusclzbüchcr anderer amerikanischer Slaaieii 
über.'" Vorzüglich ist die auch in neuerer Zeit in Deutschland durch 
mehrere Gesetze angenommene Ansicht, dass Hiniichtungen nicht 
öffentlich vollstrecia werden dOrfen. zuerst in Amerilca aufgestellt und 
in den meisten Staaten iH-se1/Iich aufgenommen worden." Dadurch, 
dass fortdauernd in Amerika in allen Staaten durch Petitionen, Motio- 
nen und allgemeine Versammhingen zum Zwecke der Aufhebung dor 
Todesstrafe die allgemeine Aufmerksamkeit und Beratung wach 
gehalten wird, ist eine reiche Masse von Materialien für unsere Frage 
in das Leben gerufen worden. 



*' (40) Binc Wachwiiang tot w wd Mwfcn wi OeiBtcgeliuDgeo io meiiian AuintzB im 

AicIl des CUm. ItM«, S. S«9 - «2. 
" (41) Zunnunen geaucttt in dner 1831 in FliilMldpliia oidiiBiiencn Sduift: Re- 

mark» m t*g expeiUency efHu punlilanml efOtaHi. ngoM/Ma. 
"{AiyWkMaHtMatiMimihierimimälawrfaittMlMlSlaUM. PhOatM^ 1857. f 

1075 ac 

" (43) Eine gute NacJiweiiunc vm Ucber in näner and hliAl' s Zdt^^ 
lliidiaGiieGeselZBebang.XVlI.Nr. I. 
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§. 3. 



EntwkMDiig der «tasaisdiaftlidieii Fonchimeeii dber Belbe- 
haltung der Todcsslrare seit 1890 



Vergleicht ituin ilic w i'sscnschaftlichcn Forschungen in den ver- 
schiedenen Ländern über Todesstrafe, so Uberzeugt nian sich bald, 
dass das Ergebnis, zu welchem ein Schriftsteller kommt, von den 
Ansichten über Hntstehung des Sia.ites. über Wesen und Umfang der 
ütaatsgewalt. vorzüglich von dem Slralrechtsprinzip, weiches man zu 
Grunde legt, und von dem Einflüsse, den man der KriminalpolitOc auf 
die Bestimmung der Strafarten einräumt, aber auch von den Tatsachen 
und Erfahrungen abhängt, auf welche man baut. Die Prüfung der 
beiden Rücksichten auf Strafrechtsprinzip und auf Kriminalpolitik, 
muss ein Gegenstand besonderer Untersuchungen (in > und 6) sein. 
Prüft man die Ergebni-^^^e <k'r wissenschaftlichen l orschiini' in 
Deutschland, so begteüi man leicht, dass eben in Deutschland die 
Ansichten über Todesstrafe am meisten auseinanderlaufen mussten, da 
eben in diesem Lamle die Slrafrechlsprin/ipien am meisten Gegens- 
tand von wissenschaftlichen Streitigkeiten wurden, wobei ein bestän- 
diger Kampf des beliebten Abschreckmgsprinzips mit dem sogenann- 
ten (freilich in sehr verschiedenem Sinne aufgefassten) Gerechtig- 
keitsprinzip bemerkbar ist, und die Schlusslolgerungcn, zu denen man 
in Bezug auf Beibehaltung der Todesstrafe kam, verschieden nach den 
Tatsachen und den angeblichen Erfahrungen sein mussten, tiie jeder 
Schriftsteller zum Grunde legte. Es sei erlaubt, nur bei denjenigen 
Schriften zu verweilen, die in den letzten 30 Jahren erschienen, da 
ohnehin die früheren Schriften benützt sind. Als entschiedene, schon 
der Zeit vor 1830 bis 1840 angehörige Gegner der Todesstrafe müssen 
genannt weiden: Eschenmaier, Reubig, Grohmann, Zöpfl, Holst, 
Schaffrath, Aldiof, Nöllner, Licbtenbog.'* Eine genaue Vergleichung 



(*) Die in Khipmef »ngeflthite Z«lil oUsjirid* äa FuBpolmrittilmg von Minann«i«r. 
"(l)EMlwiiiiiiier,ObcrAbMlMfiuiisderTodeaMnle.TUilN^^ l831Jteiiliig.diB 
ndilmiclri8eTodHaliale.Nttnri)efg 1833. GraliiMiia.a 
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dieser Schriften zeigt freilich die Verschiedenheit der Richtung, indem 
einicc tlio RechtmäBigkcit dieser Strafart, andere nur ihre Zweckmä- 
ßigkeit bcsU'cilcn. überall ergibt sich aber auch, dass cben.su von 
ehrenwert«) Schriftstefleni die TtHtenirafie vetteidigt wurde (freilich 

wieder verschieden, je nachdem Einige die absohile Notwendigkeit, 
Andere diese nur für die jetzige Zeit noch anerkennen). Hierher gehö- 
ren Heinrath, Reidel, Stahl« Richter, Jarke, Rotteck, Ifepp, Henrid.^ 

Allmählich eiliielten die deutschen Forschungen über Todesstrafe 

eine neue Richtung; einerseits indem immer mehr das frühere Ab- 
schreckungsprinzip aufgegeben und das Gerecbtigkeitsphnzip als 
Grundlage des Strafrechts anerkannt wurde; andrerseits vorzüglich, 
indem die Besserung der Sträflinge (wieder in verschiedenem Sinne 
aufgefasst) als Zweck der Strafe hervorgehoben und nachgewiesen 
wurde, dass die Sorgfalt des Gesetzgebers auf Besserung der Strafan- 
stalten zu richten sei, und darin das beste Mittel liege die Todesstrafe 
entbehrlich zu machen, .\iich die Frage, ob das christliche Prinzip 
TodessU^fc gestalte, *>der selbst fordere, wurde Ciegenstatid von 
wissenschaftlichen Forschungen.'^^ Am besten wurde in neuester Zeit 
von Trümmer"* und von Sehlalter'^' die Frage in verneinendem .Sinne 
entschieden. Von neueren Schriftstellern hatten aus dem Grunde der 
Notwendigkeit und der sonst eintretenden SlQfuiKg des gerechten 
Verhältnisses zwischen Verbrechen und Strafe Geib'*", Biener"", 



S(n&«dm. Karitrube 1832. Zqpfl. Dukicfarift Uber die Recktaalffi^til mt 
Zweckmieigketi der Todesstrafe. Heddelbcfg. AUbor, Ober VerwerfUchkeM der 
TMesttiafe. Longo 1842. Scliiif6«lli,0mndwisieiHdMll«fas Suaficdite. Leip- 
2iKlS41.S.94.Nfilln«r. Wiv<.t-iiscliiAMidLebeataBea«MifTDdeHiiafe. 
Pnnkflnt 1843. Lidiienberg. über die SttaC» 4er ZnefatUhMer. 5. 138. 

" (2) Hcinrotli in lliizi«' i Zeitidnift für Criniiialrecbtepfleee. Heft 43. S. 193. Räbl 
(gegen Zöpll). die itedMiiilBiglMil derTadeMnfe. Heidelb. 1839. Sudii. Philo- 
ee^ de» itodMs, n, S. 382. Mciiier.pUlaeophlidMS Sinfiedii, S. 249. Jitke. 
Hendli. dei Slrafi^.. L S. 22. ftotteduLebrfi. de» Slirfr.. m. S. 244. Hepp. ^ 
den geeeiniillitigi.-n Sioncl Jcr Stndtfaiee Uber Znl i m d e tei t der'Ridew Kwfe . Ttt- 
Ungiai 1 835. und I kpp im Aicbiv des OrimnMdnclU*, 1847, S. 461 . Htaiki, H> 
ber UeniaHiaiwtt ciaei ciofteliea Sin4ilMipe, 8. 292. 

" (3) Sdnidoer. IMee Ad&Hw H»bedrfngtar ZmI. S. 79. Wiuttr. dt dhiMIme eo- 
plt. Pom. vel aAHitt. wi rtpudfimJiim. Gäu. 173S, Hohl, die Todesslnfe ans 
deniSleiidpnBktederVcnHinftdesCbrislnhnni,BeiliB l837.Ik|ip,Dantdlung 
der deuadnB StnacchaagMlenie. I, S. 333. Mein Aufaetz im Arehiv des Qioi- 
nebedde. S. 328. 18S7. S. 17 

" (4) Tnninier, Veiidibnis der beuligen Smfgesdzc zum CbrisleMiMun. {. 9-13. 

" (S) Sdiloner, dw Unredtt der 'nNkMtnfe. Erlangeo 1 8S7. 
(6) Geib. Refbon. S. 157. 
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Hcpp'"' die Beibehaltung der Todesstrafe verteidigt. Eine /iemlich 
alltiemein lierrseheiide Ansieht der Sehritlslellcr"" war die. dass es 
nur dui'uul aiikuiiiine, die quulitizierie Tixlesslrule zu bcseiligen und 
dem MisslMWiche dies«»r Strafe en^genzuwirke», wahrend Viele 
^'luubten. dass schon die Hauptcinwendunj! beseitigt sei, wenn nur die 
durch öt lentliche Hinrichtung leicht entstehenden Nachteile entfernt 
worden. Andere gaben zwar zu, dass einmal unter gewissen Volks- 
und Kulturzuständon die Todesstrafe enibehrlieh werde, meinten aber, 
Ua&ü jctdt schwerlich diu&cr Zeitpunkt schon vorhanden sei; Andere"" 
erkannten die oft bezweifelte Rechtmäßigkeit nur als hypothetisch 
Walire an. in so femer nur sie in ein/einen Fällen die RIeinente ge- 
drohter Strafe darbiete und das politische Interesse sie unentbehrlich 
mache."" 

Eine neuere Veranlassung zur Erklärung hätten die deutschen Ge- 
lehrten in der Verkündung der Grundrechte (1848), dass die Tcxies- 
str:ife abi^esehafft sei. finden sollen; leider beurteilten viele das Ver- 
hältnis ungeietht. .Schwerlich cnLspriclit es der Würde der Wissen- 
sdiaft, wenn ein Schriftsteller diejenigen, welche für diese Bestim- 
mung der Gnindreehte siinimten. verdiiehliiM.'*"' Man bedauert auch, 
dass ein geachteter kriminalistischer Schriftsteller' die Frage über 
die RecbtmSBigkeit der Todesstrafe nur berührt und im Widerspruch 
zur Wahrheit behaupte, dass es nur die Doktrin, nicht die Volksmei- 
nung war, welche die Zulässigkeit der Todesstrafe angefochten hat. 
Einer besraxkren Beachtung ist in dieser Hinsidtt die Erscheinung 
würdig, dass zwei der höcbstgestellten erfahienen Praktiker, deren 



"" (7 ) Biener. AbhudlimB aus der Red mg Bg d i i dte. II. S. 45. 
"° (8) tiepp. im OoklMMUI IM?. & 346. 

"°(»)IMMrlt0aiiM.LcliriiMcliS.mAb^Lehri>.S. l90.BHMr,V««ieiGlattiK 
dB Mvid. &«wiiift m KuwwDr. & 59. Krag, im Aidüv dw Cn^^ 
S.S2». 

(10) Die* itt die Antieht von MapODU. Ukh. S. 145. 
(I l)So eiicDlit rieh Hefllcr. LdM. f US. 

( 1 2) H. Bddtcr. tlieam dei heotiin denlidMa Ski&edili L S. 26. ipiiGi« IUI. 
dasscsgenMiedeBjoiiBBii.welcbe die Todeailrafe verwirict httllen 
gelungen iai lie ■bmdnflcii. Wenn der Vcrtnuer adi die Mlllie tpgdbui faSlte, 
die Alt «fe der VonddagcnMind. und dfeNnmoi dojadfCB. «ehlw airdei 
hiagnpli itioinitcii. nSber zu bcadileii, so wäide a BEfiinden luiieii, dan dam 
tex viele der fledcoiloseiten Gdebrten und seibst konserralive Juristen sidi be- 
feoden. 
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Zeugnis das schwerste Gewicht haben niuss, nämlich Ciiaf Reigers- 
berg'"^ und Arnold "' sich cntschii'don eben \on dem praktisehcn 
Standpunkte aus für Aulhcbung der Tudessirale uu.sgespr(.H:hen hüben. 
Die «iditigslea wissenschaftlicben Fonctmagen mit Nachweisongder 
Unrechtmäßigkcit der Todcssii afe und Widcr!ci.'iint: der Einwendun- 
gen verdankt man Köstlin ' ", Berner''' und Mehring."* In ernster 
Weise ist neuerlidi die Notwendig]»it der Aufhebung der Todesstrafe 
von Schlatter (oben Note 5). Nöllner'" und f'rötting"'' (beide Letzte- 
re von dem Standpunkte des Bci>serungüprinzipsJ nachgewiesen 
worden. Zu bdclagen ist es, dass die Presse in deutsdien Staaten durch 
die (ieriehte gehindert wufde der öffentlichen Stinune offenen Aus- 
druck zu verleihen.'" 

Prüft man den Gang, welchen in Frankreich die wissenschaftli- 
chen Forschimgen über Todesstrafe genommen haben, so ist zu den 
schon früher die Unrcchtniäßigkeit der Todesstrafe nachweisenden 
Schriften manche die Frage in^be-nndere von dem Standpunkt der 
Kriminulpoiilik erörternde Schrill hin/ugekummen.' Man bemerkt 
jedoch, dass eben in Frankreich vielfach auch die Notwendigkeit der 
Beibehaltung diesa* Strafatt vNleidigt wuide.'" Eine neue Richtung 



(14) b dem (MdilMMl. 1834, L S. 432. Ikr cln«Rlte RdehilwnMnidiMr. 
metujairiger Justizminisier in Btjwni, hatte icMw ErfekKuig genrnmek und Im 
aoch iMzt (In 93. JeliM) im Heitae IMl a«an den VctftMcr di«er ScMft sei- 
De Ütxneugiiag autgaproclKii, dast die Aulhefaung der Tbdesitrafe erfotf« 

(15) Im ÄkUv des CiMudNchtt 1834, S. 344, und im OeriehlHaal, 1838, S. 133. 
IL WM Aniold «w Inge ZcM lUiciurai imd MiideM de* Appclleii^^ 

und vttda^ mil grikuUkher Kenntnis der Reclils«dt»eti«ctiaA eine umfassende 
Keiurtwis deB Lebwe« 
"*(I6> System des dcutadMB Stndkedib von KiMliii. I. S. 444. 
"' (I^Die Schrift: AtwchelBmgderlbdBrtiife von Beracr. Dretden 1851. 
(1^ Cuie nxtii^hilBiafhlacht Eiflnemnggu bei Mehdng. Zukima der peiiiBcliea 
Rcchtsplleec. S. 49. bmI Wirik. BMnk. ü. S. 332. 
'"(l9)bieiiimciim.paydialaBiDenlnv0nliEiEeitai. Stattg. 1838. S. 117. 
(20) b der Scbift: Redll, LsbM mid Wiueuclieft ven Oettn«. »Meilidm 1861. 
(Zl)Gepai de« Bedddeurdes OmdBcr AiaeigBm «wie ISISO wqgea ctaer taddn- 
denKrilik der Ai i wee dM ydgrTliil wiü ifeTwi zwei hibiiMnSliilbcAmwt. 
Wir Waden unlen zetgen. dnx Ältniicfaea in Frankreidi erfblgle und aUsemein 
gdedek winde. 

"*(22) Vanaillch lueai, dki sftimmptMal«dt le jmAm Amait Ftutt IS21, Ducpe- 
Iftwx de fa pdiM d^ M0rt SimmII« i07. (Kritik iMdcr SdnU^ 
Griminelndite. X, S. 346]. Memleu püuaAlufimdPari» /S». 
(23)H«ito i^tadoHt 4' wt iw«MrarMr f 'otoUrMw JttapeiHe de mint Pmü 1836. 
SäMb du midMitn de lapeliu de mertPiuisliß. Camptrio l'miattbiataem 
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erhieltien die Forschungen, als Guizot auf eine neue «geistreiche Weise 
gcjion die TtxlcsslratV \vi-<!cn politischer Verbrochen autlral' und 
Gründe tUr ihre Abschutlung in der Nalur des pDÜtischen Verbrechens 
fand, wo ohnehin die Bestimmung der Grenze des Erlaubten und 
Strafwürdigen so schwierig ist. wo immer mehr ddcr minder in dem 
Volke politische Parteien sich gegenüberstehen, und von denen die 
Einen den Ungerichteten als Mürtyrer anpreisen, und wo auf Ab- 
schreckung durch die Drohung der Todesstrafe nicht gerechnet wer- 
den kann. Die in Frankreich bestehende socieie de la morate chritien- 
ne setzt sich zur Aufgabe die Abschafhing der TodesstrafiB zu liewir- 
kcn, und veranlasste mehrere in diesem Sinne geschriebene Aufsät- 
ze."'' Als 1848 die Nationalversammlung die Todesstrafe für politi- 
sche Verbrechen aufgehoben, während sie mehrere damals von Abge- 
ordneten gestellte Anträge auf Abschaffung für alle Verbrechen zu- 
rückgewiesen halle' wurden einige SchriliLM^ üfn-t l odessirafc veröf- 
fentiichl ; allein die Wissenschall bcschaiugie sieh ^veniger mit der 
Frage, da man ohnehin H1 der seit 1832 eingeführten Einrichtung, dass 
die Geschvs'orenen durch .Annahme von Miiderungsgründen die Tt>- 
desstrate beseitigen können, den Ausweg fand, praktisch allmählich 
die Todesstrafe verschwinden zu machen. Die Art, wie 1851 eine 
französische Jur%' den Verfasser eines Artikels, weleher die Todess- 
strafe angegriffen hatte, ebenso wie den Redakteur der Zeitschrift 
schuldig erklärte'^, war nicht geeignet, die Schriftsteller zu freien 
Ftirschungen aufzufordern. Der gegenwärtige Standpunkt der Wisscn- 
schat t von Frankreich in Bezug auf Todesstrafe ist, dass die Mehrzahl 



t-H pmi dt ta pttne die motu GnAw tiSS. tUben HpoiHm mafortäans dt 

t ' aboUtion dt h ptm* dt matt, fvnt IS42. 
'" (2A) In seiner Schrift: Debpebi» demart Purls 1822. 

(25) Abgedfuckl in «km Jmumd d* h monde cMütmu m dm Mum 1836. ISS7. 

VcMiaelich merl würdig riad mei VoiMlBe «m Lamntiae. 
"* (26) Nichweisungen in MoHk Journal dk dnU aimkiA 1949. p. & 

(27) Nv cüw Schrift: >UM>JliriMi rf« fa ptme demott par SehoHeher (desaen Aatng 

auf AnftiBlning der Todertiile die NHomlveiiwniiilnBg I8SI zuiOcfcgewiefcn 

tautt), Paris l85I,tu^tiaitSrMUbmig, fHi niWiilnliiiin (Jedoch imtgraAer 

BcicbiSiikung) «rfcHfet* lidi MoMer^ da Avil dtpmdr et d, l,i print de morl. 

Toulouse i84S. 

(2S) EiMn adurioi Tadel diaer fiinifliiiclMn Emscbcidung spricht aus Forsyili, 
MtMy ef tratt by Jury, pi. XI. 
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der neuesten Schriftsteller'"' die Todesstrafe als rechtmäßig und zur 
Zeit m^twi-ndig K-irachlcn'""', eine aisbaldiui." AutTiebung als getahrlich 
ansehen, \\uhiciid .Andere'''^ die Auflichuiiü der Scrafari fordern. 

Eine andere Richtung nimmt in England diu wissun^>cha^tlichc 
Rx'sdiung in Bezug auf Todesstrafe, so wie auch (Nachweisnng Im §. 
5) die Cleseirpebung immer mehr zur Aufliebung der Todesstrafe 
koinint. Schon seit dem Jahre 1830 vermehrte sich die Zahl der 
Schriftsteller, weldie die Aufhebung dieser Strafe forderten.'" Gesell- 
schaften, die sich in F.ngland und Irland /u BewiikutiL' der Abschaf- 
tung bildeten''', verbreiteten die Ansichten über UnrechtmäUigkeit der 
Todesstrafe. Die von Ewart im Parlament vorgebrachten Anträge auf 
Abschaffung der Todesstrafe und die durch das Ministerium im Pwr- 
lament veranlasste Befragung erfahrener Männer'^* Uber die Wirk- 
samkeit dieser Strafart erhielten die allgemeine Teilnahme an der 
Frage. Die Zahl der entschiedenen ( iegner der Todesstrafe vermehrte 
sich in neuester Zeit autTallcnd in üni^land'"". was um so bedeutender 
ist, je weniger man sich in England mit philosophischen Gründen 
b^ügt und vorzugsweise mehr die praktische Seite der frage 
hervorgiehoben wird, und zwar durch Nachweisung des Nachteils des 



'*'(29)Mffir, Monr AcvrfrpfMA wLlß. 99-ii7, BerHmU, «mn^iroUptmi, 
p, 20ft Tnbv^tn, cmnp, 210, TfttiH,kilroUptmUdannrsißrinelpu, PoHr 

im,ip.m. 

(30) Oti0on-atar?M in Minar guin Kritik 4er Aoddil ^ 

IK cAopL & dit TMHSMf« veiMtdigl) iik dw «fiiiKVf A /'oc^^ 
MonrfrA it50k 92-99. 

(31) Botnteo, tmU/ tcmparu^ies äiUa «t dir« peme», tS57, p. 348-94. Ortohm, 
ettmnup. 604 (er fordert *btr. (jmsdaag <tie ganze StmljgnHTytiMng hetter 
wirid).F^dk AuflKfcwngd«rTodeHirafeiMcti/«gfr VaU*soti,MifrirdiicmU 
pmal e^MMgnol Pmit i960, p. 151, 

(32) BcMa dei « vmliene BdchlaiiK «in Au6au im Jurist, X, p. 44. Amhwwi, crim. 
law being a commenttuy. Vati, 183S,. OU taiUy txpentnce an crim. Jarüpmd. 
i8J7, Vakefitld. favu «wiativ iopmUhmmtefdMih tS3l. (Ausiflge ämm» bm 
AiddvdnCrim. t834.S. l»-22.)Wiclriigiil4KeSMunluiigderawdHnMar- 
ning Hnold in dcrSdirill; TlitpimithmemrfdMiH. 2 wL IS36. nbgedmtfcten 
Aidied. 

(33) /'n9cem<Av*<!r<ifM«nrfiHMJlhK eftk§ tk/wtu4 lo^tty. IMtti 1934, 

(34) Mdv dvOiwr in {. 4. 

(35) Wir verweilen anf Mtor jMrj/drmtfons <m jNwMnww ofdeaih 1854. PMU^ 
wwriB W kmtku OH eapM pmimtenis (eine der wicht igMcn ncuenen 
Sdniaen.) mnOem, Aanml o/psycholog. Medldlw 1856. April. />, J47. Hill 
eiime, irr moma. p. MO. Chriatat MUcm, mt esaay tmAetm of PaUy, iy 
Reif. ChrislmaM. Lond. 1856, p, 229, Amfinlz in der Zeitidnift: OaMlli Jlwibw 
(«iiir «nnc iartonirikr ZeUiekr^) 1860, Aagutl, p. 472. 
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Bestdieiis dieser Strafait, insbesondere wegen Veruneilung von 
Personen, die nicht hätten wnirteilt wcrdi-n stillen'^", was wichtige 
Veriiundlungcn in Kongressen veiunlussl. ' ' Ls tehli jedoch uuch nicht 
an energisdien Verteidigungen äer Todesstrafe."' 

Wenige zahlreich sind die nordamerilcanischen wissenschaftli- 
chen rorsc'huniien in Btvug auf d\c TtKlcsstrafe. was sich daraus 
erklärt, dass überhaupt in Amerika die vorherrschende praktische 
Richtung der juristischen Schriftsteller sie abhält bei Frageit zu ver- 
weilen. /u deren RiicdiL-iing das öffentliche Lehen in Amerika genü- 
gend Mittel durch Petitionen an die gesetzgebenden Versanunlungen 
darbietet In dieser Beziehung sind die seit mehreren Jahren durdi 
solche P&titionen veranlassten KoiTimissionsberichle wichtig; sie 
liefern, wenn sie freilich auch oft Wiederholungen bekannter Gründe, 
oder theologische Untersuchungen, ob nach der Bibel die Strafe 
erlaubt sei, enthalten, ein reiches Material von Erfahrungen, insbeson- 
dere darüber. das-N die Vull/ichiinL; der Todesstrafe keine abschre- 
ckende Krall, wohl aher \ iellaeh Nachleile iial.' Üer Unistand, dass 
in den meisten Staaten die Todesstrafe nur mehr für Mord bestand und 
auch da nicht absohil gedroht war. wirkte, dass ifis Bedürfnis von 
Anträgen auf Aufhebung der Todessstrafe weniger getühll wurde. Der 
neue Stand der Ansichten in Nordamerika wiid am besten ersichtlich 
aus den Schriften von Davis' " und Walker'^ . insbesondere der oft 
tür Todesstrafe angeführte Grund der Ableitung aus dem Notrecht gut 
widerlegt und ausgeflUnt wird, dass inuner mehr die öfFendidie 
Stinuneder Ansicht über AhsehalTiini! der Todesstrafe sich zuwendet. 
Die unter den bedeuteiKlsten Staatsmännern Amerilcas herrschende 
Ansidit ergibt sidi am besten aus der neuesten Botschaft des Gouver- 



(36) VaniKlIch wiiiide Ito der IUI m jiMitanf 

sdenoe in den tnmiKliaiis der GcseUsdnft 1838, p. 49. 1 8S9 p. 487. 
08) VaRAgUch der gute AaitMt voq Bett ia den Pipcn cf llie jnridical codeiy, 
lSSA,p.4C0. 

(39) Wir wenka die Erfahrungen iinten mfliiru. Zu den niakwSnli^ten Bcridi- 
ten gebaren der von Massiicliiisetti 1831 (AreiiivdeeOiiiiiiialnditi 1834,3. 
2S).vaa 1S37. 1846, 1848. 18SS;dieBcriclileviinNewYakwaii 18SI, 18S3 
und 1857. MericwiMg lind die VeriiM^NVai ta BoM an 16. «od 22. März 
1835 vor den fegMar. coMiiri'fftwBlMr AbednffingderlVideHlnfe. 

(40) Davb a inagie on cWMiuf i^. miaä. IS3S. jn 20. (i. Arehlv des CMn. 
1841. S. 317.) 

(41) AtfwdlM'ifoii ito americm fair ty Walker CfactaMtf /Md. 426, 
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neurs von Massachusetts'^*, worin er ausspricht: ..Die Anwendung der 
Tcxlesstrafc aK Strato für Verbrochen wird unter /iN iii^ieilen Völkern 
einst authoren. .Sehoii iiulx-n sich Phiiosupiien, Jurisien, Slualsiiiänner, 
die lekhe Erfohning in menschlichen Verhältnissen und hohe Stellung 
haben, in großer Zahl ^'egen lÜLse Strafe ausgesprochen. unJ ein neuer 
Zeitabschnitt in den Fortschritten von Massachusetts wird beginnen, 
wenn der Staat durch Aufhebung dieser Strafe seine Strafgeaetzge- 
bungden crK m hteisten (IrunJsätzen des Strafrechts anpasst und sebe 
wahre Wohl lalnl in l lruagung zieht." 

Am meisten war in Italien die Todesstraie fortdauernd Gegenstand 
von wissenschaftlichen Untersuchungen. Die Ansichten von Beccaria 

wurzelten so tief, dass auch die späteren Schriftsteller durch sie mehr 
oder minder bestimmt wurden. Die während der ICricgc und in den 
unsicheren politischen Zuständen oft vermehrten Verbrechen hielten 
zwar vielfach die Schriftsteller ab, die sofortige Ab.schaffiing der 
Todesstrafe zu fordern; die in Italien beliebte Verteidigunss- und 
Nolweluiheorie, wie sie Romagnosi aufstellte, land viele Anhänger 
und flilirte zur Rechtfertigung der Todesstrafe'^^ jedoch mit Anericen- 
nung, (lass die größte Beschränkung derselben notwendig sei; wäh- 
rend Andere zwar die Rechunäßigkcit dieser Strafe, aber auch die 
Notwendigkeit anerkannten, nur ausnahmsweise zu erkennende Strafe 
sie zu ilrohen und mit vielen Ciarantien zur Beseitigung der Gefahren 
des Irrtums zu versehen.'^'' Am entschiedensten trat Carmignani auf, 
um die Notwendigkeit der Aufhehung der TodesstroCB zu zeigen.'^ 
Eine neue Richtung erhielten die Forsdiungen m Italien 1S48, als in 



(42) A4nss tfj, Aniiww tflhf two branehts efibt Ugishiun o/MMawfcwtl» 5. 

Januar IfÜU.p, 17, 

(43) Zu geisUtiidiHi Vatddigcni dendbcn BeMhcn Banli, Jfritio namrak, Crt- 
mama JS07. Wtäkmilsübnioaididiritto crimimiie. Macerala I8S6, voLl,p.4S. 
m. CamoHMMItli e deUaptm. aologna 1936. vol. l. p. 40. ToieMf kider 
ZcilKiliMlitnwiDcili, l«l2.1iUEdheAp.8»,wNnMcteach-8iileWMedeBMB 
von LanbnMcbiiii in der Attofaf m ISß, Mip. 84 n «oglekiim itt. Gns& 
jqggto Jirf ptineifi det Mitilofiloa^. aitta leorla det Britto pmak. Fadava 
iS52.p.2U. 

(44) Weriwr geliilit boandas KttHhelUs Werft nomoieüa pemde. NapoH IS24. IV. 
p. 157-173. 

(«^ iB «kr SdKift: Um IctfoM Mlfa jMM 4ff Moiw 1^ 
Anfaiv dw Com. 1841. S. 3».)Nicll kbr tat. ob CmngimA wf idiicr Amidil 
iKhinu, da er in sdneni flir Portugal geiiefienea Einwurf eines StnffeauAa- 
cbet Seritti btedM dit Camigiuml. vol. V. pl 61. die Tadenlnie flk- Sama- 
wrbicchcn bdliehfilL 
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den Kammern von Neapel die Abgeordneten Mancini und Pisanelli'^ 
Anträj^c siolltcn, welche, während beide MänntT die Rechtmäßigkeit 
und die Notwendiglicit der Todessirale be.su iiien, einen Übergang zur 
Aufbebung durcb Aimahme vielfiKher Besduränkungen in der An- 
wcncliiiiL' bc/wccklcn, Hine der bedcutL-ntlslcn neueren Schriften 
gegen die Todessirale ist die von Albini worin der Veriasser vor- 
züglich die oft fiir RechtmSBigJceit und Notwendigjceit der Strafwt 
vorgebrachten f irtinde mit gn^V-ni Scharfsinn widerlegt, die Nachteile 
ihrer Anwendung nüi genauer Benutzung der Erfahrungen nachweist. 
In Bhnlicher Weise eiUMren sich auch andere Schriftsteller'^, obwohl 
es auch nicht aus neuester Zeit an Verteidigern der Strafart fehlt. '^^ 
Eine ausführliche neuere Schrift ist die von Eller''", worin der Verfas- 
ser in ähnlicher Weise wie Albini mit großem Scharfsinn, freilich 
auch oft mit manchen ( irüiuiei^. die in der konsequenten Durchfüh- 
nil^ gegen nndcrc Sindcn ebenso anucliihrt werden könnten'''^ und 
mit Eingehen ni alle Eiiuelheiten die Tudcssli afe als unrechtmäßig 
und nicht notwendig nachweist Rine der merkwürdigen Rrscheinun- 
gen ist die von Oller herausgegebene Zeitschrift'""', die einen Mittel- 
punlct für Forschungen über Aulhebung der Todesstrafe gründen soll 
und schon manche interessante Aufsätze liefeit.''^ Eine besondere 
Beachtung verdient die Arbeit von Ambrosoli'^, da mit praktischem 



'** (46) Phanelli Utkme aiUa pmm 4t mertn. Tm*» U4B. 

(47) DrUa ptmi iB mom. Lräone diAlbmi. VtgrraHO I»S2. (AMai M «tocr *r 

trfbMiUclMtM Sdiril\n«ller liahcnv und mil deundMrlitcnlur vattaut.) 
(4S) ZA. Pahm Mtüritto di punin. />. .t76, und SeUS ia «kr ZdUcfaiill: la Ttmi. 
Finw im. BtfiStp. 17. 
'*'(!mnv«n*m€i>nQ*iiriiiüiMiini*. ^ nt. 0^.3. ISO. m. Der AnftMi in 
4eriiiR<nicncliBiiieiideBctii>iMacanrf?c», VK^ 589 (beide wm den kidio- 
IlMkcii Standpiiiiltle auc), und dt MtakUu in der ZB i teci i ri ft I' ImerioMotfia 
1955. p. 14. 
(SO) EUtr. detta pena ovAnf«. Vmmia tSSa. 
'** (S 1) Daher criicdicn lidi in Ibdiei scMMt nKim Stbnmm nn Eto 

zA. GoMü öt UomUtn Oe iribmaU. MHano tteO. Nr. ItL t. aber muh Eeo dii 
fhlftHMiff. VMdj'a /Mß Nr. 1024. 
'*{S2} Giomale perl' aboUzkme dtlla pma di mortt dintto da ßlerMlkmo 1861. 
'** (33) i}ie Zeibcluift. VM wdcfaer bi» jetzt zmci Helle cncliicnen lind Im 

dienst, nicht bloB AMundlimgBn Uber Todeutrafc, UDdeni amdk alle mcricwUrdi- 
gen Wecinielnep Bber ncneSciiiiaCT wftmieiirn« Wir ^dB niwIwj i mbi, daes der 
Henrnigsbor üclil m 'rieic langv iwikiiil« Giänds oder AuMtzE mitteile, die 
, scndem nw rndies praktisciKS Matnrlal EeCe- 



" {54} AMtbnaoB Mal eodkepttultllaUma.MllaHo mi.p. 37-39. 
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Sinn (auch bezüglich der Lombardei) nachweist, dass da. wo die 
T(Hlosstr;if'c nicht angowi-nJi-' uurck-, die Ziihl der Verbrechen xich 
nicht vcnnchrtc. Wie sehr die leiinahiiic der Praktiker in halicn für 
Aufhebung der Todesstrafe tdch ausaaricht, zeigt die neueste Eföff- 
nungsrcde eines Gericfatsprtisidenten. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, dass auch in .Schweden die Fraue 
über Beibehaltung der Todesstrale Gegenstand von Erörterungen war, 
und insbesondere dass der Kdnig von Schweden nodi als Kronprinz'** 
in würdiger Weise, vor/iiglich durch Hinueisung. wie das Bestehen 
der Todesstrafe vielfach Schwierigkeiten für den Begnadiger herbei- 
fUnt, und durch ein gut eingerichtetes Gefängnissystem der Gesetz- 
geber besser seinen Zweck enekht. Gründe geg^n Aufnahme der 
Todesstrafe geltend gemacht hat. 



'*<35)NlmlkiidHPiliidentaides7WbiiiHb vaaLivaaovoni II.Nov. 1S6I (ab- 

gcAuAtiaUikgttlKI.Nr. ;75X worin der Rabwei ab WiAltalliavwIiclit, 
^ wenitdiB T toJeamife a Hfiyliiilirii wint. 

der C'icMrtzkatnmisiion die Prsgf veffaandelt und dn Mitglied (Richart) tut neclit 
gut gegen (fie Todeiilnfe sich akUit. (s. Mitteiling xiiies Volums diircb Mw- 
qunitaeiiuilerZidlsiMftfllransUiidiadieGeMlZBBiiu^ 
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Entwickluiiesgaiig der Geset^ebungsarbeiten in den letzten 
drdBlg Jahren in Bedehung auf Todesstrafe 



Vergleicht man den Charakter der deutschen Strafgesetzbücher, 
welche tnehr oder minder auf das bayrische SlrofgesetdMlcih gebaut 
sind, aber doch vielfache Verbessemngen enthalten, in Bezog auf äe 
Diobun«: der Tddossstraro. so miiss man anorkonnon. dass die ver- 
mehrte Zahl der Gegner der I odcssiral'c nicht ohne Eintluss auf die 
Gesetzgebung von Württemberg. Hessen. Hannover. Braunschweig. 
Sachsen usw. geblieben ist, und die Verminderung der 7.;ihl der Fälle 
bewirkte, in denen Todesstrafe gedroht war.'*" Abschaffung der 
Todesstrafe konnte jedoch bei Abfassung dieser Gesetzbücher nicht 
bewirkt werden, indem wie die ÄuBerungen in den Motiven und in 
den landsländischen Verhandlunt'en /eii'en. man die lodesstrafe 
überhaupt oder für gewisse Verbrechen rechiteniuen /u können glaub- 
te'" obwohl die hierbei angeftlhrten Gründe sidi als sehr schwach, 
und wenn man sie genauer zergliedert: nur als Ausflüsse eines falsch 
verstandenen ücrechtigkeits- oder noch häuliger des Abschreckungs- 
prinzips zeigen. Das wOittembergisdie Gesetzbuch enthllt noch 
dreißig Bcstininningen. worin Todesstrafe gedroht ist. I:s war ver- 
dienstlich, dass ilepp ' den Missbrauch, den nvan mit der Todesstra- 
fe trieb, klüftig rügte. Insbesondere zeigt sich Oberall dieser Miss- 
hrauch bei Bestrafung von IIoch\errat. Staats\enat. VeiL-ifiung. Raub. 
Brandstiftung. Um gerecht zu sein, muss jedoch bemerkt werden, dass 
jene Gesetzbücher doch einige Bestimmungen enthalten, welche dem 
Aussprechen der Todesstrafe in manchen Fällen entgegenstanden, und 
/war durch die in den deut-schen Gesetzbüchern enthaltenen Bestim- 
mungen, dass wegen sogenannter verminderter 2^echnung die Svafe 



(I) Ja von itoittai^AaLdrtftmfgi ^ 31-3«, iM tOat 

'** (2) Bne / ii i i imir MMUiing def GtHmto in d«i KommfaaioiMhffifiilBn iMie TMo 
Strafgeadztauch von Bwlen S. 70. 
(3) fan Aictaiv des CrimiMlnditi. IS47 lud I S4«. Nr. XVL Nr. X. 
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gemilden werden soll, dass gegen junge Leute unter 18 Jahren (in 
ÖstciTci\'li si'Ibsl unter 21 1 keine Ttxlesstrate aii'^^'r'ipro. hen werden 
soll, und da.ss, wenn die Schuldigcrklärung nur uul liidi/ienbewciscn 
gebaut ist, TodesM^ nicht eintritt. Die wichtigsten Anordnungen zur 
Beschränkung' der Todesstrafe enthält das hraunschweigische Gesetz- 
buch durch die Gestattung wegen des Zusammentreffens vieler Milde- 
nmgsgrttnde auch bei den mit Tod bedrohten Verbrechen von der 
owtentliehen Strafe abzuiiehon. und dadurch, dass bei dem Monfe die 
Todesstrafe nicht ahsohil gcdi olii v. iinle. 

Den bedeutendsten Zeitabschnitt in der Geschichte der Todesstrafe 
in Deutschland bildet das Jahr 1848, in welchem die Nationalver- 
sammlung in Frankfurt in den Grundrechten des deutschen Volkes den 
Grundsatz aufnahm: die Ttxiesstrafc ist aufgehoben, mit Ausnahme 
der Falle, wo das Kriegsrecht sie vorschreibt, oder das Seerecht im 
Falle von Meuterei sie /ulässt. Man muss bedauern, dass diese Be- 
stimmung der (iegenstand unwürdiger Angriffe geworden ist. indem 
man es für ungeeignet erklärte, einen soIcIkii Salz /u emeni Grund- 
rechte des deutschen Volkes zu erheben''^, nicht weniger die Absidi- 
tcn derjenigen verdächtigte' ^ tlie /u dem Beschlüsse mitwirkten, und 
in der beigefügten Ausnaiinrc wegen des Kriegsrechts das Geständnis 
fend, dass die Todesstrafe doch nicht end)ehft werden kOnne.'^ Der 
unparteiische Forscher wird die Richtigkeit dieser Einwendungen 
anerkennen. Der Satz der Grundrechte ging in den meisten Staaten 
Deutschlands, welche die Gnmdredite übefhaupt annahmen, m die 
Landesgesetzgebung Ober.'" Die durch die gefittirlichen Volksbewe- 



'** <4) Slifal. die deabdie Hriehsvataniiis. Bcrib 1 84». S. «3. 64. S. noch Hqv im 
OcriehinMl 1849. S. 341. E< IM liditiB. datt da Aatng geMdlt w». d« Salz 
nidM in die GniiKtreciiie MiCaiMlMMii, allein der Antrag wunie afcgelebni mil 
265 Stünoicn gegen 1 75. Bä der AbatimmuagnlNr den Hanptonlnig wegen Ab- 
sdHiflnng der TadeutnfewudedieMr Dil 288 gegen i46 Sdnmien angenoni- 

(?) Wir verweisen auf (FUI)MnlB 12 {IW>in (• 3. Wenn Bddna'iadM.dHa aw 
diejenigen, welche sein aich and itne Fbeonde vor ABwendiBBdB''nidMlnfB 
scfaiitKii wallten iikdk Absduifluie der Todesa Iniiiestiininlen, sohlt er die 
Nnmen der duoiweiten nalctOcer, ifie linlDr diniinlen, niclit geieacn. 

(6} fMier den Anings dea ttdectnelMa mwite niete Mmenlltali ah^ 

menden UnidarfMil liensclite. Unten (|. 16) davon nekr. 
(7) In ÖMencicb, FkcuOea. Bayern, Hanncwer, wo ^Giimikedile nielit aneriinanl 
wunden, iaai such der Salz wegen der Tode müaf e keine Anwendung. 
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gungen von 1848 und 1849 hervorgerufene Reaktion wirkte bald auch 
auf tiic Cicsctzgchunu in den dcutschi-n Staaten in Be/uc auf Todes- 
sualc. Unter dem Eindrucke der ieidenschafllith erregten l urclit vor 
Wiederholungen und unter Einwiikung der Ansidit, dass jetzt ab- 
schreckende Strenge unentbehrlich und hierzu die Drohung der To- 
desstrafe das beste Mittel sei, unter der Herrschaf t oder doch Nach- 
wiilaing von Ansnahmezustlnden, wurde in den meisten Staaten 
durch die f Icsotzgohung die Todesstrafe wieder eingeführt. Die 
Nachweit wird über den Charakter der damaligen Verhandlungen 
mancher Kanuner ebi strenges Urteil aussprechen. Die ausführlichsten 
Verhandlungen fanden in der württembergisehen Kammer der Abge- 
ordneten statt."* Bei der Vergleichung der Verhandlungen in den 
Kammern der verschiedenen Staaten ergibt sich, dass eine große 
Verschiedenheit der Ansichten statt fand, und in den zweiten Kam- 
mern der Slimmcn/ahl für die Wiedereinführung der Todesstrafe eine 
nicht unbedeutende Minderheit entgegenstand (woraus gefolgert 
werden kann, dass ein Zweifels/ustand obwaltete). Man berief sich 
darauf. da.ss das Volkshewusstsein diese Strafe als die allein den 
schwersten Verbrechen entsprechende Strafe fordere, dass neuerlich 
vorgekommene furchtbare Falle von Mord gezeigt hStten, dass die seit 
1849 nur zulässige lebenslängliche iTciheitsstrafe nicht genüge'"', und 
dass SU lange andere Staaten die Strafe nicht aufheben, dies auch nicht 
wohl in einem Staat geschrien diirfe.'*' Nicht verkannt darf werden, 
dass bei dieser Wiedereinführung der Totlcsstrafe wenigsten soviel 
gewonnen wurde, dass die Strafe für manche Fälle, in denen sie in 



'* (8) EinB gnle Danldliiii£ vim Se^. AbhmdL aus dem Slnfi^^ 
I m Ober lUe VadiudUncen in der gnflli. lietriMiMii Kai^^ 
detClriai.iaSS.Nr.17. 
(9) b den enta Kmumi iwOfaenll Stimmencinhelli^wit flkdie Wiedadirfili- 
miiB. In der zweilen wOitleiEibei£isGheii Kiunmi-r wurde die aUgeoieiiie FnBB> ob 
Ibdeuuafe wieder enunrfühiai eci mii 47 gegen 34 bejobt: in Dunwiedl ttimiii- 
leB 33 aii; 21 gegen (fie TbdcHMidbb Ib Wcinw lidUie der AiiiMhuesden Anlng 
geilelit. den RegieningKotwurf enf WiedereiaMmnBderlVideeilnib ■barteli' 
nen; bei der AbstiminuiiB waeo 16 Ittr und 14 gegea die Todesstralb. In Knlniis 

^ adnnnlien Ugcgcn. SfUrdieSlnfB. 

wcM die Todesstnle beJ^nden falltB, die nUe meto veridconinwB 
{ll)Mainefac benefen sich auch aof die Wiederdiiffliiniiij in meliKKti Staaun. 
Solche Bctijupiun^cn nndznlicduieni, weil dadHidi der Staate, der mdirfiiit- 
achndlen will, gebindert iaL 
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GesetzbOdiem gedroht war. jetzt aufgehoben wurde.'*^'" Nur Olden- 
burg. Nassau und Anhalt haben die Todesstrafe nicht wieder einge- 
führt. - Um die weitere Entwicklung der gesetzgeberischen Leistun- 
gen in Bezug auf Todesstrafe zu verstehen, bedarf es einer Erinnerung 
daran, dass vorzüglich zwei Punkte es waren, welche in der deutschen 
Gesetzgebung lebhafte Verhandlungen erzeugten, und zwar der Punkt 
der Öffentlichkeit der Hinrichtungen und die Gestattnng der Annahme 
mildernder Umstände die Todesstrafe auszuschließen. In Rc/ui: auf 
den ersten Punkt neigte sich die deutsche Gesetzgebung immer mehr 
dahin, die öffentlicldceit auszuschließen, und durch die Gesetzgebun- 
gen von Preußen, Württemberg. Hamburg, .\ltenburg. Königreich 
Sachsen, Baden, wurde die Vollziehung der Stiafc im umschlossenen 
Räume vor Urkundspersonen angeordnet.'*' In Ansehung des Punktes 
der mildemden Umstände war es vorzüglich die französische Gesetz- 
gebung, welche ]^?t2 diesen Ausweg eingeführt halte, worauf man 
sich in den deutschen Geset/gebungsaibeiten berief, indem Einige die 
Nachahmung dieses Systems empfahlen, wahrend Andere wegen der 
großen, angeblich in Frankiekh nachgewiesenen Nachteile sich dage- 
gen eikl arten. 

Der Gang der Gesetzgebung in Preußen und Bayern ist vorzüg- 
lich geeignet, die Entwicklung der Ansichten der Gesetzgebung ttber 
Todesstrafe zu zeigen. In Preußen hatte der Entwurf von 184.5 die 
Todcsstrale aufgenommen, jedoch in einem Falle (Art 381) nur so, 
dass der Richter darauf erkennen kann."' Bei Beratungen der 1847 
den vereinigten Aus*;ehüs*ien vorgelegten Entwurfs wurde ausführlich 
die Frage über Beibehaltung der Todesstrafe verhandelt. Die Nkhrhdt 
bejahte die Frage.'" In den Motiven zum Entwurf von 1851 wird 
ausgesprochen, dass diese .Strafe (durch welche der Zweck der Strafe 
erreicht werde, wobei durch den Verlust des Lebens allein die Schuld 



(12) ta Wttrttamlias in Khl Fdlai. Se^ S. Itt. 

(13) Ober t8e Pagt der OffrjMÜclikrit oHm (f. 1«) mehr. Vwlliifig dcbe AreUv 
de* CrinifaMlRdris. 18SI S. 309. i«55 & 300. ISST S. IS. 

(14) Mdne Aarfdtt» In Ckc6 Zeilsdnft liir Sliii&eG^^ 
81. 

(15) <ViBea doe Miete alKniHaw IJMhHfl cridirt ach ZlKlH^ 
CHnundr. 1845. S. m m aefa^Srie fiditinBgon vori^^ 
politisciiai Verfarachen die Todeaatnile nkbl ^draht wenloi soll. 

"* (16) ValMiidluiigeii der AmwciiUe» H. 5. 1 17, 174; Blrdfe BeibehaHung der To- 
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des Verbrechei-s gesühnt würde, durch deren Vollstreckung allein der 
Staat in seiner Cxistcn/ ücsichcrl werden könne) vcillkommon uereeht- 
Icriigi erscheine, um su mehr uls üu.s Rechlsbe\Aus.stsein des Vulkcs 
die Notwendigkeit anerlcenne« die schwMSlaa Verinechen duidi den 
Ttxi zu sühnen. In der Kommission der zweiten Kammer stimmten 14 
Mitglieder (gegen 4) tut die Beibehaltung der Todesstrafe, indem sie 
zu den in den Motiven angefühlten GrOnden beifügten, dass ein an- 
sehnlicher Teil der Bevölkerung zur Zeit die Strafe bei den 
sdiwersien Verinechen als durch Gerechtigkeit gebotene und im 
Sinne der Abschieckungstheorie unentbehrliche Strafiut anerkenne'", 
und die Bcseitigunt! derselben wegen Substituierung einer anderen 
Strafart Schwierigkeiten haben würde. Nach dem Kommissionsberich- 
le der ersten Kammer wird nur mit wenig Worten diese Strafe wenigs- 
tens zur Zeit als notwendig betrachtet. Zu bedauern ist. dass, da der 
Enlwurl" nicht in den Kammern (iegenstand umfassender Beratunj' 
war. manchen Mitgliedern die (ielegcnheit einzogen war, über die 
wichtige, das ganze Volk interessierende Frage sich auszusprechen. 
Wenn auch nicht zu verkennen ist. dass das preußische Gesetzbuch 
einen sparsamen Gebrauch von der Drohung der Todesstrale macht"*, 
SO ist doch ersichtlich, dass das Gesetzbuch strenger ist als andere 
neuere Gcsclzhürher. weil es dem Richter nicht möglich macht, in 
Fällen der verminderten Zurechnung von der Todesstrafe abzugehen, 
ihn nötigt, auch gegen junge Leute, welche das 16. Jahr Qbersciuritten, 
Todesstrafe zu erkennen. Dc-r BcL'riffdes !Iueh\enats ist sehr weitge- 
tasst; in acht Fällen des Landesverrats und (verleitet durch Nachah- 
niuDg des fhmzjisiscben GMle) in zwei FäUen des Totschlags ist 
Todesstrafe gedroht 

In dem österreichischen Strafgesetzbuche von 18.52 ist zwai' die 
TodesstiafiB in weit weniger FäUen als im Gesetzbuche von 1803 



(l7)niHiiR in IHM Kntik ihs inadiKln Bi««^ 
UB, dm im Volke du Bewussisein skh rege, dos Tadeirinfe enibchrikli lei. 
inderNaiiaiialvenainnilung^'oa ISMwuideder Antrug auf AliccIiaRii^gge- 

(IS) Die Todeulnfe ist gcdrohl in |. 61 md 62 (Hochvcfrat). ». 67-69 (LMdetvcfv 
ntX§. 74 CnUidikeitcii gegen den KBnig).{i. 175 (Vloid). §. 1 76-1 79 (nvei Ar- 
ien da Iteclilvi). >■ 283. 290. 294. 302. 303. 3M bei semeiDgBflttHlidwn 
Votfcciieo, Wala an Mensch ums Leben lumunL 
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gedroht , allein es muss doch anerkannt werden, dass die Drohung 
noch zu häufig ist. Hiergegen muss wieder Hi-nierkt werden, dass in 
der Rechtsprechung die Todcssu'ure in (>sicneich dennoch weniger 
vorkommt als in anderen Ländern, wdl nadi dem Gesetze da, wo der 

Schuldheweis auf Indizien gebaut ist. ferner w eiin der Verbrecher das 
21. Jahr noch nicht erreicht hat, keine Todesstrafe erkannt werden 
kann.'™ Auffallend ist, dass der Gesetzgeller, wShrend er dem Gerich- 
te das Recht gibt, wegen vieler MilderungsgrQnde \on der ordenth- 
cben Strafe abzugehen, dies Recht nicht da gibt, wo die gedruhte 
Strafe Todesstrafe ist"' 

In dem am 10. November 1R61 verkündigten Strafgesetzbuch für 

Bayern ist die Todesstrafe \\ i it seltener als in der bisherigen Gesetz- 
gebung gedmht."" Von Bedeutung ist. dass das Aussprechen der 
Todesstrafe auch da. wo sie gedroht ist, durch die Vorschriften über 
den Milderungsgrund der vermioderten Zurechnung (68), Uber Aus- 
scliliclum^ der Todesstrafe '^e<jen einen Minderjährigen (83). bei 
Veihieelien, die im Auslände veiuln wurden unter gewi.ssen Bedin- 
gimgen (13). w^en Verjihnmg eikannter Todesstrafen (100) gehin- 
dert ist. Bedauern nniss man. dass das (iesel/hueh in den [ allen, in 
wdchen Tod gedroht ist, den Gerichten keine Möglichkeit gibt, wegen 
nodi so gewichtiger MUderungsgrOnde, namentlich bei Motd, <fie 
Todesstrafe 7u beseitigen. Nur in einem Falle (120. tätliche Beleidi- 
gung des Königs) kann in minder schweren Fällen, statt Tod, Zucht- 
haus erkannt werden. Über die Aufnahme der Todesstrafe umer die 
Strafarten fand vor/iiglieh seit der Beratung des 1857 vorgelegten 
Entwurfs eine Veriiandlui)g statt. In den Motiven zu §. 15 erklärt die 
Regierung, dass sie wenigstens zur Zdt noch für die Beflidialtnng der 



"* (19) t. 39 •. b. (Hodivernii), 36 (Ixi affenltkfcea Oewalnsiigiceiieii mii Wirkung 
des Todes). $. 136 (Motd). }. 141 (t«ulieriKlMrTotsclil<i£). i 167 cBrandlegung 
in zwei Fllleii)t OlierdieGifliide:vimllye,dwailencicliiidwSlni^eMtdnidi 
S.38. 

(20) Aiu der Str^nMCWHdMi^S SeUtt f 375 - 3M 
MIb der WiedRiiufniilinie der l^nlenndiiBK Dick cricnil winl« 
"'(21) Der Sache noch iiitt iroiliih in solchen FUkn keine Ibdeialnife ein. weil das 
GeiichldenAn(r.ii: auf Bc^naüigungsiettnnd diese niditvcrweigeit werden 
wild. Dennoch Iesui die geseizliclie (gewisB inlcanaegneoie) Venchrifi niclit bb- 
leeliUciligl weiden. 

(22)Nlmlidi bei Hoctivmal ( 101 ). in lUnf FUlen des Slaalsvenates (112). bei tä- 
Uchen Beleidigungen des Känigs (121), Mord (228), Raub (30S) wem ein 
Meuch geMHet winde. 
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Slrafiirt sich entscheide, weil die Doktrin bisher deren UnrcLhiinaßig- 
kcit nicht iihomniuond habe nachweisen können, und um die I nibehr- 
lichkcit anzunehiiten ein höherer (jrud von Uiidung und üesitiung 
nötig sein würde, als ihn die größere Masse des Volks besitzt Die 
RegierunL- erkennt aber, wie die Motive aussprechen, die Notwenditr 
keit an, die Drohung dieser Strafe, die nicht öffentlich vollzogen 
werden soll, nur auf Verbrechen der schwersten Art zu beschiSidcen. 
Bei der Beratung im Ausschüsse der /weiten Kammer'"' sprach der 
Referent (Weis) seine Überzeugung dahin aus, dass e& dem Staate das 
Recht diese Strafe zu drohen, nicht bestreite, aber sie als ordendiche 
Strafe für unzweckmäßig haUe. hingeL'cn sie iTir außerordentliche 
Fälle, denen der Staat mit außerordentlichen Mitteln begegnen müsse 
(wegen politischer ZAislände, (xler wo gewisse schwere Verbrechen 
epidemisch wcrLlcm. für uc rechtfertigt erkenne. Nach einer guten 
Beralunu. in welcher ihe bekiiiiiiien (Iriinde klar vorgebracht winden, 
zeigte sieh bei der Absiiininung, dass vier Mitglieder des Ausschusses 
gegen vier' '^ dafllr waren (unter den letzteren der Vorstand des Aus- 
schusses). In dem Ausschusse der Kammer der Reichsräte sprach der 
Keterent (Maurer) die Überzeugung aus, dass die Todesstrafe zur Zeit 
nicht entbehrt werden könne'^, weil, so lange Hochverrat und andere 
scheußliche Verbrechen vorkommen, wo man Kanonen autTahrt uin 
Menschen zu Tausenden niederzusliccken, su lange das Volk bei 
besonders schweren Verbrechen die Söhne der Schukl durch den Tod 
verlange, man auch von Aufliebung der Todesstrafe nicht sprechen 
könne. Nach Ansicht des Referenten sind die meisten Gegner der 
Todesstrafe eigentlich Gegner jeder Strafe: aus der Möglichkeit der 
Besserung sei nichts abzuleiten, da diese nicht einziger Strafzweck 
sei.'^'' Bei der Beratung im Ausschüsse halte nur der ehrwUrdige Graf 
Reigersberg in einem besonderen Votum gegen die Todesstrafe sich 
erklärt, alle anderen Mit^eder stimmten den Ansicblen des Refeten- 



(23) hMdknllB da GeMi;(gdbuii£s-AiiiidMiiiBi S. 6S-78. 

(24) Biwiimdfe»dicwBnetiaientWlttUMr(Bin»Leic^^ 
VHk). 

(25) Er banafcte z«sr, dus wenn er nar teineia GeKkle folgen dürfte, er nnbc- 

(26) Der Referent machte noch gehoMl. daax die Geschichie der letztm Jihn salt- 
sam bewiem kBbe, dBH de TMesilnie lidK cnlbelirt weideii kfliin^ 
Beweis üqgt, in idctai MigqgdM», 
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ten Ix'i.'^' Die Frage, ob die Hinricfatung öffentlich geschehen soll, 
wurde im Ausschüsse heider Kammern ein Gegenstand vieler Bera- 
tungen. Auf den) letzten Landtage 1860 - 1861 war die.s wieder der 
Fair*, während die Frage Ober Befljdialtung der Todesstrafe nicht 

mehr verhandelt wurde, nachdem schon auf dem vt>rii^en Landtage 
durch Be&chluss der Mehrheit im Ausschusse die Beibehaltung festge- 
stdlt war. 

Die Frage, ob die Todesstrafe beibehalten werden soll, ist neuerlich 

in Hamburg (ictcnsiand von Beratungen geworden. Hin von Dr. 
Gallois gestellter AnU'ag auf Beseitigung der Strafart veranlasste die 
Ernennung einer Kommission zur Prüfung des Antrags. Die Mehriieit 
derselben erklärte sich gegen den Antrag mit der auffallenden Be- 
gründung, dass die Tt)desstrafe der religiösen Ansicht des deut.schen 
Volkes entspreche, dass durch Ausschließiuig der Strafart das not- 
wendige Erfordernis, nach welchem die Strafe im geteclitcn V'ei hält- 
nis zur Schwere des Veiiirecbens stehen muss, nicht mehr erfüllt 
werde. 

Die wichtigsten legislativen Erscheinungen in Deutschland in Bezug 
auf Drohung der Todesstrafe kamen in Oldenburg und in Bremen 

vor. In Oklonhurg hat das Strafgesetzbuch die Todesstrafe nicht auf- 
gcnunutten und an ihre Stelle lebenslängliches Zuchthaus gesetzl.'** 
Bei der Beratung in der Kammer ergab sich, dass keine Stimme sich 

für die Todessirafe erhob, und tlie I j-fahnin;' in Oldenburg lehrt, dass 
keine Nachteile aus der Authebung bemerkbar sind. (Unten §. 8 



<27) Rcfelnnl von Bayer {RMnlnill S. 26) bcmofcte. dus bei dem Fortbeslebeo der 
Ibdeninfe alkn aqgieiiuiidai Sttdoi die Auihctiung iii B«ye^ 
Hthta wltode, daM Bayena feMMt von Freoidea au» Herde sokh«r lodeswUnüfcn 

<2S) i)u«Kr Mnd In wie fime ifie AiBdiBeaanB der Offial^^ 
hung eine Bedeutung liak unMa f. 16. 

(29) Dm Min u i NS l ii i iw l m i lftw (w tk. Wolftou) hat dieoaowfcein fmSuiz in 
wn fieilHMliiif Stiifieete»lHDg 1861. Nr. 7 lUMi a. BDldiB GHi^ 
(Wir lumunen dnuf miUck.) 

(3IÖ Men IwdiiMit ur. diH dicK Slialis eiiaalnt getkniil iiL IMciiie NachweisuBgen 
in Archiv Hr PmiB. Stta&edit. Bd. VU. S. m Wirbenol»! uchlriglich. dau 
wlhend der ResiHuqg dee Hcnogi Pelcr lieiBe MiKiGiituiig iMt fand. (Nwh 
der Ttadiiic« hatte die edle GMMdiSn deiHenogt daiaufEiBflun.) Nur in der 
fiinifliiMlien Zeit «uide «III Tbdenuteilvcdiingeii,a{iiter nie Debr; Mit iS4B 
hiek mm im den Gniackcdilea fest. 



Copyrighted material 



43 



darülx^r mehr.) In Bremen hat der neue Entwurf (1861) nur für den 
Mord die Todesstrafe beibehalten."" 

In Frankreich Icamen in der Gesetzgebung über Tixlesstrafe seit 
1830 zwei bedeutungsvolle brschcinungcn vor. Es ist nuehgcwicscn, 
dass der KBnig Ludwig Philipp oitsdiiedener Gegner der Todesstrafe 
war und ihre AutTiebung wünschte, doswogen auch eine tief eingehen- 
de Unterredung nüt ausgezeichneten Juristen (namentlich Berenger) 
hatte, und zuletzt, nadidetn hier die Gefahren einer plötzlichen Auf- 
hebung vorgestellt wurden, damit sieh vereinigle, dass für mehrere 
Verbrechen, in denen der Code die Todesstrafe droht, diese Stmie im 
Gesetze aufgehoben und ein Übergang zur völligen Aufhebung da- 
dim;h gemacht wurde'*^, dass der Volksstimme durch die Cioschwore- 
nen Gelegenheit gegeben wurde, durch den Zusatz des Daseins von 
Milderungsgründen zum Schuldausspruch die Todesstrafe in Fällen zu 
beseitigen, in denen die Geschworenen erkennen, dass die Strafe im 
Missverhältnis mit der Verschuldung des Angeklagten stehen würde. 
Aus diesen Rücksichten ging das Gesetz von 1832 hervor"'', durch 
welches für mehrere Verbrechen die im Code gedrohte Todesstrafe 
aufgehoben und die Befugnis der (iosehworonen eingerührt wurde, 
das Dasein von Milderungsgründen, ohne dass eine besondere Frage 
deswegen gestellt ist, mit der Wirkung auszusprechen, dass dieser 
.Ausspruch die Richter VCipfl ichtot tlie ordentliche Strafe herabzuset- 
zen. Wie häufig davcm Gebrauch gemacht wird, um die Todesstrafe 
auszuschließen, weil die Geschworoien sie als nicht mit der Schuld 
des Angeklagten im Verhältnis stehend ansehen, soll unten (vj. 9) 
nachgewiesen werden."" Eine zweite wichtige Erscheinung war in 
Franlosidi die 1848 ausgesprochene Aufbebang der Todesstrafe fär 
sogenannte politische Veibiechen. (Gonstitut. von 1848, Art S.) Im 



"' <31> Die MatWe liciiifiai sich dwnrf. da» die Hfairichliuic sdrawicr VeriweriMr et« 
unabwddiciittOeboldesSfreiilUchen Ocwisten« iei,aiuiilonitf,d>HBi 

Den Anfailz in vm dnA Zu Üi ti iiift der Sta&ecbtspllcge. IV. Jelngg. S. 293. 
02) Wiciriige Nediridilen duttber gibl Sefm|g«r. Topport Je ta ragpmniMi pmal», 

Patts 1855. p. 29. AyiiUgB im Aidiiv dee QimiiiafcBciil«. I8S7, S. 176. 
(33) MericwOnlic die Aalw«. dte der KWa der l)cpaa^^ 

eddadea Mine Ahanigimg gegen Todessirarc. - Mittälmig in Ry|wii Bcaibei- 
lung von Hette. tiuerie, neue Ausgabe 1861. \<ol. I, p. 64. 
"* (34) VofUufig mein AuftMz im Aichiv des Ctim. 1SS7. S. 1S2. 
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Jahr 18S3 hielt man es für notwendig, jeden Zweifel w egen Fortdauer 
der Strafgosot/e des C<xio gegen Angriffe auf den Kaiser zu beseiti- 
gen; das Gesetz vom lü. Juni 1853 sprach nur aus, dass Attentate 
gegen das Leben oder die Penon des Kaisers mit dem Tode bestraft 
werden sollten."' 

In Belgien halte die im Jahre 1X30 bewirkte politisehe Umgestal- 
tung auch aut' den Charakter der Stratjustiz gewirkt. Ain 4. Juli 1832 
hatte einer der ausgezeichneten Männer, Brouckene. einen Antrag auf 
Abschaffung der Totlesstrafe an liie Kammern gebracht. Wenn auch 
der Antrag nicht die Zustimmung der Mehrheit erhielt, so war in 
Belgien doch dadurch die öffentliche Stimme mehr zur Milde geneigt; 
das Ministerium selbst wählte den Weg kein Ttxiesurteil (seit 1829) 
vollziehen zu lassen, und diese faktische Aufhebung der Todesstrafe 
fand einen beredten Verteidiger an den Abgeordneten de Bauix. Als 
nun einige KanunermitgUeder 1835 dn* Regierung Vorwurfe Uber den 
Missbrauch des Begnadigungsrechts mnchien. ließ das Ministerium 
sich bewegen, um der aufgeregten Simmiung Genüge zu tun, 1835 
wieder eine Hiivichtung in Antrag zu bringen, und der König ließ der 
Justiz ihren Lauf. Fben diese Hinrichtung aber veranlasste in den 
Kainnicrn neue Streitigkeiten, indem eine Partei mit Berufung darauf, 
dass die letzte Hinrichtung nicht notwendig gewesen wäre, gegen die 
Todesstrafe sich erklärte, eine anJerc das bisherige System, faktisch 
von der Todesstrafe keinen Gebrauch zu machen, billigte; während 
eine dritte die Strenge der Repression durch Anwendung der Todes- 
strafe für notwendig hielt.""' Die Frage, ob die todeswüldigSO Verbre- 
chen durch die Milde vermehrt oder vermindert wurden, war dabei 
verschieden beantwortet, je nachdem mm auf statistische Notizen« wie 
man sie eben brauchte, dch berief.'" 



(35) !■ den Bcridilmder Knmtate wtadiUBrilndlU 

wekhebd poGtiscIm ValiiBdiBBT^iiiiliirii imwimMMi wd^fcnigcn. 
nMtmrdic im Codr pcnof Art 16,87 bedrahlenVeriireclicB passen. 

(36) Nadiweisuneco Vicboc in der Zeitschrift flir iuMwiiflM' GesebgeiNiiig. 
VnL&.lia,undiiieinAafsatzim .\rihiv JcsOriBU lS3(ii,5. II. 

(37) Vm dam diHditardir Gesetzgebung von l834«ddcrlte«imndHGBMl>> 
buehesvon 1 833 aMen am Schlüsse diaaPiiapiplMn.S. das tnfiBdie Buch 
«OD Rypeb: Beartieitung vün TlWoirfe diN CSodl» ywHMi dlf IM<A neue Auig^ 
p.64. 
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In England wurden die oben geschilderten BeniUhuiitiLn der ( ieg- 
ncr der Tmlesstraf'o"'". ihre AufTicbiinc oder doch ihre Beschrankung 
zu bewirken in der lei/leren Beziehung durcli den Erfolg gckrünl, dass 
statt 160 Verbrechen, denen firQher Todesstrafe gedroht war, jetzt nur 
niehr 7 Verbrechen mit dieser Strafe bedroht sind'"'' und in der Wirk- 
lichkeit Rill mehr der Mord Todesstrate nach sich zieht."" Dass in den 
Verbrechen, flir welche Todesstrafe gesetzlich aufjiehoben wurde, 
keine Vcrmohruni: eintrat, wird aus den statistischen Nachrichten (§. 7 
und 6) sich ergehen; clK-nso wie die Nuchweisung, dass in der Art der 
Rechtsprechung in England Mittel liegen, welche die Anwendung der 
Tixiesstrafe hindern. Die wachsende Macht der öffentlichen Meinung 
in England in Bezug auf Beseitigung der Todesstrafe veranlasst aber 
auch immer mehr die Bemühungen der Gegner der Strafiul P;u"la- 
mentsverhandlungen diuiiber zu bewirken ", die, wenn sie auch nicht 
schon die Aulliehini!' her\ erbrachten, doch geeii'nel sind die Ansich- 
ten des Vollmes immer iriehr gegen die Todesstrafe /u stimmen. Es 
gereicht aber auch dem englischen Ministerium zur Ehre, dass es 
vielfach das herrliche Mittel. her\'orragende Männer über ihre Erfah- 
rungen in Bezug auf die Wirksamkeit der Todesstrafe zu vernehmen 
in Anwendung bringt.'^ 

In Nordamerika dauert der oben bemerkte Kampf einer immer 
wachsenden Öffentlichen Meinung gegen die Todesstrafe fort; wie 



'*(3«>0alcrAu<tatziaderZeilacMfti«wrvWrw/MP. A'm ./> 168. 

"* (39) Nlmlkli Mord, Mandvatuck «am idmcie Bctchadigungen enaabMdcii, So> 
douie (da tekiMm ObobldlMeL Me» IM dn Mki^ 
fe stehe Uteil>, H«M«iitbnidi mil OewAlMRiekeitM t» PcnotiM, Raub mit V«r- 
wundung, Bnmdstiftmg ai Woimliluienu wenn am Mcnscii ckrin sich befBiid, 
undttochveiiil(ri>triiidii B e gi w ui e ia TWrt>attiid). 

"*f40)SeiilS4l itiweteaMideMrV«riiiediMalsMoidl»ineHlailduuiigvaise- 

<41) Mericwrtifdij; sind Ucr die besomkn dimdi 
Mdkai Aairtge. OlMrdie daduidi «cmliMca Vahmdlungn iieheManquanl- 
aen in derZdlaciiiift für MBUndiadieGeMlzgelHnig XXU. S. 4SI. XXUL 5. 
202. 

(42) Wir eovMikn hier Jedem dw Skudiom der BiUlnniBHi der 1 SM 

de, Geteihte Sheriflib AnsdlfledmwlMteidi ndigeleiit InderZe^^ 
Xm S. 4«5475. OiHinlGr lind eiidi «e Anngen der RiditadHite^ 
riclits (S. 443), «OB dnen dte Mduhcti sich flir die BeibdialMng derTadnaiaft 
(wegen der abadneckenden Wiifcung) «isspridiL Wir weiden mten lOdie 
mitgeleiheo Eifiduungen benDaen. 
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groB aber die Zahl der Gegner der Stiafe ist. mag aus zwei Erschei- 
nimacn klar wvnlon, nämlich der Tat>;aclie. da'>s in den meisten Staa- 
ten von Ainei iku die CieseL/gebung da/U kuin, duss, wenn die Anklage 
auf ein mit Todesstrafe bedrohtes Vobrechm gdit, die ehibenifenen 
Gescliwdrenen vorerst befragt werden, ob sie Gegner der Todesstrafe 
sind, und dass, wenn ein Ge&ctiworener dies bejaht, er nicht als Ge- 
schworener in dem Falle tatig sein kann."' Eine andere Tatsache ist 
die. dass da, wo die Geschworenen wissen, dass gesct/Iioh die Folge 
ihres Wahrspruchs Todesstrafe sein wUrdc, sie häutig nicht zu einem 
Wahrspnich zu vereinigen sind"* Man würde aber mit Unrecht 
annehmen, dass die Stimme fUr die Aulliebung der Todesstrafe in 
Amerika die allgemeine ist. Die neuesten Gesetzgebungen, welche 
diese Strafe noch beibehalten, und der Umstand, dass das Schicksal 
der auf Aufhebung gerichteten Petitionen regelmäßig der Bcschluss 
der Mehrheil ist, diese Strafe nicht aul/uhchcn, beweisen die vorherr- 
schende Ansicht. Feststehend ist nur die (jbcr/cugung. dass die To- 
desstrafe nur für den Mord beibehalten werden, dass dabei der Ge- 
setzgeber zwei Grade des Mordes aufstellen und nur für den ersten 
Grad Todesstrafe drohen solle." Die neueste Gesetzgebung bezeich- 
net auch ein Gesetz, welche Arien des Mordes den ersten Orad be- 
gründen.'"' Hinc merkwürdige Bestimmung luidct ^ich in einigen 
Gesetzen, in der Art, dass der Schuldige zur Tudessüufe und zugleich 
zu lebenslSnglichem Zudithans verurteilt, aber noch nicht hingerich- 
tet, sondern ein .lahr lang im Gefängnis verwahrt werden soll, wo es 
dann von dem Gouverneur abhängt, ob er (mit Rücksicht auf die 
besonderen Veihiatnisse) die Ifinrichtung anordnen will."' Völlig 



'** <43) Whanon, erbtüH^imef^ mMtUUsp. tS7. Nene Aueutw. Nicht sehen 
muit dte HdAe der EiibmfiHM «ntfenl «öden, weil tk skh 

'** (44) Staitiiete Notim in AtbUt dei CäaäiHk. 19SX 8. «X 
'** (45) Whanon criMwrf law p. 913. 

"* (46) Z.B. neuee Geietz von New Y«k von 1860. (liehe PMIadelphia of pHum dlr- 
clpant, laeo. Mfy. P. /«.) GewUbudi wo lUladelpliia von IS60. { 73. Gesetz 
vm M n ad i meMi von 1SS8. 
(47) Namenlicli in Maiae aeit 1837 lud ia MundinMiu leit ISS2. (Nachwsiaim- 
gen im Aidiiv I8SS,S. 66-72.) in leueren Staate winde aber ISN gewiii mit 
Recht das Gesetz aufgehoben. 
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aufgehoben wurde die Todesstrafe nur in Michigan (1846)« in Rhode 
Island (1852), in Wisconsin.'''' 

In Bc/ug auf die Schicksale der Todesstrafe in Italien verdient 
vorzüglich der (Jung der Gesetzgebung in Toskana Beachtung. Hier 
sachten bei der mächtig gewordenen Realction die Anhänger der 
Abschreckungstheorie die abccschaf'fu- Todesstrafe wieder cin7ufiih- 
ren, was insbesondere in dem empörenden Gesetze vom 28. Mai 1803 
ihnen gelang.'^ Nun folgte die Einfiihrung des französischen Code, in 
welchem freilich die Todesstrafe mit Verschwendiini; ticdroht war. 
Ein allgemeiner Unwille der an eine mildere Gesetzgebung gewohnten 
Toskaner folgte diesem Gesetze. Nadi dem Sturze der fhuizösisdien 
Herrschaft glaubte die zurUckgekehne Dynastie den Thron durch 
Sttengc Drohung der Totlesslrafc stützen zu müssen. Das Gesetz vom 
22. Juli 1816 drohte außer den nach den wiederhergestellten Gesetzen 
von 1 795 tnit Tt)d bedrohten Verbrechen auch dem mit ( iewalt oder 
Waffen verübten Diebstahl TodLSstivito: die tpskanischen Gerichte 
suchten ai^cr mögiichsl mild die neuen üe.sel/c un/.uwcnden. Lm 
durch entschieden menschliche, dem Rxtsdiritt günstige (jesinnung 
tk's neuen Herrschers aiisge/eichneter Zeitabschnitt trat mit der 
Thronbesteigung Leopolds ein. Im Jahr 1830 fanden, nachdem lange 
Iwine Todesurteile vollzogen wurden, zwei Hinrichtungen, in Pisa und 
Florenz statt. Die Vorgänge dabei'"' und das damalige Benehmen des 
Volkes, das auf eine bedeutungsvolle Weise seinen Widerwillen 
gegen Hinrichtungen zeigte, waren geeignet auf das GemOt des wohl- 
wollenden Regenten einen liefen I'indruck zu machen, der durch die 
Berichte, die er von allen Seiten Uber Wirksamkeit der Todesstrafe 
erhielt, vasOAt wurde.^ Seit 1831 winde kein Todesurteil mehr in 



'** (-M) Wiefadge BiftlnogM, gBMmmdl Oker Rhade Uand. im ftr/wn im ca^ Fu- 
flUkm. 23. Am. tSSi. und m den Bcüditeu von 1SS7, die der Kepori dereemmU- 
ufor «Mtafoff q^cnpiM/ pniiMM. Minv Ywk IS57. p. 20^25, aus Rhode bhmd. 
Maine, Midutin miileik. 
(49) AM imrle vnt JV. «25. 

"{SOil'iuieloiriSeaaMpiuakt.pi i33. 

"(jDGesGUhkrtimAKhivdeiCrinnnBlr. !K!^7. S M7. k Floraiz wurden bei der 
Wn ri chluog eUe LIklen mid Keiifinaimsgcwolbc gachUMMn; die SttiBe wir &it 
leer als der Ziog dureh lie gWg: (Ce Bür;gcr eikcn in die iCiichen und iKtem. und 
IUI dv ScfaflAbt henn etanden nur wenige Zaicbnner. 

*" (92) Der Verfinser der gegenwttnigen Schrift hatte 1 841 dte Efaie einer UngiMn 
Ünienednng nül dem GniBhcizoge. der datin aussprach, daee das Volk ihm eine 
siihdie Ldue gegeben iiibe, daaa tnin Todesofteil inehr vaUzogen werden kttnae. 
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Toskana volIzogeD; durch das Gesetz vom 2. August 1838 wurde 
bcslimmt, <lass nur, wvnn nllo Rit-htcr i-insiimmiii auf" To J erkannten, 
da:» Tixlcsuricil gesprochen werden könne. Von lüMi bis 1847 wurden 
nur zwei solche Urteile gefiillt, aber auch da trat Gnade dn. Em Ge- 
setz vom 1 1. Oktober 1847 hob nun die Todesstrafe auf. Im Hnlwurf 
des Strafgesetzbuches wurde daher auch die Todesstrafe nicht mehr 
aufgenommen. Die unseligen Verhältnisse von 1849 in Toskana 
führten zu dem filaubtn ^la<s grölVMV Strenge notwendig und daher 
auch Todesstrafe unentbehrlich werde, und auswärtige Einllüs&e 
erzeugten das Gesetz vom 16. November 1852, wodurch die Todes- 
strafe wieder eingeführt wurde, und veranlassten, dass sie leider in 
vielen Fällen im Strafgesetzbuche von 18.5.1 aufgenommen wurde.^ 
Indem jedoch das Gesetzbuch der herrschenden Stimmung Rechnung 
tragen wollte, wurde in Art. .109 der Zusatz gemacht, dass bei dem 
Morde tias (ieriehl wegen Vlilderungsgründe lebenslängliches Zucht- 
haus erkennen dürfe. Das neue (iesetz wurde von dein Volke wie von 
ilcn Richtern mit Unwillen aufgenommen, und als in einem Falle^ 
ein Todesurteil erging, war die allgemeine Aufregung so groß, dass 
der Grotihcrzog begnadigen musstc.'"^ Als im Jahr 1859 die bekannte 
politische Umwälzungen «folgten, war die saidintsche Regierung 
genötigt, durcli Ddoet vom 10. Januar 1860 die Todesstrafe aufzuhe- 
ben. 

Beachtimg verdient noch der Gang der Gesetzgebung in Bezug auf 
Todesstrafe in Piemont. Im Jahre 1839 wurde dort ein Strafgesetz- 
buch \erkiindet, welches, obgleich manche wesentliche Verbesserung 
enthallend, doch unverhältnismäßig hart war, und in 41 Fällen Todes- 
strafe drohte, so dass die Zahl der Todesurteile fiirdifbar zunahm, 
ohne günstig auf die Verminderung der Verbrechen zu wirken. Im 
Jahre 18.'>6 fanden in der zweiten Kammer im März wichtige Ver- 
handlungen statt, in welchen von manchen Rednern die TodessUafe 
heftig angegriffen und ein Entwurf*'" beschlossen wurde, nach wel- 



iioddus «Ke BbcmimiiiinieMkii BeridMe der BehBfdeü aif AuflMbung dieser 
Strafe eerichiet seten. 

(53) Die Motive deiOcMlaBS in F». < hmi Jelcodice. I. .T'. 
*" (34) Wichiigc Nadnidnn in Bfifiiger. de la repretsion jvmi iV. />. 27, 

(S5) haauam in der ZeiBebfUk: U Teml. vol. V. p. 682. 
"* (36) Pert rbvMla at ItMtttL Pbrevß 19S0. p. 18. 
" (37) IMIber Aicidv des Crimiulr. 1837. S. 165. 
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diem die Todesstrafe in weit weniger lallen gedroht und fiberiiaupt 

die Bostimmuri!: aufgcncimmon war, da^s von dem (icrichtf. wenn es 
erhebliche Milderungsgriinde voiliundeii lund, siutl der »rdeiiliichcn, 
eine um einen Grad herabgesetzte Strafe «ricannt werden sollte. Dieser 
Entwurf sdnvcbtc vt)r. als das neue Slraftrcsct/biich vom 20. Nov. 
1859 verkündet wurde. £>arin war die Todesstrafe nur mehr in 13 
Fällen^ gedroht und allgemein die Herabsetzung der Strafe wegen 
wii.-htij:fr MikUTunusi:ri.indc miiizlich gomacht. Nicht unerwähnt darf 
bleiben, da&i> ein in dem Farluineni zu I urin am 8. Mai 186U von dem 
Abgeordnelen Mazzoldi gestellter Antrag auf Aufliebang der Todes- 
strafe inleressanie Verhandlungen^' veranlasste, wobei insbesondere 
einige neue Fälle angeführt wurden, worin gegen Unschuldige Todes- 
urteile ergingen. Die Gründe des Justizministers, welcher den Antrag 
bekämpfte, waren die gewöhnlich vorgebrachten, und hatten die 
Wirkung, dass arn \-.\u\c der Bcschluss gcfassl wurde, die l-raye über 
Aufhebung bib zur Beratung des allgemeinen Strafgesetzbuchs tüi das 
Kdoigreicb Italien zu vertagen. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, dass der gesetzgebende Körper der 

Republik San Marino die Todesstrafe aufzuheben beschlossen 
hat, und in dem \S59 verkündigten Stiai'geseizbuche diese Strafe nicht 
mehr aufgenommen ist^'^ 

Zur Schildemng des Standes der Gesetzgebung der Schweiz, in 

Bezug auf Toilesslrafe. gehört, dass 1S4S ilink li ilie neue si lnveizeri- 
scbe Verlassung'" die Todesstrafe für politische Verbrechen aufge- 
hoben und durch die neuen StrafgesetzbOcher in den Kantonen Frei- 
burg''" und Neuchatel für alle Verbrechen beseitigt wurde. Aus den 
Verhandlungen über die Gesetzbücher von St. Gallen, Aarau« Solo- 
fhum ergibt sich, dass aodi in der Sdiweiz, wenn auch bei der Ab- 
stimmung Todesstrafe in das Gesetzbuch aufgenommen wurde, 

™ (SS) DiriMier AnMmoA' ä eodke peaaU, p. S7, 

'"(99)Giiti]B|eittntta«sr2eHariiillb&»ifef »ttMMff. IS60. Nr. lOOS. 

"* (60) Der Vgft—r diegci Ggetabuchc» iit PlnfaMOf Zupetig (früher fto fa iw r w 

Neipd. apHer in IWn, md niletzl in SanftihriM).ZtipelM8diricbscliaiiiiiMi- 

ncm WcÄe ülier KnoniMlrechi gcgea die TodeHtnle. 
(61) VgftMgwdMwle Artkel 54. Tewfc 1 ^Jirtadi de» achwritofachen Straf- 

iccills. S, 240 gibt ma, a wddieD FBUen n doo KmlaDca aoct Tbdeulrafc gs- 

draktiaL 

*" (62) Im Smligaieliliucii von 1849 von Fkciliaisiiiid in Ncoelialeldmli Gesetz 
1834(AKUvdeiCiiin. 1835.8.302). 
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fiberall doch ehienweite und erfiduene Männer auf die Beseitigung der 
TcHlosstraf'c antniecn, und bo^eugten. dass sie nicht nolwondiii sei."" 
Vorschriltcn, wudurcli die Anwendung der Todessüale vernunderi 
werden soU, kommen vor, in so fern oadi einigeii OesetzbQchem 
überhaupt wcircn wichtiger MilderungSgrQnde der Richter von der 
ordentlichen Stiate abgehen kann''^, und in anderen bestimmt isr", 
dass nach Ablauf von fDnf Jahren vom Urteil an kerne Todesstrafe 
mehr vollzogen werden soll.'" 

Bei der Beratung des niederländischen (ieset/es von 1854"'' 
wurde zwar von einem Mitgliede auf Beseitigung der Todesstrafe 
angetragen, mid von dem Minister ausgesprochen, dass er diese Strafe 
nur hei unverbesserlichen Verbrechern nach wiederholten Rückfällen 
beibehalten möchte; allein wie wenig in den Niederlande die öffentli- 
che Stimme für Abschaffung der Todesstrafe ist. ergibt sich aus den 
Beschlüssen, durch welche diese Strafe selbst bei Kindsmoixl UOd 
Diebstahl mit fünf erschwerenden Umständen gedroht ist. 

In Belgien war bereits IS34 in dem vorgelegten Entwurf ein gro- 
ßer Schritt geschehen durch Authebung der Todcsstfafe für politische 
Verbrechen. In den Verhandlungen Uber den 1853 den Kaimnem 
vorgelegten und 1861 von der zweiten Kammer bereits angenomme- 
nen Entwurf des Strafgesetzbuches war die Frage der Anwendung der 
Todesstrafe Gegenstand vielfacher Beratungen. Schon in der von der 
Geaetzgehiingskomniission he:ul3eiteten DenkschnlV'^ vvclthe mit 
dem Entwurl' vorgelegt wurde, war die Frage durch Nachweisungen, 
wie die Gesetzgebungen anderer Staaten sich ttber Todesstrafe aus- 
sprechen, erSnert worden; man begnügte sidi, durch diese Nachwei- 



(6^M«dtWidlt fat ig dir wi Ifc ilf hiiiig 4n w dem «tfttoeaw SaawiMiiie 
Dniw fOr Zfcich Ixubeilctc Eatwuf, wo die TodcBrtnfb nkkt ■ufBcnociuDen 
undiin Vanrart.S. 14.lieaeagl wM,diiCiiididac VoDcxienilkiidicMrSlnfe 
colwelM lial. hfl KoomiiMioiirtwiictii ay» 

Gallen, S. 9. haben drei tüditiy PnJaikcr (unter «nderem audi Qmi) mk guten 
Oritaden sich segeo die TodeHtnfeaaeie^raeiien. 

(64) Die« giii in Genf; im ncuea Q gw l ilju ch yan Lmem von IB61, |.72:GRets* 
Inidi von A|ipcaxeU {. SO. 

(G5)SaliidniiMraeaeisbiieh|.6l. 

(66) !■ dem Katf on ttam wüde 1860 ein Anlns euf Alndiaffung der Todeiilnie 

(ßTi Bamninuer. in der Zeüsdirift flk- ausmndiaGlie GescizgeiNmg. XXVm, S. 291. 

(65) Denloelirift S. 29. Der Vofiucer dmdlien iat Hanl. nmüMKir in Gent. 



Copyrighted material 



Sl 



sungen zu konstatieren, dass die Todesstrafe, wenn sie nur wegen des 
schwersten get:en Personen verübten Verbreehens angewendet werde, 
die fast einstimmige Billigung der gebildetsten Nutionen unserer Zeit 
für sich habe. EHe KomniBskm der zweiten Kammer eildirte, dass 
wenn sie auch einstimmig den Wunsdl hegt, dass die Todesstrafe 
verbannt werden möchte, sie doch eben so einstinunig für die Beibe- 
haltung derselben sich eiklSren müsse, vorzUglidi wegen der Lage 
Belgiens, naeh der es gefährlich sein w ürde, wenn Belgien die Initiati- 
ve in Etirupa durch Aufhebung dieser Strafe ergreifen wuUle. Die 
Kommission des Senats fügte diesen Grtinden mit Anerkenntnis des 
Ciewiehts des CJrundes wegen des Bestehens der Strafart bei allen 
Nationen"" noch vorzüglich auch den Grund bei, dass erfahrungsge- 
mäß die Todesstrafe eine abschreckende Wirkung habe. Unter solchen 
Umständen nuisste die Abstimmung der Kammern zur Beibehaltung 
der '['(KlcssUntV' führen. .Anerkannt muss aber werden, klasv iül- /.ahl 
der Talle, in denen sie gedroht wird, sehr vermindert ist. Die Drohung 
kommt vor in uehi Fällen.^ Das Gesetzbuch entfaiUt aber auch noch 
einige wichtige Bestimmungen; 

1) bei polilisehen Verbrechen ist ( mit Ausnahme der Fälle der Art 

%. 97) keine Todesstrafe gedroht; 

2) gegen Pensunen, welche das 18. Jalir nicht zurUckgelegt haben, 
tritt keine Todesstrafe dn^'; 

3) das Gesetz bestimmt, dass wegen MilderungsgrUnde (Art 95) 

die gedrohte Todesstrafe auf l.'^ - 20 Jahre Geiangnis herabge- 
setzt werden kann. Die Frage der Beibehaltung der Todesstrafe 



"* (69) Et wurde eckend geundil. dut mui Aich aidt MBchmcn dBife. 6ut alle Oe- 
seJzgcbcx. indem lie Tbdeaitraiebeibehallen. dch gdm und dfeOiundrittwder 
Gereditigkeit verieU bitten. 

*"(70)NimlidiAtl96beiAtlHibaee8eiidcn iUni^ An Mtcnioi Tluw 
fiilger. 4S6McnL 457TaliGlilagn Ellaii,46() V aj-nfiung. 55S schwölle Alt 
von Raab. 536 TbUctaleg. vattit {oder vamclil) um Diebstahl vaflbai zu kän- 

(71 1 Nach dem RegicfiiiigMiiiwiMfiud den Bodilflasen der zweiteaKai^^ 
gegen Pcnoncn nMer 21 leinen Iwine'nideiiliaiecililieten; der Seiiil aber Mlun 
mir des 18. Jahr emmd die zweite Kammer gebailHzt nach. 



Copyrighted material 



52 



wurde später in der Verhandlung noch emmal vorgebracht, a- 
ber bejahend entschieden.'" 

Der neuste portiigiesisehe Entwurf ist in Bezug auf Todesstrafe 
merkwürdig, in so lern die (jcsclzkummis&iun, welche an die Spilzu 
ihrer Oberzeugung den Grundsatz stellt, dass der Straäweck Besse- 
mn<i isi. (iif Inkonsequen/ erkennt, welche darin liegt, wenn sie den- 
noch Todesstrate annimmt, und nun die RechUertigung dieser Ansicht 
darin findet, dass da. wo der Verbrecher eine solche Verworfenheit 
/eiüt. dass jede Hoffnung der Besserung geschwunden ist. der 
Bes&erungszweck dem im Interesse der Gesellschaft notwendigen 
Abschreckungszwecke nachstehen muss.™ Der Entwurf hat aber von 
der Todesstrafe einen sparsamen Gebrauch gemacht, indem 

1) bei politischen Veibrecben keine Todesstrafe gedroht ist, 

2) eine solche Drohung nur bei zwei VeibiecheovoflGonimt.'^ 

3) Dcv n rtwurf bestimmt, dass wegen des Zusammenflusses von 
Mil(ierui>^suründen der Richter von der ordentlichen Strafe ab- 
gehen soll, und 

4) gegen Mindcrjäluige unter 19 Jahren keine Todessuale anzu- 
wenden ist. 

Die neue schwedische Gesetzgebung enthält in Ansehung der To- 
desstrafe Bestimmung, das*^ während dem Mord die Todesstrafe 
gedroht ist, wegen Miidcrungsgründen das Gericht lebenslängliche 
Fteiheitsstrafe erkennen darf. Ähnliche Bestimmungen treten bei 
Vergiftung (§. 20), bei Abtreibung der Leibesfirucht, wenn die Mutter 
stiilA (§. 30J ein. 



'° (72) Itah dn AmmI« pmtimmlaltm 1960, /k 916, tsnclilcn zwoi MUgMcr. die 
erst tpliter tn die Kmuner getrOeo waren, den Geeeniilind mr Sprache und er- 
kläilai sich geioi die TbdciMiafe. D« Juttizmiiiiiur txiiMipMc^ da» dmeiini 
dl I m IM Iii tniw In ffiilwiiir im iilnfi i iilii i In miiIi ii ii fli in 1 1 Tliili iiiiliifi ilmlii 

(73) I)naber Min AnlHti fanCencIlMBl ISMi. f. »1 

(74) NmIi Alt 194 bei quafiOdertcni Manie, wdüa lieiRdi Iblseode FUle eeredi- 
oet weiden: ■) die mit Voilicdecht vcittfate. b) mit Miilem oder mU GnuHnriceil 
Vt-f^tifjrnr njiHgg voo Ascendcnicn oder Oefioendeteo (nii AwMdune des Mor- 
dndHimdiBiieheii lOndes) oder LhegattCK oMli Alt 299 bei BmdiliAvB. 
weno ein Menscli um du Leben kommL 

" (75) Schwe<B j cli» Gcaetz vom 29. Jmuir 1 861 milceieUtniHalllaeHlariiSinf- 
ndMBBilimg. 1861. Nr. 44. 
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Nicht unerwähnt daif noch der an die Zentralkomniission der Wa- 
lachei von dem Justi/niinisior Bocrcsko gebrachte Gesetzesentwurf 
mit dem Antrage auf Ab.<>cliut tung der Todesstrafe bleiben wegen der 
in den Motiven oithaltenen wOrdigen Begründung.^ 



(76) Abgedraekl in der Rene erthque de U^äaMim, Parit ISBO. B. p, 441. 
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§. 5. 



Zusammeniiaiig der Frage Ober Bcibehaltiing der Todesstrafe 

nritderwissenschnftlichrn Forschung über das Wesen der Staats* 
gevvalt und das Recht des Staates, tu strafen. 



Es ist begreitlich, dass die Frage, ob der Staat Todesstrafe anzuwen- 
den ba«chtigt und wie weit die Anwendung zweckmüßig sei, ein 

Gegenstand ernstlicher Prüfung erst mmi tlcr Zeit ;in sein komiic. als 
die FortschritU; der großen geistigen Bewegung der Staatsgewalt nicht 
mehr gestatteten, von einem Mittel bloß deshalb Gebrauch zu machen, 
weil bisher das Mittel angewendet war. Der Charakter einer Prüfung 
solcher Ragen wird durch den Charakter der wissenschaftlichen 
Forschungen und durch die Bedeutung bestimmt, welche die öffentli- 
che Meinung und die Staatsgewalt der Stimme der Wissenschaft 
bi-il. >'i le mehr die Gesittung forlschrcitci, je mehr die Staatsgewalt 
erkciuu, duss ihre Gebote nur dann uul Wirksamkeit rechnen können, 
wenn sie auf einer wddgesinnten und verständigen Mehibeit im 
Staate als gerecht anerkannten Grundlage beruhen, destd einflussrei- 
cher wird das Ergebnis der wissenschaftlichen Forschungen und der 
Gesetzgebung sein. Eine weise Regierung wird aber dann auch diesen 
Forschungen die un\ erkümmerte Freiheit, daher auch das Recht, die 
bestehenden Einrichtungen anzugreifen, zuerkennen, weil sonst die 
Regierung nicht mit den nachteiligen Wirkungen solcher Einrichtim- 
gen bekannt wird. " Si)bald die Wissenschaft einen I'inlluss gewinnt, 
muss vorzüglich im Strafrechte, insbesondere in Bezug auf den 
Gebrauch gewisser Strafarten, dieser Einfluss sich geltend machen, 
weil es hier darauf ankommt auf die Gemüter der Bürger zu witlcBn, 
auf eine solche Wirksamkeit aber nicht gerechnet werden kann, wenn 
die Mehrzahl der Bürger ein angewendetes Mittel fOr ungerecht oder 



(*)Die in Ktommcf an gcfUhite ZlU CBlspricfct der FtaBKrmiWilBwg von Mitiemnicf . 
(I ) Uine RegieTung. der es ernst nil dar WaMoit, «M daher irichl Diejenigen 
atnüPEcliilidi verfolgen, wetehedie Fortdauer der Todesstrafe angpeifieii, aMwnig 
■la mm dnat Diejenigen strafte, wekhe gnicN die Fohcr. gegen veratOmmcInde 
Strafen IJ.I. ihre Sttninm criiobcn. 
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als ein mit dem Zustande der Gesittung im Widerspruch stehend 
betrachtet und dann cntst hituii-n NaehlciK- her\-(irtreten. Wie überall 
im Reiche der Geister nur ullmuJiiich die bessere Ansicht sicgl, zuerst 
ds Zwdfiel und von einer kleinen Zahl als WahAeh aneikannt, von 
der Mehrheit verspottet und beküitipft wird, bis allmählich die Min- 
derzahl als Mehrzahl erscheint, so zeigt sich dies auch in Bezug aut 
den Einflnss besserer Ansichten im Straficchte, namendidi in Anse- 
hung des Gebrauchs der Stratartcn. lange der Staat aN eine Gewalt 
betrachtet wurde, diu zu allen Vcrlügungen berechligi ist, welche sie 
für nOtzlich hült, audi kern Zweifel daiüber entstand, dass der Staat 
jedes i'bcl. das er zur Eneichung seines (ihm selbst nicht klar vor- 
schwebenden) Zweckes für geeignet hält, als StrafUbel zu gebrauchen, 
daher auch die Todesstrafe zu drohen berechtigt ist. schien eine Recht- 
fertigung der Todesstrafe übertlüssig. iini so niehr, als Vorstellungen, 
w ie sie Hobbes verleidigic. dass J.ei Vei lire, her I-cind des Staates sei 
und auf jede Art bekämpft werden dürle. viellach verbreilel wajcn. 
Eben in Bezug auf TiKiesstrafc konnte man sich auf ein seit Jahrtau- 
senden begründetes Recht und darauf berufen, dass diese Strafe als 
das beste Mittel zur Sicherung des Staates und um meisten zur Ab- 
sdiredcnng geeignet sich bewShrte. Als seit der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts die Philosophie einen Umschwung gewannen 
und die Forschungen auch auf das Recht ausgedehnt hatte, wurde 
zwar auch die Frage über Todesstrafe in den I^is der Forschungen 
gezogen: allein wenn die dadurch gewonnene Ausbeute nicht so 
bedeutend war, als man hoffen durfte, so lag der Grund davon in 
einem doppelten Fehlen einerseits in efawm mit Recht neuerlich 
gerügten, dem philosophi.schen System vorzuwerfenden Formalisnuis. 
andererseits darin, dass die Schriftsteller bei ihren strafrechtlichen 
Forschungen eben so wie die Gesetzgeber die Beachtung der mensch- 
lichen Natur, die nicht einseitig nur in ihren sinnlichen Elementen 
aufgefasst werden darf, als überhaupt die für joden Strafgeset/geber. 
welcher die W irksamkeil seiner Vorschnllen erreichen will, unenl- 
behrlidie Sammlung von Erfahrungen und tatsächlichen VeriiUtnissen 
vernachlässigten, denen jede Gcsct/gebung angepassi werden muss. 
In jenem Formalisnius bildeten sich oft die Schriftsteller ein, in eine 
gewisse Formel ein Prinzip drängen zu können; wendeten dies auch in 
Bezug auf das Strafrecht an und hofften durch eine solche Formel, 
z.B. die Strafe ist Expiation, oder Vernichtung des Unrechts, oder 
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diuch einen erhaben klingenden Ausdruck, z.B. Gerechtigkeit. Vergel- 
tiina oder Sühne des L'nreiht*., dorn (icset/gcbcr wie dein Riehter fiir 
ihr Wirken eine sicher leitende Nonn geben zu können. Auch eine 
andere Richtung knuite nicht zum 2äde fBhieii, nämlich die, dass die 
sogenannle Pliilusophic möglichst an die bestehenden Zustände sich 
hielt, und sich bemühte diese pbflosopbisch zu konstruieren und das 
bisher geübte Recht des Staates im philosophisdien Kleide zu recht- 
tortigen."'' F'hensd wenig durtie man auf dorn Wege, auf welchem 
man in der Kcchisphiiusuphie mit Fuigcrungcn aus dem Naturzustan- 
de und aus einer BegrOndung des Staates durch Vertrag sitdi abquUte, 
hoffen, f ür ilic Hrledigung der Frage Uber Beibehaltung der Todesstra- 
fe eine Grundlage zu gewinnen. 

Die Forschung wodurch die Rechtmäßigkeit nactigewiesen werden 
sollte, ging von einer zweifachen Auffassung aus, 

A) in so fem die Idee der Gerechtigkeit dem Prinzip zu Giunde 
gelegt wurde, oder 

B) der Nutzen der Strafe für den Staat das Prinzq) liefern sollte. 
Von allen Theorien seheinl keine so geeignet, zur Rechtferti- 
gung der Todessirafe zu dienen, als die sogenannte absolute o- 
do* Gerediti^eitsdieorie^, die aber selbst wieder in so ver- 
schiedenen Bcgründungsu eisen und Richtungen vorkommt, 
dass es Pflicht ist sie nach diesen Richtungen zu betrachten, und 
zwar 

1) in so fem sie als moralische Vergeltungstheorie eine Nachbil- 
dung der göttlichen Gerechtigkeit .schaffen, und den durch das 
Verbrechen entstandenen Riss in der Weltordnung aufheben und 
die gesidne Weltordnung wiededierstellen will, und der Gesetz- 
gebo* sem Wiiloen nach dem Vofbilde Gottes regehi soU^; oder 



™ (7) 1b illi w I Hl Iii hwt I O''!'"' m JcrSchrimtkfBlindKtae 
ZntiBcrlin 18S7.S.36l.dirRcchtsphiluM^^.phic llcgcis gemMhlM V«r«ttrfb 
wohl tweriindel. S. mdi Vimtl in Bhinlxetüi ' s SiaalswfiittlHidi. V, S. O. 

(3) Audi der Voftiicr dioer Scbrift wir diMt den kiluni beängen duNb du 
Fkinzip derGcnchtijg^GcitdiB TodEflttnfefBchtfoliBBB nfefinoeia 

(4) In dicMin Siine bqpiSndel mkIi Bckkv in dv ThMim dci doolMlwB Sktf- 
leelMa, I, S, 71 -S I die IlMOfie. Wie aelw in England mxii jeu bei eiacr gewisMM 
pietiMiidien talei die tbeoknlisdien Aniidilen die Mandioi veileilen, lebit 
die Düitdlniig in dem Weilce ihe prüon dkqrfoAi ty Qay 357, wo gennleai 
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2) in so fern die moralische Vergeltung in dem Sinne aufgefasst 
wird, dass dinvh Strato das in der höheren Weltordnung walten- 
de (jcseu siltiicher Vergeltung verwirklicht und das verletzte 
Recht wieder hergestellt winP^ 

3) oder das Votnedieii als Widerspruch gegen das Recht und die 

Straff ah Mittel den durch das Verbrechen gesetzten Wider- 
spruch /u lösen betrachtet wird" oder 

4) in so lern die Strafe als das Mittel der Aulhebunu des durch das 
Vertniechen gestifteten Obels aufgefasst wiKp% wo die Ver- 
schiedenheit wieder ilarin lieiit. oh man die Strafe mehr auf das 
durch das Verbrechen gestiftete moralische oder das juristische 
Obel bezieht 

5) Nach ehier anderen Richtung erscheint Oberhaupt <fie Strafge- 

rechiigkeit als Verwirklichung der Idee der Gerechtiglceit in der 
Art, dass notwendig ohne dass die Strafe irgend einen anderen 
Zweck hat, sie dem Verbrecher folgen muss, damit der ( ierech- 
tigkeit Genüge getan werde, und zwar so. dass dem schwersten 
Verbrechen auch das iiröBte Übel als Strafe, daher dem Morde 
die Todes.sirafe notwendig folgen muss, weil sie duich keine 
andere Strafe ersetzt werden kann, und weil namentlich, wenn 
man die lebenslängliche Strafe an ihre Stelle setzen wollte, gro- 
ße Ungleieiiheil herbei j;etührt würde."'^ 

6) Eine sehr beliebte Begründung des Stral'rechLs wird in der durch 
die Strafe zu bewirkenden Expiation oder SQhne des verüb- 
ten Verbrechens gesucht, wobei man sich zur Rechtfertigung 
der Strafe, insbesondere der Todesstrafe als Folge der schwers- 
ten Veibiechen. namentlkh des Mords, auf die eigene Stimme 
des Mofders, wdcher in der Todesstrafe em Mittd der Sühne 



oUtot wird, daasn»dnSln&ecblBkMwrdEa Schutz ckrbf^^ 
sdlKAiA Imm Marfem nv Nif dw Gmfali^l <kllH. k iIbm Hm 
und auf dessen Willeii der Cieselzj;cber hondell; daher man sich fitrdie Todes* 
stiBÜ: auch auf den Befiehl Gottei Altab mit Tod zu bestrafen beniA. 

™ (3) Diese Awichl andel aidi in «n Swdpgr System. L S. 2S. 

™ (6) Aosicte von Hlisiteer, Syitan des praitisdien Skn&edits. L S. 14 

(7) Nach den AnädUeo von Rosa. 

(8) Dies iü die Ansickt von Kant. S. ilaiaber IHscIicr. ImminiirlB Kmli Entwicfc- 
lungageadiielile, Manlieim IB60, U, S. 221. 



Copyrighted material 



S8 



eikenne, als auf die Volksstimine beruft, welche in der Hinridi- 

tima dos Mörders ein Sühneopfer finde. 

7) Zur RcL-htlertigung der Todesstrafe kommt die Gerecht igkeits- 
ihcoric in der Richtung vor, da*s erklärt wird, der Verbrecher 
stelle seinen besonderen Willen dem allgemeinen Will«! des 
Gesetzes enteeiien; die Strafe '<ei nur die Frwiedenmi: der ulei- 
chen Behandlung des Verbrechers naeh seinem eigenen Willen, 
und die notwendige Wiedervergeltung fordere die Strafe als 
Vergeltung nach dem Wert der Ta^« wShrend 

8) Eine andere Theorie"" in der Strafe das Mittel der Wiederher- 
stellung der Heiligkeit des Gesetzes ed&ennt, damit durch Ver- 
nichtiuig oder das Leiden des Verbrechers sicih in ihm die Herr- 
sdiaft der göttlichen Ordnung bewähre und der verbrecherische 
Wille nicht die Herrschaft gegen den Staat und seine Ordnung 
behalte. 

Die gerühmte Rechtfertigung der Todesstrafe wird nun bald zerstört 
sein, wenn es gelingt nachzuweisen, dass keine dieser sogenannten 
Gerechligkeilslheorien ein Prin/ip aulslellt, welches den (ieset/geber 
auf eine, die Fuiderungen der Vernunft befriedigende, klare Weise 
über <fie Beifingungeii, unter denen er von dem Strafiecht GdxaiKh 
machen darf, über die Grenzen seiner Wirksamkeit und über den 
Zweck belehrt den er durch Strate zu erreichen suchen muss. Es ergibt 
sich aus einer genauen Prüfung, dass diese Theorie auf irrigen Vor- 
aiisset/iingen bcniht. mit unklaren, mystischen Formeln sich begnügt, 
selbst Unmögliches furdert, durch das Wesen der menschlichen Natur 
und diuch Erfahrungen widerlegt wird, und statt einer klaren Anwei- 
SUQg für den Gesetzgeber nur Willkür an die Stelle der Gerechtigkeit 
setzt. Mit Nachdruck muss man sich insbesondere gegen die mit 
mancherlei schönen Phrasen unterstützte Theorie erklären, welche das 
Strafrecht des Staates auf Nachbildung der göttlichen Geredid^CBit 
bauen will, aber gegen sich alle F,inwendungen hat, welche gcg^die 
theokraiische Vorstellung sprechen' selbst die Anmafiung entfallt, 
dass Gott seine Getechti^ceit dem irdischen Gesetzgri>er übertragt 



(9) Auicht H^geh, Rcdui|ihUanplii« |. 99-101. 220. 
** (10) SliU. miocqpiu'e dm Redilt. n. S. 3M, 

(I l)Gnt V. Mahl. BnzyklopUie der SlwaswiiBeMdMftHi s. 3ia 
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habe, während diesem alle nur der Gottheit zu Gehotc stolunden 
Mittel fehlen die wahre Würdigung einer Handlunji /ii ilun Iim liauen, 
und zu erkennen durch welche Mittel Gott die Welioidiiung uulrccht 
halten will. Anmaflung wüRle dami leicht das iidisdie Stnfiecbt sdn, 
weil der ncset/trclx-i nicht wissen kann, oh Gott seine Gerechtigkeit 
in dem Falle schon ausgeübt habe. Vergebens aber sucht diese Theorie 
die Todesstrafe zu rechtfertigen, da, wenn man dies tut, der Gesetzge- 
ber nur tk-r Viirslelluilg des Altertums \-on dem /ürncnden und durch 
Opter iu versöhnundeo Gottu folgt, nicht aber im Sinne des liebenden 
Gottes (nach dmsdidier Ansicht) handeln würde, der durch andere 
Mittel, als sie dem Geset/.geber /u Gebote stehen, Völker und sündige 
Menschen erzieht."" Erwarte man nicht eine Rechtsprechung der 
Todesstrafe durch die Theorie zu erhallen, welche durch die Strafe das 
began^^i II. In recht, (nach einer schrynklingenden Phrase) den durch 
das Veihrcclu n cnisinniL'ucii Riss in der WcIltM'dniui;' ddcr das mora- 
lische Übel vueder aulheben lu.ssi; denn scium ühciiiaupl idersprichl 
es der Vernunft, etwas Geschehenes w jeder ungeschehen machen zu 
wollen, und in der Anwendung auf Todesstrafe fragt man schon 
vergebens, ob durch die Hinrichtung der verübte Mord ungeschehen 
gemacht werden kann.^^' Eben so wenig kann der Gesetzgeber sich 
einbilden, das moralische Übel des Verbrechens durch Strafe aufhe- 
ben zu können, da es weder in den ICreis der Strafgesetzgebung ge- 
hört, die moralischen Folgen eines Verbrechens zu beachten, noch 
möglich sein wird, die Größe des moralischen Übels gerecht /u wür- 
digen, da nicht selten ein zwar nach den Gesetzen schweres Verbre- 
chen (selbst der Mofd) für das Gaoze^, und nach den Umstanden 
selbst von don Standpunkt des moralischen Obels aus kein schweres 



™ (l2)OplBP wiwilL iingeu gtgcii diweTliBoiiBiii TMiiütiitoundaJlioltptnal, p. 

auf moniMlics ReclN oder Sttdl« «ier Bibel Mch weid^ 

dem MtsdelbdcHlnfe folgen Busi. eiiw gnaMMiMe iil. aoD niMca 

SBB weeden. 

°* (13) Auf £eislreiche Weise führt I Ii U in dem Werite: crime, ia amonnt, catats ete. 
(Lombm 185J. p. i69f dm Gcsprücb cmee Kindes nn, dai bei einer bevonielien- 

der IdKm^fig wBrde, id «h die Miilter die» verneinte, iiricfi Alwi wniuni Mngt 
nun ii» denn? Wenn er UM ist, knnn er ja nidtts Giiui Bdir Un. 
*" <I4) ZA. Jemend ittet einen Menidien, der bdcliai gelBirBch iat und über deeaen 
TM aidi die Meiden fieuen. 
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Verbrechen sein würde.''" Es ist sciir zu beklagen, dass in neuen 
wissenschaftlichen Nrhi'iicn »lio in /oitin dcv Robhcit entstandene 
Vurslciiung vt>n der Nulwcndigkeil, dem Verbreeher mil gicichetn 
MaB zu vei^lten, (xlt^r die aus dem Fortwiiken der Ansicht von 
Rache und Talion"''" er/.euirtc kice der WiederverL'eltuni! durch die 
Strafe eine verderbliche Rolle spielte"'", wenn man auch zugeben 
kann, dass der Gedanke der Vei^gdtang durch die Strafe in so fiem ein 
berechtigter ist, als der Verbrecher das seiner Tat entsprechende Übel, 
das er leidet, fUr das gcsiiftcic Übel als ein verdientes lahlcn soll. 
Diejenigen, welche vergelten und das StrafUbel auf Gleichheit mit 
dem Verbrechen bauen wollen, sind selbst nicht einig, imlem /.B. 
Kant auf spezitische Gleichheit. Hegel auf den sogenannten Wert 
sehen will.*'*^ Vorzüglich muss man jener Theorie entgegentreten, 
welche (wie nach Kant) ein absolutes"'^ angeblich auf einer spezifi- 
schen Gleichheit mit (kvn Vi rluwlH-n ht rulK tnli s Vlal? der Strafe als 
absolut notwendig eintretend imdert und Su aic nur rechtfertigt um der 
Gerechtigkeit Genüge zu tun. Diese Theorie vergisst, dass es kein 
absolutes Vlaß der Strafe gibt, dass das Wirken eines jeden Staates in 
Bezug auf Straf e nur nach den Zustunden und Interessen des einzelnen 
Staates geboten sein kann, und daher (üe Kriminalpolitik des Gesetz- 
gebers über das Zweckmäßige belehren muss, während nach der 
Starrheit der Kant' sehen Theorie wichlige Institute, z.B. Verjährung, 
Rücksicht auf Reue, ganz ausgeschlossen sein würden, insbescmdere 
zeigt sieh die l Unrichtigkeit dieser Theorie da. wo Kant die Notwen- 
digkeit des Eintretens der Todesstrafe gegen Denjenigen, welcher 
Tötung verübt, zeigen will, und dabei nicht beachtet, dass es eine 
willköiiiche, nur durch die Annahnie roher Talionstheorie erzeugte 
Voraussetzung ist, dass den Totschläger Todesstrafe treffen müsse, 
und dass sie duich keine andere Strafe ersetzt werden könne. Eine 



*"(l5>Z3.ebieMi«erBlicnKlifeiM,iiniilvKiintnR«tcn .i n IVvikordaa. 

(16) Schon das kmoniiclie Rcdil c; XXUI. quMtL 3 cup I . >~in Judex fmmtmm 
ili lt cuiiioiif tilit'iiiie mlBerlae, quod est malum pro maJo, setldetectioiu jMMae, 
juituin t>n> injusio. guad ei bomun pm malo, 

(17) Riclilig bemerkl van Bemen AbschHHüngderTIcKfeislnfe S. 9, s. die male* 
wOfdigB AuBcmng dei afthiciien GeHiqpiisdirekiars Hoyer, uigefOhit in tnä- 
ner Schrift Uber OeÜnsnMNBM. S. 4& 

(IS)Giit nigl lUMIfai S.42S. ww wcoig cfic von I Icgcl .lutgrsielllc Vergeltung 
iMch dem Werte eine Gnindlage geben kaos. 
*" (19) Ober StAI, KMI» Syilen S. m BcnwS. 8. Gotting: ItoGiil, Ixbcn und 
Wisseoicfaaft S. 22. 
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solche Annahme wird alx-r aucli wiederlegt durch die Nachweisung, 
dass bei der Tötunt! (selbst bei dem Mnrd> so iinendlieh viele Abstu- 
fungen vurkDiniiicn, und Begnadigung auch dc& Mörders dix;h nicht 
ausgescidossai werden kam, vühieod nadh Kant die Gerechtigkeit 
veiletzt wflre, wenn nicht jeder Mdrder hingerichtet würde. 

Völlii: unbefriedigend ist es, wenn die Theorie Stahls, welche will- 
kürlich Alles daiauf baut, da&s der Verbrecher sich die Herrlichkeit 
Ober das Gesetz anmaßt und die Strafe die Niederdrückung des anma- 
ßenden Willens sei. die TiHlessliare als das Mittel rechtfertigt, durch 
den Tod des Verbrechers seinen Willen zu bewältigen.''^' Eine solche 
Ansicht widerspricht der Natur der Strafe, und wQnle konsequent da 
die Todesstrafe ausschließen müssen, wo der Verbrecher durch die 
tiefe Reue, die er zeigt, es unnötig macht, dass erst sein böser Willen, 
der ja schon gebeugt ist. gebeugt werde. Auch die oft zur Rechtferti- 
gung der Todesstrafe angefUhrte Theorie der Rxpialion ist nicht be- 
friedigend'' . da überhaupt die menschliche ( Icrechtiiikeit nie zum 
Gegenstande ihres Wirkens die Herbeifijhruag eines Zusiandes nia- 
dien kann, der im Inneren des Verbrechers vorgeht, nänüich die Reue, 
die durch Strafe nicht erzwungen werden kann. Wenn man diese 
Theorie darauf bezieht, dass durch die Strale die Gesellschaft mit dem 
Verbrecher versöhnt werden soll, so ist sie eigentlich nur eine Theorie, 
die dem Rachegefuhl huldigt""**, liefen keinen Maßstab für die Straf- 
drohung, und muss konsequent da die Surate ausschlielkn, wo der 
Verbrecher durch die Größe der Reue, oder durch Leiden, die er sich 
selbst auflegt, das Gefühl seines Unrechts ausspricht. Vorzüglich muss 
man der Vorstellung entg^eatreten, dass der Verbrecher die Todes- 
strafe selbst ndt der Eilcaiuitnis leide, dass sie eine Silhne sdnes 
Verbrechens sei. Diese mystisdie« dem Volksbewusstsein fremde 
Phrase beruht erfahrungsgemäß nur auf einer in den letzten schweren 
Tagen gewöhnlich durch Geistliche dem Verbrecher beigebrachten 
Anschauung, während man verständiger handeln würde, wenn man 



(20) Man fnff äch, was deni der Staat diduRli eewianl, wenn dem VcrtiRcher der 
Ka|if ab|cccUagen wird? S. gegea Stahl, von Wiek Blicr Slnie und Beascmiig. 

S.23, 

*"(21)GalBBciiieriaing gegen sie bei Helte p. 75. TMuäneaandtdivitpenalp. 
31. 

*" (22) Man fiagt sidi. was HIrdie Stiatsoidiiung oreichl imd, weno die GeiicWKiiift 
diiicii die Hinikliling dnes Mmims mit ibm voiMnt witd^ 
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ihm klai iiiachtc. dass l-i durch tätige Buße und Besserung in der 
Strafansiall das Verbrechen am besten sühnen würde. 

Noch häufigLM' wird von Schriftstellern, vorzüglich aber von Prakti- 
kern die Kcchdcrtigung der ludcsscrulc in der sogenannten relativen 
oder Nutzenstheorie, durch Auf&ssungßo der Strafe als des Mit- 
tels, einen eewisscQ Zwedc im Interesse des Staates zu eireichea, 

gefunden, und /\\;ir 

1) in üu lern (nach den vurzüglich von Bcntham'^' entwickelten 
Ansichten) der Gesetzgeber in der Lust und Furcht die Motive 
der menschlichen Handlungsweise findet und annimmt, dass der 
VerUbiuig eines Verhrechens eine Abwägung der oft widerstrei- 
tenden Morive vorangehe, und der Gesetzgeber die Sltafdio- 
hung so einrichten müsse, dass das dann gedrohte Obd den 
Neigungen zum Verbrechen entgegenwirken könne. 

2) Verwandt damit ist die von Feiierbach geistreich begründete 
Theorie der psychologischen Abschreckung, welche darauf be- 
rechnet ist. durch die Drohung eines größern Übels in der Strafe 
als Gegenrei/ i'egen die Größe des Rei/es /um Verbrecher ei- 
nen Zwang auf das Gemüt auszuüben und von Begehung von 
Veibiedien abzuschrecken, wo faepeiflich Todesstrafe göecfat- 
ferügt ist. um der Neigiug zu den schwersten Verbrechen ent- 
gegenzuwirken. 

3; Während die Generalpräventionstheurie (vorzüglich von 
italienischen Schrifkstellem verteidigt) durch das Recht und die 
Pflicht des Staates zur Verteidigung gegen die Unenihaltsamkeit 
der Menschen die Strafe als Mittel diesem Anreiz entgegenzu- 
wirken, also auch die Todesstrafe als das von den Menschen am 
meisten gefürchtete Übel bei den schwersten Verixecbm vertd- 
digt, findet 

4) die sogenannte Spezialpräventionstheorie die Rechtferti- 
gung darin, dass der Vettnecher durch seine Handlimg seine Ge- 



kommt, da tr mk H«!riftaag dmal, dam dteae Snafe doch den Mguchen «h die 
schwcntc Strafe oschdat lad aaf viele Vatnciier gewsscr Ait einen fuiciilba- 
Fcn Emikiidc nucbl, wieder die Todesstfafe als Gegeneewicht rechtfertigt. 
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fShrlichkeit an den Tag gelegt liat und der Staat gegen ihn. um 
neuen Aushriu hon vdr/uHeuscn, die Strafe als Mittel den Ver- 

hrccliL-r unscliadlicli /u machen iiiuvcndct. 

5) Andere betrachten da* Siralrechl als eine dem Staate ^uslehende 
Notwehr, indem er gegen das Ihdividaum, welches durch sein 

Verbrechen den Staate bedrohte, 7\n Anucnduagder drdieildeil 

Gefahr neuer Verbreehen Strafe anwendet. 

6) Andere ruchllcriigcn endlich die Slrate dadurch, dass der 
menschlichen Natur gemäB, nach der Erfahrung der dnrch die 
ZuRigung schwerer Übel bewirkte l:indmek geeignet sei, denje- 
nigen, der ein solches Übel erlitt, sowie Andere durch die Furcht 
ähnliche Obel als Fcdge von Vetbredien zu leiden, von Bege- 
hung von Veifarechen abzuschrecken. 

Der Versuch, durcb eine der eb»l genannten Theorien die Todes- 
strafe zu rechtfertigen, muss misslingen. sobald nachgewiesen werden 
kann, dass alle diese rheoiien keine genügende Grundlage haben. 
Alle haben vorerst den gemeinschaftlichen Fehler"'^', dass sie den 
Nutzen, der nur eine beliebig durch den Willen des Stärkeren ange- 
nonunene unbcstininite Grüße ist, zum Pniuip des StiafrechLs machen 
wollen, statt zu «kennen, dass die Sttafdrohung nur wirksam sein 
kann, wenn sie als eine gerechte, der Größe des Verbrechens entspre- 
chende und als notwendig aufgefasst wird'^', während der Gesetzge- 
ber fllr seine Strafiirohimg bloß deswegen, weil das Gesetz gedroht 
hat. nicht auf ReehtfcHigiing und Wirksamkeit rechnen kann. Diese 
Nut2ensiheoncn gehen von der inigen Voraussetzung aus, dass das 
Verbrechen ein Werk der Berechnung von Seite des Verbrechers und 
der Abwiigung der Motive sei, Sie nehmen beliebig eine bestinunle 
GröBe der Reize zu einem Verbrechen an, um darauf die Größe des zu 
drohenden Strafübels zu berechnen; sie müssen in ihrer Konsequenz 
selbst dazu kommen, dass der Gesetzgeber die dem Staate aus einem 
Vdlircchcn (höhende Gefahr möglichst hoch aiischhiL-c und darnach 
auch die zur Abwehr der Ciefahr notwendige Siraldrohung hoch 



™ (25) DnwcridMädkdHi Seliriftitdler. welche Ariib«crdcrltalinillMorie 
sind, aber pnUich dai Snftaeht aufTasscn. ihre Tlicarie dadmdi modifedcKn, 
diH lie diciellK mil den Genchtiglcciuprinzip vcrfaimlM. Diei litt Buer, Ran- 
ler in Rankicidi, Ginliani in Ibdün. 
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ansetze um sicher entgegenzuwirken."" Die Verteidigungstheorie 
ivann kein Stratprin/ip liefern, weil sie das Straf'rccht mit dem Vor- 
bcugungsrcchi vcrwechscll, und den Nuchteii hui, dass der Gesetzge- 
ber seine Pfliclit venfiumt. von den ihm 20 Gebote sidienden Mitteln 
der Vorbciiyuni: (icbraLich zu machen. Die N\)t\vchrthc(iric kommt zu 
älinlicher Verwechslung, und verletzt alle Rechtsbegritte, weil sie 
nnter der Maske der Notwehr auch gegen den entwaffneten und un- 
schadlieh iii-niai hten Feind Strafe anwenden will."'' Die sogenannte 
Spcziulpräveniiun^ihcuric empi^ weil sie eine Strafe deswegen 
anwenden will, weil der zu Bestrafende wegen seines v^Obten 
Verbrechens gefährlich erscheint, wobei das Strafrecht auf einem 
trUglichen Schlüsse beruht; sie muss das Strafrecht möglichst ausdeh- 
nen"'"*, zur Anwendung der Todesstrafe auch bei geringsten Veriwe- 
dien kommen wenn der Verbrecher z.B. als Gewohnheitsdieb sich 
zeigt*'', während konseqnenl nach dieser Theorie keine Slnile eintre- 
ten dürfe, wenn der Verbrecher nach den besonderen Liu-suiideii in 
der Lage ist. dass von ihm das Verbrechen nicht mehr begangen 
werden kann."^' Nie kann die Theorie zur Rechtfertigung der Todes- 
strafe dienen, welche (wie nach l euerbach) durch die Grobe des 
gedrohten StrafObels von der Lost das Verbredien zu verOben ab* 
schrecken will. F"ine solche Theorie, die ohnehin die Ziiriigiing der 
Strafe nur rechtfertigen kann, weil diese gedroht wurde, ist im Wi- 
derspruch mit der menschlichen Natur und Brfahning, indem sie von 
der irrigen Voraussetzung ausgeht, dass der Verübiiiig eines Verbre- 
chens regelmäßig eine Abwägung der Motive für und wider vorherge- 
he, wUlkOrtich bei ihrer Smfdrohung eine gewisse GrSfie der Antriebe 
zu einem Verbrechen konstniiert, sich dabei Lust und Sdtaaerz in 



(2«) Dia ici«l itek ncte. «cm iMMiuent die Ld«M 

clm vnflbt nodal kann. Z.B, die bcfonden gute Gdegenbcit dm iliRocfatftr- 

tiguagqgniMi rtieag n SttafdrotiiinB bdnwlilet winde, z.B. bei Hemdidwlidii. 
(37) Et vcilclzt alle vcnünfliBcn RectovafHeHniigcii. wenn der SlaM «uf Nolwdir 

lieb bemfend, den VerbKcfaer. der gebngea wuide, vielleicht durch kBrpertkhe 

Ixideii IHM iiliUfali iitklnnridMfln itaeL 
'**(2srZB bei BestnünB des Vcmiehi, in wdcfaen die IrilseGeifaminiBiidi enden 

Tag legt. 

(29) Auf diese AM Ibas ein SdiweixricHM den dnen IMeh, der idHnaa be^ 
rtraft wde,iMnicr dem GeteigiMeulwiicbiByHd wi ede r etrfil»inniTbdeai 

'*(30)ZJB. Jemend lie^ing Noiziicbt, wurdealwr Iwi dem Verbrechen a g» in" eu nnd 



65 



Brüche teilbar vorstellt, während crfalirungsgeniäß in der menschli- 
chen Seele nur eine Grundstimmung hei einer Handlung den Men- 
schen beherrscht. Diese Thcurie beuchtet nicht, dass die abschrecken- 
de Kraft des Strafgesetzes nicht in der OrOße des angedrohten ÜMs, 
sondern in der dem /u Verbrechen Geneigten vorschwebenden Ge- 
wissheit liegt, da^s Stral'e sicher eintreten werde, und daher die Strafe, 
bei welcher die Aussicht darauf ihr zu entgehen groB ist, am wenigs- 
ten wirkt. Die Hoffnung dos Gosotzgebors, da^s das Gemüt des 
Verbrxxhers durch Gewissheil der Strafe gezwungen und durch die 
dem Menschen angeborene Fürclit vor Obel der zu Veibrechen Ge- 
neigte abschrecken werde, ist vergeblich, weil zu einem solchen 
Zwange des Gemüts vorausgesetzt werden müsste. das der zu Verbre- 
chen Geneigte das gesetzlich gedrehte StraPiibcl genau kenne. Nach 
der Eiialirung denkt in den meisten Füllen des Mords der Verbrecher 
nichl an Drohnnp der Todcsslrare'^^, wiihroiid in anderen l iini-n die^e 
Drohung \ollig ihre Kratl verliert, weil der Verbrecher nur nui der 
Vorstellung sich beschäftigt, wie er klug es anfangen muss, um nicht 
entdeckt zu werden.' 'Wie wenig diese AbschrcLkungstheorie den 
Forderungen der Gerechtigkeit entspricht, haben ani besten die Ertah- 
rangen in Bayern gezeigt, dessen Gesetzbuch durch die HSrte der 
Straten und durch (lie Starrheit, mit welcher man die Richter nötigte 
auch in Fällen, in denen die wichtigsten MilderungsgrUnde vorlagen, 
auf die harten Strafen zu erkennen, so oft das allgemeine Rechtsbe- 
v^ u^slsein verlel/te.**'" Fben in Bezug auf Todesstrafe lehrt die Frfali- 
nmg, dass bei keiner Strafe so sdil als bei dieser in der Regel (einzel- 
ne Ausnahmen kann man nicht abstreiten) die beabsichtigte Abscbre- 



01) Bcdniicml i st hi er die EifMinniB, wdche Loni Bnmghani in der li a ii/feJ scfaeo 
Akademie .ius»pnKh. AicUvdcsCrini. ISSl.S. 137. 
'* (32} B e M Mdc w wena J aii Md g eiM l i l M bl. <t«r sliMbi, dl» MieaiMd tn Ihme 
sidi befinde, lud plSizGdi ein Mcnsck dran Zinuncr trid. der Dieb licb ver- 
rHten siebl and zu dem Entschlüsse zu tMenkoiBait.- ein Rill der bckmlSch 
nadi awimrea OeteUectHingen als Mord tietiadim witd. 

Mt dl» dn KiüliBaaB »611 der Ifii awi li iua g vcn Pemtleroy h eii li ndi g von der 
VansteUune eequSll wurde, wie er die FUschung kIBger ik Riunllervy iiegeiiea 
kflnoe, imi eicfal entdeckt zu wcidcii. 
(34) fibieitach idta IhO. ab er in der FiBxii die Anwendung sdnes GesetzlNMlm 
kennen lenile; duvcti den von ihni zuräckgelaasenen Entwurf gezeigt, da« er dk 
unpraktische Natur Beinar'niaorieeiiiygdien hat. Mm waifl diheraucfa (Feuer- 
badia Leben und WiiiMn, I, S. 232) dut er in feinen kizlen Leiienejahiai Geg- 
ner der TMesmafe war. 
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ckung und so die Kraft des Gesetzgebers vereitelt wiid. weil die 
Aussicht auf FTcispivohiing txlcr auf Bi.\^n;u1igung der Besorgnis, dass 
die Strafe eintreten werde, entgegenwirkt. " Diese Rücksicht ent- 
scheidet auch in Bezug auf die Theorie, welche die Abschieckung 
durch Zufügung \(in Strafe bew irken will. Hierbei werden vorzüglich 
noch die Erfahrungen'' ~, welche neue Gesetzgeber bewegen, die 
Öffentlichkeit der Hinrichtung abzuschaffen, sowie die Brüihrangen, 
dass Diejenigen, welche die schwersten Verbrechen verübten, kurz 
zuvor Zeugen von Hinrichtungen waren, wichtig.'' ' Rine neue Rich- 
tung erhielten die Forschungen über das Sira&echtsprinzip. nnd insbe- 
sondere auch Uber Todesstrafe, von der Zeit an, als in Rnglund durch 
Howard, und später durch die Bestrebungen edler Männer, wie Bux- 
ton, Romilly, Macintosh, die Aufmerksamkeil auf die Notwendigkeit 
der Gefangnisveibesserung. dabei auf die Erzielung der Besserung der 
Slrällini'c "erichtet. alliriählich aber iL-r Irriurn der Aii-ichl über den 
Zweck der Abschreckung durch .Siralc. und die Vorsicllung von der 
absoluten Verdorbenheit und Unverhesserlichkeil schwerer Verbre- 
cher bekämpft wurde. Sobald die Verbesserung der SUafanstalten 
bewirkt und durch Erfahrung dargetan wurde, dass Besserung auch 
der schwersten Verbiecher erreicht werden Icönne, musste anch bei 
allen denkenden Juristen die Frage entstehen. <>h dann noch Strafen zu 
rechtfertigen wären, durch die von vornhinein (wie bei der Todesstra- 
fe) Besserung unmöglich gemacht wird; ob es daher nicht der sittli- 
chen Natur des Menschen und dem Interesse des Staates selbst ent- 
sprechen würde, offen als Zweck der Strafe Besserung aufzustellen. 
Auf diese Art begannen neue wissenschaftliche Forsdiungen über das 
Besserungsprinzip, und das Sehlimme war nur. dass die Binseitiglceit 
mit welcher man oft dies hin/ip auffasste. (insbesondere wenn man 
das Straftuteil nur so betrachten wollte, dass der Verbrecher so lange 
ZU vowahren und Hcsserungsvcrsuehen lu unterwerfen tei, als seine 
Besserung erf<irJcrt. alxr fnlglich /u entlassen sei, wenn er gebessert 
ist) den Gegnern Veranlassung gab, die Richligkeu des l'iinzips 



(35) Richtig bemafct von Bmiar. AbcdHAmg dcrlbdoilnfe S. 15. 
™ (36) Wir WHiteD die Nachwdiiiiig dmiM unM in 1. 16 gpben. 
'*'(37}AiiGlidBilberuntaiiii|. 10.GiiidafObar.dHiiiif Abidnedciiiigaicliiiu 
nduMn in. in den TVoMacilbiii efaaL an. iMO, ^ML 
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ttbeifaaiipt zu leugnen. Ein Hauptsdeit bezog sidi auf den Sinn und 

Umfan|!, in welchem die 7U er'^trebende Bessening aiilgetasst wer- 
den"'"'' und ob neben detn Zwecke der Besserung nixrh ein anderer 
Zwedc der Strafe vorschweben soll.^ Die wahre Bedeutung des 
BesseriinL-sprinzips liegt darin, dass der riescfzgebiing mit Beibehal- 
tung des Grundsatzes, nach welchem das Maß der SU'ate im gerechten 
Verhältnis zur QiOße der Verschuldung im Straftirteil ausgesprochen 
wird, bei der Wahl der Strat'arten und der Vdllslreckung derselben die 
Be^iscrung des Bestraften als Zweck vorschwebt, so dass Alles ent- 
fernt wbfd, was Besserung hindern Icaim, aber auch jedes im Menschen 
liegende Element, wodurch Besserung bewirkt werden kann, benUtZt 
und die Aussicht, durch Besserung Vorteile zu erlangen, dem Sträfling 
eröffnet wird."'"' Sobald nachzuweisen ist. (was unten durch wichtige 
Erfahrungen geschehen soll) dass auch die schwersten Verbrecher 
durch Anwenduni' einer guten (ielangniseinriehlung gebessert werden 
können, verliert die Todesstrafe ihre wesentliche (irundlage. 

Folgende (Jrundsäl/c hüben uls Forderung der Vernunlt in Bezug 
auf das Stra^Hinzip den Gesetzgeber bd der Ausfibung des Strafinchts 
zu leiim. 

I. Der Staat ist die notwendige Form der Entwicklung der 
Men.<>chheii. Die grundlosen Vorstellungen von dem Naturzu- 
stande oder dem Entstehen des Staates aus dem Vertrag müssen 
aus den Forscbungeu Uber Strafiecht verbannt werden. 



<3») So etfcBit et sich, dm «dbM wn gca e k liiiet e SctiiiWMeller. z.B. iSfato. du pm- 
c^A^Mipina(|hSIA,v. Wide Ober BaseiWBiS. 14. d« Bf iw niinii||riii- 
dp bekitnpAaL Wincode BoMdÖMigcii wn Abc^ 
S. 248: iOlBttin. Syriern S. m 

(39) tatbcMiidae ob nur laecnannie bOrgcriiclie <Kler aan^ 

zweclu werden soll Röder, an pama malma €tae dtbet, cur lleckUt)«grtiaduiie 
der BciienngHlrafe, Heidelberg 1 846. vagUcben mit GOttiBg, Roite, Lotien 
iiiidWisMiisGhifi.S. 114 

(40) Daher erklHit sich Göuing. S. 12l.eegBa mediieAiiffiMtwighi der Schrilk Uber 
GenngnisM'rhcssi-nmg, S. 75 «eqcBclMa mit MobieMlaif in v. GniB, Zdladiiift 
fBrSlnfrcduspik-gL-. aLliea.S.S.nndlV.S. 191. 

(41) Ober die ltiGbliin& u wekhcr BcBienne Zweclc lud Stn^ 

Schri A: Die GefBagiiisvefbessenuig S. 78. 1 2S. Mdne Sduift Iber Gefflagnii- 
rrage S. 75. Die AUmadhnv dnes FMctikers in dm Tmuaeüam tfHu Moekiy 
Jorpwmoting jocM Kirne», Gkugow IS60, /k ttt. B wnui» Abidniiinig der 
TVidMttnie S. 21, Gdoiiic. S. 67, und: Uber Vcrhülnia von besKmden und ab- 
■c i iiBcIcaiden Elemenl in der Süaie. Ctay in dem Wtrte: ThtpHttm chaptaui p. 
292-297. 
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n. Die Wirksamkeit des Staats kann nur auf das bürgerliche Leben, 
auf das was der Staat gibt und schiit/t. daher auf (iie Hüruerlii he 
Existenz der itn Staate Zusaiiunenlchcnden gerichlcl .sein; die 
Bemfung auf die Verwirklichung oder Nachahmuiig giKttlicber 
Gerechtigkeit. inJer auf Herstellung der WeHordmuig duidl 
Strafe müssen wrbanni werden. 

III. Die Staatsgewalt ist berechtigt zur Anwendung alier Mittel, 
wekbe die Rechtsordnung begründen und schützen. 

IV. Der Staat hat darnach auch das Recht Strafen zu drohen und 

zu/ufügen, indem er der im alliiemeinen Reehlsbcwusstsein be- 
gründeten Recbtsansicht folgt, wonach dem Störer der Rechts- 
ordnung ein Leiden im gerechten Voliältnisse an* Größe der 
Verschuldung zugefügt und die Strafe so eingerichtet werden 
soll, dass sie auf Besserung des Bestraften, aber auch auf Abhal- 
tung von Verbrechen und auf Sicherung der Gesellschaft be- 
rechnet ist 

V. Das Strafiecht ist aber nur eines der Mitte! zum Rechtsschutz, 
und /war das Auf^erste, von dem nur (iehrauch jzemachl werilen 
kann, wenn durch andere geringere, dem Staate zu Gebote ste- 
hende Mittel der Zweck nicht eben so erreicht werden kann. 

VL Die Strafmittel, die der Staat gebrauchen Icann, können nur auf 

F'ni/ichuni! (xier Beschränkung jener Rechte sich be/iehen, die 
von dcnt Staate dem zu Bestrafenden verliehen oder welche Ge- 
genstand ebies Rechtsschutzes sind; nie aber geht das Recht des 
Staates so weit auch Strafen zu drohen, durch welche der Be- 
strafte jeder weiteren Entwicklimg als Mensch beraubt würde. 
Das Leben aber ist ein Geschenk der Gottheit und ist die Bedin- 
gung der Entwicklung und der sittlichen Fortbildung des Men- 
schen. Die Dauer des Lebens wird durch die (iottheit bestimmt; 
jede Strafe, welche in diesen Willen eingreifen und die Existenz 
des Menschen aufheben würde, ist ungerecht. Nur die mit der 
Idee des Christentums in Widerstreit stehende Vorstellungen 
von der zürnenden üoilheil, welche versöhnt werden müsse. 
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konnten zu dem Glauben an die Berechtigung zu Strafen führen, 
welche das Leben des Bestraften entziehen. 



(42) TtaaUk cbriHwr der Aubttz in DuUln Mvinr 1860. AugM. 472. 
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§.6. 



Elofluss der Krlmliialiraittli auf die Amichteii Uber Tödesstrafe 



Der Gesetzgeber kann nur hoffen, zu einer den Bedürfnissen des 

I.jindcs. für welches das Ciesel/ bestimmt ist. enispreehetitlen Strafge- 
setzgebung zu gelangen, wenn er innerhalb der durch die Cjerechtig- 
keit gezogenen Grenzen seiner Wiiksamkeit durch die Kriniinalpolitik 
bestimmt wild, welche ihn über die Zweckmäßigkeit der /u erlas- 
senden üe&etzie, insbesondere auch darüber belehrt, in wie lerne durch 
seine Gesetze fllr die auch zeitweise wechselnden Interessen seines 
Landes genugsam gesorgt ist, und ob er nach den Zuständen und 
Eigentümlichkeiten der Bewohner dieses Landes auf Wirksamkeit 
seiner Strafgesetze sicher rechnen kann, üanz vorzüglich wird eine 
sokbe Beachtung bei der F'rüfung der Frage wichtig, welche Straf- 
arten rcwähir werden sollen. Wie der weise Ar/i hei »Icr W:ihl seiner 
Arzneien die genaue Ueschalfcnheil und Kralte derselben, abei auch 
die Eigentümlicfakeit der Person, selbst besondere Zustände prüft, 
ebenso muss der weise Strafgesel/geber hei der Wahl seiner Strafen 
die Eigentümlichkeit der Menschen, für welche die Strafgesetze 
bestimmt sind, kennen, da der Weit einer Straüut von der Wirksam- 
keit auf den einzelnen Bestraften und auf die Gesamtheit der Bürger 
abhängt Je reicher das Material der sorgfältig gesammelten Erfah- 
rungen darüber ist, desto besser wird die Grundlage sein, auf weldie 
der (icsct/ücber baut. Vorzüglich wird dies hei der IMifimg der E^T^e 
Uber Beibehaltung der Todesstrafe der Fall sein. Hier muss man bei 
Vet^eichung vieler wissenschafUidier Arbeiten und der Verbandlun- 
gen in legislatorischen Versammlungen über die Frage den Mangel 
des Materials beklagen, dessen Benützung allein Denjenigen, welche 
ihre Stimme abgeben sollen, eine gründliche Entscheidung möglich 
macht. Man hat in neuerer Zeit in einigen Ländern von Seite der 
Regierung, ehe sie einen Cicset/esentwurf. /.B. über ("tewerberreiheil, 
bearbeitete, mit gutem Erfolg erfahrene Männer aus verschiedenen 
Kreisen berufen, um Uber gewisse Ragen ihre Ansiditen auszuspre- 
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dien; billig fragt mun. w^uaitii die Regierungen nidit auch, um für die 
Frage über Todesstrato wii htige Hrtahninj^cn ru iiL'winncn, auf ähnli- 
che Weise, wie dies iiuch unseren obigen .Vlilleilungcn in England 
geschehen ist, Kommissioaen niedersetzen, vor welchen erfahrene 
Männer, und /war solche, welche die Verbrecher genau kennen zu 
lernen Gelegenheit hatten, z.B. Gefängnisdirektoren, Ärzte, und 
insbesondere Geistliche, welche zum Tode Verurteilte in ihrer letzten 
schweren Stunde beobachten komitcn. rornor Beamte, insbesondere 
auch Richter, Staatsanwälte, ebenso Advokaten, die Verbrecher ken- 
nen lernten und Bürger aus verschiedenen Klassen der Gesellschaft 
erseheinen müssten, um ihre Rrfahrungcn anzugeben. Nur müssten die 
Aussagen solcher Vernommenen (wie dies in England geschieht) 
veröffentlicht werden, um der Presse Gelegenheit zu geben, sich 
darüber zu erklären.^ Wir wollen die Richtung bezeichnen, nach 
welchen die geforderten Vernehmui^eo erhoben werden mfissoi. 
wenn sie einen Wert haben .sollen. 

1. Eine Hauptrichtung muss die .sein, die Zatil der in jedem Lande 
verübten schweren, insbesondere mit Tod bedndilen Verbrechen 
hencustelleo. und zwar 

1) in so fern als überhaupt Jie Zahl dieser Verbrechen nach 
dem Durchschnitt ermiueli wird, der sich aus der Beobach- 
tung während längerer Zeit als der regelmäßig vorkommen- 
de in jedem Lande (und selbst in einzeüien Landesteileo) 

ergibt. 

2) Es müsstc die Zahl der in längerem Zeiutium gefällten To- 
desurteile hec;gestellt wodoi. 

3) Vorzüglich würde die Nachweisang wichtig sein, wie das 
Vohältnis derjenigen Verbrechen sich stellt, welche bisher 
mit Todesstrafe bedroht waren, wo aber das Landesgesetz 
diese Strafe aufhob; ob in Folge dieser Authebung die Zahl 
jener Veibrechen sich vermehrte oder vermindefte. 



*'* (I) Weniger trmUtn Miird^gegan von den BaichiMi finwtl i tf r Baamten oder Out- 
actucn der GchcMitittfc. weil nach der Erfahmg loidic Oiitichlcn hänfig niclit 
auf genügend MMeritlien hin idigegdicii wenka. 
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4) Nicht weniger bedeutend ist die Heretellung, wie in einem 
Lande der Umstand wiikii-, ilu^-s dinvh die Milde de^ Re- 
genten regelmäßig Ttxlcsui ieile aul dem Wege der Gnade 
abgeändert wuiden, sowie 

5) Die Nachweisung, welche Wirkungen in Bezug auf die Zahl 

der todeswürdigen Verbrechen die gesetzliche Aufhebung 

der Ttxlesslrafe in einem Lande iiatte. 

Ii. Eine atulere Richtung der Sammlung vun Erl'abrungcn bezieht 
sich darauf, in welchem Umfange gefällte Todesurteile zur 

Vollziehung kamen, wie groB die Zahl der ergangenen Begna- 
digungen war, und welche Wirkungen davon beobachtet werden 
koomeiL 

m. Da es bei der Vemrtribnig der Notwendigikeit der Todesstrafe 
nicht bloß auf ihre Drohung im Gesetz, sondern darauf an- 
kommt, ob und wie sie angewendet wird, so ist es notwendig, 
um die \Virk*;amkeit des Straigesel/es richtig zu würdigen, die 
Prüf ung darauf zu richten, w ie ferner die Todesstrafe mit dem 
Rechtsbewusslsein des Volkes im Linklang siehi. ob nicht viel- 
ntehr ein Widerspruch in dieser Hinsicht sich zeigt, der nachtei- 
lig auf die Anwendung des Strafgesetzes wirken kann. 
Dies fordert eine Frafiing 

a) in wie ferne bei dn \K hrheil oder lUych einem großen 
Teil des Volkes eine Abneigung gegen die Todesstrafe und 
die fOr die Kraft der Repression und die Bestrafung Schul- 
diger wichtige Hrscheinung sich zeigt, dass schon die ge- 
richtliche Verfolgung schwerer Verbrecher auf Hindernisse 
stöBt. z.B. weil die Beteiligten Verbrechen nicht anzeigen 
oder als Zeugen vor Gericht möglichst ihr Zeugnis so ein- 
richten. (I;ks keine l odessu^e erkannt werden kann: 

b) ob nicht bei >\nldage wegen der mit Tod bedrohten 
Verlirechen eine größere Zahl der Lossprechungen oder 
Wahlsprüche sich zeigt, durch welche die Todesstrafe be- 
seiiit-i ULI den soll, insbesondere auch durch Annahme von 

Milderungsgrunden. 
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IV. Von Bedeutung wbd ferner die Prüfung, welchen Eindruck die 
Verurteil II ne 7iim Toda und die VoUstredoing des Urteils her- 

vorbringi. und /war 

A) in Beziehung aut den Verurleilten, sowohl nach seinem 
Benebmen sogleich nach der Veruiteilung. als bei der lOn- 
richtong; 

B) in Beziehung auf die Gesamtfidt des Volkes, und zwar 

a) in so ferne eine die VeriirteiliinL' iiilligcnde SlininuinL' oder 
eine Aufregung sich ausspricht, welche darauf deutet, dass 
das Volk wegen Missbiiligung der Todesstrafe ihre VoUzie- 
hung zu hindern sucht; 

b) in so ferne das Benehmen des Volkes einen Beweis liefern 
kann, dass die Anwendung der Strafe einen heil&anien Ein- 
druck oder den entgegengesetzten hervorgebracht hat; 

c) in wie ferne die Ausschließung der Öffentlichkeit der Hin- 
riditung als zweckmäßig sich bewahrt; 

d) wie weit erfahrungsgemäti die Teilnahme des Volkes bei 
Hinrichtuiigen wohltätig auf Verminderung der Verbredien 

wirkt. 

V. Uneriüsslich ist eine sorgfällige PrUfung ob das Beuragen der 
Sträflinge, welche todeswürdige Verbrechen verübten aber be- 
gnadigt wurden, in den Strafanstalten vcm der Art war, dass als 
Wirkung der Getangniszucht die Besserung des StrSflings ange- 
nonunen werden kann. 

VL Nicht unbeachtet darf die Prüfung bleiben« in wie ferne sich 
Fülle nachweisen lassen, dass Unschuldige hingerichtet wurden. 

Unsere l.escr, wckhc den '/ustand unserer statistischen Forschun- 
gen kennen, werden beklagen, dass in allen Staaten, außer England, in 
den bezeichneten Richtungen fast kehl Material getiefiert ist Der 
Verfasser der vorliegenden Schrift hat sich bemüht, seit einer langen 
Reihe von Jahren in den verschiedenen Ländern wenigstens einige 
Tatsachen zu sammeln, die er nun mitteilen wird. Vorerst sei es er- 
laubt warnend auf eine oft bemerkte Erscheinung aufmerksam zu 
noachen, bei welcho' man aus der Zahl der Verbrechen leicht übereilte 
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Schlussfolgeningßn für oder gegen die Todesstrafe ableitet. Es kann 
nit'ht verkannt werden, dass die vermehrte «ler verminderte Zahl tlcr 
in cincni Lande innerhalb eines gewissen Zeitraums verübten Verbre- 
chen nur mit Vonicht aufgefasst werden darf, weil z.B. auf Verminde- 
ruriL' der Zahl nicht selten andere Hinflüsse mitwirken. z.B. eine 
gröbere StreogB und Zweckmäßigkeit in der Anwendung der Vorbeu- 
gongsmittel (z.B. der Polizei), oder bessere poHtiscIie Zustünde (z.B. 
Verminderung des Parteigeistes). Verhrsserunj: sn/ialer und ökono- 
mischer Zustande und Verbreitung der Bildung su wie Verbesserung 
der Gefängnisse. Auf der anderen Seite muss aber auch die Vermeh- 
rung tler Verbrechen nieht zu leicht als Beweis der mangelnden Kraft 
der Repression betfachtet werden, weil, wenn man genauer die Motive 
eines verübten Verbrechens untersucht, oft ein todeswürdiges Verbre- 
chen vereinzelt, dur^li uiiientümliche. selten vorkommende"™ oder 
lokale Ursaclk ri ' hi ;M iindel, so herbeii'cl iihn v, inl. dass es in keinem 
Zusammenhange um dem Bestehen ndcr dci Autlicbung der Todes- 
strafe steht. Gewiss ist, dass auch bei den günstigsten Verhältnissen in 
einem Staate und bei vorherrschend sittlichen Zustanden schwere 
Verbrechen vorkomnwn. die keinen Sehluss darauf gestatten, dass 
durch Bestehen der Todesstrafe oder durch häufigere Vollziehung 
derselben das Verbrechen gehindert worden wäre. Dies zeigt sich 
insbesondere bei Verbrechen, die aus Verhältnissen hervorgehen, die 
bei jedem Volke vorkonmien und nie ganz vertilgt sind, z.B. Rohheit, 
gesteigerte Eifersucht, wo aber auch erweislich der Verbrecher gar 
nicht an die Todesstrafe dachte. Insbesondere rouss in Bezug auf 
Mord, (als das Verbrechen, wegen dessen jetzt noch fest allein Hin- 
richtungen erfolgen) wohl bedacht weiden, dass die von unsem Ge- 
setzgebern und Schriftsteilem in ihrer formalistischen Richtung für 
einfach gehaltene Unterscheidung von Mord und Totschlag in der 
Wiildidikeit sehr sdiwierig ist, z.B. bei Tötungen, die nach einer 



(2}ZJ. womderBmitardM VcrfUhrLT ck-r Schweiler Mhet 

(3) ZiB. WBMD n Oi B UJUit M. wo Schmuggclhandd atnic butokkui «iid, zwMcliaD 
den SclHmggkni und eUMm Iddensdiaftlicfaen rahen ZoUbounlcn eine tndlidie 
FeiwiMiHft bemcltt, lüe in dnon FUls mm Morde Mkl Gmc vonttglicb vid- 
facfc eurdnreh lohüe nnd mtweiie rinthapcUfae VcrtiHllnigBeraeuat wild, so 
dM k annhen Gegcndai Ml vielM MmD kn Mairf, Inine Bnoditi^^ 
varicanmi, wttneod dies VeriMedim zaUfeich in aadem Bezirken des Landet 
sich findeL Nidwwiiungeii in rndncni Anbalie in Mlztg' » Annaien fiJIeft, S. 
StO.FaUerbiBiMeilndelacommlisloiidetiaiMfiutnBel^qM, vol. IV. 
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langen, immer gesteigeiten. oft durch Rohlwit des rajuilicnvaters 
vermchrlcn F cindschafl, <Kicr nach lange t'orl!iosot7ti.'i Mis^;handliing 
der Frau durch ihren Elicinunn, verübt werden. Ohnehin werden durch 
die Fassung der Gesetze Ober Mord in mandien Staaten die Oeadiwo- 
renen und Richter genötigt, auch VcrbiL-chL-n. die nidlt von hflclister 
Verdorbenheit zeugen, als Mord zu betrachten. ~ 



'{AyZB.hd Tdnug «rf Votangn der Gettebl«. 
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StadsÜBche Nachweisungen über die Zahl der Id verschiedenen 
Lindern verübten Verbreclien und der ergimgenen Todesurteile. 



Wenden v\ ir un< vorerst /u den Ergehnissen der Kriminalstatistik in 
di:n deutschen Staaten, und zwM in Österreich' \ su linden wir, 
dass in den Jahren 1829-1841 479 Todesivteile geflült wurden."* 
IK42 wurden 44 (15 hineeriehtet). 1843 30 (S hingerichtet). 1845- 
\ü4ii hingegen 357 (nur 27 hingerichtet) /.um Tode vcrurteih. Im Jahr 
1849 wurden 60 zum Tod verurteilt (6 hingerichtet). 1856 ergingen in 
ganz Osteireich 122 Todesurteile, und nur bei 39 trat Begnadigung 
ein. 

In Bezug auf Preußen liegt eine ausführliche Tabelle über die 
1826-1843 erkannten Todesstrafen nach Mitteilungen aus den Akten 
des Justiznünisleriums vor' '^ darnach wurden in jenen Jahren in der 

Rheinprovin? (wo der Code jwiuil siilti IS<) (nur 6 voll70f!en). in den 
anderen Provin/eii 237 Todesurteile gelüill (96 voll/ogen) durunter 
waren 135 Urteile wegen Mordes, 4 wegen Totschlags an Aszenden- 
ten. ^4 wegen Kindesniords. 12 wegen Brandstiftung, hei weleher ein 
Mensch das Leben verlor. In dem angeführten Aufsatze wird bemerkt, 



f Die in KlimaMr angefiifarte Zatil oitspricht der Pufiootenziltiluig von MHuniUMr, 

CfKrjckh ak /mukm von Un^urn. Kraatiea, der miMicIm i i WdwodidMft. 
dan Bmot, SiebetiMkgca und der Miiilit;girnzc Die Zihlen bcnilKii auf amtQ- 
chen. CtteBlBch tufcnl gcnMctUen. oder Bkla affentBch lu OebtHC getleHlen 
AagAtu. 

(2) In Ungiin, KiMfiai, der leiliisGlieii WäwoiMwft and dm Bunt o^agei an- 
todem 261 und in SietoittUrP» 8t Tudiwlült. h gro Ogterrekfa somit, die 
MIBHrBieoae msgetramiiMn. 791 . litmi wurden aar 272 ItingeiidiltL Wir er- 

chemdieViilbichung der TodewImfcnnre iu l i e l B U «od, wem die Schwere de» 
Ve iUeiJi e i i» und die Individuelitai des Veriitechenidie HofliiiHig Jeniiili gor IU'^ 
ieiiMigaerflflit.NnGh einer von Hye,daidileiniciiieciMSliii^esc(zS. 41 ^cgc- 
tancn Tafti cqingen m 1103 Iii» IS« In ocdendielMn Verfolircn zv.ai 1 3ik 
TbdeHirtdlB fi lni w ln i w cy Ho^veimls 121. webbu RUichung voa Kicdlipa- 
picrcn l74,BniHUeginig84und91l wqgenMoHta>,alkiii in SS6Flileniiai Be- 
gnadigung ein. 

(3) Abgednickt in dem pienUaelM» Justianiniilerial-Bhlt von 1S48. S. 247. 
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wie \ uciliucr Todesurteile ergangen sein würden, wenn damals 
schon iliT im Jahre 1847 \<>rüeleele nnlwiirf in Kraft bestanden hätte; 
es würden dann nur 187 stau der 426 gclälllcn Todesurteile ergangen 
sein. Wie wichtig diese Vergleichung ist. soll unten geiseigt wetden. 
Nach einer neuerlich veröffentlichten Tabelle"^'' sind in Preußen von 
1818 bis mit 1834 988 Todesurteile gelallt worden, 334 wegen Mor- 
des, 137 wegen Totschlags, 124 wegen Kindesmords, 96 wegen 
Brandstifluni:. 32 wegen Falschmünzerei. 12 wegen Hochverrats.^" 
Besondere Beachtung verdient das Ergebnis der Verurteilungen zum 
Tode seit der Zeit, als das neue Strafgesetzbuch and die Schwurge- 
richte eingeführt wurden. Nach den statistischen Tabellen wurden 
1854 37. 1853 49. 1856 4L 1857 57, 1858 29. 1859 26 Todesur- 
teile gefällt, und zwar wegen Mordes 1854 32, 1855 44, 1856 35, 
1857 12. 1858 24. 1859 23. Da bekanntlich das preulusche Gesetz- 
buch auch den ('olschlag in zwei Rillen mit 'r<Hi Ivsiiali, so ist auch 
das Verhältnis der wegen dieser Verbrechen erkannten Todesurteile 
bemerkt worden; sie betrugen 18S4 4. 1855 3. 1856 2, 1857 7. 1858 
4, 1859 2r"' 

In Re/ug auf Rayern ergibt sich aus den verölTcnllichten Rerich- 
ten, dass seit dein neuen Strafgesetzbuche von 1813 an iiu Durch- 
schnitt jahrlich 7 Todesurteile geOlk wurden"*; das» von 1834-1839 
19 (15 wegen Mordes. 1 wegen Raubes. 3 wegen Brandstiftung), in 
Rheinbayem, wo der Code penal galt, in dieser Zeit 34 Todesurteile 
ergingen (darunter 6 wegen Kindesmords). In den 1 1 Jahren 1837-38 
bis 1847-48 wurden nur 41 Toik smieilc in den sieben älteren Kreisen 
gefällt,^ In den 4 Jahren 1850-31 bis 1853-34 ergingen in diesen 



"*(4) b den MiHdlunsn des stdiiiiMiwD Bmcoms in Bcriiii. ISS6. Nr. 13-IS. 
^) DuRlHlahdlcih «Im )fc Jedoch Mhr «tncU«^ 

zA. M4I lcHMiiiwl4k I8S1 tiOlbdcMntaifevar. 
<6) In Wcilftlen knm ISMund ItSS Icdn TodanrteH vor. 

(7) Nach dm wrtliclien BdMsn Mb- Sintittik in Bqm V. Henn^ 

I SS3, a. 601, mdn 183^33 1136^ 29 IMeiniMile gcBIIlL in mnclM» 
KniicnazJli tJulcHlininiiinBi^ ObcwiiiBiikiBii, Imbi in di ffinf Inlunn nur I KV^ 
dcMileilvcr. IniHriaaMknniiniJnliic i833itcin,iinJnlHclS377TDdenMlei* 
levoi. 

(8) Nadi der amtlichcB 8lali«il( kanieii SS ftfonilllie I SM - 4} w An»^ 
Pille mcignii 1845 -46. h iiiin i iJiij iKrH»cii,i.B. in den licidnnl<« ntj ri ii ai 
wuMle in den oliigHii 1 1 Jahren nnr 1 Tndemneii geflUll, in Niedabayeni aller 
I& KIciicwflnEg in, dais 1844 in ganz Bayern iMin TodcMnleil eqpng. Gencfal- 
lunenmelnvgen wegen Mmk* waeen in den 1 1 Idnen 482 eiqgdeiM. 
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sieben Kreisen 115 Todesurteile (1850 nur 25, 1852 20. 185.1 42): 
vollzogen wiinic die Strafe an 26 Personen (in Ohcrbayem an 10, 
darunter 9 Mördern). In Schwaben und Neuburg lund keine Hinrich- 
titag statt b dm Jahren 1854-55 bis 1856-57 wurde» 68 Todesundle 
gefiiilt (in Oberbayern allein 25). Ungeachtet 1854 8 Ttulesurteiie in 
jenem Krei&e ergingen, stieg 1835 die Zahl auf 10. Von den 68 Verur- 
teilten waren 24 wegen qualifizierten, 7 wegen einfachen Mordes 
verurteilt. Im .lahrc 1857 wurden in 12 FälK-n Todesurteile gegen 16 
Pcriiunun (10 wegen Mordes, 2 wegen tirandsiitiung) gefällt. Im Juhrc 
1858 wurden gegen 23 Personen Todesurteile gefüllt (10 wegen 
Mordes. 12 wegen R;iubs): 1859 wurden 21 (12 wegen Moriles. 7 
wegen Raubs), im Jahre 1860 12 (8 wegen Mordes, 4 wegen Brand- 
stiftung) zum Tode verurteilt. 

im Königreich Sachsen wurden^*' von 1815-38 158 Todesurteile 
geHiilt (durunter 15 wegen Mordes, 1 1 wegen Raubmords. 4 wegen 
Giftmords. 20 wegen qualifi/iertcin Diebstahl. 62 wegen Brandstif- 
tung). Wegen des zuletzt genannten \ erbreei)ens zeigt sich, dass 
während von 1815 an Ins 1830 jdirUch nur 1 Todesstrafe erging, 1835 
9 (darunter 2 vollzogen wurden), IS."^? 10 solche lirtcile vorkamen; 
Olier die spätere Zeit stehen uns keine Nachrichten zu Gebote.'''' Vom 
Jahre 1856-60 abgingen Todesurteile gegen 11 Pmoneo (nur wegen 
Moides). 

Im Königreich Württemberg \vur<ien \on 1S16-1S2'' 24 Todesur- 
teile gefallt, von 1831-1833 18. Im Jahre 1835-36 ergingen 2, 1836- 
37 5. 1837-38 4. 1838-39 7. 1839-40 kein, 1840-41 2, 1841-42 
und IS42^1:Vic 1. 184.1-14 •). 1844^5 1. 184.5^ kein Ti.dcsuileil. 
Durch die Gesetze von 1849 und 18S3 wurde die 22ahl der mit Tod 
bestraften Verbrechen vermindert, und es winden im Jahre 1856 2, in 
jedem der Jahre 1857 und 1858 ein Todesurteil gefällt. Nach einer 
Tabelle aus der neuesten Zeit (im Schwäbischen Merkur) ergibt sich, 
dass im Allgemeinen die Zahl der Verbrechen in WürUemberg sehr 
abgenommen hat Während 1848 noch die Gesamtzahl 20613 betiug, 



" (9) Nach mmWA mÜBBtciltea tibdiem Im Arefeiv dctCMwiBiliBcliriu S.«ft 
(10) Bd dvRcw«» des neiiai CM^mdm srib der Mfa^ 
(v. WldMrilMlnlWgl. Sldisiselie SlrafgeseizboclL, S. 178 1. seien leHlar midi 
bii aof die neuBMB Zeit raHe vatsdniiinieii, woduedas Rcthigcruhl im Volke 
zu «erietiHi die ericMuteTodenlnle nteM ludtgBtiBMB we^^ 
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steigt die Zahl in jedem der luhrc 1856-60 wenig über 16000 (1860 
16800). Die Zahl der Mordfällc sank von 1S54 iwo 1 1 vorkamen i auf 
6 in 1855, auf 3 in 1856 und 1859 herab, und ei.si 1860 werden wieder 
9 aogefOhit. 

Im Königreich Hannover ergingen von 1850-1856 38 Todesurtei- 
le. Während 1850 und 1852 in jedem .lahre nur 2 Verurteilungen 
vorkamen, 1851 hingegen 5, stieg 1853 die Zahl auf 8, 1854 auf 9, 
1855 auf 7, und sank 1856 wieder auf 5. Die VeruiteUungoi benogsa 
sich nur auf Mord, btoB 1 854 auf 3 TotschlagsfiUle. 

Im GroBherzoglum Baden wurden (nach dem gemeinen Recht und 
dem 1803 eingeführten Strafedikg 1829 7, 1830 8, 1831 3. 1832 12, 
1833 7, 1834 7, 1835 8, 1836 9. 1837 7, 1838 4 Todesurteile 
gefulh. Im Jahre 1844 ergingen 2, 1845 3, 1846 4 Todesurteile. Erst 
seit 1852 wurden, nachdem Schwurgerichte eingeführt waren, wieder 
kriminalistische Tabellen veröffentlicht. Darnach wurden 1852 3, 
1853 4. in jedem der Jahre 1854. 1855, 1856 und 1860 .\ 185') 2 
zum Tode verurteilt. Weder !n57 hdcH IS5S erfolgte ein Todesurteil. 

In F^e/ug auf Hraunsehw eig erfährt man, dass unter der Regie- 
rung des Herzogs Kurl W ilhelm kein Todesurteil, und seit 1817 nur 2 
soldier Urteile vollstreckt wurden.^ Seit der EinfÖluiing der Schwur- 
gerichte kam vom 1. Juli 1853 bis 1. Juli 1854 nur 1 Todesurteil vor. 
In allen übrigen Jahren erging kein solches Urteil, sondern, auch in 
Anklagen wegen Mordes. Zuchthausstrafe. 

Wenden wir uns an die Ei^ebnisse der Statistik in aufierdeutschen 

Staaten, und zwar in England. <o zeigt sieh in diesem Lande die 
gröUte Umgestaltung in Bezug auf die Zahl der Todesurteile, was sich 
daraus erkilirt. dass immer mehr durch die Siraigeset/gcbung die Zahl 
der Verbrechen, denen Todesstrafe gedroht war (vor 70 Jahren war 
noch in 240 Fällen Ttxlesstrafe gedroht), vermindert wurde, und die 
Kraft der öffentlichen Meinung die Abneigung gegen diese Strafe 
vemiehrte. Noch im Jahre 1817 ergingen in England 1.302 Todemrtei- 
le: die Zahl sank allmählich auf liOO. 1000, nur IS">| stieg sie auf 
1601. Nachdem von 1832 an die lodesstrafc gesei/licli immer mehr 



' (I l)Slniiidiedc. Batwnif dnes SlnQgeMlilNidii. S. XXVL 
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für einzelne Verbrechen aufgehoben wurde""^. sank IS.>4 die Zahl der 
Tcxlosiirtcilc aiM 4S(l, während n(Kh 931 im .lahrc 1S;^3 vorkamen. 
Von 1834-38 sehwanki die Zahl der Todesuiteile zwischen 523 (im 
Jahre 1S35) und 438 im Jahre 1837. Von 1838 an tritt große Vermin- 
derung ein, indem 1838 nur 116. 1830 nur 54 vorkommen. Insbeson- 
dere ist merkwürdig, da&s die Zahl der Anklagen wegen Mordes 
immer gering«* wird (ungeaclitet die BevSlkerung Englands selir 
wuchs) und in den Jahren 1836-42 um 61 geringer war als in den 
Jahren 1830-36, und um 93 geringer al:> in den Jahren 1812-18, 
obwohl in den zuletzt genannten Jahren die Zahl der Hinrichtungen 91 
betrug, wäiireiul von 1836-42 nur mehr .SO hitigerichtel wurden.^** 
Nach einer 50 Jahre umfassenden Tabelle der Hinrichtungen in Eng- 
land-** kommen in den Jahren 1800-1810 noch 802. 181 1-1820 selbst 
S97 Hinriehtungen vor, während von 1831—40 nur mehr 250 und von 
IS4I-1S3() 107 Hinrichtiuü'i-n ;iiir>'rrührl werden. Aus der neuesten 
Zeit " ergibt sich, dass, wuiiiend nuch 1851 70 Tt>desurteile vorka- 
men, die Zahl derselben 1859 nur mehr 52 und 1 S6() nur 4S betrug. 
Die meisten ergingen wegen Mordes, dessen Zahl i.-bcnt'alls sich 
verminderte (1859 18, 1860 17). Hinrichtungen erfolgten 1859 an 9 
nod 1860 an 12 Personen. 

In Sehottland ergibt sich eine auffallende Abnahme der Verbre- 
chen und der Todesurteile. Während noch 1823 32. 1824 16, 1825 9, 
1826 16, 1827 14 Todesurteile gelallt wurden, ergingen 1828 nur 
mehr?, 1829 9. 1833 9, 1837 3, 1841 5, 1842, 1845 und 1846 Iceui, 
1847 2. 1848 4. IS49 5. 1850 3, 1851 1. 1852 4, 1853 6. 1X.S4 I. 
1855 2, 1856 und 1857 je 3 Todesurteile.-*^ Im Jahre 1858 und 1859 
erging kein soldies Uiteil, 1860 wonlen zwar 4 zum Tode vennteilt, 
aber keuier hingerichtet 

Die Gesehichle der Todesurteile ist nirgends merkwürdiger als in 
Irland. Wo noch 1829 295 und 1831 selbst .¥)9, IH.U 319 zum 
Tode verurteilt wurden, sinkt 1845 die Zahl dieser Urteile auf 13, und 



*' {l2)Nadiweisun£cii im Aictaiv detCriniiiuIr. 1834. S. S. 1836. S. 3. 

(l3)NH*weiauvB wderZdisiMft fllrwidlli^^ 
''<l4}ZdlMiaiitXXV, KS». 

(13) Jufle/irf tUtbUe» 1860. ^ XIX. 

{16} Von den iwiidiBiieBeiidcn, nicht erwIfliBleii Jahnen bHüH der VaftMcr lei- 
der die nfiligen Nachwetiunj^ sichL 
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von 1855 in Jedem Jahre auf 5 herab. Wie sehr in jedem Lande die 
Zahl grdLk-r Verbrechen mit politischen Zuständen zusammenhängt, 
zeigt vorzuglich Irland. Auf Rechnung der früheren politischen Auf- 
legung und des verdablkhen Pauteigeistes, wobei eine fiirehtbaie 
verbrecherische Verbriklerun*: iiiich mimier Verdorbener einschüchter- 
te und den Rechtssinn und die Achtung vor dem Leben des politischen 
G^ners zerstflrte, mUssen die Ersdieinungen gesetzt werden, dass 
1848 zur Zeit der aulVrordentlichen politischen Aufregung 45 Todes- 
nneiie ergingen, da&s noch 1850 43 Anklagen wegen Mordes vorlca- 
men, deren Zahl immer mehr sank, je mehr die Aufregung nachlieB, 
dass ebcnst) bei der Brandstiftung, iiis dem Verbrechen, /u dem das 
Rachegefühl so leicht kommt, in den Jahren, in welchen die Aufre- 
gung am stärksten war, die Anldagen wegen Brandstiftung am häu- 
figsten vorkamen (1850 50, 1851 selbst 160). während die Zahl 
sogleich sank, als iül Aufregung nachgelassen hatte (1856 kamen 19. 
185S 27 solchei Aiiklagen vor). 

Belehrend in Bezug auf die W irk.sanilveit der Todcsslrale sind .statis- 
tische Nachrichten aus Frankreich. Im Jahre 1825 (dem Jahre, in 
welchem in Frankreich die erste Kriminalslatislik erschien) finden wir 
98ü wegen Verbrechen, die iiüt dem Tod bedroht waren, Angeklagte, 
und 1 34. im Jahre 1 826 1 50 Todesurteile. Wegen Moides ergingen 60 
Todesurteile (\vo\on 59 vollzogen wurden): ungeachtet dieser Strenge 
fmden wir im Jahre 1826 die vermehrte Anzahl der Todesurteile 
wegen 84 Mordtaten. Ungeachtet der fortgesetzten Strenge, indem 73 
Mörder himiv riv hiei wurden, finden wir ein AnwaehstTn der lodcswür- 
digen Verbrechen.''" Von dem Jahre 1832 an U'at die folgenreiche 
Gesetzgebung in Wirksandoeit, dass die Geschworenen duith den 
Zusatz des Daseins mildmidcr Umstände bewirken konnten, dass die 
ordentliche Strafe um ein oder zwei Grade vermindert wurde, was 
insbesondere bei den mit Tod bedrohten Verbrechen höchst wichtig 
wurde. Während 1826 noch 150 kontradiktorische (also gegen anwe- 
sende Angeklagte) Tmlesurieile gelallt wurden, limlen wir nur 
mehr 50, und wahrend 1826 noch 73 wegen Mordes hingerichtet 
wurden, kommen 1833 nur 25 Hinrichtongoi wegen dieses Verbre- 
diens vor. Im Jäfaie 1837 wurden nur mehr 33 Todesurteile gefällt. 



"* (17) Wegien MuJ Mi i m J wunkn IS2S 3 am Tode veniiteUl (2 liingcriclitc«). und 
1826ilei«tdieZdilaiif6. 
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Eine vermehrte Strenge der Verurteilungen wird bemerkbar vom Jahre 
1851 an. 1851 finderi wir 45. 1854 79. 1855 61 TiKiosurtcilc.-"" 
Während 1857 die TiKksurtcilc auf 58 stiegen, sanken sie 1858 auf 38 
und 18S9 auf 36, ung^hlet der Zahl der Ankb^en wegen Mordes im 
Jahre 1858 1% und IS'^O 1S6 betrug. Wie diese Schwankungen mit 
den von den Geschworenen geübten Milderungsaussprüchen zusam- 
menhflngien, soll unten gezeigt werden. 

In Bezug auf Belgien liegen die wichtigsten amtlichen Tabellen 

über die Zalil der ergangenen Todesurteile vor.'"' r.iiic blutige Zeit 
war die von 1796 bis 1807, wo in einem Jahre 1801 90. 1802 85, 
1803 86 Todesurteile gefiUlt wurden; Vom Jahre 1808 an smkt die 
Zahl bedeutend, und beträgt in manchem Jahre nur 23-25; von 1814 
an stellt sich das Verhältnis noch günstiger (in manchem Jahre ist die 
2^1 nur 8. 1823 selbst nur 6), bis von 1828 an die Zahl wieder steigt, 
und /war auf 18-20 im Jahr (obwohl z.B. 1830 nur 2 Todesurteile 
vorkamen). Unterscheidet man zwei Perioden (die der französischen 
Herrschaft bis 1814 und die unter HullaJid), .so finden wir, da.ss in der 
ersten Periode viele Todesurteile wegen gefthrlichen Did>stahls 
(300), wegen Brandstiftung (39) gefällt wurden. In der ersten Pericxle 
kamen 379 Todesurteile wegen Mordes vor, in der zweiten Periode 
dagegen nur 1 13. Diese Erscheinung ist um so merkwOrdiger, als in 
der Periode, in w elcher die meisten Todesurteile gefdllt und die meis- 
ten vollstreckt wurden''', die Zahl der schwersten Verbrechen mit 
jedem Jahre stieg, während in der Periode, in welcher weit weniger 
Todesurteile ergingen und Hinrichtungen seilen waren, die schweren 
Vertxtechen sich verminderten, in den Jahren 1831-49 wurden 461 
(dammar 23 Abwesende) zum Tode verurteilt. Nicht unerwähnt darf 
bleiben, dass die Ttxiesurteile wegen anderer Verbrechen als Mord 
häufig waren (von den Anwesenden 161 wegen Mordes und 277 



(IS) Verawita Dum rib« wcidtn, dM die ZiU 4« AnUugen wegeo Mcito 1^ 
arin. 1851 betrag lOe ZiU m ISS5 w m l>«egen stieg dks Zdri der Kin^ 
demidB ISSI Hf MS4. ltS3 IM, 1834 198. 
"* (19) EIm von dem Minister 1834 den Kammern voigeiegle l^lieUe umbut die seh 
1796 - IS33 fcOUllen Tbdemileik (abgediudct in der Zätsdnift für ansländi- 
aciieGeeeb8dMn«.VIILS. 121). Eine andaRlUdlB,«elelw cHeläne I 
1 849 (Moch nnvIlrtlMig. besser 1831 - 1849) omaMi. ist VMidBgl m 
Smibtl^ gmtrak de la BdglqKt. £tpaatf de la sluMlam AoyaioMe, ISS2. p. 
359. 

"(aiQlmJdiie 1801 «iinJen7(i.iaaS(i0idngeriditeL 
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weg^n anderer Verbrechen), und dass eine grulk- Verschiedenheit in 
Bezug auf das Verhältnis der Anwendung der Ttxlesstrafe nach den 
einzelnen Pri>vinzcn bemerkbar ist; z.B. in der Provinz Brabani katncn 
in dcMii einen Jalu« 1846 6 Todesurtdle, in Naimir <lagegen von 
1831^0 nur 4, von 42 kein Tixlesurleil vor. Von Bedeutung ist 
auch, dass oft das Vorkommen mehrerer Todesuileiie in einem Jahre 
sich daraus erklärt, dass eine Bande zur Alnirteilung Icam, deren 
Verbrechen schon in früheren Jahren \ crübt wurden."'" Im .lahre 1X50 
wurden in Belgien 43 (16 wegen Mordes, 8 wegen Brandsiiliung, 5 
wegen Kindesmordes), 1851 32 (1.^ wegen Mordes, 1 Vatermord, 11 
W^n Brandstitlutigl, 1S52 IS (nur 4 wegen Mordes, 1 Notzucht und 
Mord, I wegen Tötung und Diebstahl). 18.'>.1 27 (9 wegen Mordes, 1 
wegen Falschmünzens), 1854 32 (15 wegen Mordes), 1855 32 (1 
Vatermord, 12 gemeiner Mord. 1 MordversiichX 1856 20 Todesurtei- 
le gefällt (über 5 Mörder, 8 Brandstifter). 

In Bczul; auf die nordischen Staaten erüaneenen Tixlesurteilc lie- 
gen amtliche Nachrichten über Üaneiiiaik. .Schweden und Nor- 
wegen vor. Die zwei ersten sind besonders merkwürdig, weU bei 
ihnen noch die alten, strengen, Tod häutig bedrohenden Sirafgcset/e 
gelten. In Dänemark wurden 1832-1840 123 Todesiuleile gefällt; 
von 1841-55 ergingen 205. Nach den strengen Gesetzen ergingen 
solche Urteile in Fällen von Tötung, wegen Notzucht, wegen Blut- 
schande, wegen Bigamie. Im Jahre 1844 wurde Todesstrafe gegen 
eine FIraa wegen dritten Ehebruchs erkannt; ebenso wegen Bestialitit 
in jedem iler Jahre 1844. 1845, 1851. In Schweden war bis zur 
neueren Zeit die Zahl der gefällten und selbst vollzogenen Todesurtei- 
le sehr groA^, aber auch in neuerer Zeit ist die Zahl ergangene 
Todesurteile noch bedeutend; 1 850 wurden 85 Persone» (darunter 36 
Weiber), 1851 wieder 85, 1852 84, 1853 87. 1854 89 zum Tode 
verurteilt. (Über die Vollziehung der Urleile .siehe §, 8.) In Norwc- 
gen'^'^ wurden 1856 3 Personen zum Tode verurteilt. 1857 wieder 3; 
1858 wurde nur ein Todesurteil geßlllt. eben so 1859; 1860 wurden 3 



*"(21} ViBcben in derZcMfcliiin, Vm, S. 12«. 
'"<22)NMhHilliclmT*cllM«iiito l«3(>2a, 1831 21. IIM^^ 

n l«34uBii im I6vuä I07 IStVidGMriäkTolbiiscn. S. AndiWdHCkiiii. 

18403.453. 

'''(23)I}uiiarweigMdieStnqgHetdiuGh van l842iitmnUdHnGeialelicnilieiteliniil 
koint nur wenige nrft IM liedralite Veibredien. 
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Persraen verurteilt. Die Verurteilung erfolgte in allen Fällen wegen 
Mordes; allein häufig waren damit noch andere Verhreehen in Ver- 
bindung, z.B. 1857 auch Ruub, Diebstahl und Falsehniünzcn. In den 
1860 etsuttgeoeti Todesurtolen lag du Fall vor, dass das Verin«chea 
schon 1838 verüht war. In einein Fall. 1856. war der Mord von einem 
Mädchen an ihrem Vater aus Erbitterung über die grausamen Miss- 
handlnngen verübt, die der Vater g^gen die Matter Ixgii^ Die Ab- 
sich t w ar. die geliebte Mutter von den ferneren Missliandliingen zu 
schützen. 

Es mag nictit ohne Wert sein, auch von den in zwei großen Staaten 
Italiens, in Neapel und Piemont, geflllte Todesurteilen N«;hricht 

zu geben."* Aus Neapel liegen amtliche Tabellen"'*' über die von 
1831-1850 gelallten Todesurteile vor; die Zahl beträgt 641 (darunter 
23 wegen Vaterraords. 160 wegen Gattenmords, 19 wegen Giftmords. 
229 wegen gemeinen Mords, 11 wegen Not/uehi mit Tötung. 186 
wegen qii;iliflzierten Diebstahls mit T(">tung). Die Zeilen sind nach 
den Jalii^uiigen .sehr verschieden; während 18.^1 79, 18.^2 109, 1833 
95 Todesurteile ergingen, fällt in den Jahren 1836, 1849, 1850 die 
Zahl auf ?0, 36 herab. Im .lahre 1851 wurden 50^ zum T(Kie verur- 
teilt (14 wegen politischer Verbrechen, 10 wegen gemeinen Mords, 16 
im Zusammenhang mit Diebstahl). 

In Piemont^ wurden von 1815-23 227, von 1824-39 229, von 

1840 (der Zeit der F.inführung de*, neuen (Jesetzbuches) bis 1X55 2(X) 
(darunter 138 seit Einführung des öffentlichen mündlichen Verfah- 
rens) Todesurteile gefällt. Nach neueren Mitteilungen Ober die Todes- 
strafe von 1855-60 ergibt sich, dass im Appellatit)n.sgerichtsbezirk 
Turin in den tünt Jahren 71 (12 1855. 20 1 860), im Bezirk Genua 17, 
im Beziric Casale 16 Todesuiteile ergingen; bemerkt muss werden, 



^) Vw ikm ntchoHtatt ind von Modow ww es unmOgllcli aivc^^ 
ridüen m Mfatll«. In Beaie auf Totkma wurdeo iclwn oben MiHeiluagea ge- 

'"0S)SlalMeapeiialeeomparataperl'aHH9t8S6, 1951, 

"* (26) Ab Motive der Vatnclwa, wetetwIbdcHlnfe nadi sich wogen, aind duitli- 
scliaildfcli vn i0037aiuEi8eiiiHitz,7uisfiliii]iclMnZm i4iinZii- 
ftiWHWffllwuE H' ""'■""fc ' t»»~-iit, 10 MB EifcHMclil. 9 MD RwilHiMiehie 
zn riehen, voObl. 

""OTi DiL- Rcgianing im aiiie40 JelneiimfiiiiMiHte Staiutik. Sutltilea gbiOdana 
Jig Ii siuii tarU veritOeMliclit; aie Icinn ab Veibild flir jede Kiinümbleliatik 
dicMiL GtUode im Aidüv des Crim. ISS4. S. S2I . 
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dass darunter in jedem Bezirk mehrere nur gegen Abwesende (z.B. 
Turin 19) ergangene T(Hlesiirteik' sind. Aiiffallcnil ist. dass s<i viele 
Räubereien (grassazioiü), die mit Toiuiig verbunden waren (23 im 
Beziike Turin in 5 Jahren) vmkMsaea. Beiußdceosweit ist tttch, dass 
viele Tixlesurteile von den) Cassationshafe kassiert wurden (z.B. 7 im 
Bezirk Turin, 2 in Genua). 



86 



§.8. 



Erfehningai Ober das VerMItnis der Zahl der eefHIten Todesor- 

teile zur Zahl der Ilinrichtungcn, und über die Wirkiinacn der 
tatsäcbiichen Nichtanwendung der Todesstrafe und der gesetzli- 
chen teilweise oder völUsen Aufbebuiig der TodcBStrafe in dnzel- 

nen Staaten 



Die Drohung der TodcsstrafL- im Gesetze, dass Aussprechen dieser 
Strafe im Urteile muss zwar die volle Aufmerksamkeit des Forschers 
in Anspruch nehmen; in einem höheren Grade aber ist es die Voll- 
ziehung der Todesstrafe, auf welche die Früfiing gmclltet sein 
muss, und zwar in vierfacher Beziehung: 

A) um festzustellen, wie viele gefällte Todesurteile in desk ver- 
schiedenen Staaten vollzogen wurden: 

B) welche Wirkungen in den Staaten bemerkbar wurden, in wel- 
chen längere Zeit hindurch die Regiernng kein TodesiuleO voll- 
ziehen ließ; 

C) welche Erfahrungen in Bezug auf Vermehrung oder Verminde- 
rung der Verbrechen sich ergaben, für welche die bisher gedroh- 
te Todesstrafe gesetzlich aufgehoben wuide; 

D) welche Wiriaiiifen in der erwähnien Beziehung die gesetzliche 
Aufhebung der Todesstrafe fibohaupt hervorbrachte. 

A) in Bezug auf Österreich erinnern wir an das oben angeführte 
Hofdekret von 1S03, nach welchem nur jene zum Tode veruiteilten 
Verbrecher hingerichtet werden sollten, bei welchen wegen Schwere 
des Verbrechens und der Individualität des Verurteilten die Hoff- 
nung jemaliger Besserung aufgegeben werden muss. Nach den 
Mitteilungen in §. 7 wurden von 1803M8 1304 Todesnrteile gefällt, 
von denen bei 8.^6 Begnadigung eintrat. Hingerichtet wurden wegen 
Mordes von 91 1 zum Tode Verurteilten 421. wegen Hochverrats von 
121 Verurteilten zwei, wegen Brandlegung von S4 Verurteilten 18. 
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Man kann annehmen, dass • vcn cfenzunTocfeVQ'urtältai begia- 
digt wurden. Si him oben wiirdi- homoikt. dass die Zahl cior Tddesur- 
tcilc zugcnoiiiiiicn, in Bezug uul die Begnadigungen eigihl sich über 
eine große Verscliiedenhdt in einzelnen Jahien. Von 1822-30 wurde 
imincr mehr als die Hälfte der zum Tode verurteilten beL-nadit-t (z.B. 
1822 von 33 19, 1824 von 28 18, 1829 von 29 20); auch von 1829- 
41 trat von 791 zum Tode Venuteilten bei 519 Gnade ein; selbst von 
den 109 wegen Murdes Verurteilten wurden 161 begnadigt. V(in den 
wegen üaUenniorUes 78 Verurtcilien wurden die Hält'ie begnadigt; 
w^en Tötung des eigenen Kindes wurde von 62 zum Tode Veruiteil- 
len nur 1, von den wegen Nachmachung von Krcditpapiaen veruiteil- 
ten 76 Iceiner hingerichtet. Während aber 1831 von 42 mM" 14, 1832 
von 69 21, 1833 von 48 13. 1838 von 67 18 hingerichtet wunlen, 
erfolgte 1829 bei 30 von 7.'^. 18.^0 bei 26 von 50. 1834 bei 32 von 82 
die Vollstreckung. Im Jahre 1843 wurden von .30 zum Tode Verurteil- 
ten 22 begnadigt. Von den 184.5-48 ergangenen 3.'^7 Ttxlesutteilen 
wurden nur 27 vollzogen (in (ializien I ), so dass bei 330 Gnade 
eintrat. Im lahre IS56 waren 122 Todesurteile gefällt (freilich darunter 
wegen Hochveixats 8 nur in contumaciam), von 59 wegen Mordes 
Verurteilten wurden 39 begnadigt^, dagegen trat bei allen Anderen 
z.B. den w^en Brandl^vng V^uiteilien (€} keine Gnade dn. 

In Bezug auf Preußen liefert eine amtliche Tabelle"" die Nach- 
richt, dass von 1826-43 von den in der Rheinprovinz zum Tode 
Verurteilten 189 nur 6 und von den in den anderen Provinzen Verur- 
teilten 237 94 hingerichtet wurden. Von den wegen Brandlegung, 
wobei ein Mensch das Leben verlor. Verurteilten 12 wurde 1 hinge- 
richtet.^ Wegen Ermordung dnes unehelidien Khides worden von 
den in den alten Provinzen zum Tode Verurteilten 29 nur 3 hingerich- 
tet (wo kein Kindesmord im engeren Sinne vorhanden war). Von den 
1 1 wegen 1 olschlagcs an leiblichen Aszendenten Verurteilten wurde 



WDieiiiKlMiiiiiBr M i g B l I l M to SMcBlipriclKilw'PbBBola ii^ ^ 

(1) Nnch dem OMencicliiMiMn Goctilbacbe ditfcn ifie Rkiiler, wenn mich m vide 
MiUenuigsigrilndB voriundai ibiil,die afdendiclie Stnfe aber ToJ aaiU n f e ist, 

(2) ÜjJI!til^^^Hii»1nlt IMS, M. m """^ ^ iof Gnade MinigHi. 
"Öit^BcriclMmlaiier.deaidialkniiialeäalakiananGcb t. i.mLlL-n.lieaeugiim 

MiniiterinlilallS.2M,dBaidieaiMleRn ll.wdcbctv^.iaajct wurden, nidttbe*- 
aef ahderHin j se i i cIn elewaicn. 
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Einer (wo bcM^mdci c Rohheit sich ergab) hingerichtet. Wegen Mordes 
wurden von den in der Rheinprovin?: /um T(xle Verurteilten 48 nur 5, 
VDii den in den anderen r*rovinzen Verurteilten 87 76 hingerich- 
tet^Beachloiig»weit kt, dass auch hi«- die Erfidmmg in Beaig auf 
die Schwierigkeiten sich bewährte, die Grenze von Mord und Tot 
schlag richtig zu ziehen. ^'^ Nach den über 37 Jahre (.1^18-1854; 
mitgeteilten Nachrichten"' wurden in jenen Jahren 988 Todesurteile 
gefallt und 286 bestätigt (wegen Mordes wiren 534 vemiTteilt und 249 
hingerichtet, wegen Kindesmordes 124 verurteilt und davon 2 hinge- 
richtet). Es lassen sich in Bezug auf das Veifailtnis von Vennteilung 
und Begnadigung mehrere Perioden (rennen, 1) die von 1818-24. WO 
jährlich im Durchschnitt 10 hingerichtet wurden, die von 182.i-33, wo 
jährlich 5 Hinrichtungen vorkamen (mit Ausnahme von 1829 mit 12, 
1832, 1833 und 1834 nur je 2); 3) von 183'>-4.'>. wo jährlich 5-8 
vorkamen; 4) von 1848. wo keine, und 1849 wo Hinrichtungen 
erfolgten: 5) von 1850 an, wo größere .Strenge eiiitrai. indem 1851 
(unter der Herrschaft des neuen Su^fgcsetzbuchs) von 60 Todesurtei- 
len 19. 18.52 von .^9 Urteilen M. 1853 von 40 23 und 1854 von 37 
Urteilen 2Ü, 1855 von 49 Todesurteilen 28, von den 1856 gctällten 41 
Urteilen''* 26 vollzogen wuiden."" 

Im Königreich Bayern wurden von 3 im Jahre 1832 zum Tode Ver- 
urteilten 2. im Rheinstreifen die von 1832-35 10 Verurteilten alle 
begnadigt. Über das Verhältnis der seit 1850 als der Zeit der Eintüh- 



*° (4) Das groBe Minvahitlliiit twifdicn «kr kktneii Zlhl dar hnOügm ToAuatl»»- 
lelafelUKhpiqvlMim VerftllhritatrgnifleaZflliliBdenritaiFh»W*ttn«^ 
MIM ^cti daruH. diM to den hnaisHriwitt 4te StM 

pnn inn-n gcfälHcn TudLMUtüle audi dmamk ftOlok zu tusca, nach den Bo 
ttiinmungcn der CrimkaloidiiMig skh die Scbuld ib haseMdk bcttadiien fid), 
«mldauda, wokdnOeitiindBis vorlag, der AiHnguf Begnadigung gcMdk 

(3) Oanui cridbl sich, das niAt aeken (FBtle luqgefDIiit im JuHzmiidilerialblaK 
184$, 1. 352) ta cnicr fatnnz Moid. ia zwvilcrTblMlilafr k uideien von dem 
MtajBeriain Totschlag «igenommen wmde. wo beide ImaiwiiBn wegen Mowfc* 

(6) MineilungHi dci ctiiiiliKlmi Buram' i in Berlin. 1856. Nr. 1315. 

(7) Wegen Monb winden 18S320, 1854 IThingeiiciileL Von 1156 wogen Motdi 
Venifteilien waten ISgBatindig(3 begnadigt). II nlcfatteMilBdisf4t>Vad)at>- 

'"(8)UngeadiMderviden UinncMiiagcn stieg die2dilder1MeniilMle ISSTanf 
57. Wir iMMagp« dass aller Benrilhnqgn ungaaehiet ei nidii gelang. Nadiiicli- 
len Ober deaeil 1857 erfolglen (nadi Eifcimdigungen aehr wenigen) Hbnidmui- 
gen zu cilialteiL 
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lung der Schwurgerichte gefälhen Todesurteile und der Vollziehung 
cTiichon die amtlii-hon Tatvilen. dass von den von I85()-5I bis 1853- 
34 zum Tode VcrurieUien 26 hingerichlel, 89 bcgnadigl wurden (35 
Mörder, 16 Rjhiber, U Brandstifler). Am meisten Hinricbtungen 
fanden in Oberbayern statt. In den Jahren IS54 55 biv IS56 57 waren 
68 zum Tode verurteilt, davon 18 hingerichtet; 1854-55 wurden 4, 
1855-56 9, 1856-57 5 hingerichtet, in Oberbayem fanden in den 3 
Jahren wieder 10 Hinrichtungen statt (12 Mörder w urden begnadigt). 
Von den 1858 ergangenen 23 Todesurteilen wurden 7 vollzogen (4 
wegen M<vdes, 3 wegen Raubs.)- Im Jahre 1859 waren 21 zum Tode 
verurteilt (12 wegen Mordes), 5 Mörder hingerichtet; 1860 waKD 12 
(8 wegen Mordes) verurteilt und 2 hingerichtet. 

Eine gegen die Wirksamkeit der Todesstrafe sprechende wichtige 
Erfahrung von Bayern'"*^ ist die, dass in 7 Jahren, von 1850 bis 1857, 
wo durcli-LiiiiiuliLh jährlich 6 Hinrichtungen vorkamen, ditfcbaduiitt- 
lieh im Jahr 156 Morde. T iiMliUige und Körperverletzungen mit 
nachlolgendeni Tode vcriibi wuiden, wahrend in 14 Jahren, von 
1836-50, wo im Jahre nur eine Hinrichtung statt fand, die Zahl jener 
Verbrechea auch mir 155 betrag. 

Von Württemberg erfahren wir. dass von den lSI.3-23 gefällten 
24 Todesurteilen 14 vollzogen wurden; von 1834 38 gefällten Todes- 
mteilen wurde keines voUstrecfct. Von den 7 1838-39 in erster hi- 
slan/ ergangenen TtKlesurteilen wurden 2 voil/ogeii. 2 von dem 
obersten Gerichte abgeändert. 1839-40 erging, wie oben bemerkt kein 
Todesurteil: die 1840-42 ericannten 3 Urteile wurden vollstreckt, das 
eine von 1842^3 durch Gnade abgeändert. Die 5 von 1843-45 er- 
gangenen Urteile wurden vollstreckt, 1845-1846 war keines ergangen. 
Von den 1855-58 wegen Mordes zum Tode verurteilten Verbiedieni 
wurde jeder hingerichtet 

Im Königreich Sachsen kamen von 1815-1838 mehrere Jahre vor, 

wo nie ein T<Hlesurieil voll/<igen wurde, imgeaehtet viele solcher 
Urteile gefällt wurden, z.B. 1833 7, 18.U 5. 18.% 5. 1837 10. wüJi- 
rend in anderen Jahren, zJi. 1835, von 9 Urteilen nur 2 durch Hinrich- 
tung vollzogen wurden; von allen von 1815-1838 gefällten 158 Tods- 
urteilen w urden nur 30 vollstreckt. Aus neuerer Zeit erfahren wir, dass 



" (9) NeualeNadiridilai 186a Nr. 193. 
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\on den von 1856 bis 1860 zum Tode verurteilten II Pefsonen 4 
hingerichtet wurden, alle nur wegen Mordes. 

Von Kui liessen wissen wir. dass von den 1826-37 zum Tode Ver- 

uriciltcn 10 7 hingL-richict wurden. 

Im GroUhcrzogtum Baden ertolgte nicht igelten in manchen Jahren 
(z.B. 1830 und 1831, ungeachtet 1830 8 zum Tode verurteilt waten) 

keine Hinrichtung, chensn 1833, wn 7 veiurteilt waren. 1820 wurden 
von 7 zum Tudc Vcrurlcillcn 3, in den übrigen Jahren 1838 immer nur 
1 im Jahr hingerichtet. In den Jahren 1844-46 kam kerne Hinrichtung 
vor (in einem Talle halle das oberste (lerieht d>i Fi Hli surtcil geändert, 
ebenso 1846j. Im Jahre 1845 und 1852 tand 1 Hinrichtung statt, 1853 
3 Hinrichtungen: in jedem der Jahre 1855. 1856 3 Urteile (mit 1 
Voll/iehung). 1S.54 uuiden von 3 2 vi>!l/ot:en; 1857, 1858 kein 
Todesuneil, 1859 2 Urleile (aber b^oadigi). 1860 von 3 Verurteilun- 
gen nur 1 vollzogen. 

Nach einer vorliegenden rabeile der Todesurteile in Nassau ergin- 
gen von 1 826-35 Todesurteile gegen 49 Personen, wovon 7 hingerich- 
tet wunlen; darunter beHndcn sich 37 Personen, welche von einem 
Krieg.sgericht 1831 wegen Ermordung des Kadetten Vigclius zum 
Tode VBCurteilt wonfen, so da», vra djesem Falle abgesdwn, 12 
Todesurteile in 10 Jahren gefällt und davon 3 vollzogen wurden. 

C'ber das Verhältnis der Hinriehfungen /u den Todesudeilen in 
England lehren die amiliehen Tabellen, da&s von 18 10-1 832 759 
Personen hingerichtet wuttien, m nmnchen Jahren (1817) von 1302 

1 15. 1821 III. Von d,i an sinkt /war die Zahl der Todesurteile nicht 
(1831 waren es noch 16Ulj, wohl aber die der Hinrichtungen, so dass 
sie, mit Ausnahme von 1827 bis 1829, wo in jedem Jahre 70 selbst 79 
hingerichtet wurden, jährlich 50 beträgt. Von 1832 an ändert sich das 
Verhältnis, die Zahl der Todesurteile ist gemindert, .schon deswegen, 
weil seit 1832 durch Gesetze bei einer großen Zahl von Verbrechen 
die Todesstrafe aufgehoben wurde: aber ntx.-h bedeutender zeigt sich 
die Minderung bei der Hinrichtung. Wir wollen das Verhiil'ois in 
Bezug auf Mord nachweisen. Im Jahre 1829 wurden von 12 wegen 
Mordes Verurteilten 11, von den 1S41 20 Verurteilten niu* 10, von 22 
1843 Verurteilten 16. von den im Jahre 1846 Venirteilien 13 nur 6 
hingerichtet. Wälirend in den Jaliren 1800-1810 noch 802, von 181 1- 
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20 897 Personen hingerichtet wuiden, kamen 1831-40 2!^0. von 
1841-50 107 Hinrichtimpen vor. 1851 waren 70 Tode siin eile gefallt 
(16 wegen Mordes), davon hingerichtet 10. Im Jahre 1859 wurden 52 
Todesurteile gefiUlt, 9 davon vollstreckt; 1860 fimden bei 4S UrteUen 
1 2 Hinriehtungen Statt. Seit vielen Jahren wird nur wegen Mordes ein 
Urteil bestätis2t. 

In Schottland betrug die Zahl der Hinrichtungen noch 1823 16 
von 32 VeniTteillen; im Jahre 1826 8 von 26: im Jahre 1829 6 von 9 
Verurteilten; 1837 2 von 3 Veruileilten. Von 1851 un sinkt die Zahl 
der Hinrichtungen so, dass in den meisten Jahren nur 1 (nur 1852 und 
1857 3) Hinrichtungen erfolgten.^ 1858 und 1859 wurde kein To- 
desurteil gefiUlt; im Jahie 1860 zwar 4, aber alle 4 wurdra begnadigt 

Am auffallendsten ist das Verhältnis in Irland, wo noch 1823 von 
241 Todesurteilen 61. 1829 von 295 60. 1828 von 211 gelälUen 
Todesurteilen nur 21 vollzogen wurden, im Jahre 1850 von 17 zum 
Tode Verurteilten 8 hingerichtet wurden, bis von 1855 an die Zahl der 

HinriehtLHiijen auf vier im Jahre sinkt. 

In 1 rankreieh war von 1825-32 die Repression sehr sirens!. ob- 
wohl von 1828 etwas gemildert.'"' Von 1832 bewirkte die Einführung 
des Systems der MÜderangsgrOnde, dass die Zahl der Todesurleile 
sich verminderte und nur in den schwersten Fällen Todesstrafe er- 
kannt wurde (1833 50, 1834 31). Nur mit Mühe konnte der König, 
der persönlich der Todesstrafe abgeneigt war. zur Bestätigung der 
Todesurteile gebracht werdm, sio ertoljite /war, jedtvh so. dass IS33 
34, 1835 39. IS 38 34 Hinrichtungen statt landen. Die Zahl der To- 
desurteile steiui plötzlich 1854 auf 79 mit 34 Ifinriditungen. Im Jahre 
1853 waren nm .i9 Toilesurleile (27 vollzogen). 1856 wurden von 46 
Verurteilten 17, 1857 von 58 Verurteilten 32, 1858 vwi 38 Verurteil- 
ten 23. 1859 von 36 21 hingerichtet. 

Einen starken Gegensatz gegen die in Frankreich obwaltende Stren- 
ge bildet die Milde in Belgien in Bezug auf die Häufigkeit der Be- 
gnadigongen. Wäluend unter der ftanzösischen Herrschaft eine große 



""(lOjWisdirvariieriec Paragraph /cigt, waren aber ■ach kMim mehr Vcnnteiliiii- 

"* {I I) Im Jdne 1823 «urdm von 134 IMemiteilBi III. IB2C wo ISO 1 II, 1S28 
vi»li4 73.1S30von92 33. 1831 vm lOB 25 wliniBeii. 
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HMrte bemeilcbar ist (von ülmi 1800- ISO') gefällten 407 TodL-surie-ilcn 
wurden nach cii-n amtlichen Aivjahcn 323 v^ll/ogon), iinlor holländi- 
scher Hcn.sL'huri schon ullinuhiicii Milde eintritt (von den seit 1814 
1829 gefiUlten 150 Todesortdlen wurden 74 vollzogen), findet man 
seit dctn RL-k'icrungsantritt des jetziL'cn Königs TiKicsstnifc selten 
vollzogen; von den seit 1831-49 gegen Anwesende ergangene 438 
Todesurteilen finden wir nur 28 vcdlzogen. Von 1850 an bis 1856 
waren 204 Todesurteile geföllt, wovon 22 vollzogen wunden.^" 

Im Königreich ilcr Niederlande wechselt die Strenge nach einzel- 
nen Jahren; während von 181 1-20 42 hingerichtet wurden (39 begna- 
digt), zeigte sich, dass von 1831-40 57 Todesurteile nicht bestätigt, 
17 vollzogen, von 1841-50 von 125 Todesurteilen 105 nicht bestätigt 
und nur 10 vollzogen, 1851 von 7 Todesurteilen keines bestätigt 
wurde."^ Von den 1854 zum Tode Verurteilten 13 und 1855 von den 
14 Verurieilkii wurde in jedetn dieser Jahre 1, von den 1856 Verur- 
teilten 8 wurden 3. im Jahre 1857, 1858 wurde keiner hingerichtet 
(1857 ergingen 7 Ti>desurieile). 

Von den in Dänemark von 1841-55 gefällten 205 Todesurteilen 
wniden 80 vollzogen, bd 125 tnt B^nadigung ein. RegelmlBig war 
dies letztere der Fall bei Verurteilung wegen anderer Verbrechen als 
dem Morde, aber auch in Bezug auf die wegen des leizlcren Verbre- 
chens VerurteOten winde nicht selten (bei 21 Nffinneni und 7 Wei- 
bern) durch (jnade die Todesstrafe erlassen. 

In Schweden w aren tniher iiiici selbst bis in die neuere Zeit Hinrich- 
tungen (s. vorig. §.j sehr häufig, obwohl auch eine große Zahl begna- 
digt wurde.'" Die mericwQrdigste Umgestaltung trat aber seit der 
Thronbesteigung des Kronprinzen ein, der so energisch gegen die 
Todesstrafe sich erklärt hatte, und als er König wurde, nur schwer 
durch das drängende Zureden der Minister bewogen werden lionnte, 
Todesurteile zu bestiltigen. Die Folge war, dass von 85 Venuteilten 



(12) Im Jidiie IBS2 wurde von 14 TodanirteHoi kanes vMaigea. 
{l3}GeMneNaclirichtea vonNIiiigiwiilcrindHiManeMctmiwiiurde 

t'aeaitmhdes si Uiut s fnonrf« id37, ^ /JffimdBiuiiihMMr ia der Zeiuclirift 

firmlliid. Gesetzgebung. XXVi. S. 125. 
(14) Wir ariUnn IMS dtf Schrift des KnMpnnxn Oikw IHw 

aulloi. S. 13, dun in den leCdcn 7 IdHcn (vor 1840) dnrclHcliniUlicli jibrlicb 43 

zum Tode Verurteilte begnaiBgt winden. 
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1850 nur 5, 1 85 1 von 85 8, 18S2 von 89 2, 18S3 von 87 11 und 1854 

von 89 8 hingerichtet wurden. 

In Non\ egen erfolgte in Bezug auf die von 1856-60 zum Tode Ver- 

urieiltcn 1 1 nur hei 3 die Bestätigung."* 

Betrachtet man das Schicksal der in Neapel von 1831 bis 1850 
zum Tode Verutteilten, so ist es aufTalleod, dass so viele Todesufteile 
von dem Kassatinnshofe vernichtet wurden (im Jahre 1832 36. 1833 
40, in den letzten Jahren 4). was die Folge hatte, dass in der zweiten 
Voliandlung statt der Todesstrafe eine andere Strafe eintrat Qn 72 
rällcn nur rreiheitsstrate, in 44 nur absolutio ab instantia). Von den 
641 in 20 Jahren zum Tode Venirteilten erlitten die Todesstrafe nur 
55; in manchen Jaturen fand nur 1 (1834), in anderen 2 (1836), in den 
letzten Jahren immer 4 Hinriditungen statt Von den 1851 zum Tode 
verurteilten 50 wurden 7 hingerichtet. 

In Piemont wurden von 1815-23 von 227 zum Tode Verurteilten 
198 und von 1824-39 229 Verurteilten 166 1824 von 12 Verurteilten 
11. 1839 von 13 7 hingerichtet, von 1840-55 traf von 200 Vei-urteü- 
ten IW die Hinrichiunj;. In Bc/uu auf das Verhältnis der Begnadigung 
zeigt sich die Erscheinung, dass die Regierung oft sehr milde war 
(z.B. 1841 und 1843 fand immer nur 1 Hinriditung statt); pl6tzlich 
glaubte man wieder streng werden zu müssen, und die Begnadigung 
wurde dann regelmäliig abgeschlagen; z.B. 1853 wurden von 26 
Verurteilten 14, 1854 von 19 13 hingerichtet Auch in neuerer Zeit 
zei.i;! siv'h große Strcniic, Von 1855-60 wurden von den in Turin 
Verurteilten 32 hingerichtet, 1 3 begnadigt; von den in Genua Verur- 
teilten 5 hingetiditet, 1 begnadigt. Wir weiden auf die aus diesen 
Mittdlungen abzuleitenden Schlussfolg^ngea unten zurückkommen. 

B) Ein Gegenstand wichtiger Beobachtung ist die Prüfung der Wir- 
kung, die sich in den .Staaten zeigten, in welchen die TodessU'afe 
tatsächlich in so fem aufgehoben schien, dass die längere Zeit hin- 
durch nicht angewendet wurde, da immer Begnadigung eintrat Aus 

der obigen Mittoihing op^ihr sich, dass oft in manchen Staaten viele 
Jahre hindurch Ivcuie Huuichlung erfolgte. Am Merkwürdigsten ist 



(15) In Bezug aur den 1859 zum Tode «arwlBilUa MMor ms Rache war «He Auf- 
Rgung in Norw'cscfl so groB (da der Verarteilte aemei bishcri£cn guten Wandels 
wegea sdir geacbtcl war), dass Bcgnadignnj; ein treten nnune. 
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hier die Erfahrung von Toskana, wo zwar 1795 die Todesstrafe 
wieder für oiniuc Verbrochen oingcführt ;ibcr nicht \<)ll/ogon wurde, 
dennoch aber keine Vermehrung der tnil Tod zu bestrafenden Verbre- 
chen sich zeigte, »elbst zur ftanzOsiscben Zeit sicii keine Vermdming 
ergab/'' Am w ichtigsten ist, dass von ISTl ;in bis auftlic neueste Zeit 
keine Hinrichtung statt fand, und selbst in den aufgeregten Zeiten, 
nachdem das Strafgesetzbuch wieder Todesstrafe eingeführt, zwar 
1850 weccn eines empörcnJen Mordes ein Todesurteil erging, aber 
Begnadigung eintrat. Die Tubellen zeigen keine Vermehrung schwerer 
Verbrechen, und aDe Berichte der eifidiiendsten Beamten führen 
liaiaui. dass kein Bedürfnis der Aufnahme der Todesstrafe in das 
Gesetz notwendig sei.^"* 

Nicht weniger verdienen die Erfahrungen in Belgien Beachtung, 
wo v<m 1830 bis mit 1833 kein Todesurteil vollzogen wurde, und 
hergestellt ist. dass dennoch die Zahl schwerer Verbrechen nicht 
vermehrt wurde. Die nämliche Erscheinung zeigte sich auch in 
Bayern, w t) z.B. m khcinbayern mehrere Jahre nach einander alle /um 
Tode Venuteilten begnadigt wurden, in Baden, wenn mehrere Jahie 
hindurch keine Todesslrat'e vollstrecki vs urde. Dasselbe wird in Bezug 
auf Oldenburg bezeugt, wo während der Regierung des Herzogs Peter 
keine Hinrichtung statt fand, unter dem verstorbenen Oroßlierzog nur 
ein Mörder mit dem Tode betraft wurde. ^'^ .Aber auch andere Erfah- 
rung ergab sich, nämlich dass je länger in einem Staate kein Todesur- 
teil bestätigt wird, desto mehr das Volk sich an das Wegfallen der 
Tmlesslraf'e gewöhnt, und wenn dann wietler eine Hinrichtung vor- 
kommt, größere Teilnahme für den Unglücklichen und oft Missbilii- 



(16) Mindliing «m Caraiigiumi in der ZdUdviA. IL S. 413. 
(l1)NachwdsiMaM WOB dm Miidcm I^Kcfari te dtr Zttadntt 

voDdralMrfdcHlnRwGiennidacmKaMiieDlirCBrf^ 128. 

Almifch sind die hirieflkhcii Mlttdlune™ ^ Gememldiirktora der Cefflagniiae. 

Hemi Fni iD FkütiiZi 

(18) iXa cq^ steh MM den ■BtHdioi TUwUeiu mit den gutoi BoMcrf^ 
ViidiennidH-ZEllMlnflflk'MHBiiiisdwGesctzeebung. VnLS. lük 

(19) BiM beioMlers Alt tiialldilidMr AiiilMinMie der Todesdnfe find 
SlaMeiiNaRliinerika»z.B.niMiiiieMilt.woiMGhdanGeMlievan 1837 Vcr- 
bicdier zwar mit dem Tode, zngleidi aber mtb mm Oefilneaii mit harter Ailieti 
» u i Blei l l und k> brnge io I b Ii I h m b tMtlaa winkii. bis der SteMhillardMl^ 
diBstrafB zu vallzidMnbewdilii&. Nach eiMQi Berieb im>en 

Wciie Vcrarteilte in der AiHtBll; icU 1837 WMde Iräer IdiigEiiclilet 
zeigt sich keine VcnndniniB der MofdflUle. 
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gung der Regierung: sich ausspricht, weil das Volk diesen Fall mit 
anderen häufig weit schworeron vorclcicht. in denen die Verurteilten 
begjudigt wurden, und nun erkennt, dass man wieder einmal ein 
Opfer answihlte, um eio Beispiel der Energie 2u geben. Die strenge 
Partei, die gewöhnt ist. harle .Strafen als gute RegieriinL-sinittel zu 
betrachten, macht aber ihre ünzutriedcnheit mit der Milde der Regie- 
rung dadurch geltend, dass sie jede Gelegenheit benutzt, um auf 
antiiblii he Nachteile der häufigen Begnadigung hin/uwcison, und die 
Regierung zu drangen, wieder durch eine Hinrichtung ihren Ernst zu 
zeigen. Die letztere Erßdnung wurde in Belgien gemacht, wo 1835 die 
Regierung sich zu einer Hinrichtung drängen ließ ( 1 834 war schon ein 
Urteil von 28 in Westflandern vollstreckt worden); wo aber in der 
Kammer und in der Presse vielfach der Regierung eine zu übereilte 
Unterwerfung imter die Forderungen einer Partei vorgeworfen wur- 
de."" 

c) Sammelt man die nrfahrungcn über den Ciniluss der Gesetze, 
durch welche für gewisse Verbrechen die bi:>hei gediDhie Tc)desstfafe 
aufgehoben winde, so liefert die Statistik nur höchst günstige Nach- 
richlen; Nor/iiglich crj'ibl ^ich. <!a^s in Bc/ii!' auf l-ngland'"", wo die 
Tabellen lehren, dass die Aulhebung der Tudessüate die Verbrechen 
nicht vermehrt, wohl aber die Kraft der Repression verstärkt hat Dies 
zeigt sich klar bei Pferdedieb-Stalil. Notzucht. Hauseinbruch, vorzüg- 
lich bei Fälschimg. Während noch 1821-30 wegen Pferdediebstahls 
46, wegen I^lschung 44, von 1831-40 wegen Notzucht 18, Brandstif- 
tung .S3 hingerichtet wurden, sehen wir nach Aufhcbimg der To<les- 
smSc keioc Vermehrung dieser Verbrechen.''* Als die Aufhebungsge- 
setze beraten wurden, hörte man im Parianient die nfimliche Besorg- 



"* (20) Im Seme attdue ddi ia der Sitzung vom31,Jimuiiirl835die Sdnaiie der 
t)igufiiiiihnlinit mit der Milte dcf Rcgierong getleml; mm seUldate (fegen dw 
Wiliriieit) die dedondi eogeblieh oiMMidene Vennehiwig der VcrinedM». Der 
eiiiaeechacliletle Minieter liefl «ich daduicfa tifiHjniifn. den Anlrag euf Hiiiridi- 
lung zu sielten, dfeendi In CoadreleM 19, iVimiar erfolgte, in einer Provinz, die 
seil 19 ielKBn den fuielilbeR Seiueipiel niclit nielir geeeben Inlile^ WielMiBB 
Neeluwieiiniien von VieciKiB in der ZdUchiift flk niwMndieclie CeeemgeiwMig, 
vm, 5.119. 

(ZI) Mnn mnee m hednuem. dM eu» nnderen Slnelen Iceine lUtistiaelienTebelten 
ane fiflheeer Zeit vnrMcgBii. 

"'(22)NadiwBlauqgennuedenItep«ftiliiderZeiisclirit'i Tur ausländische Gesees 
bung, XXV, S. 461, vnd IW/f^ vaealkm Humskts on uapiuii punlümmwu. Lon- 
don 1859. pi 32. 
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nisse äußern, die jetzt wegen Aufhebung der Todesstrafe überhaupt 
vorgebracht werden. Die Erfahrung hat die GruiuUosigkeit dieser 

Besorgnisse gezeigt. 

D) Der wichiigsle Funkt beirilli die Wukungcn der völligen Aullic- 
bung der Todesstrafe durch Gesetz. Wir erinneim hier zuerst an die 
Erfahrungen von Toskana, wo von I78(>-17')5 die Todesstrafe 
völlig, von 1795 wenigstens beschränkt durch Gesetz aufgehoben war, 
dann wieder von 1847 an bis 1854 gesetzlich nicht mehr bestand, und 
ilic von 1S54 an bis 1859 geset/lieh wieder eingetTihrte aber nie zum 
Vollzug gekommene Todesstrafe wieder aufgehoben wurde. Aus 
amtlichen Nachweisungen^'' ergibt sich, dass ^i^Oirend der Zeit der 
Aufhebung keine Vermehrung der todeswürdigen Verbrechen eintrat, 
dass insbesondere in Bezug auf die Zeil von 1847 an bis 1^4 keine 
Vermehrung der schweren Verbrechen vorhanden war. Aus den 
Zeugnissen hochgestellter Beumlen in Florenz'*^ folgt, dass auch 
fortdauernd in Toskana die Stimino der erfahrenen Personen keine 
Veranlassung liiidct wegen vcrineiirier Verlirechen die Todesstrafe als 
notwendig zu beantragen. Über die Wirkung der Aufhebung dieser 
Strafe seit 18tiO mödite ein sicheres Urteil schwioig sein.^^ 

In Bo/ug auf die Erfahrungen amerikanischer Staaten, in welchen 
die Todesstrafe gesetzlieh aufgeholx:n ist, liegen amtliche Zeugnisse 
vor, und zwar von Michigan und Rhode bland.*^ Nadi diesen hat 



" (23) Mitgctdk obco f. 2. (PvBfNMe 1 7 (68). (wiüMsclMiiilich cm MU»M von Mit* 
icnuier, er oMini «nUi^ 16 (lS7),4erlls.). 

^ (24) Nach mUndUdtM Aueemagea und nack Brkfdi, ^ dem VcrhsMr vorlegen, 
und zwv von de Botogna (Miiei|iriUdeat), Lanii ^knandpracimlnr, lidde 
wuidcn Mininer) und Peri (Oeiicn]ifiitictc»derGeÄi|gni»edcrT«<kiina)war 
die «ll£<m« i r>e AatidU ia TockHU. dau kein Orund zur Wiedereinfllhning der 
IbdenlniB vnrinndea mL 

*** (25) Man WC» idcl«. ob aiclil duRk iMilitiaGlw ZnOnde 1^ 

Veiwaliiiiig dnen Anltil hat, wenn weniger iclraefe Vcrinechcn vaMgl wer- 
den. Me i l i w I l uMg Ict ilier du olien >.3inNale54(MS) ngetBInte Zengdc A- 

(26) i>Br Rc|nM der CMMHiinM M Aitf onrf jMfiMMif Jbr 
New Ym* 1857. Mhtttp. 20. dn Sdnciben des SiaMsaekredln, worin er ericUit, 
dias zwar Kit der Aiiiilietang(184()i 2:; VrnirteilungeiwqgenMorJ.'s v.-ka- 
mea, nUein wenn mnn die nm das doppelte gcsiiegeneBevOlkening vergleicht 
und die vor der Aufhebung der Strafe vargekommetie Zahl Iwactatel, J7 statt 73 
FUic hitten voilconinien inüuai, und dau unter den 23 5 MCidcr dct 2. Gndcs 
waren, wo otandün keine Ibdeudafe dMiBt. 
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im ersten Staat seit Aufhebung der Todesstrafe die Zahl der Vemnei- 
lungen wegen Mordes, vdr/iinlirh sdlt hor, liii- als Mcird orsicn Grades 
mit Tod zu bcsiral'cn gewesen v^ uren, .sich nicht vcniiehri; im zweiten 
Staate trat zwar Vermehnu^ ein, wurde aber dennoch spätere Anträge 
auf WiedercinfUhrimg der Todesstrafe verworfen. 

In Bezug auf Oldenburg, wo seit 1849 die Todesstrafe aufgehoben 
ist, ergeben die Erkundigungen bei hochgestellten Beamten und dem 
erfahrenen Geßngnisdirektor Hoyer, dass weder von dem Volke 
überhaupt. tn)ch \on den .hiristcn die Wiedereinführung Jc-r TodL-sstra- 
fe gewünscht wird, vielmehr seit mehreren günstigen Beispielen von 
völliger Bessenmg einiger wegen Mordes auf Lebenszeit verurteilter 
VCTbrecher die Stimmung noch günstiger für die Aufhebung der 
Strafe ist. Nach einer Mitteilung vtm Hoyer sind am Hndc 1861 in der 
Strafanstalt 9 auf Lebenszeit verurteilte, ."^ Frauen auf Zuchthaus von 
imbestinunter Zeit (2 wegen Kindesniords); von allen diesen sind nur 
zwei verstockt. Von ? Giftmörderinnen (eine von Bremen übernom- 
men) betrugen sich 2 su musterhaft, dass sie als gebessert beUachtct 
werden können.^' Von 3 wegen Brandstifhing lebenslänglich venir- 
teillcn Männern war einer ein Nolüg verwahrloster BtlTSChet ist aber 
jetzt durch l'nternchl und Bclehiuni; i;cbcssert.'*'' 

Von Nassau (wu seil 1849 die TodessUafe aufgehoben ist) liegen 
amtliche statistische Tabellen von 1851-58 vor. Darnach kamen 1855 

Anklagen wegen Monies 4 vor'^'. (utn-on 3 freigesprcxhen wurden), 
1836 3 (1 tireigesprcKhen), 1857 6 (4 freigesprochen), 1858 6, wo 
jedoch alle 6 freigesprochen wurden. Von 1855-58 wurden 5 zu 
lebenslänglichem Zuchthaus (lS5.'i .1. 18.56 2. 1857 keiner. 1858 
keiner) verurteilt. Man bemerkt daher, dass keine Vennehrung der 



(27) NKh dni BmcU dei StutndcreUfei von fündB üdncl (A'c /'.<^/ 25) kam 
zwar sdl der AnihebiuiB (I tSl) dne ataike VamehiiMg der MiadfiUle vor. ■!• 
lein der Statu sdacUraVUft, dnu er ndcfal angeben kOone, ob Auffaebung 
dMB Scbnld iai. lad bewiBi, dtadie ViiilDNailaiii^ 
Unfe ist. aller der Aatng wf WcdereinflSiiung yamafca wiMk. 
"<2S)Zuci iilir I Tauen (tl i hebw iim cn des- KinilesaKinlesiliRrTBchler)sin>' 

stumpiVinnig. Eioe Kindeiiiianlenn ist ganz gebeueit, wiH aber wchi bccii.iU;;^i 
sein. 

(29) Einer (wqgen itmibea) Im hartnlEldg verrtockt. 

(30) Man bedaueit, dkss in den TabeHm van 18SI-SS Moni md Totschlag mcbt 
geiGliiedenaiiid,fenderaiiurTIIlH(gerwlliittwiid,demi AU I8S2 4,1953 8, 
1834 6belnig. 
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schweren Vei-brechen seit Aufliebuiii; der Todesstrafe eintrat, was 
aia h i-rklärt, dass die v(in der Regierung bcfragtel Gerichte keine 

Wiedel eiiifülirutig der Todesstrafe heaiilragten. 

In dem Kanlune Ncuchutcl, wo 1854 das Gesetz die Tudessirafu 
aufhob, zeigen die statistisdien Tabellen keine Verniehning schwerer 

Verbrcehon; eine Anklage wegen Mords kommt nieht vor. Die Zahl 
der verübten Verbrechen ist selbst 1854-55 geringer als 1853. Die 
höchsten Strafen, die 1855 erkannt wurden sind 2 auf 15 Jahre; 1856 
kommen 2 Verurteilungen auf Leben^/vii .m i/inn ersten Male seit 
1848J, 1857 wurde 1 auf Lebenszeit verurteilt. Stinuiien für Wieder- 
einführung der Todesstrafe sind nicht laut geworden. 
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§.9. 



Erfibniiiseo Aber den Elnfluss der Drohung der Todesstrafe 
auf die Straflrecfatspflege 



Die BcdcuttitiL' einer Stnifari. vimi welcher der Staat Cieliraueh 
macht, hängt vorzüglich davon ab, da&s Diejenigen, welche zur Aus- 
übung der Siraftechtspflege mitwirken und auf die Fällung eines 
Strafurteils ninfluss haben, sich nicht gegen die Anuenduiit; der im 
Gesetz geürohten Strulart sträuben, weil, wenn zunehmende Abnei- 
gung und Missbilligung einer gedrohten Strafe im Volke und den 
Richtern vorherrscht. ertahningsgemäB darauf gerechnet werden kann, 
dass man jedes Mittel ergreift, um die Strafart abzuwenden. Diese 
Erfahrung zeigt sich insbesondere bei der Todesstrafe, wenn irgend 
ein betleutender Teil der Bevölketung die Todesstrafe nÜSSbilligt. 
MiTkv\iirdie ist hier <V\c \iil>crunc eines eniilisehen (iet'iinpnisceistli- 
chen , duss bei wachsender Missbilligung der Todesstrafe in Eng- 
land Richter, Gesdiworene, Verteidiger, Zeugen und Ankläger eine 
An \or\ Verschwönui!' einuehen, um die Todessirafe abzuwenden. Es 
ist begreiflich, dass auf diese Art die Kraft der Repression und die 
Achtung vor dem Gesetze geschwächt wiid Dies zeigt sich 

1) in Bezug auf die Bärger, welche durch Verbredien beschädigt 
weiden, aber als Zeugen vsichtige Aussagen geben könnten, 
indem die Ersten dann leicht von der Anzeige des Verbrechens 
bei Gericht oder von der Anklage abgehalten werden'" und 
ebenso als Zeugen vor Gericht ihre Aussage (gegen die Wahr- 



(*) Die in KtanHiMr angeflibile ZiU cnlipriclit der niSnoienil^^ 
"(1) Clay. in der Schrift: Tke prItoK ehapMtamemoirefRev^ Clqf. Cambridge 
mi.p.87. 

*" {2) Dmii oklln akh, dMi lOOdie angeMlMMlMi Bankien ia Eacbuul (PhttBps 
vüeaÜOH ihoittfag p, 26) in ciiier Milian ■■ dv nriemeat dnogead verlenglen, 
diss die IbdeastisJe für BonkaaleiiSUichiuig abgeschafft werde 
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heit) so einrichten , dass die sonst drohende schwere Strafe 

abgewendet wird. 

2) Auch in Bc/Lig auf Personen, welche als Geschworene berufen 

wcrUcn, wird Uic Erscheinung balcutcnü, dass die ücwisscn- 
hafti^eit enies Mannes, der ein geeigneter Geschworener ge- 
wvsen \\;ire, <)ii' bürgerliche (lesellschaft seiner Mitwirkung 
gerade bei den schwersten Verbrechen beraubt, weil auf Befra- 
gen er ehrlich ausspridit, dass er die Todesstrafe missbilligt, 
was die Folge hat, dass er nicht Geschworener in einem Falle 
sein darf.*^' 

3) Vorzüglich zeigt sich der Einflu&s der Abneigung der üeschwo- 
reooi darin, dass sie bei Aiddagen anf Veitrechen, welche To- 
desstrafe ^setzlich nach sich zieht, a) den Ausweg wählen, 
durch sogenannten frommen Meineid da. wo die Todesstrafe 
hei dem Dasein eines bestimmten Betrags begründet gewesen 
wäre, um Todesstrafe abzuwenden, gegen die Waliiheit einen 
geringeren Wert annehnien'^^. b) dass die Geschworenen weit 
mehr geneigt sind den Schuldigen nicht schuldig zu erklaren"' 
odet c) dass sie in solclieo Fallen, wenn StimmeDeinbelliglceit 



" 0) ZJk ladcni itetfawstiiiagwi Betrug ifa « Bu bim Itrirf l i l i Wa Mi s nair 
oder ikh aktit gaoM m «De cnthwcftixten UaMUbHle erirmem wollm. 

^<4)I>le(id|liichlNnndefstoAiiMiün,wobeiAaldaseiiwerLr mii Todznbe- 
Iwfcndwi V BlM B tl ie u jeder«]» Owdwwnena- Eialniiifciic ^cirjgi wird. ober 

aidK OttekwoMuer ttia kini. M dttt «II <iM grdto ZiU 
nkiit ab GcmIiwwhw shan kfln a i. Meiae Sdnift: du cnglbdie Sinfvcrf.. S. 
393. b Atniudch kam der FaD io m. dl» eu Ctescliwmncr eiklMe, da» er 
OesderderTndeMttrfe uk watattt von de» Rlditeriiilt der Stwiie eine« mu- 

<S) I)ics geidMh in Eoglmd. so langB auf I)ielwtdil m « Sc^ 
nacii einer MUleilmg in MaoMnlto IS JailIeninS3SFdh■.««d^eOeMil«ll«»• 
Rnal anaiptMften. da» der WM nnr 39 teln«ai iiabe. Mlt^ ita^ 

(6) In Amerika, in Mn a mela i i e tU i. mnden in 10 Jrfnen «m 60 einee lad»«ttnii* 
gen Vcrbiecbeni AqBcUaglen 28 ücigHpnielien. La» rtponer. März 1916, |^ 
494. in England wurden 18S9 von 70 wegen Mordet Angeiclagten bei 10 cfie 
AnlchqpviMdBrgioBenlwynidttavelBssen.32 freigespRx:hcn. s uls uahnsin- 
niecriclbt.faiJafaieiMOwniden von 44 wegen Mordes Angeklagten 23 trcigc- 
•.piwhcn. to Frenkreicli wmn ISS8 von 146 wogen ModesAligelclagien 31 
Uisgcsproclien (bei 83 waicn mildemde Umstlnde angenammen): I8S9 wwden 
von ISO des Monte Angeklegten 37 nicht schuldig eikllit 
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zum Schuldspruch gehört, sich nicht vereinigen , oder d i tlass 
sie im Wahrspruch den Tatumstand, an dessen Annahme To- 
desstrafe geknüpft wäre, z.B. der Vorbedacht bei Mord vernei- 
nen, SO dass mir eil geringeres, nicht mit Todesstrafe bedrohtes 
Vcftnechen, z,B. Totsdilag. angenommen werden kaim.^" 

4) Vorzüglich verdient dir Art Rcarhiiing, wie die Geschworenen 
von der ihnen gegebenen Befugnis durch den dem Wahrspruch 
der Schuld beigefügten Aussprach, das Milderungsgriinde vor- 
handen seien. Gebrauch niachcn. um /.u bewirken, dass das Ge- 
richt statt der ordentlichen SO'ate eine mildere erkennen muss. 
Unsere Leser erimiem sidi, dass nadi dem Willen des Klteigs 
Ludwig Philipp, welcher Gegner der Todesstrafe war, durch 
das Gesetz von 1832 diese Einrichtung desw^ien aufgenom- 
men wurde, um der Volksstimmc Gelegenheit zu geben, sich 
Uber die Anwendung der Todesstrafe auszusprechen, dadurch 
zu allmählicher Aufhebung dieser Strafail. au) jcdin Fall zur 
Beschränkung der TodessU'afe beizutragen, und zugleich die 
Kraft der Repression dadurch zu verstärken, dass die Geschwo- 
renen, welche sonst durch die Voraussicht, tlass ihr Wahr- 
spruch Tüdessirate nach sich ziehe, die sie in dem Falle nicht 
für begrOndet hallen, von dem Schuldausspruch abgehalten 
wurden, zur Schuldigerklärung eher beu(ii!cn wlinlL-n. Es ist 
nun wichtig dem Gange der Rechtsprechung in Frankreich zu 
folgen. Hier ergibt die Statistik^", dass der Gebrauch, den die 
Geschworenen von der Befugnis machen, ein häufiger' " [ frei- 
lich von Juristen, welche der Abschreckungstheorie huldigen, 
viel&di aber grandios^ getadelter) ist, am häufigsttsn aber da 



~<7)bMauMli«teus «nudai 1832-43 von 29 ««gen Mordes AofckltgiMa 13 
iridit idwMg eridirt; tiä 10 wurde geringere Anklage zugBlmcii, und bd 3 
koonleii die Geschwoiciica «ich nictii vcrx-i nigen. In New Yak koaolen 18S7 in 
38, ISS8 to 22 PUleo keine Veieiniguiig enleli wetden. 
(8) In pTMikreieh wwte 183S bei 32 desMofdei AnseUagten der Schulda|inMii 
»o i nd i fiii cH. dm nur g UB c h ei. bei 47. tUt Toäa, Mienslangl ichc« Zocbl- 
haug crimnrt wurde; bei 24 des KiinleMuunhs Angeicbigten der Sdwfcfapnich 
modifiiieit, diic nur eine Veigelienwliife zu cricennen war. 

*" (9) AuszOge in Aidiivdei Orim.. ISSY, 8. 182. 

*"<IO)lniJdiie l8SSwgdcBdeM.Se b u ldin iMpwciidBr2iMnlzd»Miidmnjgigriinde 
in 3069 WduiiKadMn beigriitgl. im Jriv I8S8 in 2701, Jahr IS» in 291 1 

'"(ll)MeineNaelnMiMUieHi in von Graft Zdltehiift ffirSuafieditipflege. XU. S. 901 
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vorktiiiinit, wo die Geschworenen, empört durch die im Gesetz 
gedrehte Tixlcssfrafo, die sie als der Verschuldung des Ange- 
klagten nicht entsprechend erkennen, diese Strafe beseitigen 
wollen. Daraus a'klürt sich, dass in Frario^ich 1855 in 320 
AnklugefüIIen. in denen das Verbrechen mit T(hI bedroht war, 
1838 in 328, 1859 in 315 Fällen Milderungsgründe angenom- 
men wurden, und zwar in Anklagen wegen Mordes 1855 in 91, 

1858 in 78, 1850 in 73, bei Anklagen wegen des mii einem an- 
deren Verbrechen verbundenen Toischiuges 1855 in 6U, 1858 
in 10, 1859 in 9; bei Kindsmord 1855 in 110, 1858 in 158, 

1859 in 140: bei Vergiftung 1855 in 29, 1858 in M). ISS') in 
17; bei Brandstiftung 1855 in 56, 1858 in 53, 1859 in 56 An- 
klagen. Dass auch bei parricide von dem Milderungsrecht 
(1858 in 7, 1859 in 10 Fällen t ( lebraueh gemacht v\ ui Je. kann 
Denjenigen nicht befreniviei!. wek her die Hiirte des französi- 
schen Code kennt. ^ Die iiainlielien Li scheinungen zeigen sich 
in Genf^*, wo die Geschworenen die Befugnis haben den Zu- 
satz mildernder Umstfinde oder selbst sehr mildernder Umstün- 
de bcizu lügen. 



(12) I>crCodebeMiiiiiiil, (wicleideraudi4atpi«uBi(dieOHeti^ 
TMictaIvBe an Araeulaitea, mkk wem die slickste ntrvafauifla yeikam. cBe Tb- 

sdnwR Ftovalmiiw (s.B. Mahmlliing duRb den Vmer) die VcfsdwIdHns 
idir iniUileit wcnko kmm. ÜKliwciiiBgM in GnHlimineni AicUv, n, S. 31 1. 

(13) Wen in Genf die GeidiwaiaM dM SdHM^ Bk dm ZuMts: idv 

de Uoifltbide luiipfCGliee« SD wiite die» den die Stnfea woni aef Itbd gedivlit 
iat, Mf «§■ Mi i rim ii ni liaiibg Mtt B wewto tu. Im JeiuB 1849 wwdeii vm 17 
Veniildllen 7 mit dem Znailz VI» «dir inildenideiu S intt ZdhIz mUdeiMler 
Umidtade adwIdiB cddU. 
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§. 10. 



Erfibniiiseii Aber die Wlrknngeii geflUlter Todesurteile, und 
ttber die VolMehnnc derselben. 



Die Wirkung der im Gesetze geclmhleii TcHlessstrafc tritt \ (ir/iiglich 
da hervor, wo die Frage, ob das Urteil vollzogen werden soll, eine 
praktische Bedeutung erhält Wir beachten hier 

A) die Wiikungen, welche bemerkbar werden so lange das gefUl- 
ie Urteil nur ^fiUlt, aber noch nfcht vollstreckt ist. 

B) dieWidcungenderVollstredaing. 

A) In der ersten Re/iehunj; ist vor/üglich tias Verhältnis wichtig, 
welches dadurch eintritt, dass jetzt erst die ernste Frage in den Vor- 
dergrund tritt, ob das Urteil die nötige Bestätigung erhält. Welche 
Bedeutung dabei die Begnadigung und die Stellung Derjenigen hat, 
von weK hiTi <lie iTieiUmu der Begnadigung abhängt, soll ein (legens- 
land eiiiei hesoiidereii Piülung sein (§. 12); beU achtel man aber, 
abgeseiien davon, die Wirkungen des Ereignisses, dass die Fällung 
eines Todesurteils bekannt wild, so dürfen folgende Erfiahrungen nicht 
unbcaeiitet bleiben: 

1 ) Prül l man den Eindi uck, den das Urleil auf den Verbrecher hat, 
so kann nicht geleugnet werden, dass bei Vielen die furchtbai« 
Gewissheit, dass sie bei den Meisten während tier Veihaiidlun- 
gen vorhandene Hoffnung, dass keine Verurteilung zum Tode 
erfolge, veidtelt ist. euien Sedenzustand herbeifUKrr^\ in wel- 
chem bei dem Herannahen äet Todesstunde der Verurteilte in 



^<l)^rMitigiiiiii^^ 

tnfiaakauti, dass man die Stimmung Desjeaigen. öa dn Vertmchen begehen 
will, nickl mit der verwedwebi dnf, n weidie Derjcnise lidi befiadet, wetcber 
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Verzweiflung geiSt Sanuneh man aber die Stiinmen von Geist- 
lichen und Beamten, welche in tlen letzten sehweren Tagen den 
Veruitdilcn uöstcnd zur Seile stehen'^'', so crluiirl iiiun, dass die 
Stimmung der zum Tode Verurteilten eine höchst verschiedene 
ist. dass sie \'(in dem Gemüte und dem BildunL'SLTade der Ver- 
urteilten, insbesondere auch davon abhängt, ob der Verbrecher 
nodi religiöse Geftihle bewahrt und oft nur durch ungHtcIdiches 
Zusamniontreften von UnisiänJon /ii dem Verhivchen kam. Bei 
einem solchen ist am ersten uut eine Siiininung lielcr Keue und 
eine durch Religion bewirkte Unterwerfung unter das unver- 
nieidliehe und duieh eigene .Schuld heiivigeführte .Schicksal zu 
rechnen, während bei rohen, in ihrer Erziehung verwahrlos- 
ten'^', oder bei Verbrechern, deren langer verbrecherischer Le- 
benslauf einen gewalttätigen Sinn, Rohheit und Abgestunipft- 
hcit uegen (ietahren er/eiigt hat. ebensd wenir Reue als würdi- 
ge Fassung ervvailel werden dai t. Üie Ei lalirun^, lehn aber auch, 
dass bei manchen Verurteilten die scheinbare Reue eine Art 
Verzweillung ist. oder geheuchelt wird, um dadurch einen güns- 
tigen Erfolg lür die Verwendung um Begnadigung zu bewirken, 
während bei Anderen (insbesondere durchaus Verdorbenen) ein 
Bestrehen bemerkbar ist durch ein mutiges Betragen bei dem 
Tode die Bewunderung ihrer Kajueraden zu erwerben.'^'' 



*** (2 ) l^dcr giM et aar twuse (oMicr Mindbaigcii; tirir indu^^ 

illi Ii riinlnrhf firinirlifii. Itrlnnwlrir. Ttirilffl ilrrni f>iiiii|r» vim iiif 

<kTge»cGt«d KoBunl i ito a Mi tMbta wewlw. tnttMu wich« Aiii ng « a im 
zwdien Bericht der Criimwilcanuiiiaka 1S36, (Auazüge m(karZdtKlDifi,XII. 
S. 439) und in den lS47uiidlS48cnlalieiMBeridiiennilBeUasra(AiHaigni 
derZdUciuilk. XXII. S. 464). ferner ia PktUipumca^ Pmüsk. f. 70. tttate 
cemUenHoiu an panish. o/death 1857, 
(3) DerGdstiche von NewsMeaxilill. dwabcrdn zum Tode venutdlles Wdb 
«otbacttea toUle Mid von ChriMu* tpndikdtt Wilib frigte: NicM wa^^ 

^ dBer der cimBenAafDhRr einer RSubakaad^ 

unlET den VerortdJien viele »uttuumien. namenlBdi soicfae die der crtwiBcf 
cktn ■DgBbdfoi, die ilaco Stolz dKU setzen mit piofleni Trotz iehI Mut xa Her- 
der FUI vor, dan bei einer t&nciamig ins dsr Muie der Zmdwucr eine Säm- 
me (iBe der Mutter des Knzurichienilen) taut wuide, wekhe lief: Sohn . ich hof- 
fiB, «Inw du nmlig wie ikin Valer iHilMt! S. nach Bereuter de Ia rtpression p. 
466.68. 
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2) Merkwürdig sind die Erfahrungen ülx>r den geringen, nicht auf 
Abschreckung tlcutcndcn Eindruck, welchen ein Todesurteil auf 
andere Personen hervorbringi. Es kann zwar nicht geleugnet 
werden, das» eine solche VeilcBndintg (wenn in Eiland der 
Richter die schwar/c Kappe auf<et/t) ueeiynct ist auf Manchen 
der Gegenwärtigen einen erschütternden Eindruck hervorzu- 
bringen; allein es ist dienso durch Q-fiihrong ^vgelan, dass häu- 
fig nach den Äufcningen der in dem (ielangnis befindlichen 
Kameraden des Verurteilten, wenn er nach Verkündigung des 
Urteils in die Strafanstalt znitlcldcomnit, kein heilsamer Ein- 
drudc »ich zeigt''*', dass nicht weniger das Benehtticn der Ange- 
hörigen des Verurteilten oft beweist, wie wenig ein abschre- 
ckender Einfluss bemerkbar ist.^* 

3) Nicht unbeachtet darf noch bleiben, dass oft durch ein gefälltes 
Todesurteil eine Aufregung im Volke entsteht, welche durch die 
äuRersten Bemühungen. z.B. diuvh Petitionen. Crklärungen in 
2x-iiungen, darauf berechnet ist die Uegnaüiguiig /u bewirken 
und auf die R^jerung eine Art moralischeii Zwaqgs auszu- 
üben.'*' 



b) Vorzüglich bedeutunL'svoi! sind die Erfahrungen über den durch 
die Vollstreckung der Todesstrate bewirkten Eindruck auf die Zu- 
schauer. Der Gesetzgeber sollte erwarten, dass diese mit dem GefDhle, 

dass die bürgerliehc (iesellschaft ihr ^ihwfivs Amt. einen Bürger zu 
töten, im Interesse der Aufrcchlerhultung des Gesetzes vollzieht und 



(3) DcrOefiDgiiisgeistliche von Newgaie bc/cugic. dost «iciil (dun, meto 6a 
VenutdiieuifBcfiragtaderOeiiocsai imKcriicrcdMVcnMdking BdaellL 
dieie iln zgraftR, Nn du hirt OHad itai Sind verioiciK odiK Wv nidita wa^ 
gewimil nidili. 

(6) Dwcii ZwgdiK mdem BnliiMM iM iMcheewicMa, dass die 
dem cia Mraa wcgoi B —t nn l B i l lbtlwBg hing erichiet und seine Leiche dea 
Verwandtoi augeSefat war. die nlchitai Angehörigen des HingcridilelH n* 
Imr. als sie Msdie B aakn rt wi n dem Munde der L^che vottMCgeo. 
*" (7) Dies zagl sieb imbeaaBdeie blufig in England, ncuofidi insbcsondeie I» der 
VenulotMia von Snwtani. wovon den nngeMlimsten Ärzten, ebenso von Ad- 
vakntn, in Gemdien aiden MiniilBrdie Veniiteilung für ungerecht cAlirrt 
winde (GarielUHaal IS(ill,S347).Alnilichc Aurrc^ungcn im Volke bcwirlien, 
diai 1Ü7 in Ftarau ond 1 860 in Neiwegcn der Regent zur Begnadigung be- 
atinuBt wunde 
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ein Mitbürger den f urchtbaren Tod als verdiente Folge seines Verbre- 
ctions leidet, der Vollstreckung anwohnen und den ernsten Ort in einer 
StiiiiinuDg verlusitcn werde, welche geeignet ist nuciiliaiiig voti Ver- 
ttbaag von Veri)rechen abzuhalten. Leider wird nach der &fiahrung^^ 

diese Erv, iirtung sehr getüusclil: d;is Betragen der Menge, welche zu 
einer Hinrichtung eilt, deutet auf eine turchtbare Rohheit, aul Neu- 
gierde, welche das seltene Schauspiel und die Einzelheiten des Be- 
nehmens des Verurteilt on K-ohaehten will, auf Unmenschlichkeit, mit 
welcher, wenn der Streich gelungen ist, der Jubel des Volkes wie in 
einem Schauspiel laut wird. Soldie Erscheinungen und das Be- 
nehmen iler Zuschauer, die nach der Hinrichtung in den Wirtshäusern 
ihre rohen Scherze und Bemerkungen machen '', zeigen, dass auf den 
heilsamen Eindruck der Todesstrafe nicht gerechnet werden kann. 
Nachgewiesen ist auch, dass fast regelmäßig bei einer Hinrichtung in 
l-tii'land zahlreiche 'T"asclii-n<lii'bN(;jhle \ erübt w'erden. Mine andere Art 
des Lindrucks wird iiiiiiier iiielu bei einem großen Teile Derjenigen 
bemerkbar, weiche nicht der Vollstreckung anwohnten; es ist der 
Eindruck der Missbilligung der Hinrichtung, oder dixh des Zweifels, 
ob der Staat Recht hatte, oder ein schmerzliches Gefühl, welches das 
Gemüt ergreift.'" Wir wollen aber nodi auf andere wichtige Erfah- 
rungen aufmerksam machen. 

l) Nach Beobachtungen \m erfahrenen Personen hängt der Ein- 
druck der Hinrichtung auf die Zuschauer vielfach von der Art 
des Benehmens des Verurteilten ab^**, tmd zwar je nachdon 
dieser mit Reweisen der Reue und Zerknirschun;: oder w ider- 
strebend aller Reue und religiösem Trost, vielleicht mit Flüchen 



*** (8) ErMmnacn, gstanundl in den Aussagen vor der cngliscfaea KommiisiM. in 
der ZdBdria air MttUiidbcteOrifwrhiwg. XXfl. S. 464. VattMIch Mtetolg 
■iidMKhAÄii i B m n gM «1er Zeugen Tor dar i^ l M ii« i i i l il niiii i i i wi c ii¥iM 
On tktpmmtmoie ofcarning inio effMtta^aAfimUmumu. (Aicbivdes 
Onninar. 1837, t. \%.) Auszüge mit guten Bnwifcunsen in den Vortlage von 
WclMler I. Deeember IS60 vor der BoeieiytfpntmiM»^ AeameH^HmitefAe 
tarn. 

<9) Neeh anüicliea I^DldcaUeB hfitl man in lolelien iVlea Biavciiula uml 

(10) Wie weit durch AnaidilieOanKder örfcittliclikdt der Hiniiciainig diese Olier- 
•Undetieseiligt wenkn idnncn. soH in §. 17 gq>niR weiden. 
1 1 ) Wiciaige AuieruBgea nm GeflbtgDiageiaÜiclwn und BcanUen finden deli im 
mcmmT iiqMMV 0M crlMfmd low /SM. 
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oder von großer Verworfenheit oder Rohheit zeugenden Äuße- 
ninjzon'''' stirbt. Im ersten Falle criüviCi iTt'ahninnstiomäß tias 
(jelühl des Mitieidens und der Tcilnaiinie um Verbrecher die 
meisten Znscbauer, <fie hSofig zu der Ansidit kcmniiea, dass 
man c'mcn Menschen hinrichte, der auf dem Wege der Besse- 
rung ist, und wenn er ani Leben bliebe, in der Strafanstalt noch 
vttllig sich umwandeln und selbst Gutes tun tönnte.'^' Im zwei- 
ten Fall /cigt si^ h hei \ irlon Zuschauern das (ictuhl der Erbitte- 
rung gegen den Verbrecher, über auch hiiulig diu Äußerung des 
Zweifels, ob der Staat Recht tue, diesen Menschen hinzurich- 
ten, an dessen Verdorbenheit der Staat selbst wegen der Ver- 
nachlässigung der geeigneten Mittel der Erziehung und Vor- 
beugung Schuld trägt. 

2) Erfahrungen beweisen aber auch, dass nicht selten Hinrichtun- 
gen einen verdcrhlichcn Einfluss auf die Zuschauer ausüben, 
indem sie sie s/lbsi zur Verübung von Mordtaten treiben, weil 
das anillichc Blutvergießen mit seinen Sciicußlichkcitcn ein im 
Menschen sclilunimemdes Gefühl der Rohlwit (ahnlidi wie bei 
öem LOwen. welcher Blut nebt) weckt."^ 

3) Ein eigentümliches Verhältnis tritt ein. wenn ein Mensch, der 
völlig unbußferiig. luub gegen jede religiöse Einwirkung, hin- 
gerichtet werden solL Da nach den AnsictalNi von Theologen^^ 
die Hinrichtung der Opfenod ist. wobei der reuige Verbrecher 



(13) Bd der Hiiiiiciilaiivdei SaclNiriMeiia in MBBdim 
Ridiieh. Vir der Htaridnaiti ab der Ballier 4eaV^ 
«ImIuim OMMitCi ftef <r (Heien BiMer ai, dM( «r iiu (diOa lai^^ 
dondt ET im Himmel bald dae sdiSne Frau bdummB. Als er die Treppe des 
SchaffoU bestieg, machle a dk unrasttodigllen AuficnugCB. 
^ < 14) Wai Beaer S. 23 enlUM, wird durch ZHq^see eiigltociier OeitlU 

<I5) Drr noupnliuinlvvhe Ociieiiil|Muli u ielBr Tt^gH* crdttille 184SdBni VeifiiMcr 
dcre«£cnwUnigcn S«lirift.dia*triiiiiiMr den KOnlglicMiaiiiil hebe in Neipel 
icda TodesuneiJ voUziclicn zu Ias9ea,dau aber einmal efaie g ewia i e Putd biolcs' 
SHiMB Roden dte BcstiUigung einei IMewiteili IwiriridiK TMagliB 
in, dass viele veitnute hnanen Mdi unter das Volk misditen, um die ÄuUeniD- 
gen desselben tu afjdtrcn. Die Benchic ftelai äMtän aus, dais duiduus keine 
Abichrecfauig. wobl aber eine fiaelMbiiB RaUeil lir wert her «w. Nach der Ver- 
sicbeniog des Gencnil|ifakuinlais » e i uni l u i ii aefa nuch eeit jener Znt in Neapel 
die Zahl grausamer Mafdlaten. 
*" (16) 1. diber dK in Rnm cndMüiendH CIMM eailottcü. Koma 1853, 1. p. 63. 1860, 
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sidi dem als verschuldet erkannten Tod unterwirft, so kommt 
man. wenn man doch einen nicht bereuenden hinrichtet, in Ver- 

lL-i;cnhcil. 

4) Die schlimmj.lcn Bindruckc werden nach der Ertalu ung ui den 
Füllen hervorgerufen, m denen die Vollstreckung unglOcldich 
ausfallt und diT Vollstrecker durch Missgeschick auf eine we- 
nigstens scheinbar für den Verurteilten qualvollere Weise die 
Hinriditung vominunt^, was bei jeder Vollstreckungsweise, 
auch bei der Hinrichtung durch Ciuillotitie. vorkommen kann.'''' 
In solchen Fällen ergibt sich eine Erbitterung gegen den Staat, 
indem das Volk nicht begreift, wie die Regierung das Recht 
haben soll, auf schauderhafte Weise den Unglücklichen zu mar- 
tem, wobei das vorherrschende GclUhl des Mitleids mit dem 
Hinzurichtenden jedes andere Gcfiihl der Achtung vor dem Ge- 
setze verdi9ngt 

5) Niehl I hl ,i. nklich ist der Eindruck einer Hinrichtung, 
hei welciier der Verurteilte in der Verzweiflung, in dei' er gegen 
die Vollstreckung sich sträubt, einen Kampf mit dem Vollstre- 
cker beginnt, and mnr mit Schwieri^ceit am Widerstrebenden 
die Vollzidiung mÖgUcfa winL^ 



^(l7)DerVcrf!iMMrwartanoin.!iltiein M<Meriam7UlirMaitai>liat«iciM(l 
wtfätti «Olli«. Die Volksmen^ wvgie durcli die StrtBen. kdn Zag cnddea. maii 
hOfte nw <fle Nachricht: nm rptaUmu (er bcical noch nldit). Dlec wtederiMke 
sich den gHuen Moi^gen. Um II Uhrkanidcr1hncnnig«ii,riierderVcriii«cher 
hnneakht hcNOi und u-unk zuleut dock OMhiiMatie) hingerichiet. 

^ (IS) Ehw aMMM DM Ch it ibung Oer sdMvBielMn Hlaricbiung des Mincmderftr fai 
Mfinchen, wo der SchmfitehlEr seehmol hidb. findet ildi in Bebrcndi Zdlwhrift 
Ar Sttriinnnciknnde, 1 8SS. XXXV. S. m FiOe dien Art konuMK vieUkli 
vor, nMcrHdi 11x11 In Ben. 

"Wl9)NeBiriicli andi n Goif hei der HnukhlHg von Vh« am 2& Mu laSI. IIb 
MJulingEn eridtat sich bei der Ouilhitine. wenn wegen der Kfiipetbesduffenheil 
der Kopf nidM in den Aiosdnitt de« Bittlet pant, oder durch Kriimpfe der Kopf 

(20) I)iB fincMhanie Ifiinditin« dar M M stsM n 10^ 
ab MoHlchannanl hioBeridilet weiden soiilfe (Eine Benane Beschreibung des 
Voriing* in dem BIntt: I« jiolWpHNIe /Mmol dl« ijNM vom 12. MaL) Oer Un- 
gHÜKchebqniHi. all er auf dieOoilhilinBacsefakwt wBidett lottlB. nkdem 
SdHifinchlBr und leinen GeWIbn einen fnsl eine SUnde danondan Knnpf^ wo 
er die Penonen 90 «erleizle, dma der Seharfiichier nicht flihjg war die Vonan«- 
cfcung voiznneinnen, mdniB min einen anderen SdMrfiichler nus Dijen knnnnen 
Innen nniHle, und endlieb des Abends, nachdem man den Veruiteilten dmch aik 
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6) Ähnliche traurige Ersclieinungcn kommen in Fällen vor, \m> dci 
Hin7iiri(. liK nilr in der Todesangst, oft durch körperliche Zu- 
stände uniniiieibui- vor der Hinrichtung in völlige Bcwussüo- 
sij^eit verfällt, und <fie Behörde beschUeBt sein Erwachen aus 
dctn Zustande nicht abzuwarten, sondern am Bewusstlosen das 
I ricil vnllstreeken zu lassen.'" 

7) CiroUe Zweifel gegen die Todesstrafe drängt sich vorziiglich 
noch in den RQIen auf. in denen der Verbrecher schwer er- 
krankt ist. auf Kosten iles .Staates SDrL'faliii' i^clu-ili wird, nur zu 
dem Zwecke, um an dem Gebeilten die Hinrichtung vornehmen 
zu können«^ 

8) Nicht unbeachtet darf noch der Fall bleiben, in welchem der 
Veniiteilte bei der Hinrichtung beharrlich mul uiiili lltnstibl- 
den. welche seiner Beteuerung Wahrscheinlichkeit geben, seine 
Unschuld beteuert. Auf jeden Fall nimmt in solchen Fällen ein 
großer Teil des Volks Partei für den Hinzurichlenden.^ 



mOtildMa Mittel uaschidBdk mudite, die Hiuictamg vorskh ptben konate. 

Eloe Mkto^ fMikh akbi vglilt M KhMiMMAe Snn «raOito ^ 

bi MlBcr ScMK Mmt V<rwMtwif der StnAMUiliai, S. 89, 

riih die in BnidiMd ia der V«E«Niftaaa Todesangn «if 4i» ii^^ 

itriabte, herznrrdßeiHles Oeschrei lUMliefi und nur mit Oewalt zur OuUlotine 

adMackt wtfdao koMlou ScbMidertuA Im «kie ^ 

voctdconioient Hüwkhwng eher Mdriata. weldie ml i Oewak von mchtiBwi 

MaaMm aat dem Oettagaiise auf dm Maifct i^<;hlq>pt werden mueeie uad 

cadUch aach cioem fnt I Vi .StuiKtm dtuMmden Kampf dadua-h hingerichiet 

wodea konale, dacs der Zopi der Ii nglQcUiehen aa dne longe Stange gebundea. 

mineli derKtben der Kopf empor^sscn uad auch unten der KJipa fcsIgeiMllen 

wurde. 

'"(21) Von luetueieii leider vottomineiidf Fallen der Alt verweiaen wir anf den im 
Dmt vom 13. Februar 1(59, Nr. 37 ozSbllen Fall, wo M SoMaiea von der 
Wadie, Otierwalligi durdi die ScfaeufiBctJceM des Anblicks ohiunüdilig nieder- 

**<22)FlliedieierAitlEoniniaivar, weaaderVcrinecherbci VeriibuaiBdeBVeibie* 
dieas (diwer verwundet wuidfc oder aach veiUliter Tötung des Ctegaen tie^ 
■eftctmadcB walke. Iber nidM ander Wände starb. EinFtUderentea Aitkam 
inLondoaYca.CtewicMgaBaiiiBi kw iiengageiicineaolchBlIi a iklit uB gBider 
acf^ifae/MlicMM« /WA Nr. 88, (eiaeatlicii aus dem fiaaaOiiKliea Blatt: U 
Ta^ fCMHamea) BbeAaupt aesen TodBHiiaie. 
(23) tta VafiHW MM rieh in Oeaiai aar Zeiu ab ela aeaite Alm Uaiaed^ 
wunfei Aaf dem Sutiaflulla im le te te a Mcmi i h i Ib ^ idMa anf derLcNai« bdeuetle 
er leiae Uaiehnld, und du GeiilUdie aUSna Mhatlieh, data ar Abo flr a»- 
achaldig hake^ Aadi erfahr der Voftsaer noch Umellade, welche laf daen hr- 
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§. tl. 



Erfinhningeii Uber Wlrinweeii der voUstredEten TodesorteOe, 
Insbesondere über die Venuteilaiis Unschuldiger 



V(in Bcdcimin« kann hier die Sammlung von ErscIieinuiiL'cn ülvr 
die Wirkungen vollzogener Todesurteile vorziigUch in zwei Richtun- 
gen sein, und zwar 

I. in wie fem die von dem Gesetzgeber erwaitete Kraft der Re- 

picssion. durch die Vollziehung der strengsten Strafe einen heil- 
samen Eindruck zur VeriiUtung neuer Verbreclien zu verstärken, 
dchbewihrt; 

n. in wie fem die Erfidirung nacliweist, dass ein Todesurteil an 
einem Unschuldigen voUstieckt wurde. 



I. Leider häufen sich imnier noehr die Erfidiningen, dass die Voll- 
ziehung eines Ttidesmleils nieht die \'(inuis<!e>;et7(e abschreckende 
Wirkung ausübt. Dies ergibt sieh au-s .Nachweisungen, 1 ) dass unmit- 
telbar nach der Hinrichtung eines Mdrders in der Nähe wieder schwe- 
re Tötungen verübt werden, und aus amtlichen Hrhebungen'"*; 2) 
Beachtung verdient auch die Erfahrung von Gclängnisgeistlichen, 
dass die Mehrzahl der wegen schwer» Verbrechen zum Tode V^ur- 
teilten bei Hinrichtungen g^enwSrtig waren^", sowie 3) die Brscbei- 



C^I)iein iUunoieruiseAbrteZaUeoltpiditdCT 

"^(l) WkihliB iit inaeicr BcilelingteAeipoi« «I 

MaMi rii i nBi i Map ImtB mch Wägern Zeil wioifar du— Bwi whtilki m Burtiai 
hinridilai kuHea; scü dieser Zeil häufen aidi in Boatan und in der NBie <Sit 
Biandiliflungeii aa, äm die Regierung eine wmlirlw! Erixbinv niadien lieB, ■!■ 
weklier sich cTgriH dus alle apliUMii BnniMfier bei der letzten Hinrielili^ 
gegenwäitig waren. 
{2) 13er Geiaticlie RfllMn in Briiud Iwmgl, daas von 167, denen er «w ikicr 
lichtuns lieiataMi, I AI dklHiten, dasi ae HiiiiiGlilunsen anwohnte«, S. audi an- 
dere Zeufniaae in nUM(^^ IM. vadBemigerpL^öS. 
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nung, dass nicht selten in England und in Frankreich Familien vor- 
kommen, von denen (iroBvaler. Vater. Brüder eines Mörders wegen 
schwerer Verbrechen hingerichtet wurden"'', was beweist, dass das 
oächstliegeiide fiiichAaie Bdspid kdnen Eindruck macht. 

n. Am meisten ist in Bezug auf die Todesstrafe die Erfialirang wich- 

tig. dass immer häufiger Fälle vorktimmen, in welchen Unschuldige 
zum Tode verurteilt und selbst hingerichtet wurden, so dass ihre 
Unschuld erst zu spät nachgewiesen wurde.'** Selbst da, wo es nicht 
zur Hini ichiuiig kommt und der zum Tode Verurteilte tlurch Gnaile in 
die Stratansialt Iconunt, wird häutig das zugefügte Unrecht nicht 
wieder gut gemacht werden kttnnen. Am furchtbarsten ist es wenn 
Unsehuklige hingerichtet wurden. Die in den Gesetzen gegebene 
Möglichkeit, dass die Verwandten die Unschuld beweisen und Wie- 
derherstellung des Andenkens des unschuldig Hingerichteten bewir- 
ken, ist. wo überhaupt dies Mittel die Unschuld eines Verurteilten 
naeh/uu eisen besteht, nach den Vorscbriftea über Wiederaufnahmen 
dci l utei suehunt; sehr eisehv^eit,' ' 

Die Häutigkeit der Fälle, in welchen Verurteilungen von Unschuldi- 
gen vorkommen, erklärt sich daraus, dass 1) duicb die Aussage fid- 
scfaer Zeugen Richter und Geschwovene hregeleitet werden^, oder 2) 



^ (3) NachwdMiim to VdiilrsCTi lAcwir (fc cv^ 

p. IS2. 

(4) Beispiele 4i«Mr Alt koauMn ni» allen Lindem war, zdibeldt anaeflUul ia PM- 
%i 99-141. In dem Rtpon on ab^mäon, lUw York ISS7. p. 14. Nachwel- 
sunaen von HiarieiuiiiiBcii (oderflacti IMniMcika) Unschuldieer vm koBcn 
(■ngefDhn im Pl^acaeiil 211 IWie) Em dei iribmmli IS60, Nr. IM. Ühatiaen 
in Irlenil vorgeicoiniBenen Fdl Thun von 19. Jenuer iaS7. und Uber Mtoe Pil- 
le DiMbi Rrview IUI, pi 477-S5. Nediwefanagiea Ober die in Rankndch 
jdtoaineaca Fille bei OrtoliMii «Ifewf dl» dirpcr crämne^ 
Pille im Dmit von 2«. Febraar ISISOl Nr. 50. ». BtlgitmJiMMH! 18SS. p. 
JdO. Neuere FlOe vcM England in navf von 9. und 10. Immt ISS7. 

<S) Am mcdciriirdifMen iil aui nenemr Zeil der in Hannoim 1SS4 vmseluion^ 
Fbll der Vciuitdiinig von zwei IJmdmldigen. Einer baHe cicii im Oefitagnis 
aelbtf getOlBL Biaeaehr ame Danlellmig des FalkB von Gttling im nenen Pttar 
val.XXVaS.43.l«2. 

(6) Wir UUen an den Fall von Leamsue ai denken, welcher «wschuMiB liin g erichle t 
wurde, wna Jeder in RankmiGh eikcnnt. aber die Regiciung mid «Ge Kammere 
nicht auH|Meehen woilen. Dmaber PMlIipi vaatlom Mq^t« p. IIS. 
*"<7) Dies warder Fbll bei derin Note 5 (369) erwUmlen Verannämig von zwei Un- 
schuldigen in Hannover. Mit Umeehl macbi man «a den GeaehwofHien vor- 
zu£swetsc Vorwurfe, wllueMl dm SdniU m hOlierem Mafle die Jurialen triBl, 
welche wie die Stamaanwilte Hdrnwliaftllrh dfe Anklage bedeihen, oder wie 
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dass ein sonst redlicher Zeuge durch die im Auuenblick der Aufre- 
gung untreue Beohachtunii <Hter durch Täuschunii über die IdentiJät 
des Verbrechers' irrig auszusagen verleitet wird, oder 3j dass in 
F^len des Beweises durch Indmen die Geschworenen durch den 
Richter zur ungerechten Verurteilung verleitet uerden^^''. oder 4) da. 
wo zur Herstellung von Tatsachen, insbesondere in Bezug auf Tatbe- 
stand die Gutachten von Sachverstandigen nfitig waren, und diese 
unrichlii^e f lUtachten gaben, «xler 5) wo die UrteilsÜQlung wesentlich 
von der bnt^ehcidung Uber die ZuFeehnungsfühigkeit des Angeklagten 
abhängt. Insbesondere sind es die zwei zuletzt genannten FBIle, in 
welchen Verurteilungen Unschuldiger vorkommen, undzwar im Falle 
Nr. 4, weil die mangelhafte An der Erhebung des Beweises durch 
Sachverständige, die Vernachlässigung der Beachtung der ungeheuren 
Fortschritte der Natiu^vissenschaften. der Mangel an Kenntnis dieser 
Fortschrille von Seite der in der Sinifverhandhm!' riiilwirkenden 
Juristen, aul irrige (irundlagen gebaute .Siralurieiie veranlassen.' ^ In 
Bezug auf den unter Nr. 5 angeführten Punkt lehrt die Erfahrung, dass 
da.s nicht .seltene Vorkommen von .lustizmorden' *' durch Verurteilung 
irrigerweise als zurechnungsfähig angenommener Angeklagter die 
Folge davon ist, dass so oft Arzte beigezogen werden, weldie nicht 
die nötigen Ijgensehaften besitzen, um treu zu beobachten, und die 
Erfaltruttgen und Forschungen in der PsychiaU'ie nicht kennen, dass 
aber auch die Juristen wegen solcher Unlcenntnis weder die geeignete 
Beweiserhebung /u leiten noch die Gutachten zu beurteilen verste- 
hen.^' Von Bedeutung sind hier die Ertahrungen. dass eben bei der 
Beuridluiig der Schuld der wegen Mordes Angeklagten die große 



die Asdsenriditer von den Mktei nkfat Ge<)faucli mBcbcn, die dra Gesetz Umeti 
Rlr den FaU silN, dM ikr Wilnpnich ibnen ab ebi llniec^ 

*" (8) Eine »eliT bddiicnde NidiwBMiMg. <m durefa die Bi iiiiMiwiigi iii da Oetttngni»- 
edstlicben es gelang die UnodHild einei SliUttiiBt ■■dmiweiseii in Tke ptüim 
dmphin, Clay, p. 467. 

(9) Dies in anokutt. Ilie SiMd lh«l teUuH» Mddoilab w 
hi»eife scgen Snietfaint im SciiluHviwtrag die GewIlwoMiien inckiMK 

(10) h UBueierZtit macfaie in EnBland der Palt von Smctbuni einen gemMg» 
Einihndc, indem daigdan winde, dasB der Anscklagte auT den GNod migenü- 
gcnder lecbniadier Beweise an IMe venimiii «ad dann im Wese der Gnade 
WD aBer Strafe fiei wvde. Dariibar GenetaaeaallWl. S. 346. 

"* {1 1 ) Ein neues Beiipiet in England lulie idi naehgawieaen in FliadieichB BmUBm 

für Andini|mlo|ic; VO. Bd. 2. Heft. 
'"(12)NacliweisiHgendaril1xrimGeridils9Md I861.S. 173. 
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Schwierigkeit sich crj^ibt. die seine Grenze, welche Sct lcnstöning und 
Verbrechen scheidet, richtig zu wiirdieen^ sowii- die Criahningen 
Uber die wachsende Zahl vun Scelcnstürungen bei schweren Ange- 
kU^lten^, und die Nachweisung, dass in allen Strafaastalten so oft 
Slratlingc vorkommen, welche, wenn eine bessere Beobachtung 
stattgetunden hätte, nie hätten venirteik werden sollen.^** Daraus 
erklärt sich, dass in neuester Zeit wegen der großen Trttglichkeit der 
(kitachten über Ziirochnungstähigkeit der Vdrschlag gemacht w ird''*', 
in Fällen, in welchen auch nur ein ( iutachicn Sich für iJnzurcchnungs- 
fShi^cdt dnes Angeklagten ausspiicht, die Todesstrafe in Reüieits- 
strafe zu verwandeln. 



(13) Wichtig ist hier die Eifalining des Arrtes der Penilentiaranslall von FhUatfd* 
pfait in dem Rcpon of the insptctors ofiht statt penilmliary of Penasylnmim 
JStStp. J7.Älulidi«i|ifteiReiiierfiriiruerlRciMRtansiadimliNiifi^^ 
1862.$. 11 

(14) NidiwdsiHigM in Wbulaw, me^eal eriäe ondpsyeheL Jetunal 1961, OM- 
btrp. 1. 1X2, Jamiarp. 1. etc. 

"* (13) Mitteiinniacn in tadmm WeritK Oer gcvawMseZndiwi der Oelllugniiiftn- 
ge, S. 99, und die iridilifHi BiMirunBV von GnflkiBnSilRlen In muhir Jour- 
ualefpsyekolasMi-'^'cki'. 1959. p. &S. 

*' (16) LOwenlHidt loitiMiie Bdeuciunm der mediGniisclicn ps)H:liisclien Ghindill- 
ie.BeriinlWI.S,l05. 
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§. 12. 



Eifahningen über die BesserunesfiUilgkclt der zom Tode vemr- 
tdlten aber begnadeten Verbrecher 



Ts war leicht iTcgrciflicli, il:iss in früherer 7.l'\\ bei dciti schlechten 
Zustande der Strafanstalten die allgemeiae Meinung auch selbst in 
vornehmen Kreisen entstehen konnte, dass auf eine Besserung von 
Stiiiniiit'cii nichi gerechnet u erden Iviinne. iiiul dass. wenn in Re/ug 
aul einen zum Tode Vcniricilten über die Begnadigung entscheiden 
werden sollte, die Bestätigung des Todesurteils in der Regel deshalb 
erfolgte, weil man den Venirteilten als unverbesserlich betrachtete. Im 
Zusammenhange damit stand die Ansicht, dass die Beschaffenheit des 
verübten Verbrechens und die während der Untersuchung an den Tag 
gelegte und SDUst hcrgeslellle Individualität eines Verbrechers den 
besten MaUstab zur Beurteilung gebe, ob bei dem Verbrecher m* 
Besserung in dem Gefängnisse gerechnet werden künne. Die Litali- 
lung lehrt die Unrichtigkeit dieser Ansichten. Die Bemühungen in 
neuerer Zeit, die Slrafansialten /u verbessern, mussie (freilich nur 
langsam) einen Eintluss auf die Umgestaltung der bisherigen Ansich- 
ten ausüben, und die Nachweisungen des ^Ocklichen &fblgs gitter 
Gefängnisbeamten, vorzüglich verständiger Geistlicher, wenn 
zugleich die üetangniszuchl ihre Wirkung begünstigte (z.B. wegen 
der Einzelhalt) waren geeignet die firOheren Vorurteile zu zerstören.^ 
Eine richtige Auffassung des Geistes des Christentums lehne, tiass bei 
keinem Verbrecher an der Möglichkeit seiner Besserung verzweifelt 
weiden <tar^, und dass die QiOBe des Verbrecbei» den Sdiloss 
darauf nicht gestattet, dass der VeibrecheT unveifaesserlich sei, well 



(*)DiGiii Klanuner aneeflihfte Zihl entspricht der l'iilinoienzätüuiB^'oiiMhleniMiier. 
{ I ) Wichtig sind in dieiar [fiMidit dfc IMtttci lungcn von Clay in dem Wokc: 71k« 

pritam dmfUUm p. 3I&. 
(2) I>er VsftMB «BMT Sdrift liitto 1 weMiah Italnmii^^ 

Reiuud, dem VonUnde dsr Oaleem (tjacM) ia Tbokia, mid erfuhr, cUsa daul- 

bc nidi sdncr laagca Erfahmig Iceiaes Vabiccher fflr unvciticuerlich hake. 

wenn man aur die recfau Bchmictlimg ventdie. 
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häuf ig bei scheinbarer Größe des Verbrechens in dem Verbrecher ein 
sittliches lilement /urücktioblicbon sein kann, welches weise beniitzt 
werden M.>li, um Besserung lierlx:izulühren. Zum Zweei^e des gcgen- 
wirtigeii Wokes kommt es vorzOglich darauf an, ob nadizuweken ist, 

dass auch bei Personen, welche die schwersten Verbrechen. z.B. Mord 
verübt und in Stratanstalten kommen (entweder aut dem Wege der 
Gnade oder weil Todesstrafe in dem Lande aufhoben ist), Besse- 
rung in dem Malie eintreten kann, dass der Staat vollständig vor 
Rücklallcn dieser Personen gesichert ist. Wir haben nun seit einer 
langen Reihe von Jahren Erfänungen bei Geflbignisbeamten zu sam- 
meln gesucht.^*''' Hieraus ergibt sich, dass eben bei den wegen sehr 
schweren, mit Gewahtätigkeiten verübten Verbrechen Verurteilten am 
häufigsten Besserung eintritt, weil gerade die Energie des Willens 
solcher Personen auch durch Beweise emstlicher Reue, und durch 
nachhaltiges Bemühen Gutes /u tim. die Besscnmg /u bewähren, sich 
zeigt, wenn es einmal gelungen ist, ihre sittliche l.lingesiallung m 
bewirken, während bei kalten, mehr nur durch Rigennul/ zu Verbre- 
chen getriebenen. z.B. Dieben, oder zur Falschheit geneigten Verbre- 
chern auf Besserung seltener gerechnet werden kann. Von Bedeutung 
ist, ob das Verbrechen eines Gefangenen mehr nur isolieft (oft bei 
einem bisher (adellosen Lebenswandel) als Hrzeugnis eines Einstttr- 
mens von Umständen entstand, im Gegensatz der StrSflinge, deren 
Verbrechen aus einer alle sittlichen Grundlage entbehrenden zum 
verbrecherischen Leben gewöhnten Gemütsbeschaffenheit entstand.^** 
Bei Gefangenen der zweiten Art wird Besserung seltener und die 
Zeichen derselben wegen der Heuchelei vorsichtiger anzunehmen 
sein. Alle Zeugnisse erfahrener Gefängnisbeamten''*'^ bestätigen aber, 
dass man bei keinem Sträfling die Unfähigkeit, sich zu bessern, vor- 
aussetzen darf. Die Erfahrung lehrt, dass ein Su-äfling, der später 
entschieden völlig gebessert wurde, (rft Jahre lang allen besseniden 



"(3)MclwreiiMlSS71idtMagBwi«Jeii B iindindBaiAiiawcdBi ftiw h ^^ 

l837.S.4a2iiiilgelei]L 
** (4) Der VoftBcr bal da Venncb gonaclil die vcnchicdiM Slilfliitge naili Um 

BcMaimgiflUiigkdt » Idanifiaaeo in Iliiliaidalf a SuafledMiritiuifr IS61, 

& 1169. WicbligeEilUinnBBDWberdwwHnsUedBiin KlMm der Sbl^^ 

Clay du ßrtsm ehapUOn, i^3M,368, 393. 
** <S) Hoycr Qn Bccht»), in Hotten dnrT » SliaBccIilMeiliing 1861.5. 8 und 265. Diez 

ttlier Verwallmg der Süalmimlfcai. S. 69. 
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Einwirkungen zu widerstehen schien, bis es endlich oft spät den 
vereinigten Bemühungen des (ictananisvorstandc>, dos f Jcistlithcn 
und des Lehrers gelingl'''\ den ^»irülling zur Ericenninis seines Un- 
rechts, und zur Einsicht wie tief er gesunken war, und zu festen Vor- 
sätzen sich /u bessern zu hiiriycn. Die Hifahrung lehrt, dass auch die 
schwersten Verbrecher zur Besserung gelangen; manche jedoch selbst 
jede angebotene Begnadigung verschmähen , ihre wahre Besserung 
aber in der Anstalt durch tätige Reue /u hcwoison streben/'"' Gewiss 
ist, da^s die Einzelhaft um meisten geeignet ist die bessernde Einwir- 
Icnng zu erieichtem. weil sie am besten die vertraulichen Besuche in 
der Zelle, wovdri am meisten /u erwarten ist und das Studium der 
Individualität und Behandlung darnach möglich macht. Dass die 
Besserung solcher schweren Verbrecher eine nachhaltige ist, wird am 
besten durch das gute Betragen nach der Entlassung dargetan.^' 



'(6)DieimARMwS.4eS iingcrDlutennaiewaftiuttM.laSt.1 

RmlMiitMcr in OMnburg «idtörea Uerinr. Fmn H. iA noch in dv AmMM, «iaikl 
■bcr «IlmBiBchto einen Zustiuid von TtawÜarifkcH lad MhMMit. 

' (7) Hier Mut die ErMinng ( wiclMj£ (fe MHldlniiBai «m Cil^' b (<tar 
cilMfrfai[bj».JlM.),daiinwJaMraeistllckeaiufsuegaehlMlii^ 




Sirtfibigft und durdi 1 
hmgenen umzuwindetn, 

(8) So venchmJihie der "n^nwHrif' i' in O Me a him. nnd Jcitf oadi (nucli dein Zcvg- 
niiK van Hoycr) eine cirtadricden gebcMCrte KiiMliiwIlidiiiiii die Begnadigung. 

(9) So war der Raubmörder vxn OMsnlMD^g ejner der itifopfienidxten KraniccnpDe- 
ger; eucti in St. Gallen Karl Th. Der Mflidcr Rudalpii in St. GaHeo imtcnttttzte 
seine Verwandlea, spoit sidi Bmi von 5ei>er Ration eb, dunh es m Aime ver- 
teilt wird. 

(10) Die im AnAiv S. 484 a^illlim kftuiaiiiie B. (die gunaiai^^ 
Elten MmnEiienniuinaidate und nach 17 JaiwBn Zuchtliaii wegen ] 
1861 Iwgiiadigt wurde) lialjelzt wieder gefadntet und iMlillgl lieh I 
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Erfithmiigni Sbo- das Verhältnis der Begnadigung in Bezug auf 
die zum Tode VerurteUten 



Die Mitteilun».'(.Mi (§. S.) über das Verhältnis der in den verschiede- 
nen Staaten gelallten und voll^ugenen roüe&urleile weisen nach, dasü 
die Zahi der Urteile, in welclien Begnadigung eintritt, immer roelir 
steigt, und meistens die voll/tigenen Todesurteile die Minderheit 
bilden. Man hürt, wenn vun Aniritgen aul Auttiei^ung der Todesstrafe 
die Rede ist, nicht selten die Versicherung aussprechen, dass die 
Begnadigung das Heiltniltel enthalte, dass die. /war nach den Geset- 
zen gerechtfertigten, aber nach den nicht vorherzusehenden Unislän- 
den des einzelnen Falles zur Vollziehung nicht geeigneten Todesurtei- 
le nicht \ollstreekt werden. Man hört in Ständeversaninilungen von 
Seile der Kei'ienini'skonmiissare Antrüge, welche aul Annahme 
milderer Straten gerichtet sind, durch die Beruhigung bekamplen. dass 
man dem Regenten vertrauen müsse, welcher auf dem Wege der 
Gnade die Härte des Gesetzes beseitigen w erde Mag auch fortdauernd 
noch über die Geschichte der Ausbildung des durch den Herrscher 
auszuQbendfen Begnadigungsrechts und insbesraidere daifiber gestrit- 
ten werden, wie das einsl den SehöfTeii /ustebende Recht des Richtens 
auf Gnade sich verlor und die einst anerkannte Ansicht, dass das 
Begnadigungsrecht ein Attribut der Gerichtsbarkeit sei, von der Vor- 
stellung verdrängt wurde, dass dem Landesherm die Begnadigung 
zustehe'"'', so steht doch fest, dass das Begnadigungsrecht dem Inha- 
ber der höchsten Gewalt (in Monarchien den Regenten) zusteht'*', und 
nicht entbehrt werden kann, weil, wenn auch die Straf gesetzgebung 
noch so gut ist. nie von dem Gesetzgeber alle möglichen Fälle vorher- 



(*) Die w Ktanncr ingcfittatB ZiU CBlipridit der PüttootanUil^ 
"(1) Wegen BcniibngMif fOniiadie Aniichicn Kein. CriniinalreGlilderRBiiier,S, 
264. LIider. dw SoncilknUlliicdildcr BcgnaJigung, S. IS-SS. AbcH n FBbI 
kriL Viot^tecMciatt. m, S. 332. Iii Ba^s «tf «Me BM*M^^ 
dcrmodeniM Wdl: i€il«.dMSliifiwlitmNqnMnilwiWwrt.S. 344. OiaibfOs- 
gm, Itter Stnfieelit, S. 179. nisiAMr, Syuem des iMeuBiichen Sn^^ 
546. 

" (2) V. MoM Stattiechl. VOIkeiiechi. IL S. 654. Lttder. S.. 55. Abetg;. a-O. S. 346. 
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gesehen werden können, eine allgemeine Ermächtigung für die Rich- 
ter, in soKhen l allen von dem (iesot/ ah/uwi-ii-hrn. Narhtoilf hahcn 
würde, und durch uußcrordcnllichcs ZusuinnicnircUcn von Umsiündcn 
bei VerDbang eines Verbrechens die von dem Gesetzgeber vorausge- 
setzte Verschuldung so vermindert werden kann, dass damit die ge- 
setzlich gedrohte Strate im größten Missverhältnis stehen würde, und 
in solchen Paflen, eben so wegen eigentOmlicher Persflnlich]»it des 
Verbrechers die Vcillstreckung der geset/Iiehen Strafe da^ allgemeine 
Recbtsbcwusülscin sehr verletzten und gegen die Regierung hrbitte- 
lung havOTufen wQrde. Auch ist es Idar, dass ni diesen Rillen da- 
durch nicht geholfen würde, wenn für die Folge auf gesetzlichem 
Wege das unvollkommene Gesetz verbessen würde, da es vielmehr 
darauf ankommt, die Vollstreckung der nach dem allgemeinen 
Rechtsbewusstscin ungerechten und dem Ansehen der Gerechtiglkeit 
nachteiligen Verurteilun!' /u liirulem/'" rnerri^eh miiss man aber 
manchen oft aufgestellten Ansichten enigegenüeten. z.B. dass die 
Begnadigung im Widerspruche mit der hei jeder Strafe notwentligen 
zu erzielenden Abschreckvmg stehe, indem dadurch auf die Ci reichung 
des Zweckes, auf das Volle durch ein abschreckendes Beispiel zu 
witken, verzichtet werde'*'', ebenso aber auch der veibreiteten An- 
sicht, dass in der Begnadigun;' (h< Heilmittel mangelhafter Cleset/e 
liege. Unfehlbar liegt in dieser Ansicht, wie in der in den Kammern 
oft geltend gemachten Vertröstung auf die Gnade, die im einzelnen 
falle nachhelfen werde, ein Hindernis des Zustandekommens guter 
Strafgesetze, indem auf diese Art manche schwachen Kammermit- 
glieder im Vertrauen auf die Gnade sich bestimmen lassen, harten 
Strafdrohungen gegen ihre Überzeugung zuzustinimen. Unfehlbar 
mus.s schon die Gesetzgebung so abgcfasst und der Richter so gestellt 
werden, dass es ihm möglich wird, auch bei den vorkommenden 
Fällen geringerer Verschuldung, die sich der Gesetzgeber klar machen 
nuiss entsprechende Strafe zu erkennen, weil das Aii-ehen der 
Rcchlsptlcgc und die .Achtung vor dem Richiersiand bceinuaciiligt 
wild, wenn der Richter sich auf Begnadigung verlassen und eine im 



"'(3)v.Molil. S. f.» 

(4) Mit Rechl dagegen Abegg ■.O. S. 351. 

"* (3) Die MUnncr, von wdchon die AlifaMiutg der Geieue iIihlDgiu nadien aidi ai 
wenig dK nwiidibdiea AbfUfiingeii der Vctadiuldiiiig im einem V eila e Ji e w 
klar und lassen skh Mir dundi die euzEkien schweren FUie leilu. 
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einzelnen Füll entschiLden unverhältnismäßig harte Strafe aiisspFecheii 
muss, während tkxh mit Rocht das Volk von dem Richter erwartet, 
(lass er die gerechte Slrulc erkennen werde ' und die Verlegung der 
Justiz k) das KaUnett sehr zu beklagen ist^ Mandus Bedenkliche 
hat daher auch die Vorschrift, dass die Gerichte, wenn sie erkennen, 
dass die gesetzliche Stral'e in einem Falle wegen wichtiger Milde- 
mngsgitnde im MissveriiSltnis mit der Verschuldung des Verurteilten 
steht. Bericht w egen (inade an den Regenten erstatten sollen. Mit dem 
Wesen des Richteramics ist diese Anordnung nicht verträglich; es 
mass auch auf das Volk einen schlimmen Eindruck machen, wenn der 
Cierichlshof öffentlich ausspricht, dass er die von ihm erkannte Strafe 
für eine unveihältnismäßige und materiell ungerechte halte.'" 

In der besonderen Beziehung der Begnadigung auf die Bestätigung 
der Todesurteile ist es I^flicht. auf einige Verhältnisse aufmerksam zu 
machen, welche /eigen werden, dass das so oft in der Begnadigung 
gefundene lleilniittel nicht geeignet ist. die Nachteile der Verurteilung 
zum Tode zu beseitigen und der I rage über die Notwendigkeit der 
Aufhebung der TodessU^ ihre Bedeutung zu entziehen, dass aber 
auch die Lage, in welche der Regoni wTset/t wird, von dessen Aus- 
spruch es abhängt, ob ein Todesurted vollzogen werden soll, Verhält- 
lüsse herbeiführt, welche die wichtige Enfscheidung ecschweien. 

1) Schon die Rücksichten, nach welchen der Regent das schwieri- 
ge Amt auszuüben benifen isi, vm-kIlmi ein (k-genstand ernster 
Betrachtungen. Wenn ein geachteter Schrittsteller^'" ausspricht, 
dass der Regent nicht selbst ermessen soll, welche Strafe ein 
noch nicht abgeurteilter Verbrecher verdient, aber seine subjek- 
tive Meinung über die Strafe zur Geltung bringen darf, wenn 
die gesetzlidi venxdneten dgane dne Bemessung aufgefun- 
den haben, so muss man diese Ansicht billige wenn man sich 



^ (6) Mk Beete MUdn EBler ftnalUaBherniktllntr.MMViiirr. Cmma'tutbet. voL 
/» jK XIX, dw wem dw eilnimte Stanfe ludi nar um ein Alam die CMSb der 
VenMbuMinieOlicnteig|.sie ungcrrclil ist 

*" (7) NadiWBiawiseiL, wie meb Mkhligc Juristen die gcschildene inigc Ansiciil vom 
ihm BoBiiedigiiiigMecIa cifcennen, in meiaem Atifieiz in V. Gfofl Zeilse^ 

&3ia 

(S) Mdne Alihandluag in der Ausgabe von Foiabadu RecbuflUle (FtankC. 1849) 

s.ia 

*"(9)v.Malil.S.«37. 
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Uber die Bedeutung dieser subjektiven Meinung recht verstin- 
dicl.^ " Man kommt dabei zur Ansicht, dass die Begnadigung 
im Sinne der Gcrcchti^cit geübt werden soll und die Entschei- 
dung in da» Gewissen des Regenten gel^ wird*", wofür der 
Herrscher keine Rechensehaft gibt, aber doch durch die ernste 
Absicht die Gerechtigkeit in dem Falle zu verwirklichen und 
dabei teib durch die Erwägung des Daseins von Milderangs- 
gründen, die nach dem Gesetze die Richter nicht beachten dür- 
fen^'\ teils durch die Rücksicht auf die sittliche Persönlichkeit 
des Verurteilten geleitet wird.^ In der letzten Rücksicht be- 
greift man daher, wie selbst amtlich"*"' als die Hauplrücksicht, 
in welcher der Regent bestimmt werden soll ein Todesurteil zu 
bestätigen, diejenige aulgcstcllt wird, ob der Verurteilte als un- 
verbcssci lieh betrachtet werden kann. Indem der Regent die 
ernste lYülung, «b er bei'iiailii'.en will, bei sich anslelll und auf 
die Stimme seines (iewis.seiis hön. iiiuss er den ganzen Fall, 
das Ergebnis der Verhandlungen, die Gründe der VerurieiUing 
und die Persönlichkeit des Verurteilten kennen. Im ZweifeP"" 
wird der Regent begnadigen. Die eben geforderte Kenntnis 
kann der Regent erlangen teils durch eigenes Stnäum der Ak- 
Icn und Berichte, teils durch den Rat und die Anträge der Be- 
ajuten, welche berufen sind Vortrag über den Fall dem Regen- 
ten zu erstatten. Nach dem Gange der Lebensveriiflltnisse wird 
der letzte Weg der regelmaBige sein. Dabei werden die Berich- 



^ (ISDDie MkjdmwMeiiiiuig 4e> fOWg» Ludwig Philippmdte KOal|» (Mar «m 
SckwadM wirali«lutti|MdarTo4«Mlnre ab^neiguBeMeaterauMtwaiftnilm 
AMBictil der duidi (ks «UgnaeiiK ktotsBC wie die MinislEr eckHileii, ^eIkiIe- 
ncn NoiwradiskeU der VoOzidiiing der Tw l e win fe. 

^ (1 1) Ab^ in V. OnS ZdUdirM. IV. S. 3l(k ttiid to nid IcriL Vieiteyitoclirift, 
III.S.352. 

*° (12) Dies fat fitilicb ein Obebiand in derGesetzgeliiinE. ddier wcti dteOilenciGlii- 
tclie QetelzeiebinB nidtt zu t>illiscii iii. nadi wtkiier w^n noch M vieler Mil> 
deningBgrilndcdioOBiichiniwwdBrTbdBeBBMfeBiditBligBiiMidilrifen» wfluend 

(I^WlKtaier. SyriBm des pnuS. SlMdmetili. I. S. 343. 

(14) El wde oben imgfflilwt. den in dem Ceteneidiieclicn HoHetaBt vcn 1803 

des Venulcriten nbUngis genisiiit wuit, 
'^{IS) Wir wiuen an den MüteünngHi im prnißisLhcn Jaedminisierijablatt, I84S. S. 
2S2. dass in ReiiScn bä der Rnge über Begnadigung beaonden darauf gBaehcn 
wunde, ob der VerinnehergeaHlndlg war. 
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ter der Gerichte, die einen Begnadigungsantnig stellten und 

die iMwa von (k-schworonon aiisgecangonon. Ri'pnadigung 
emptchlciidcn Anirüge^"\ die cingckuinincncn i\-liliuticn um 
Gnade zu beachten sein. Man bemerkt leicht, wie bei diesem 
Verßlhren so Vieles von der einseitigen Auffassungen des Fal- 
les durch Diejenigen, welche ihr Gutachten zu geben haben, 
und von der Ansicht und der begreiflich nidit streng juristisch 
begründeten, mehr auf menscIiHrho Rüc ksichten gehauten Dar- 
stellung der Vortragenden abhängt. Die Erluhrung lehrt dass 
nicht selten in den Kollegien, die über die Begnadigung gut- 
achtlichen ßericht /u erstatten haben, selbst Verschiedenheit 
der Ansichten heiTschl. 

2) Wenn die Rücksicht darauf, dass von dein Verurteilten keine 
Besserung zu erwarten ist, entscheidenden Eintluss ausübt, so 
ergibt sich diese RUdcsicht als ganz ungenügende Grundlage 
der Beurteilung, wenn man die nachgewiesenen Erfahrungen 
(§. 12) crwiigl, dass die scinversien Verbrecher, die /.um Ttxie 
verurteilt aber b^naiOgt wurden, in den Strafanstalten solche 
Beweise der Bcsscrtmg gaben, dass ihre gän/liche Begnadi- 
gung erfolgen kuiinte, und dass dies eben bei solchen eintrat, 
welche oft Jahre lang so schlecht sich betragen, dass an ihrer 
Besserung \erzweifelt werden musste. Ist dies nachgewiesen, 
so kann der Regent nie mit Zuverlässigkeit annehmen, dass der 
Vennteilte unverbesserlich sein wird. Die GrBBe des Veibre- 
chens kann nichts entscheiden, da erfahnmgsgeniäB die 
schwersten Raub- und Giftmörder sich völlig besserten. Nie- 
mand ist im Stande, zur Zeit, warn die Begnadigungsfrage dem 
Regenten vorli^mitSicfaeiheiteinGuiacIncn iibv.-r ünverlx;s- 
serlichkeit eines hfensdien zu geben, weil weder das Betragen 



(16) D«bd binnen dgWilBwHch VcriiBliiiwe diiimeii; g.B. ia eUwm Falte liHc 
du Geriete atta-iBataozaifBcgiudieuiigmeic^^ 

hctt). I)u olicRte <hridM txridiMe. dus Bckte niGlrt der Ona^ 

(17) S. daiOlicr ndae vier AhlMwUiaigai S. 9, vogL mit meineni Wcric: THe Ge- 

(IS) Eiae iwIciciiianlB kfOtiiliaig etaei Bericbli des Ahcnburgl sehen Ijuidesjusliz- 
coill^giiinu aber aiaaltasBadiaaas in Schleuers Jahrbüchern WXII. S. 72, wor- 
■BB lieh Cfsibl, ch» die Milglinrtrr. zwar einig dass die Begnadigung nidH ai la- 
len sei. von hödist amewe M edlidwi GtüBdcn ausguigen. 
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im UntersuchungsgeRingnis. noch in der Verhandlung, nodi 
n;Kh iltT Voniilciliing im (lofänjiniss«.' wocon der liinwirkimg 
dci Ruilhcil oder der Lcidcnschutllichkcil des Verbrechers l'Ur 
die spSteK Zeit entscheidend sein kann. 

3) Vergleicht nuin die Nachrichten Ober die Schicicsale^"' der Be- 

gnaditninii^anträizc. so Ichron sie. dass durch die Pflicht, über 
Leben und Tod eines Menschen zu entscheiden, eine peinliche 
Li^e für den Regenten^" herbeigefährt wird. Es Icann nicht feh- 
len, dass sein Hntschluss vielfach durch manchfaltigc auf ihn 
einstürmende Vorstellungen bestimmt wird, teils duicb die öt- 
fiendidie Stimme, die vielfach aufgeregt, in der Ptesse und 
dmcli Petitionen laut wird, noch mehr aber durch die Verwen- 
dungen von Personen, die dem Regenten nahe stehen und ent- 
weder aus Teihlame am Schicksal des Verurteilten, aus Rück- 
sicht auf die empfehkliswcric Persönlichkeit desselben, seine 
bisherigen guten Lebenswandel, seine L;ro[.k' Reue, den Regen- 
ten zur Begnadigung zu bestiiiniicn suchen, oder im entgegen- 
gesetzten Sinne wirlcen, weil sie die bisher bewiesene Nach- 
sicht für verderhlich und eine heilsame Abschreckung durch ei- 
ne Hinrichtung für notwendig halten. Nicht unerwälint soll 
auch die Tatsache bleiben^'\ dass die Frage, ob in einem Falle 
Mord oder Totschlag vorliegt, häufig eine sehr schwierige ist. 
und wenn das Zweite angenommen ist, die Todesstrafe ohnehin 
wegfellen mass. Da, wo mehrere Todesurteile zur Bestätigung 
vorliegen, hat eine Vcrgleichung, ob das eine mler andere 
Verbrechen das schwerere ist, ob der eine oder andere Verur- 
teilte eher Gnade veidieaM, unendlidie Sdiwierigkeiten, und bei 
der Entscheidung werden oft NebeniQdcsiditen den radlichen 
Ausschlag geben. 

4) Es darf auch ein anderes Verhältnis nicht unbeachtet bleiben, 
nämlich das Dasein von Fällen, in denen der Regent Zweifel 



(19) aiiid imtteh dikfkiB- INe inciinriMigalen 
JiHliaiiiiiiilHÜlMtt, I84B, S. 247. 

(20) Ib Bi^lud tat dv Kflnigta das inaiiBe Aim enpait. da CS jeu 
tilr IlibII Vnlhiiufai ainMbl. 

(21) 5. pnuliadiM Minisieriafetait I84S, S. 2S3. Wr crfahmi daniis,daai in man- 
dwn PUlen dw GaiclMe Maid «HutnMii, wo der Jiutizndnisla' nnr Iteddig 
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hegt^' \ ob der Veiairteilte mit Recht verurteilt wurde. Je zarter 
das Gewissen des Rosenten ist, desto leiihtn wird er schon 
durch die Rücksicht, ub der Verbrecher seuie Schuld einge- 
stand oder leugnet, bestimmt, und im letzteren Falle leichter zur 
Begnadiguni; bewogen werden/"'' Noch bedenklicher wird die 
Lage, wenn die Verurteilung nur auf circumstantiellen Beweis 
gebaut ist, wo der Zweifel, ob nicht ein Irrtum obwaltete, oft 
mit Macht sich aufdrängt. Ein Zustand schweren Zweifels muss 
ebenso eintreten, wenn die Vermutung vorliegt, oder sich aus 
den oft selbst nachtrHglich bekannt gewordenen Beweisen die 
Wahrscheinlichkeit ergibl'"\ dass der Angeklagte mit Unrecht 
als zurechnungsfähig erklärt wurde, oder wo durch den Aus- 
spruch volles Vertrauen verdienender Sachverständiger sich 
zeigt, dass bei der Verurteilung auf ein wissenschaftlich nicht 
genügendes Gulaehien i'obaul wurde,^"' In solchen l allen kann 
der Regent leicht durch sein Gerechtigkeiisgeflihl bestimmt 
werden, nicht bloß die Todessutire zu erlassen^' \ sondern 
selbst in seinem Beynadigungsrescript (mit Angabe von Grün- 
den) auszusprechen, dass der Verurteilte gar nicht hätte verur- 
teilt werden sollen. Es ist klar, dass Vorgünge dieser Art dem 
Ansehen der Gerechtigkdt sehr schaden. 

5) Nicht unbeachtet darf noch eine Klasse von Fällen bleiben, in 
welchen die Begnadigung abgeschlagen und das Urteil voll- 
streckt wird, weil die Einseitigkeit der Aui&ssung oder die 



(22) Arnold, !■ $eiMr ScMft Oker U«llng mi Aawendung des Begwadigiing»- 
lecM*, EriMigM ISCOb bMUikt S. 10, dan. wmo der Bcgnüüjger auch mt 4ta 
gerineilEn Zweifel m der Genxhtiskdt des Urtdli bau er Bcgnadigiung aotFeten 
latsen wird. 

(23) Wir erfikco Msdm MlniMMlaibiiM S. 2SI,dM( b nKuacn M 
Rbcuipiovnzcii g^flUloii TodcmtnlBii in dun UntttnidB. dm der VciteoclMr 
nuM eingieatanden halte, dn GnMid kg, das B^nadigiMig crMgte. 

<24) Wir crimem ■ den inCavcn Vierte|jalintcliiift XX, Nr. I nKgMcilleo FiO. 
wDtateajgwif ctoco AaeAiBgHi 11 latelwgUtierirliieywwlwiMBiflllilg- 
lMildiB SaLiiiwllMiiiuu iliillui, WBa MidwiiiirSininlrtoii ■wlwwi. 

(25) Dia scKlMb i» Rrile wm SOMdiiint. MericwOrdig 

MiniMcn. welcher von aineni der iiwgBuricliwelen Sachvenlliidgeii lidi dn 
Guuchten i'cbcn !ic^.iwinwiriciiBgtfi>dMS der iBflwIliirlir Beweis nichlar 
Bcnrtcitiing genügen kamlew Ce üd i l— li 1860. i. 3M. 

(26) Dies wir der Filt. eh der KOnig von PWuflai den Rxilc hcgmrfigfti. eigentEch 
ficiilMacli, und dd» nuftUhrlich die Qünde amg^ welclie dn» GeKhimrenen 
yoa der Sdwidigerfülniag hatten oMiBlIea soMen, 
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GemQtsstiiniiiung des Beamten, welcher dem Regenten den 
Fall vdrriitraiion hat, <HtiT die Meinung, es haben die seil eini- 
ger Zeil häufiger vurgckuniincncn Begnadigungen durch die lu 
große Nachsicht die Vermehrung schwerer Veihredieo veran- 
lasst, den Regenten hestimmen. in einem \(vliei.'enden Falle 
größere Strenge eintreten zu lassen, während nicht bloß die Ju- 
risten, die schon die Gerechti^it des Strafbiteils liezweifdn, 
snntlem aiu-h das Volk das Verhreehcn milder auffasst und die 
Hinrielitiiiig tadelt.^" In Fällen dieser An tritt eine Erbitterung 
übe Diejenigen ein, welche zur Verweigerung der Gnade wirlc- 
ten. und die allgemeine Stiflunung ist dann Iceine das Ansehen 
der Regierung fördernde. 

6) N<Kh bedenklicher wird das Verhältnis, in welchem der Regent 
sich befindet, wenn er über die Bestätigung eines Todesurteils 
zu entscheiden berufen ist. seil der Zeit, als das öffentliche 
mündliche Verfahren eingeführt ist Wenn nach dem bisherigen 
deutschen Verfaliien vollsiandigc .Akten vorgelegt werden 
konnten, auf deren Grund allein die Richter entschieden und die 
Entscheidungsgrün de nachgewiesen haben, worauf die Richter 
ihr Urteil bauten und durch die gesetzliche Beweisthcorie ein 
Maßstab der BewteOung det Gerechtigkeit des Ufteils gegeben 
war. fallen nun diese Materialien, die dem Regenten und seinen 
Ratgebern eine Grundlage gaben, weg. Welche Beweise, Aus- 
sagen, Vorgänge in der mOndlichen Vohandlung vorkamen; 
welchen l-intluss das Benehmen des Anin klai'ten und der Zeu- 
gen auf die Entscheidung halle; auf welche Elemente die an ih- 
re Imiere Oberzeugung gewiesenen Gesdiworraen imd Riditer 
ihr Urteil bauten, ist nicht ersiditUch*"; das magere Sitzungs- 



ter Ehe lebend dnen hMdat lu l iiu PIwin i Bn' IwMe, der dn ms enHsr Ehe voiImw- 
deiiclBiiJiMM«teuiul«Clia»dikliniiiiiliiw<<iillit Die BlicftMi ÜB «ndBr Schwind- 
Mit iwi HMtedM de BiiM ndv fange Id» HdniB. b itowu^ 
VmtdlniigBdneiiiGhUiiiniTiiiiBclflBHiDe Kbid gnz der ItuUick dei Ehe» 
nMumes pteiseesebea sein wOnle, und enlidilom sich du Kind zu morden, am es 
dem Manne m enlzicheiL Sc warf es in den Bmooea und zeigte dkIi der Tu 

Voteser cBew Sdiria «w lolbil Zeage, «ddien schliniiiMn ßndraclc dieie 
Miiridttung meekle. 

(28) In England, wo der vminende Ricbtcr Icdne Zeugen una AngeschuMigieo zu 
be&ngen hu nnd mit voller Unpaneiiiehkeil den VaheodhmgGn folgen lunn. 
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Protokoll gibt darüber keinen Autschluss'*'", am wenigsten über 
das was zur Verteidigung xorgebraehl wurde; die Akien der 
Vuruntcrsuchung sind hierzu nicht genügend, und so niuss ücr- 
jeiüge, welcher an den Regmten Ober den Fall Vortrag zu er- 
statten hat. eben so wie der Regent, wenn er sich mit den Hin- 
zeiheiten des Falles genau vertraut machen will, mit mangel- 
haften, leicht ein unlreues Bild des Falles gewahrenden Materi- 
alien sich hcgnügen, und Berichten von Assisenpräsidenten o- 
der Staatsanwälten trauen, die auch bei dem besten Willen be- 
langen sem und dann den Regenten verleiten könnm. 

7) Diuch das öffentliche mUndlidie Verfahren tritt aber noch ein 

anderes Verhältnis ein, welches für das Begnadigungsvert'ahren 
neue Gefahren erzeugt. Das Volk, welches bei den Verhand- 
lungen cegonwiirtig war und den ganzen Stand der Beweise 
kenn 1 1 : j 1,1 Hl der Lage sich selbst ein IJneil über den 
Fall /II Ii. lind prüft <ib der Wahrspruch oder die Entschei- 
dung des Cieuclus den Verhandlungen entspricht. Unvermeid- 
lich wird nun nicht selten das Urteil des Volkes von dem des 
(ieriehls abweichen: das Volk trägt dann seinen Maßstab auf 
die Beurteilung der abgeschlagenen oder erteilten Begnadigung 
Ober. UnwillkOrlich kommt das Volk zu ein«r Vergleichung des 
Falles^'', worin eine Hinrichtung erfolgt, mit vorausgegangenen 
Fällen, in welchen Begnadigung statt fand; lässt sich nun irgend 
vermuten, dass bei den begnadigten Verbrechern die ROcksicht 
auf ihren Stand oder die Verwendung cinllussrcicher Personen 
die Begnadigung bewirkte, während der arme nicht begnadigte 
Verhrecher, dessen Vorsduildung nadi der allgaaieiiien An- 



zeicfaHider RidMeramf das Genauesie alle Aussagen auf, und diese Aufteiclk- 
nuiig «intdon SMadastilr müsetdlt 
*** (29) Daher fordot Bincfa im Geriditasaal 1 86 1 , S . 30O. eben mil Beziehung auf die 
MOH eiobttende Sehwiciigkcil für den Begnodiger eine genaue sienognpbisclie 

*" (30) Der hl. welcher ia ßd^en eiiie leiir auirEBendc Verinadliiiig in der Ptcne 
und im Linde venulmle (lidw dnilicr Aublize in der Be^^Ja^eian, 
iBfT. Nr. 13. 75), war üDlgeMlen Ein ■ewiiier RoMHy, der seine Mutter aui 
HabsiK'hi gemordet kaUCii mute IS47 htpmU^ Bn seiriaer themaeiie, der 
seine junge I ran Mfaindidi m wde i fc bad Oonde. Bdd duinf tmf ein Hindwar- 
ker, van de Wegbe, aus einein Wlitsluuse komniecul, wo er viel getnaiken, eioai 
Maan derdurcii icmc Angebern zu einer Verurteilung beigetragen luttc, and tß- 
Ide ihn im Streit. Dieier van de Wcig|ie «mde Idngericluel. 
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sidit geringer als die der begnadigten Personen erscheint. Nie- 
manden hatte, der sich für ihn hol dem MinisU-r oder dem Re- 
genten verwendete, su bildet sich bei dein Vuike eine der Re- 
gierung höchst nachteilige, ihr Verfahren bei B^nadigungen 
nusshilligendc und selbst \erdächtigendc Meinung/*" Nur zu 
leicht kann eine Begnadigung, die ain Platze gewesen wäre, 
gehindert werden, weil dem Regenten vorgestellt wird, dass 
wenn dieser Menseh hepnailigt u ürde. w ährend kurz zuvor ein 
Anderer, der unter ühiilichen Umständen ein Verbrochen verüb- 
te, hingerichtet wurde, das Volk die Hinrichtung als Mofd be- 
trachten wOrde/^ 

8) Ein bedenkliches Verhältnis wird noch herbeigefiUirt in Fällen, 
in welchen dem Regenten mehrere von verschiedenen Gerich- 
ten gefällte Todesurteile zur Bestätigung vorliegen; da das Ge- 
fühl des Regenten sich su-äubt Alle hinrichten zu la.ssen, so 
wird in der Regel eine Auswahl getroffen werden, welche leicht 
in Widerstreit mit der über den 1 all gebildeten Volksansicht 
kommt*^ 

9) Nicht unerwihnt darf das VeriiMtnis bleiben, das in nicht mo- 
narchischen Staaten bemerkbar wird, wenn über die Begnadi- 
gung eines mm Tode Verurteilt verhundeit wird. Das Verhält- 
nis muss nadi zwei Richtungen gqirdft werden: 

A) wenn nach der Verfassung des Landes. z.B. in der 

Schwei/, eine große politische Versammlung über den Be- 
gnadigungsaiiliag zu etilseheitlen hat. /M. der grolk- Rai; 

B) wenn verta&sungsmäüig nur dem Prä^iidenten der Republik, 
wie in Amerika dem Govemor. die Entscheidung zusteht. 



*° <31> I)er Votecr, der dunris in BetgiHi Sick MkicL wdtt wd^ 

n— f tllch cqm den Jmiiamiinisier. laut wuide. 
^(52) Man wciB.dui Land UMMfleU eine solche VanttJlunsaMKhle,ai»ICBids 

Gens DI. einen geiriMnlUd begnadigen woOle. LUhtrom eitttUbtr^, p, 443 

in Note. 

<33) In dnem FUk tagen den Regalien vier wncUedene Tbdeiinleile w. Eim^ 
und zwar Dojenige. wcidiercii^cHawlHi tue, »odaaa efcnc aein Octllndiii» 
derdenftfanilieHlelende Vorfwdachl nicht bewiesen weiden lMnnlB,iMidB 
liingErichM. Die algemdnc stinimc r.inJ es aurfjl1cnd,d8asAaidergMandi- 
gc Rene und bessere Geannung /cigcmJc hingL-richtd wnnki «Unnd der ande- 
re begnadtgle viel v e til i Ml te i icr endiieo. 
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A) In den Staaten der ersten Art ist die Frage, ob begnadigt werden 
soll, ein ficgcnstand öffentlicher Verhandlung."''^ Wenn auf 
einer Seite dadurch das Vulk mit dem Falle und mit den Grün- 
den, aus welchen die Begnadigung erteilt oder abgeschlagen 
wurde, bekannt wird, und dadurch ein gröRL-res Vertrauen be- 
gründet scheint, so dürfen auf der anderen Seite manche 
Nachteile nicht unbeachtet bleiben. Da nach Stinunenmehriieit 
die Frage entsehiedon ist. so macht es uft auf das Vnlk einen 
schlimmen Eindruck, wenn man erfährt, dass der Bcüchluss. 
nach welchem die Begnadigung abgeschlagen wird, oft mit ei- 
ner kleinen Stimmen/ahl (oft mit einer .Stimme die den Aus- 
schlag gibt) zu Stande kam, in welchem Falle die Entscheidung 
nicht auf ein großes Vertrauen rechnen kann, vorzüglich wenn 
bei der Vergleichung, welche Mitglieder für und welche gegen 
die Bcgn:i(!i;Miii!' siiinmlen. sich ergibt, dass unter den Frsicren 
die intelligenten und überhaupt bolehe sieh befanden, deren 
Stimme im Volke ein entscheidendes Gewicht hat, «^Ihrend 
gegen die Begnadigung die weniger ausgezeichneten stimmten. 
Aus der Verhandlung bemerkt nun auch ott, dass die Gründe, 
aus welchen die Begnadigung abgeschlagen wurde, sehr ver- 
schieden und \ic1fach >^chr schwach waren, so dasS das Volk 
leicht geneigt ist. den IJeschluss /u inissbilligcn. 

B) in Bezug auf dies zweite System gibt die Erf ahrung von Ame- 
rika ein schlimmes Zeugnis*^. Wir erfahren, dass hier ein dem 
Ansehen lier Gerechtigkeit und der Kraft der Repression .sehr 
nachteiliger Missbrauch von dem Begnadigungsrechte gp^macht 
wird, da Alles nur von der Willkör des Govemors abhängt und 
dieser bei dem in Amerika herrsehenden Parteigetriebe leicht 
auf seine Unbefangenheit bedrohende Weise durch die Piulei- 
genussen eines Verurteillen um so mehr bestürmt wird, als der 
Govemor vielfach Gründe hat, einer gewissen Partei gefäUig zu 



^(34)DerVateMrlMlinAicUvdi;s Criminatr. I8S7,S. l9eiiiHiBerieliliibereiiie 
in Genf vorgdconiinene Vcrinodlung mitgeteilt. 
{33} HOclHi badeutend ist daiüber die Nachwnmi^ in UAer «t cMX lOierty. PU- 
hdelpMa 1859. p. 436, und in der denlidxn Obenctnng de* Wcifces dindi nm- 
nen Salni: Uber laiifBerfldK ncOMiL HdddlMqs 186a S. 372. 
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sein, und hSiifig ein kunstreich zu Stande gebiaditer Petitiaos- 
stuim um Begnadigung auf ihn einwirkt^" 



(36) Die Mittelungen van Udler HKr die Zdd der Bcsnadigungea. Lieber S. 381 
ÄidbeleliiEiid. 
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§. 14. 

Gründe für die Bclbdudtune der Todeastralie 



Die Beurteilung der widitigen Fhige Uber Beibdialtung der Todes^ 

strafe würde einseitig und ungerecht sein, wenn tiiaii verkennen wdll- 
te, dass fortdauernd in allen Ländern viele höchst ehernwene Staats- 
männer, gründliche Juristen und Gelehrte sich fiir die Notwendigiceit, 
UL-nigstens zur Zeit noch die Todesstrafe hei/ubehalten, aussprechen. 
Unter solchen Umständen wird es doppelte Hlieht, die Gründe, wel- 
che (Be Verteidiger der Todesstrafe anfuhren, zu sammeln und gewis- 
senhaft zu prüfen. Vergleicht man die verschiedenen Äußerungen, so 
Uberzeugt man sich freilich, dass vielfach der Ansicht über die Not- 
wendigkeit der Todesstrafe Phrasen zu Grunde liegen, die aus einer 
unklaren Vorstellung Uber das Gerechti^Kitsprinzip stammen, die 
daraus ^ich iTklüri-n. dass so vioK- PiTsom-n an das seit laiij'rr '/i-it 
Üeslehcadc sich gcvvt)hnt haben, \o{ Neuerungen erschrecken, iigend 
einen allgemeinen Gnind aussuchen, durch den sie die Fortdauer des 
Bestehenden /u rechifcriigen suchen, Ohnehin übt selbsi unbcwiisst 
die Anhänglichkeit an das Abschreckungsprinzip in dieser Lehre eine 
groBe Macht Uber die GemUier aus. Wir wolkm versodien treu alle 
noch in neuerer Zeit angegebenen Gründe iUr die Todessstrafe darzu- 
legen. 

1. Ein Hauptgrund wird darin gesucht, dass nach der Forderung 
der Gerechti^eit die Gröfie des Straftibels mit der Gr06e des 
veilibten Verbrechens im Einklang stehen müsse, dass daher 
schon alten bei allen Völkern erhaltenen Traditionen gemäß 
dem Morde als dem schwersten Verbredien auch das schwerste 
Strafubel, nimlich der Verlust des Lebens nach gerechten For- 
denmgen entspreche.'*''' 



(*) Die in Ktammer ugdtUifte Zahl eiils|incfat der PuBooloizälüuig von MiUennaier. 
" {I ) Danuf beädien nch «Sc Grilnde bd RoUeck, nnd neoeriidi txMmdeis von 71t- 
lol Aak lunaL IM. I. pi. 342. 
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2. Das alleeineine Rechtsbewusstsein fordere die Anwendung der 
Todesstrafe, weil das jedem Mensehen eineeb<irene (JefiihI der 
Gerechtigkeit vcrict/t würde, wenn nicht die Gleichheit zwi- 
schen Strafe und Verbfechen eingehalten und nicht Jedem nach 
seinen Werken veriiolten würde. Daraus erkläil es sich, dass die 
einem großen Verbrecher zu Teil gewordene Begnadigung da^ 
Volk empOre. Daher erhoben sich, als in Deutschland 1849 
durch die (Irundreehte die Todesstrafe aufgehoben wurde, so 
viele Stimmen dagegen und brachten selbst Petitionen an die 
Kammern.^ Man beruft sich auch auf die Eriahrung, dass 
nicht seilen das erbitterte Volk, wenn Seinern Gerechtigkeitsge- 
fohle nicht genuggetan wird, selbst blutige Sühne nimmt, und 
an dem Verbrecher vollzieht, was der Staat unterlassen hat.""^ 

3. Einen Hauptgrand findet man noch darin, dass ein wesentlicher 
Zwedc der Strafe die Sühne (Rxpiation) des verübten Verbre- 
chens sei. dass nach dem ull'^cnu inen (ktuhle die allein ent- 
sprechende Sühne für verüblen Muiü die Todesstrafe sei. Man 
beruft sich darauf, dass bei einer Hinrichtung das Volk von dem 
Gcnihle er_s!rinen sei. dass der Gereehliukeil Genüge geschehen 
sei; man führt an, dass nicht selten der zum Tode verurteilte 
Verbrecher in einer wundersamen Beruhigung des GemQts aus- 
spricht, dass er der Strafe gerne sich unterwerfe, weil er sie als 
eine BuUe seiner Schuld und als ein Mittel empfinde, durch die 
Strafe zur Sühne und zum FHeden mit sich selbst, mit Gott und 
d«i Menschen zu gelangen.*" 

4. Die Notwendigkeit der Todesstrafe wird gerechtfertigt durch 
die Erwägmig, dass, wenn diese Strafe aufgehoben wäre, häufig 
für die bflrgeiliche Gesellschaft keine Sicherheit vor manchem 

geföhrlichcn Verbrecher, weicherzeigt, das I i ine Achtung 
vor Menschenleben hat. gegeben sein würde, dass keine andere 
Sirafart die allgemeine Beruhigung, dass keine Gefahr mehr ixi 



(2) Darauf beav räk vcfililidi ancb in WUmembHB dw Miniita^^ 

(3) Man bouft rieh dri» all fiiMmB* in Aaeiflca. wo 

Auidmck doi VoOuiMrwussiseins bervonriMtai aci. 
'"(4)IndieMinSiinenclitfmigtaucbKrugiiBAH!iOTiiHCriiBiBi^ I8S4.S.S29, 

lue lOuCaBiruili« 



Copyrighted material 



131 



besorgen sei. in dem Grade geben könne wie die Todesstrafe; 
da*;s daher aik h durch Anwendung dieser Strafe nicht selten 

vielen Mciiseiien das I.ehen gerettet werde."*'* 

5. Wenn man auch Abschreckung von der Verübung von Verbre- 
chen nicht als den Hauptzweck der Strafe aufstellen könne, so 
diirto dix'h. wie die Verteidiger der Todesstrafe behaupten, 
nicht geleugnet werden, dass Jeder Gesetzgeber auch die Ab- 
sdireckung zu bewirken suchen mOsse. Man behauptet, dass 
keine amlere Strafe so wie die Totlesstrafe. indem sie das 
Höchste was der Mensch besitzt, das Leben, entzieht, von Be- 
gehung schwerer Verbredien abhalten könne. Man fDhit an, 
dass, wenn auch nicht behauptet werden darf, dass alle Ver- 
brecher durch die Fuaht vor dieser Strafe abgeschreckt wUrden, 
auf jeden Fall doch bei vielen Menschen dies der Fall wäre. 
Man beruft sich darauf, dass manche VV-rhrecher selbst geste- 
hen, dass wenn sie gewussi hätten, dass Ji^.' Todesstrafe sie in 
dem l ulle treffen würde, sie das V erbreclicn nicht verül)i iiaben 
würden. Die angebliche Vermehrung todeswürdiger Verbre- 
chen tlic in den Staaten sich /eijjte, in welchen «iic Tcvlesslrafe 
aufgehüben wurde, z.B. 1849 durch die Grundrechte, wird als 
ein Hauptgrund tat die Notwendigkeit der Todesstiafe ange- 
führt. 

6. Nicht selten wird den Cieiinern der Todesstrafe vorgeworfen, 
dass sie, indem sie die Todesstrafe bekämpfen, eigentlich das 
Strafrecht flbethaupt angreifen, weil die Gründe, die man gegen 

das Recht, am Leben /u strafen, anführt, eigentlich gßgen jedes 
Strafrecht geltendgemacht werden können.^'' 

7. Die Aufhebung der Todesstrafe würde nach oft wiederholten 
Behauptungen den Nachteil haben, dass die vcrschiedcnariigs- 
ten Verbrechen dann gleichgestellt werden müssten. indem die 
an die Stelle der Tode ssirafe tretende lelvnsliinL'liche l-reiheils- 
strafe jetzt schon bei anderen Verbrechen vurkummc, z.B. bei 



(5) Dnuf banft nch Hqip in dv Sdirift über den gegenwiftieen Sind dir Stait- 
fiagK Uber die ZulUssiglvcil dv IbdcKtrafc. S. 32. 

(6) EüiB Mdche Behauptung beGodel skh ia Knig. Mccn zu dncf seineinHaMn 
Sn aTg iMt lf gebung. Eitangen, 1857. S. 21. 
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Raub und Brandstiftung der schwersten Art. und dann auch für 
den Mord nur liifvo F'roihcitsstrafc erkannt worden könnte. Man 
beruft sich auch datauf, dass wenn der Mörder wüs&te, dass ihn 
hCdiMeitt nur lebenslliigliche Freiheitsstrafe treffea kfliuie. er 
leicht, wenn er / B Raub verübt. lieber auch zum Morde ge- 
lrieben werden könnte, weil er wüsste, dass er auch dann keine 
hfihere Strafe zu besorgen bätte.'^ Als ein anderer Grund wird 
auch noch angeführt, dass eine große Gefahr auch dadurch ein- 
tfctcn könne, dass ein Mörder, wenn er auf Lebenszeit verurteilt 
ist und sich im Gefängnis befindet, leichter dazu getrieben wer- 
den kann einen neuen Mord /.u begehen, da er weiß, dass auch 
für diesen Mord ihn keine Todesstrafe treifcn wird. 

8. Wenn man dem Staate das Recht abs{>rechen wolle, durch Stra- 
fe einen Verbrecher das Lx;ben zu entziehen, so muss dagegen, 
nach Ici Ansieht vieler Verteidiger der Todesstrafe, bemerkt 
werden, dass Linbe/weitelt doeh der .Staat von den Bürgern je- 
des Opfer fuidcrn kann, da.s zur Urhaliung der Sicherheit der 
bürgerliclien Gesellschaft und zur Erreichung der Staatsgewalt 
für notwendig gefunden wird. So inil der Staat von seinen Bür- 
gern verlangen kann, dass sie als Soldaten im iCriege zur Ver- 
teidigung des Vaterlandes ihr Leben der Gefahr des Veriustes 
aussetzen, eben so gut müsse der Staat auch berechtigt sein die 
Todesstral'e anzuwenden, weil ohne sie der Staatszweck nicht 
zu errddiefl seL*" 

9. Als ein Haup^rund gegen die Aufhebung der Todesstrafe in 
einem einzelnen Sia iie wird vorgebracht, dass durch eine sol- 
che einseitige Authebung die üe&br be^iündet sein würde, 
dass schwere Verbrecher aus benadibortea Staaten« ui denen 
die Todesstrafe noch gesetzlich besteht, in den Staat, der diese 



(7) Dinor Ckond «mde VDROglicb ia der KMncrai IMn von dem Miniilar gd* 

(8) Dieser Ghmd wild vcazOglich mdi in den Motiven zu dem put iu^ .csisdien 
SlraqgBMtdiiH!ligBllnndcenineht.SieiwAuaa|glmGeiiciiiissaal. iafiO.S.21X 
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Strafe aufhob, gehen und dort das Verbrechen verüben würden, 
um sicher zu sein, dass sie die Ttxlcssstrafe nicht treffe.''"**' 

10. Man beruft sich duraiif. thiss SL-Ibst in den Grundrechten bei der 
Aulhebung der iudesstrale die Ausnahme beigefügt wurde, 
dass Todesstrafe im Kriegsstande eintreten könne. Man leitet 
daraus ab. dass unter außerordentlichen Umstäiiden die Todes- 
strafe gerechtfcrtii;! sei. 

11. Nicht unerwähnt darf bleiben, dass manche Schhftsieller (üben 
§. 5. (Pu6)N6le 4 (230) den Aussprachen der Bibel, welche die 
TiHlesstraro ycbicton, eine auch für alle christlichen (iesctzgc- 
ber verbindliche Kraft beilegen, und darin eine Rechtfertigung 
der Strafifurt GoSol*^^, wdl der Gesetzgeber dann siff dem Ge- 
bote der Gotdidt folge. 



'** (9) Di M i r Chwd waide m Todupm geltend gemadil. m den GtoBbcRoe zur Wie- 
Joeiiiniluuug derTbdegamfe ai bewegen. Der nlm i diff Crund wurde weh im 
der bajniicfaen Kamma' der RetcliiiillB voi cwcm Rddunte angcfUtut. 

*"(I0) Der VertMMrdicm Schrift eiiBMttAAMCiDOeqirtehdM er I SSO mit dem 
GovCTKif der Str»faigtaJl in EJiubmjb hittc; diaer gib icmc Eifatrang wm, di» 
die Todesstrafe keine alMeinekMide Wifknog habe; auf Eiwidenug, du« abo 
die Stnfiut aufgehoben waden mOHe, eifcUitecr elwr, dm mw die wegen des 
besdaunlen Gebots in der Bibel niciii aua^iccben kBane^ 
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§. IS. 



PrOfüng der fUr die Todesstrafe angegebenen Gründe 



Zergliedert man jeden der angegebenen (Glinde, so wird der For- 
scher unwillkürlich an die Zeit erinneri. in welcher der Kaiiipl' um ilie 
Aufliebung der Folter, der köiperlicben iSichtigung und der qualifi- 
zierten Todesstrafen gefUhft wurde. Auch damals wussten die Gegner 

dieser Auflicbun^' so \ ieies \on den ( lefaiiien /u sprechen, welche die 
bürgerliche Sicherheit bedrohen würden, wenn man den Staat der 
bisher fÖr notwendig geachteten Mittel der Handhabung der Gesetze 
berauben wollte; selbst edle Regenten, die zur Aufhebung der genann- 
ten Bestimmungen durch die Einsicht in das Unrecht derselben bewo- 
gen wurden, hielten es für notwendig, ihr Aufhebungsgesetz, z.B. der 
Folter, nicht öffentlich bekannt machen /u lassen, weil sie besiirgtcn, 
dass sonst lier hürgerlichcn Closcllschafl Cict'ahrin <lr(ihi-n uiinicn, 
wenn die Verbrecher wüsslen, da-ss jene energischen Mntci nicht mehr 
angewendet werden dürfen.^^*^ - Wir eriiuiern dar an. dass. als in Baden 
und in Preußen die Strafe der körperlichen /üchliuuns' .iulVL'h<ihen 
wi^de, an die Kammern in den nächsten Sitzungen schon Petitionen 
kamen, weldie auf die Wiedereinführung dieser Strafie antrugen. 
Damals siegte die Stimme des Besseren: die Folter und die köiperliche 
Züchtigung blieben uulgehubcn und die gedrohten Gefahren traten 
nicht ein. Uber jene Reaktionsversache erging ein strenges Geridit der 
öffentlichen Meinung. Ähnliche Erscheinungen wt-nlcn auch in Bezug 
auf die Aufhebung der Todesstrafe eintreten. FYüft man nun die ein- 
zelneo im vorigen Paragraphen angegeb^ien Gfthide, und zvm den 
unter Nr. 1 angefühlten von der Pordenuig der Gerechti^ceit und der 



(*) Die in lÜHiHiwr ansefafailie Zitd cnbpricte der FüB^ 

" (I) Wir erimeni an £eobeo |. 2 mitgeleilte BeMiiimiiiig det Kiiien JoMpb, der 
antegii adan BeacMm, kdK Todcsstrtfc mehr ciittrcten zu iaucB, kicht flf- 
tadiidilMlaniilraaclien lieft. AkKfinig Mm von Btqfcrn 1806 den «kdahnllMi 
AuritgM REUcftiaths nachgebend die FDlurMiaiob.duifie jene VMardiinng 
nidit duneb du Kcgicningsbtaat lidcennl gemeclil waden und winde nur den cin- 
zeinen Gerichlen miigeteilL 
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Wiedervergeltung abzuleitenden Grund, so gehört hierher Alles was 
bereit'; cihcn !f, > in Be/iii: aut den Zusammenhani: mit dem Strat- 
rechl&prin/ip erörtert \^urde; wir erinnern un die ubigen Ausführung, 
dass die sogeaxnote GeveditisMtstheorie von ihren V«tlieidigem 
selbst in einem hi>chst verschiedenen Sinne hL-LMündet wird, in ihrer 
Begründung vielfach aber auf bloßen Phrasen und willkürlichen 
Voraussetzongen beruht. Wenn ein christlich gesinnter Mann, 
V<i<:t"^". während er die Todesstrafe rechtfertigt, von der Wiederver- 
gcliung als dem Rechtfertigungsgrund sagt, dass sie dem Chrisieniuni 
widerspricht und eine Frucht loiltnrloser mite sei, die in eingelebter 
Gewohnheil durch das Mittel des Vlosaismus riiil dem Christentum 
sich anialganiierte, so muss man ihm Recht geben. Als die qualifizier- 
te Todesstrafe aus den Gesetzbüchern verschwand, wurde von man- 
dien Schriftstellern geltend gemacht, dass durch eine solche Aufhe- 
bung das l'rin/ip ticr (iloichheit vcrlcl/l würde, weil man dann die 
Mörder der schv\,cr.stcn :\n. /.ß. den \ atcrmörder, mit keiner schwe- 
reren Todesstrafe belegen könne als den gemeinen Mörder. Zu sol- 
chen unseligen Folgerungen gelangt man durch die Konsequenz der 
Wiedervergeltungstheorie, welche der Zeit der Rohheit, die zu der 
Vorstellung von der Talion kommen konnte, angehört. Man vergisst 
dabei, da^s die Vi-rtciiüjHT der Wicdi-iAcrgellungslhcorif die (lU-ich- 
heit seilet nicht buchstäblich durchtühren wollen, sondern mehr ideell 
auffassen, z.B. Kant, der sie auf die Wiikung und Empfindunpart des 
Verbrechers bezieht, oder Hegel, der eine Gleichheit nach dem Werte 
fordert. Es ergibt aber bald, dass auf diese Weise das Stratirecht nur 
auf feine WitlkUr gebaut wird.^ Wenn die Verteidiger der Wieder- 
VBigeltung insbesondere bei dem Morde die Todesstrafe als auf spezi- 
fische Gleichheit beruhend fordern, so kann dies selbst nicht emstlich 
gemeint sein; denn wenn man die .Strafe der Größe der Verschuldung 
anpassen will, so muss man erkennen, dass /wischen dem mil Vorbe- 
halt wrühten MiMde. dem Totschlag, der Tötung als Folge vorsätzli- 
cher Koivrvcrlcizung, der l'ötung aus Rohheii oder Mulwillen, die 
größte Verschiedenheit der Verschuldung vorliegt, und man fragt sich 
daher, in welchen Fällen die Verteidiger der (ileichhcii die T(Hiessira- 
fe als eine absolute Forderung der Gerechtigkeit aufstellen wollen. Es 



(2) In KiiMr Schrift: Dm Anneoweien. Bd. n. S. 128. 
* (3) RicWge Bcmokungen ikhe Bauen Afacdiaflbitg der Ibiaatraßt, S. S. 
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leuchtet ein, dass hier Alles nur auf willkürlicher Annahme beruht. 
Konsequent würde nach dieser Thet^ric die Begnadigung eines Mör- 
ders nicht zu rechtfertigen sein, weil dudurch die ubsulule Furderung 
der Gerechtigkeit verletzt wOrde. Der zweite oben angefliluie Grund, 
welcher die Todesstrafe rechtfertigen will, weil das Volksi ■clitsbe- 
wusstsein sie fordere, beruht nicht weniger auf einer willkiirlichen 
Vorausaetzong, bei welcher man dem Volke die kunstreich konstruier- 
te Wiederv'ergeltungstheorie unterschiebt. Man fragt billig Diejenigen, 
welche sich auf das Volksrcchtsbcwussiscin berufen, worauf sie ihre 
Behauptung bauen; man gibt dem Volke auf diese Art ein sehr 
schlechtes Zeugnis, wenn man von der Freude spricht, mit der rohe, 
gleichgültige Zuschauer einer Hinrichtung ihre Billigung des furchtba- 
ren Akts ausdrücken; man scheint ganz zu vergessen, dass ein Tag der 
Hinrichtung ein Tag tiefen Schmerzes vnn Snuii einer menschlich 
fühlenden und uohlj'csinnlcn i'erson ist, uml das olicii (l uli)N<>ie ^(t 
(200) §. 4 aiigelülirie Benehmen des Volkes in Toskana bei einei 
Hinrichtung der Austlruck sittlichen (ietühls ist. Rs ist eine bekla- 
genswerte Einseitigkeit, wenn ein Cieset/geber durch die Ausbrüche 
der Rohheit und der Unwissenheit Einiger sich leiten iüsst und dies 
Volksstimme nennt^' Man vergisst, dass in jener Zeit, als in Deutsch- 
lin'd einige Jahre hindurch in mehreren Staaten die Todesstrafe aufge- 
hoben war, von Seite verständiger Menschen keine Missbilligung laut 
wurde, dass noch jetzt in Oldenburg, in Nassau, wo die Todesstrafe 
seit 1849 nicht mehr besteht, nach zuverlässigen amtlichen Berichten 
die allgemeine Stimme keine Wiedereinführung der TodessU^e 
verlangt. Statt nohen Volksausbtttchen krSfHg entgegenzutreten, hat 
das Volk über die wahre Bedeutung der Strafe aufzuklären, statt wie 
es in England geschieht, durch geeignete Mittel die erfahrcndslen 
Männer über Erfahrungen und Zustände zu hören und nicht bloß den 
eioseili.i en Berichten einiger Beamten zu trauen, haben manche Ge- 
sot7gehi-i iJcn kürzesten Weg gewählt und die Tcniesstrafe wieder 
emgeluhri. ^ Man wird oft unwillkürlich zu dem Glauben gedrangt, 
dass man die alte Blutracbe nicht missbillige. In wie weit durch die 



(S) Offinbar UUe dte BnmUnt dmab nrmjrnigea abgdegen. wdche die Not- 
wcndigkdl der Tbdeulnfe bdmipletcn uid auf «ngeblicbe Ecfatanntgen sich be- 
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Ausschließung der öfifentlichfceit den Nachteilen der Vollziehung der 
Todesstrafe vorgebeugt werden kann, soll unten geprüft werden. 

Prüft niaii den obigen dritten Grund, der von der angcblii.hcn Sühne, 
die in der ioUcssU'afc liegen soll, ubgcleitct wird, so entscheiden alle 
oben in §. 5 gegen die sogenannte Expiationstheorie angeführten 
Gründe. Legt man die Ansicht 7uni Grunde, dass doicJl die Todesstra- 
fe die bürgerliche Gesellschaft versöhnt werden solle und das Volk in 
dieser Strafe die gerechte SQhne, z.B. bei dem Mörder, erkennt, so 
huldigt man eigentlich nur einer \eisteckieii Wiedervergeitungstheorie 
und erhebt das Rachegefuhl zum Prinzip. Auffallend ist es. wenn 
wohlgesinnte Männer noch jetzt von der in der Todesstrafe liegenden 
Sühne sprechen, und unbeachtet lassen, dass auf diese Art dem ent- 
schiedenen Widerspruch gegen den Zweck der Besserung gehuldigt 
wird. Will man denn nicht erkennen, dass eine wahre Versöhnung der 
bOfgerlichcn Gesellschaft hesser erreicht werden kann, wenn durch 
geeignete Einrichtungen der Strafanstalten die sittliche rmgcstaltung 
des Verbrechers bewirkt wird.' Wenn, wie oben ge/eigl ^\urde. auch 
der schwerste Verbrecher völlig gebessert werden kann, so ist über die 
Theorie der Sühne durch die Todesstrafe der Stab gebrochen. Wer 
aber darauf sich beruft, da^s nicht selten ein zum Tode Verurteilter in 
seiner Hinrichtung das Mittel der SOhne und der Beruhigung erkenne, 
scheint weder selbst Verbrecher in ihren letzten Stunden beobachtet 
noch die Zeugnisse erl'ahrener Gefängnisgeistlicher beachtet zu haben; 
er würde sonst wissen, dass bei der Mehrzahl der Verurteilten, sobald 
ihnoi die unabwendbare Vollziehung zur Gewissheit wurde, eine 
Sedenstinunung eintritt, die ein krankhafter geistiger Zustand genannt 
werden kann, wo der Vetlnedier kein klares Bewusstsein hat und in 
der Verzweiflung jeden Trost, den der Geistliche ihm gibt begierig 
ergreift, und er den beliebten Trostgrund, dass sein Tod eine Sühne 
des Verbrechens sei, ohne Klarheit ausspricht."^ ^ Fühlen die Verleidi- 
ger der Sühnetheorie nicht, dass sie mit ihrer Vorstellung von freiwil- 
liger Unterwerfung, um inneren Frieilen zu gewinnen, in VerlcL'cnlieit 
kommen, wenn ein Verurteilter, der nicht bereut, die größten Flüche 



^ (6) |}er AncAMfc SDne M kcta ia SpiMdwcItMdi drs Vote 

weder im SM» noch im Noden Dmiidiliiiidi, Bei BHuaier Nicli l u wc liUBg 
wOide man bald crhhicii,daH der Ausdruck SU)inciiiirvand«fflGeistBclien,der 
in den letdcn Shmden den Vcibicdier bcnihigi und li<ldn woUle, in den Ver- 



Copyrighted material 



138 



ausstößt und selbst mit dem Scharfridita' kSmpft, hingerichtet wird? 
Man sollte endlich orkonnon, dass. wenn man von Sühne reden will, 
die wUrdigslc Sühne die sein würde, da.ss der Verbrcclier die ihm 
gebotene Geleg«dbek benutzt sich zu bessern und durch sein muster- 
haftes Rctnigen, durch das Gute, was er nodi leistet, die Gesellscbaft 
zu versöhnen. 

In Bezug auf die unter Nr. 4 und 3 angegebenen Qlinde ergibt sich 
leicht, dass sie auf einer rein willkürlichen Voraussetzung beruhen, 

dass keine andeic Slrafart. also auch nicht die IcbenslänL'iiche Frei- 
heitsstrafe, die bürgerliche Gesellschaft so sehr sichern können als die 
Todesstrafe. Die bisher schon verhandelte Phige, ob nur die Drohung 
der Todesstrafe eine von Begehung der Verbrechen abhaltende Kraft 
habe, kehrt hier wieder. Man würde einseitig urteilen, wenn man 
leugnen wollte, dass manche zu schweren Verbrechen Geneigte durch 
die Aussicht aul die lür sie turchtbarste Strafe des Todes von der 
Begehung des Verbrechens abgehalten worden, allein es ist oben v?. 5 
durch Zeugnisse erfahrener Männer nachgewiesen, da.ss diese ab- 
sduedcende Kraft regelmäßig nicht vorhanden ist. Beruft man sich 
darauf, tüiss manche Verbrecher selbst erkläricn. sie würden das 
Verbrechen nicht verübt haben, wenn sie gewusst hätten, dass Todes- 
strafe eintreten würde, so vergisst man. dass diese Edcläning sehr 
häufig nur aus Schlauheit gemacht wird, indem der Veruileilte hofft, 
dass durch seine Versicherung der Regent bestimmt würde Gnade 
eintreten zu lassen.^ Entscheidend ist aber die oben nachgewiesenen 
[•rt'ahrungcn. dass in den Ländern, hl welchen die Todesstrafe aufge- 
hoben wurde, die Zahl der todeswQidigen Verbrechen nicht vermehrt 
wurde, imd dass selbst die Nachweisung, dass eüiige Wenige viel- 
leicht durch Todesstrafe von Verbrechen abgehalten werden, zur 
Rechtfertigung der Beibehalning der Todesstrafe nicht genügen kann, 
sobald dargetan ist, dass die Todesstrafe wegen der vielen Nachteile 
die ihre Drohung erzeugen, nicht verteidigt werden kann, und dass 
nach der F.rlahning auch die schwersten Verbrecher tier Besserung 
fähig sind. Diejenigen, welche den Verteidigern der Authebung der 
Todesstrafe vorweifen, dass ihre Gillnde dgentlich gegen jedes Straf- 



(7) Der Verfsssar eriniMn ädi eines Fallei, wo die voa dm idtlauen VautUilten 
in den VaMhcn nnd nich der VenBteilUiig getnacte Venichmiqg 
Begnufiguigsftagjc gekEnd gEmadil winde ind gatca Eriblg hatte. 
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lecht geltend zu machen sind, scheinen zu vergessen, dass die Todes- 
strafe im f jcüonsatz Jedor anderen Strat'art Eigentümlichkeiten hat, die 
sie als verwerflich durstellen, tcds weil sie jede Bcs&erung des Sirül- 
Ungs unmOglicb macht, teils weil das Unrecht, wenn ein Unschuldiger 

hingerichtet wird, nie wieder gut getnachl werden kann, während bei 
jeder anderen Strafe diese MuLiliehkeit nicht aiisgesehlossi-'n ist.*"* 

Der unter Nr. 7 angetülirtc Cirund, dass, wenn nach Autliebung der 
Todesstrafe nur lebenslänglicbe Freiheitsstrafe gedroht wfirde, die 

verschiedenall iL'slen Verbrechen i;ieichL'estellt werden mUssten. 
verliert sein Gewicht, wenn der Gesetzgeber nur bei den bisher mit 
dem Tode bestraften Veibrecben die lebenslSngltche neibeitsstrafe 
uhsolut droht, iinil Ix i den übrigen Verbrechen diese Strafe nur als 
Muxitnum gedroht wird, so dass für die .schwersten Fälle, in denen die 
Verschuldung der des Mörders gleichsteht, das Gericht diese Strafe 
aussprechen kann,**^ Selbst die Besorgnis, dass wenn der wegen 
Mordes Vemileiite. wenn er wiisste. dass er selbst für einen in der 
Slrulunsiuit \erühten Mord keine Todessirale /.u bclurclucn halle, 
leicht zur Verübung eines neuen Mordes getridien werden kSnnte, 
verschwindet bei genauer ErwSgung.^^ 



(8) Wenn neuaUdi du Vwtddiyf der ToitMtk darauf gkli b«nift.da«dauB- 
»dMldlg zur FMMtumfe Vemttllter «och nicbc {Ot <ke vieDeidrt duict du 
Ketfccrkidcn tteMgefBiuien Vetkj« tüner OesuDdbeM cnucMUUst werden 
kana. to trifft dieser Vorwurf aar «düechl eingerictMct« Oeftngidsw und kaaa 
durch eüie zweckmtf ige OefiUtiidMrdimig leicht besdtigi werden. 
**(») Maelil IM sdiciid. dutMudier. iuiA. dncn Raub vaU«, Icichlerziim 
Mw4e aeiiicben wndcB kiaale, ««y er. wenn die Tedcai^^ 
wOHle. du* ihii kebie idiwtNM Stiafe tteffin kamt ab du MauUin^ljche 
7jichlhauifc so gehl man von der gnmdlaien VcnteUung aui, ihn in sakhen Au- 
aenblMm der VcHneclicr iah kakem BiM OrOnide flir und «4der crwigt, wa^ 
ate durch BMmmggmim wldarkst ii>lid. Bewiil nm rieh darauf. da« nach 
Auflrtbung der TodaHtnie eia hiT tjrijcDiaeit Vcraledter, wiiun eraui der 
Sirafmutalt kommt, leicbt verieUet wenlea kSmite einen Mord zu verUben, da er 
weiB, da» ihn hflchiien» nur wieder letoMUngidic Rieili«a«liafe treffen kann. 

iat, dw kein VcHilBiilGr diiw cntfiafaen kann, le& wild, wann cm aotclMr 
Mofd TOD einem Küftfine verübt wird, der durdh BegudigiiDg büba mu der 
Aulalt cnllaBscn wurde, dana nur das Vcifaällnii cmtrctea. dass der Verbrecher 
die Strafe leidet, die iln getroReo Italieo wttrde, wenn er bfllier eineB Moni ver- 
übt biUe. 

{ 10) Dieser Ctand iit namoidicli in AnMrika. ab tJ. Ui der SualiMatik von Bo^ 
an dem Vontaad. md in einen anderen Falle an einem Wliter von eiiiciii Slrttf- 
ling ein Mord verfllx wurde, für die Notwendiglmt der IbJeaiLrafe gelleod ge- 
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In Bezug auf den beliebten unter Nr. 8 angefülirten Grund, dass der 
Staat eben so gut, or \or\ seinem Bürger fordern kann, dass sie im 
Kriege ihr Leben tür da.s V uieriund uLs Solüaien preisgeben, auch im 
Interesse der Gerechtigkeit das Opfer des Lebens verlangen klhme. 
beachtet man nicht, dass zwischen beiden Fällen gar keine Cileichheit 
ist. Im Kriege ist ein Notstand vorhanden, in welchem zur Verteidi- 
gnng des Vaterlandes Jeder der Gefthr sich aussetzen muss sein 
Leben zu verlieren, dem Verhrerher gegenüber aber befindet sich der 
ütaat wahrlich nicht in einem Notstände . Aultalienü ist die im 9. 
Grund geäußerte Besorgnis, dass wenn ein einzelner Staat die Todes- 
strafe aufheben wollte, leicht die in benachbarten Staaten \V\)hnenden, 
wenn sie einen Mord verüben wollten, in dem Staate, der die Todes- 
strafe aulhob, das Verbrechen verüben könnten. Schon die Erfahrung, 
dass in keinem der Länder, in welchem die Todesstrafe aufgehoben 
wiinte, / R. in Toskana, in Ohienhurg. in N^ivsau, ein so1l Iu-n I-'inwan- 
dern. um .Mord zu verülx-n. vorkam, soilie auiiiierksaiii inaclien. Es 
wird wohl keinem in Preußen wohnenden Manne, der seine Rhefrau 
morden will, einfallen, seine Frau nach Oldenburg zu locken, damit er 
sie besser morden könne, ohne die Todesstrafe fürchten zu müssen. Es 
wSre endlich Zeit, von dem oben Nr. 1 1 angeführten Grunde, der in 
Stellen der Mibe! <lie Rechtfertigung der Ttxicsslrafe findel, nicht mehr 
zu reden und einzusehen, dass die Berufung auf Stellen im alten 
Testament nichts entsdieiden kann, weil das mosaische Recht kenie 
.Autorität für die heutige Geset/gebung ist■"^ weil, wenn man dem 
mosaischen Recht folgen wollte, man konsequent auch Denjenigen 
mit dem Tode strafen milsste, dar am Soimtag arbeitet.^ Bei Aofüh- 
rung von Stellen, worin das Gebot Gottes als Grund angeführt wird, 



nMcfal woiden; dicto mU RedN im«ie tieiMfkl. da» wem 
IHM ile «nlweJtr aur WMnuig dner SeelemiOning wutn (m a ko i nll y Wtf 
Imdliuis duaber m dem Report oftraU t^Abner Sogen, üosMw 1844. Rogen 
iMUe seinen OeHnyi to wi it e i gaÖuL, wnnle aber ««gen WahniinM fleipapiU ' 
dien). iw der i^ler dlrin hg, dnn der Arzt nkht gehörig den Kranken tieo- 
bnelilete, oder Ptigcm cioer m lintew oder eri riweni d ai Bdundlung gegen den 
Sliifliiig. oder Polfle des eehHinnien Syiienin. nndi weklwni SMflinge zu Spio- 
nen gemedrt weiden, 

^(11) Schon Turnerin den m«MU'(rs ufifu- nuaielieiurtturaiytodeiy. ml. Il.p. 309 
hu sicgreicli die Uchliglteii der BenJimg auf maeeiKhes Redt fUr das heudge 
Rectal gezcigl. 

" (12) In 2. Buch Mösls, Kap. 2 1 . Vs. 28. kommt ja eine solche Vonduift vor; eh- 
neMa ict es durch tUditige Excgeten Jetzt hcrgcsiclh, dass dM bekannte Stelle in 
der Bibel aller das Bhitve^gie8en kein abralnles Gebot der TadeMHafe entlflk. 
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dass ein Schuldiger mit dem Tode gestraft werden sulltc. dail nicht 
unbeachtet bleiben, dass sich Moses so ausdrückte, wie überhaupt 
häufig der Gesetzgeber der ulten Weit, welche für ihre Gebote gern 
auf dm Willen der Ootdiek sich beriefen, oline dass man die ge- 
sdlichtlichc AnfUhrung im alten Tcslament als ein Gebot der Gottheit 
annehmen darf/^ Bei der Berulung auf Stellen im neuen Testament 
vergisst man, dass da, wo von dem Schwert die Rede ist, nur bildlich 
von der Strafgewalt des Staates gesprochen w ird.^'' Zu beklagen aber 
ist, dass man völlig unbeachtet lässt, wie sehr die TodessU'afe dem 
Ausspruche von Christus in Bezug auf die Ehebrecherin wider- 
spricht^'^", wie die chiistliche Kirche von jeher festhaltend an der Idee 
der Besserung der Anwendung der Todesstrafe entgegenwirkte.'"'^ Es 
ist bedeutungsvoll, dass die edelsten Theologen* die Todesstrafe 
verwerfen, und in der württonbergischen Kammer katholische und 
protfstiiiitisriu- (ifisiliche gej'cn diese Strafe sich erkläden.''^^ Reruft 
man .-»ich daj .iul. dass die Zuiassigkeil der Todesstrafe im Kriegs- und 
Seerecht durch die deutschen Grundrechte anerkannt werde, so erin- 
nern wir daran, dass bei der Abstimmung in Frankfurt unter den 
Stimmenden eine Verschiedenheit der Ansichten über die Bedeutung 
von Kriegsrecht war und die Mehriieit nur den Krieg mit dem üuBeren 
Feind im Sinne hatte, wo allerdings ein NtMrecht in so fern eintreten 
kann, als der Soldat, der vor der Schlacht zum Feind desertiert oder 
der Verräter an den Feind oder der Spion um so mehr mit dem Tod 
bestraft werden mag. als eine Freiheitsstrafe hier nicht stattfinden 
kann."'' Dass außer dem Falle des Kriegs mit dem äußeren Feind, da, 



'*(l3>Giit Pfallfipi «aBrika iiaaglils p. 47-53. Winslow in lliejouniil afpqfdioloei- 
calncdKiae, l8S6.p.LXXXI. Alrini.deikiwnadlimiiteikad.Sdifatter.Un- 
feelildcrTadeMnl^S. 12. 

(I4)'nunii]icr. d» VoMUua da StraQseietzgdMog amn OniataHtiiB, S. 17. 
'*'(l5>SditatlcrS.74. 
'^(l«)NMliweisuosea oben S. 6. (S) 8 ($). 

(17) Wir aiimaw SchlrieiiiMiBto (C. »dnc Ptedigten Bd. M. S. 512), Arnold 
(neu henuigeedbai voa UnuMrt. DSiIhm $.311). 

<iS) z.B. Puhl. Jounnmi. Kopf, KhAHn. Pfluz. lidie MicdiMiil nodi Bauer. Ab- 
schanUng da TcMkitfiafcv S. 6. Wir Ijittcn den IxK iMcli m dk meri^^ 
VertiwiJliMg licfc m cdnncai ffWnipii UminH« <t> dfcia (MuM W24 »Mt- 
fnd w IWoHlnle n^diotwB WBide. rfxr aHnMwb daittber viriHwlBh 
ww, «sb naeli dB BQmI nidu TbdeHinfi» gebotoi wire. 

(19) So eridlit ei sich, das du <%ieiibinsisclK Militllfstrirj^eb^^ 
leiiiber lS6l,wlltirBidinOUeiibiiigTodMliBfeuif)idKibeoM^ 
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wo wegen innerer Unruhen gesetzlich Kriegszustand verkündet wer- 
den darf', zur Nicdcrdrückung des Aufruhrs die mit den Waffen in der 
Hand sich Widersetzenden wie in einer Schlucht getötet werden 
kdonen, lässt sich rechtfertigeii; dafaus fSolgt aber nklit, dass anch 
nach unterdrückten) Aufstand Todesstrafe gegen die Gefangenen 
ausgesprochen werden dart/" 



sonen weg« gewiaatr V m twBB l wn Tml wM l Mfc «tufc (An 45. -to. 5S i Mcrinvttr- 
dig ist, da» m den mdsm FUko die TodEHbiis nidU ■bsolui gedroht iat. 
'(20)McinAii6uziniAicliivdaaiin. IM9.S.67. 
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§. 16. 



Eicebnlsse der Fonchungai und Eifkhruiiscii ab Grttndc fllr 
die Auflid>uiig der Todesstrafe 



Prüft man unparteiisch die ( irüncle. welche t-egen Beihehalluni.' der 
Todesstrate sprechen, so drängt sich vorerst schon die Rücksicht auf, 
dass noch vor SO Jahren in den meisten Staaten eine groBe Zahl von 
Verbrechern, hei denen es keinem fieset/Heber mehr einfällt T<)des- 
strote zu drohen, mit Todesstrafe bedroht waren, und das Tausende in 
Folge dieser Drohung auf dem Schaffote bhtteten, wflhrend wir uns 
jetzt schämen, dass eine solche Barbarei je gesetzlich sanktioniert 
werden konnte. Man fragt sich billig, ob ein solches Geständnis nicht 
überhaupt gegen die Drohung der Todesstrafe misstrauisch machen 
muss, und zur gewisscnhuften Prüfung auffordert, ob die Notwendig- 
keit (irr Beibehaltung der Todcssirale n;K h>'e\viesen werden kann," " 
Uedeuiungsvolle Erscheinungen auf dem eriisien (iebicte mehren sich 
jeden Tag. Nicht rem dieoretische Sctiriftsteller, die nur in der Stu- 
dierstube die Welt nach einseitigen Vorslelluni'en beurteilen, nicht 
Personen, die im Widerstreben gegen alles Bestehende die Garantien 
der borgerlichen Ordnung erschOtiem, oder Aufhebung der Todesstra- 
fe verlangen, damit sie gegen sie und ihre Paileij.'enussen nicht ange- 
wendet werden kann, sind es, welche die Authebung der Todesstrafe 
beantragen; wir sehen die edelstra Minner, welche Überall im Zu- 
sammenhang mit der Verbesserung der StrafgesetZgiebung insbesonde- 
re der Gefängnisse im englischen Parlamente fSr die Aufhebung der 
Todessttafe wiricten/" Wir fuden. dass In neuester Zeit in Bayern 



(*) Die in KlumMr ansdltbite Zahl cnbpridil dtr PUSnolauiiünig von Milkmaicr. 

(1) GulB BcmcrtwngBi in Ambmsoli. sul coMegpmmk Üalkna, 3t. 

(2) Wir UHbd die oben S. 23 (22) angefiitiitm Mlium 

gHahanaun PnlctDcer Eiiflands, selbst Rjcbler des htlci Bl M GericlMs zu beach- 
tet! (s. Oicii S. 24 (23). Note 33 (B6) die adi gegoi «Ke NotwoidiglKil der Td- 
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zwei der würdigsten und erfahrendsten Männer . in Preußen ein 
hochgestellter. wissenschaftlii.-h und praktisch gleich ausgezeichneter 
Mann'*^'' sich gegen die Tixlessirale au.sspreehen, und bedeutungsvoll 
ist die Erklärung des hochgestellten LorcOcanzlers von bland auf dem 
Kongresse, dass die Heiligkeit des LcHlmis immer mehr eingesehen 
und die nötige Beibehaltung der Todesstrate selbst zu einem Verbre- 
chen von Seiten des Gesetzgebers wird^ Die Geschichte lehrt, dass 
im Altertum die Drohung der Todesstrafe als gerechtfertigt durch drei 
Vorstellungen betrachtet wurde (§. 1;, nämlich durch die Vorstellung, 
dass sie ein Gebot der Gotdieit und ein Mittel der Versöhnung der 
durch verüble Verbrechen er/ürntcn Gottheit sei, sowie durch den 
Einfluss der durch die Vorstellungen von der Rache ei-zeugten Talion, 
endlich durch den Glauben an die Notwendigkeit und die Allmacht 
der durch Todesstrafe zu bewiikenden Abschreckung von der Ver- 
Übung von Verbrechen. 

Die alte Welt hat diese V>irstcl hingen vielfach auf die germanischen 
Volker vererbt, aber elx-n iiier lehrt die Geschichte, da.ss, sobald ein 
Volk auf höhere Stufe der Bildung kommt und der Gesetzgeber die 
Redeulung der siitlichen Natur des Menschen würdigen lernt, auch 
diese alten Ansichten von der Todessuafe allmalilich verschwinden. 
Hier bewährt sich nach dem Zeugnis der Geschichte der Binfluss de» 
Christentums, welches die erhabene Idee von dem liebenden Gott 
verbreitet, der den Tod des Sünders nicht will und auf Besserung des 
Verbrechers zu wirken als erhabene Aufgabe den Gesetzgeber lehrt. 
Alle Forschungen Ichren (?!. 5). dass keine der Strafrechlstheorien, 
durch welche die Männer der Wissenschaft die Todesstrafe zu recht- 
fertige suchen, dazu genügen können, so dass die wissenschaftliche 
Stütze dieser Straf an wegfallt. Vergleicht man die Äußerungen, wo- 
durch man in gesetzgebenden Versammlungen die Todesstrafe zu 
rcchllertigen sucht, und bemerkt man, wie verschiedenartig die vorge- 
brachten Recfalfert^sungsgrunde und, wie in der Veizweiflui^ man 



^ <3) Onrf Rri e c uti c ig , der letzte ReklidtaiiiiiiciBcridil«pritaidcii( und hngiStirieer 
Jiuliaiiiiijficr in Bqicni, und Araold, der vide Jabie ■!■ Appcllaiionsgcrichu- 

pnldiadM gebildeter luritf im Jwiiaidnialirialldatt 1848, & 253. 
"(S) ErofcUitcdia I8S8 auf dem Koagms von Glasgow in dea trauaclions oftke 
Hationiit iOiietffi>rpnimoä»g socfaf jcfanc» /SM, p. 49. 
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zulci/t /LI einem Notiecht als Rechtfertigungsgrund koniim. so dürfen 
diese lirs<.-hciniin2cn wohl ein Beweis sein, auf weleher seliwachcn 
ürundlugc die TudcssUafc ruht. Ls ist ein wohl zu beachtendes Zei- 
chen des mneren Widenttebens gegen die Anwendung der Todesstn- 
fc, wenn man hemcrlct. wie \(in Jahr /u Jahr mehr die Gcset/ycber 
selbst den Kreis der Verbrechen, für welche Todesstrafe gedroht wird, 
beschranken; wie die 2^] der Begnadigungen der zum Tode Venu-- 
teilten anwächst (§. H), während dSe Erfahnmg sieh häufen, dass da, 
wo die TodusstTdlc am häutigsten angewendet wird, die Zahl der 
schwersten Veifaiechen steigt, wogegen in Ländern, in denen die 
Strafe aufgehoben oder sehr hesehrünki ist, die schweren Verbrechen 
sich nicht vermehren. Es darf nicht verschwiegen werden, dass viele 
der von Schriflstellem angegebenen Gründe gegen die Todesstrafe 
nicht veileidigt werden können und mit Recht bekämpft worden sind. 
Insbesondeiv ist dies der h'ail hei allen (irüiulen, welche <laraus abge- 
leitet sind, dass die Menschen, als sie in den Staat traten, ihm kein 
Recht über ihr Leben übertragen kt)nnien (Hier wollten. Man bemerkt 
leicht, dass solche Gründe die Ausflüsse der irrigen Ansicht vom 
Naturzustand und von einem Vertrag mit dem Staat sind. Auch man- 
che GrDnde, die nur von einzelnen Nachteilen abgeleitet werden, die 
bei der Todesstrafe cintivien können, werden nicht genügen, lim die 
UnrechtmäBigkeit der Todessiiale /u zeigen.'"''' 

Prüfen wir nun näher die Gründe, die für die Authebung der Todes- 
strafe sprechen, so wird es Pflicht der Forschimg sdn, die Prüfung 
nach zwei Richtungen vorznnehmen, 

A) m wie fem die Todesstrafe als rechtmäßig, 

B) als zweckmäßig betrachtet werden kann. 

Indem wir die Gründe der Rechtmäßigkeit von denen der Zweck- 
mäßigkeit scheiden, bemerken wir jedoch, dass eigentlich beide /u- 
sammenfließen. indem die Rechtmäßigkeit einer Strafart wegfällt, 
uenn sich nachweisen lä.sst, dass sie nicht notwendig ist, und das ihre 
Drohung und Anwendung nicht blol^ den \'or<;iesetzten Zweck nicht 
erreicht, vielmehr selbst viellache Nachteile erzeugt. 



(6) WaidHl^giuigcii dtaier iBägea CMnle fiadon aich in A&itii drilu itena Ji mone 
p, IS. Boereaeo pl JfB. Onolan ehmeiu p. 605. Bett in the paptrs oj the juriS- 
eal soOKtf p. 401. Cabetti Im tlmdMe del ttOmaU Ml. p.227. 
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A) Die Prüfung der Rechtmäßigkeit wird am besten gelingen, 
wenn man prüft, I. ob nach dem Wesen und dem Zwecke der Strafge- 
walt die Todesstrafe gerechtfertigt werden kaiin, II. ob diese Strafart 
die Bedingungen oftillt, unter denm eine Strafait vecteidigt wnden 
kann. 

l. An die Spitze stellen wir I) als (Irundsat/. dass die Strat'uewalt 
nie gerechtfertigt wird, wenn sie Strafen anwendet, bei welchen 
sie das ihr angewiesene Gebiet der irdischen Wifksamlceit Ober- 
schreitet, in das Gebiet der Gottheit eingreift, und wo die Über- 
schreitung aus der Anmaßung hervorgehen würde, dass die 
Strafgewalt dem göttlichen Gebot folge. Bei der Todesstrafe 
zeigt sich nun. das der Gesetzgeber in das Gebiet der Gottheit, 
die allein über das Leben der Mensehen bestimmt, eingreift, 
dass er durch diese Strafe dem Menschen die Möglichkeit raubt, 
si .1 /II Iv-ssemuod durch aufrichtige Reue sich würdig des hö- 
hciva Lehens zu machen, dass sie Rechte raubl. Llio nicht dem 
Bürger als solchem, .sondern dem Menschen aiigeiioien. Will 
man davm ausgehen, dass der Staat die Rechte der Binder 
SChül/t. so kann er höchstens da/u kommen, netiijenii'en, der 
durch ein schweres Verbrechen gegen die bürgerliche Ordnung 
sich auflehnt, den Rechtssdiutz aufzukOndigen; ein Sprung aber 
ist es. wenn der Gesetzgel>er dann auch den Menschen tötet.*'^ 
Er hätte vielleicht das Recht wie im Altertum, das Bürgerrecht 
zu entziehen, den Verbrecher aus der Staatsgemeinschaft auszu- 
stoßen, txler wie im germanischen Recht, den Verbrecher als 
friedlos zu efUflieo» wodurch der friedlose Mann den Rechts- 
schutz verliert; die Entzfehung dieses Schutzes rOhrt aber nicht 
zur Rechtfertigung der Todessu al e Hine Ausstoßung dieser Art, 
welche zwar auf tieferer Stufe der Bildung des Volkes vor- 
kommen kann, würde aber dem heutigen Standpunkt des Staats 
widersprechen. Der Widerspruch dieser Strafart mit dem wah- 
ren Zweck der Strafi-'ewait /.eiüt sich vor/üglich. wenn man die 
Fälle beachtet, in welchen ein Verbrecher nicht erst in den letz- 
ten Stunden der Verzweiflung nadi der Venuteilung, sondeni 
sogleich nach verübten Verbrechen unzweifelhafte Beweise sei- 
ner Reue und Besserung gibt. Nicht seilen ist gerade dies 

" (7) Reckt gut üt dies geadgl von Ptdatü Orino M pmire t la tttteta pauk p. 3J&. 
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Verbrechen der Wendepunkt, der die siiilichc IJiiiiic staltung des 
VorhRH-hi'ns erneuet, weil dii'vfr nun diirvti sv'iii W-rbrcfhon be- 
Iclirl isi, wohin ihn die böse GcvvuiinhL-il, der er bisher nachge- 
geben bat, ftUtfte.^ Ein ähnlicher Widefsprucb tritt auch m Fäl- 
len hervor, wo i^cgcn jugendliL-hc VcihrcchLT. die das im Ciesetz 
als zu voller Zurechnungslähigkeit geforderte Alter überschrit- 
ten, ein Todesurteil etkannt und vollzogen wird. Würde der 
Mindorjährigi' ein Reehtsiiesehaft abin'<ehi(issi'n haben, so wür- 
de er Wiedereinsetzung in vorigen Stund haben erlangen kön- 
nen, wenn er aber ein Vetbrechen verübt, wird er dem lieben 
Gott wie ein protestiener Wednel zucttckgeschidct^ 

2. Die Rechtmäßi^ceit muss um so mehr bezweifelt werden, wenn 
man erwägt, dass die Todesstrafe im Widerspruch mit dem 
Christentum steht.*' Schwerlich möchten unsere Staaten, die 
sich so oft rühmen christliche Staaten zu sein, die vt)n Ihnen ge- 
drohte Tiide<stiafe mit den oben (§. 1) nachgewiesenen edlen 
ßeiiiulmn^en der Kirclieinuier, iiiil den Aussprütlien von Chris- 
tus selbst und mit dem überall von der Kirche eingeschärften 
Grundsal/ vereinigen können, nach welchem f lolt ilen Tod des 
Sünders nicht will und das Streben des Gesetzgebers auf die 
Besserung des Verbiechers gerichtet sein muss. 

3. Die Recbtfintigung einer jeden Strafort fordert, dass sie gewisse 

aus dem Wesen der Gereehiij'keil IlictVndc Bedingungen erfijl- 
le. Eine wesentliche Bedingung aber ist, dass sie notwendig 
ist; sobald gezeigt weiden kann, dass duidi andere weniger drü- 
ckende dem Staat zu Gebote striiende Strafen der Zwedc dben 



' (8) Wir Itmon dnca Fidl. wo CUM Pnn, weldwduRil im 

ttumn tchwtrgtrda wuide mdat IcMtoicluABdie Auitirtlcbea ftuet HMgr 
kdt Bcgoi üm ädi BfaertK&, nadi ciMr äefcn KiinkuDg vn Seite &rs EIk- 
nuani zu Bciner Erm un iniig aicfa MiiiclBai liefi. Saglekh nacfa den Maid bereu- 
te sie lief die Tal. Waircad (kr Cut zwd Jahre dmeniden UnteiMduuit war 
■dA dudi die EinwiilDimg ciM fidlM OdMleta eise vlHB|e aict^^ 
tallung in ihr ^ui g egii i iii a i; dennodi wnnfe diwe Rwi —di wm irfro zma To- 
de veiurteUl und hineerichte*. 

* (9) NMh dco Gesetzgebungen, welche, z.B. «Ge fimslliicGlie^ iMmOiKlie, dv 16. 

der um «oise Tage du !& Jalir almdKilt »ni IMb verurteilt tmikii. in Baj^ 
cm Windol wb i830-SI Ha 1853-M 9 Fmom imicrZO Jalmii mm Toät 
vemiteilt und 3 hingBiicblet. 
' (10)0(101 i. 1. S. & (8) 7 (6). 
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so sicher erreicht werden kann, lässt sich die Anwendung der 
schwtToron Strato nii ht tvrhitorliL'rn, Wenn wir somit /eigen 
können, Uu.ss die 1 iKlesslrute niciu notwendig ist, füllt uuch ihre 
Rechtfeftignng weg. Es ist mm obe» nachgewiesen worden, 
dass in zahlreichen Fällen schwere Verbrecher in den Strafan- 
stalten so sich besserten, dass kein Zweifel sein konnte, dass sie 
ohne alle GefShrlichkeit der bOrgerlichen Gesellsdiaft völlig 
bci^nadii^t werden konnton. wo auch ihr Betragen nach der Be- 
gnadigung in der Freiheit vollkommen die guten Erwartungen 
rechtfertigte. Es wurde nachgewiesen, dass manche dieser Ver- 
brecher in der Strafanstalt durch ihre aufopfernde Krankenptle 
ge bewiesen haben, dass sie als gebesserte Menschen der 
Menschheil selbst nützlen."^* Wir fragen, ob nach solchen Er- 
fahrungen, und da an der Besserungsfähigkeit von keinem Ver- 
hrL-i'hi-r ^wui-ilclt werden tlarl, lia solhsi nt'l Jahre vorüberge- 
hen. hi> die tiiuekliehe lJmv\andlung /um ßessein eintritt, die 
Todesstrafe notwendig ist, ob es nicht vielmehr Pflicht wird, 
durch geeignete Einwirkung in der Strafanstalt den Versuch zu 
machen den Verbrecher zu bessern und ihn dadurch in die Lage 
ZU setzen durch das Gute, was er noch tut, die bOrgerliche Ge- 
sellschaft zu versöhnen. 

4, Auch in einer anderen Hinsicht lässt sich nachweisen, dass die 
Todesstrafe nicht notwendig ist, weil durch Verurteilung des 
Vertnechers zur Freiheitsstrafe besser für das Interesse der Ge- 
sellschall gesorgt wird. I'ine Strafe ist um SO wirksamer, je 
mehr bei ihrer Androhung darauf gerechnet werden kann, dass 
die zu Verbrechen Geneigten durch die Gewissheit, dass <fie 
Strafe den Verbrecher sicher treffen wird, von der Begehung der 
Veibiechen abgehalten werden. Die Ertahning lehn nun, dass 



^ (1 1 ) In dner SinfiMCtah liMle dn lUubnrikder (kli dwcfa cm 

rcn so mu9icrfiifttMin|in.dtaHcrbcBM4lgtwcHlaiai]ttte;arldwtt 
digung ab Olk dar Bita, dM man Um in dar Anatill H diB ichwenlHi Ailwilicn 
verwetukn möctec. Zur Zeit der Cbolcn. ab ciii groSer Teil der Aii&eiier von 
der KranUicil hingenSR wnnle oder sdiwcr erioanktc, UlieiniliiD jener RBri>- 
mflider mit derbikfaxteoSeifactaiJcqiferaDgdie PfkgcdererioaidclM SuMiiige. 
und idlegBiriisBiibMiBW dem Tode. •hHcinqra'inadnHnLdHbudidar 
apeeiellMi Podiolagie 1B6I, IL Band. S. 361 beaaqt, duscm zu 20 Jahran FiA- 
licilaalnEB venntälttr Mdider init der grUten GewnaaenlinaiglKft a^ 
knnkie vcipflegie. 
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wo die Todesstrafe gedroht ist. der Verbrecher mehr als bei an- 
deren Strafen Aussicht hat, dass ihn die Strafe nicht treffe, weil 
er weiß, dass schon bei der Suuf Verfolgung er günstige Aussicht 
danuf hat, dass er nicht veiuiteilt werde und bei der wachsen- 
den Zahl der Bcgnadiiiungen daiuuf rechnen kann, dass auch er 
Gnade finden werde. Wenn dagegen lebenslängliche Freiheits- 
strafe dem Verbrecher gedroht ist, so lassen die erwühnten Ans- 
sichton der Strafe /u cntgohon. woi:, <\]c Fntdeckung und Vonir- 
teilung ist gesichert und die Begnadigung wird dann nicht ein- 
treten. Die bei der Verurteilung zum Tode häufig vorkommende 
Aufregung fällt weg und dem Regenten ist die [vinliche Lage 
erspart, die bei der Ausübung des schweren Amtes über Bestäti- 
gung des Todesurteils zu entscheiden, regelmäßig eintritt. Dar- 
aus erkiän sich, dass englische Praktiker für die Autbcbung der 
Todesstrafe sich erklären, indem sie \on der Drohung der le- 
benslänglichen Prciheitssuatc sichcici die abhaltende Wirkung 
erwarten.** 

5. Eme Strafart ist nur gerechtfertigt, wenn sie so beschaffen ist, 

dass auch in Fällen, in denen menschlicher Irrtum die Verurtei- 
lung Unschuldiger veranlasste, das durch die Strafvollstreckung 
zugefügte Unrecht wieder gut gemacht werden kann. Wenn nun 
nachgewiesen ist 1 ! >. dass so häufig Unschuldige zum Tode 
verurteilt und hingerichtet werden, und im Falle der Entdeckung 
des richterlrchen Irrtums begreiflich der unschuldig Verurteilte 
nicht wieder in das Leben gerufen werden kann, so ist schon 
dadurch über die Todesstrafe der Stab gebrochen. Der furchtba- 
re Gedanke, dass der Verurteflte unschuldig sein kOnne. nrass 
den Riditem vorschweben und in dem Regenten, dei ibvi Be- 
gnadigung entscheiden soll, ernste Zweifel hervorrufen. Der 
neuerlich in Belgien, in Möns vorgekt)mmene Fall, wo die 
Wahrscheinlichkeit sich ergab, dass zwei Personen unschuldig 
wegen Verhreclien hingerichtet wurden, ilie von den jetzt vor 
Gericht stehenden Angeklagten verübt w orden waren, ist beleh- 



^ (12) HOditt nolcwIMig sind die von iMicItgHtdll« 

liBil md Irland auf Befragung abgegebenen EridlnmBRi in dmon Smat. 

NaehwEisiiii ucii m l'hilUps ihou/fhis p. ISO. Auch in dam an 17. Dezember ISGO 
in der lociciv tur i'ntinoting ihe amembneni of ihe law von Wdialcr cntalbte Be- 
ridtt iit dieae Ansicht BiiigeqirDclMn. 
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reod genug: er erklärt, wie die Geschworenen dazu kommen 
konnten, mit Bc/ichungen auf itio (lof'ahr hei V'oll/iehiint: der 
Tudessirulc den AnU'ag zu stellen, duss keiner der neuen /um 
Tode Vouiteilien hiogMiditet wenden möge, und macht die 
Aufregung hegreiflich, in weldier allgemein die Aofbebung der 
Todesstrafe verlangt wird.''™ 

B. Prüft man die Tode&stiafe insbesondere in Bezug auf die 
Zweclcmäßiglceit. so erlieben sich nicht weniger gewichtige Zwei- 
fel. Iis ist eine Forderung der Kriiiiinalpolitik, da.ss der ( icsi.-[/L'cher 
von lieinem Stratmittel Gebrauch machen soll, bei dessen Anwendung 
er nicht daraufrechnen Icarm, dass die Melirzahl der Verständigen und 
Wohlgesinnten im Volke die Strafe billigt, weil sonst das Strafurteil 
seine Wirksamkeil verliert und eine Erbitterung gegen die Regierung 
laut wird. In diesem Sinne ist gewiss die Ansicht eines unserer ersten 
Kriminalisten'^' richtig, wenn er erklärt: dass es fltr die Beibehaltung 
nur einen einzigen äußeren Rechtfertigungsgrund giht. nämlich 
den, dass man .sie da veriiängt, wo sie durch die herrschende 
Vollcsmeinung witidich noch getragen oder gefordert wird. Alles 
kommt nur darauf an, sorgrällig hcr/'ustellcn. welche Meinung bei 
einer großen Zalil der verständigen und wohlgesinnten Personen 
herrscht, wobei es sich nicht darum handeln kann, ob die rohe gedan- 
kenlose durch das Herkommen missgeleitete und schauderhafte .Auf- 
tritte liebende Menge die Todesstrafe billigt. Eine fernere Forderung 
ist, dass keine Strafart gedroht werde, bei wefcher erfahningsgemSB 
vielfach Nachteile aus iler Anwendung sich ergeben, weil sonst leicht 
das dadurch hervorgerufene Übel schwerer sein kann, als der Vorteil, 
den der Gesetzgeber möglicherweise durdi die Strafe aakiA. Wendet 
man diese Fordenmg auf die Todesstrafe an, so ergibt sich 

1) dass die Zahl derjenigen, welche die Rechtmäßigkeit oder dtKh 
die Zweckmäßigkeit der Todesstrafe bezweifeln, in allen Län- 
dern sich vermehrt und in allen Kreisen des V<»lkes solche 
Zweifel laut werden. Unter solchen Umständen luuss der Ge- 
setzgeber sich klar machen, dass er bei jeder Vollziehung der 
Todesstrafe auf eine große Zahl von Stimmen gefasst sein muss, 



(13) Da die Siebe noch bädaniKiaiuiansiiorc scliu eht. soiatvondcmKikiig 
nadi kdne RiiHBlirMn^g Otxrdie B^adigung cr^migcn. 

(14) ZMlwrUl im AicUv des Crim. ISSA, S. 104. 
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die sein Veifaiiien ndssbOligen und die Achtung vor der Regie- 
rung verlieren; er muss dann auch die steigende und immer 
nachteilige Aufregung im Volke, die bei jeder Verurteilung zutn 
Tode bemericbtf wird, vorhersehen. Eben so gut als die Gesetz- 
gebung der öffentlichen Meinung folL'ie. als sie verstünunelnde 
Straten, Icörperliche Züchtigung und quaiilizieile Todesverbann- 
te, muss sie auch der wadisenden Stimme, die gegen die Todes- 
strafe sich erklärt, Rechnung tragen. 

2) Nach ilcr Hrfahrung (S- 9) hat in allen Ländern die Drohung der 
Todesstrafe den Nachteil, dass die Kraft der Repression verniin- 
deit wird, weil häufig von Seiten Derjenigen, welche als Zeugen 
aussagen sollen, ebenso wie von Seite der Richter und Ge- 
schworenen das Streben bemerkbar wird, da wo die Todesstrafe 
die Folge der Schuldigerklärung ist. Alles anzuwenden, um das 
Aussprechen dieser Strafe abzuwenden. Die Folge ist. dass dann 
mancher Schuldige, welcher, wenn eine andere Sirafo gedroht 
gewesen wäre, sicher verurteilt .sein wüide, seiner .SUafe eni- 
gdit, und dass bei den zu Verbrechen Geneigten, wenn sie über- 
haupt an die Strafe denken, die Aussieht, dass die gedrohte To- 
desstrafe doch sie nicht Ueffen werde, eher der Entschluss sich 
befestigt das Veibrechen zu verOben. Die englischen Baidders. 
als sie nach der Hinrichtung eines Banknotenffilschers in einer 
zahlreich unterzeichneten l^etition um Aufhebung der Todesstra- 
fe für Ffflschung baten, haben klug gerechnet, und der Erfolg als 
nach Aufhebung der Todessliafe tur Bankn<itenfalschung dies 
Verbrechen sich verniiiKleile. hat ihre Erwartung gerechtfertigt. 

3J Auch die durch die Ertahrung (§. 10) nachgewiesenen Erschei- 
nungen bei Hinrichtimgen sind geeignet den Gesetzg^r auf- 
merksam zu machen, dass die Todesstrafe mehr Nachteile als 
Vorteile hat. Misslingt, was so leicht möglich i.st. die Vollstre- 
ckung; wird die Strafe an einem Bewusstlosen oder an einer 
Person vollzogen, deren körperlicher Zustand zeigt, dass der 
schwer Erkrankte nur so weit geheilt wurde, um hingerichtet 
werden zu können^ "; oder ist das betragen des Verbrechers, 



{ 13} Nidn unmrilli« darf ilai dgmtUiiiBcliB Vahaii^ 
wcno eine zum Tbd vcnHlahc Wdbipcisoa stcii idiwanger befindet, wo nach 
den Gesetzen cBe VoUzieiuing anfgesdiabeo wefdea saH Uäbea die Gaetzg^ba 
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seine auBerordentliche Reue geeignet aligemeine Teilnahme fDr 
ihn 711 erwecken; oder maclit die beharrlic he Vorsichoning des 
Unglücklichen, dass er unschuldig sei bei vielen den Eindj'uek, 
dass er nicht hätte hingerichtet werden sollen; oder liegt ein Fall 
vor. in ucichein ein Mensch hini!eriehtet wird, wahrend kurz 
zuvor mehrere weit schwerere Verbrecher begnadigt wuiden, so 
kann der Gesetzgeber darauf rechnen, dass die Hinriditung ei- 
nen der Stra^erechtigkeit nachteiligen ßndnick hervodnrhigt. 

4) Die durch Hrfaliruni: (§. I."^) nachgewiesenen bedenklichen Ver- 
bältnisse, welche mehr oder minder bei der Beratung, ob ein 
Todessurtefl bestätigt werden oder Begnadigung^ ' erfolgen soll, 
eintreten, sind nicht weniger geeignet die Authebung der Todes- 
strafe wünschenswert zu machen, teils weil dem Regenten die 
peinliche Lage, die dadurch herbeigeführt wird, erspart werden 
soll, teils weil wegen der Verschiedenheit der Rücksichten und 
Auffassungen, die bei der Frage entscheiden, ob ein Verurteilter 
Gnade verdient, hiiufig das Volk, welches die vcr.sciiiedcnen 
vorgekointnenen Ffflie vergleicht, nicht gleicher Ansicht mit der 
Enischeiduni! des Keuenten ist und dann das Ansehen und das 

Vertrauen /u dem Herrscher leidet. 

5) Eine wichtige Frage ist es, ob Todesstrafe eine ab.sehreckende 
Kraft bewährt, und ob nicht ihre Aufhebung eine Gefidu' fär die 

bürgerliche Gesellschaft herbeiführen würde, vor/iiiilieh im 7u- 
sanunenhange mit der Frage, welchen Einlluss die Drohung, die 
Vollziehung der Todesstrafe und ihre völlige oder teilweise 
Aufliebuni; auf den .Stand der Verbrechen in einem Lande aus- 
übt. Man würde mit Unrecht in Abrede steilen, dass das Be- 
wusstsem der Drohung dieser Strafort und der Gewissheit, dass 
sie den Schuldigen treffen wird, manchen zu Verbrechen Ge- 
neigten von der Verführung abhält, dass auch die Voll/ichung 
der Todesstrafe einen erschutlemdcn, von Verbrechen abhalten- 



wohl erwogen, wcktie Wiricong dk» auf du ung lücklidie Kind liid>eii mnat, 
welehci die Schwiiqefe, die Inge Zeil ia Todesangst zubringende, unter inein 
Herzen Irtgt? 

( 1 6} Man Iwl in Mucicr Zeil oA dw seiAe Sidte ■■■ Sbikeqieiie Ober du eri^ 
ne Voncdii dar B^ndtguug angfflUn, warum flUut man nidit auch onden 
SteOeii dea gniBen Didilni an, woer s«gt: Meny ist tun iisetf, tluuofitooktso, 
Pardon Ist still tSe nurse of aecond wo. 
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den Eindruck auf Manchen hervorbringen kann: allein die Er- 
lahnins! lohn, dass dies nur Ausnahmen sind, und in der größten 
Mciu'/uihi der Pulle die Drohung der Todessuule keine ulMiuitcn- 
de Kraft hat, weil die Meiste», die todeswOnlige Verbieclien 
verühen. nicht an die Strafdrdhung denken oder das Bewusst- 
sein wegen anderer ausschließlich das Gemüt beherrschender 
Eindrilclce in den Hintergrund tritt, oder da, wo sich der Verbre- 
chiT <Iii- Strardrnhung klar vtirstcllt, dir i'KT/ougung, dass er 
durch Klugheit der Sirale entgehen könne, der Drohung jede 
Kraft raubt Die Erfahrung hat auch unwiderle^ar bewiesen, 
dass in keinem Lande durch Wiedereinführung oder strengeren 
Vollzug der Todesstrafe die Zahl der schweren Verbrechen 
vermindert worden ist. Umgekehrt hat in der Regel nach Aufhe- 
bung der Tiidosstrafe für einzelne Verbrechen oder überhaupt 
die Zahl ilicxL-i Verbrechen noch mehr abgenommen als ZUVOT 
und die uli ausgesprochene Behauptung, da&s in einem Lande 
nach der Aufhebung der Todesstrafe die Zahl der todeswOrdigen 
Verbrechen zugenommen habe, ist entweder geradezu 
falsch, oder es fehlt dabei jeder Beweis, dass die Authebung 
der Todesstrafe an soldier Vermehrung schuld trage. 

In Toskana, wo nun seil fast einem Jahrhundert die Todesstrafe ge- 

setzlich oder tatsächlich aufgehoben war. hat sich \ on Jalir zu Jahr die 
Überzeugung fester gegründet, dass die Todesstrafe eine unnötige, 
nutzlose und selbst scbidliche Rohheit ist. Die große Mehrzahl ist dort 
einig, dass diese Stralau nicht wieder eingeluhrt w erden solle."'"' Man 
muss in dieser Beziehung sehr bedauern, dass in deutschen Staaten bei 
der WiedereinfBhrung der 1849 aufgehoboien Todesstrafe Diejenigen, 
wdche auf einzelne vorgekommene schwere Falle sich beriefen, nicht 
näher erforscht haben, ob die Verbrecher, die z.B. 1850. 1851 Mord 
verübten, von der Aufhebung der Todesstrafe etwas wussten.^'^ Hätten 



(l7)Diai fat Mwa i Mu g» mtafcf !■ eiiaii Udmdwi. dein Verfasser eliai aqge- 
fcooiiiieBM O i ilwJ il ii i i AgitriMgweictiictcrMliinertf'oggi. Mamcdii md 
Ankrucd) luSEeapniclien wafden. Unn.-iini feiner der hodevtendstcn ReclMdiii* 
Urikcr) hme in ikr Academla dei Georgoßli den Anuag gcsteih, dass min cfie 
adcHlrang abgebe, dass ta den OeaeiiiMKh flkdaiKOnigKicli Jtdiei dietodes- 
rinfbniciii aurecnoraoMi WHdeD iirfk. DaiolNBBHn 6. Otnobir IS61 ilk Be- 
hcht astMmc GtM^ten erklärt sich durciiaiis Bir Baoaini' s Antn^ 

(IS) Ab ia Ameriln in lUMde blind dte lUealnfe Higehalien wv nad 
nigai JahiBi weg« miBdtiiiiiaicner Madtilm ein Antng anf Wedoei^^ 
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dauiials die Gesetzgelx-r redlich die Wahl heil ycMicht (anstatt von 
blindcni Slrcbi-n der Zvrstönini: aller lir^cbnissi,' des Jahres 1848 
gclcilcl zu wcrdcnj, su würden sie gefunden hüben, dass bei Wieder- 
etof&hrung der Todesstrafe die angeblich in vermdirter Zahl verübten 
Verbrechen isoliert und ohne allen F-inlluss der Kenntnis von der 
Auifaebung der Todcsstrale verübt waren. Die durch die Statistik von 
Deutele gelieferte Nachweisang, dass bei jedem Volke eine gewisse 
Zahl \-erühtor bestimmter Verbreehen als normal angenommen wer- 
den kixm^ und in dun einzelnen Juhrcn mii geringen Schwankungen 
vorkommt, hätte nicht anbeachtet bleiben sollen. Vwzüg lieh ist der 
Bezug auf der Vollziehung der TtKlesstrafe als enlschiedene Erfahrung 
dargetan, dass Hinrichtungen keine von Verbrechen abhaltende Wir- 
kung äußern, dass die Stimmung der Mehrzahl der 2^schauer nur die 
der Neugierde, des Wunsches, zu beobachten wie sich der Verbrecher 
benimmt, und iles Hin/mlrangens ist, um schauderhafte .S/enen zu 
sehen^ , und dadureli der Eindruck, dass die (ierechtigkeil hier ge- 
handhabt wird, völlig verschwindet. Können die F.rfahrungen nicht in 
Abrede i^estellt werden, dass so oft während der Hinriehtungen Dieb- 
stähle verübt werden, dass unmittelbar darnach, wenn eine Hinrich- 
tung stattgefiinden hat, in der Gegend Shnliche schwere Verbrechen 
verübt werden (§. 10), und dass von so Vielen, die solche Verbrechen 
verübten, nachgewiesen i.st, dass sie bei Hinrichtungen gegenwartig 
waren, so fragt man mit Recht wie jetie Erfahrungen mit da* noch 
immer verbreiteten Bdiauptung von der abschreckenden Kraft der 



mag gcMdk Wirde b a wig l w i Genbignisgeiiilicbe, data jene Mönkr nicM 
wusstea. dass ifie Tbdesatrafe oulgelioben sei. Ehicnwote Praktiker haben dem 
Vwfaser dtcMT Sdiria wnichert. dm» ta dw d tt at lmi Oegendwi, in welcteo 
Muniiaien I84M0 vttOlit wuidM,iiMerdcr Veluk]uie,iwMi(rdteM^^ 
ongchorieiK dw AnflieliiHfl der Ibdoiitnfe doidi dw <kiiiidicdile fir nk^ 
kmit war. 

(19) Wcan inaa ta Wamcoitwig (ich die MUe g«Bci>n li'UK dURb Veiglei^^ 
derataliiliMteNwtaiclMimMeniiiDginJahri^^ 1.(111« die 
Jahre 1844-S6)iiiil den Naiiluidrtcn Manmiiwv ISS4S. II (ibcr die Jahie 
184') 5:» /II i-rfonchen, wie viele FtaneMeDlicr Mord. Kindesnuad, Bmidilif- 
Hing in den jngcflUulM Jahcee vnkiiMii, lo wflnte man gefunden habai, daia 
mit gerinBED SehwudcMiiieiidfe ZiUcB dh! nlliidldhai alM^ 

lYoMase wqeeMoidaavDr, I846nnr3, IM7ineder5. 

(20) Wir Mtten Hcta ao die Eiähnutg zu erinoeni, wie seitMi gebildete Petacnea. 
wenn lie Uhen, ^laJcnuad anf der Stille vom lledie geftUen iM, oder achwer 
vcTwiMidet daliegt, »ich hinnMlrflDgen, um Alles recht genaa zu beobaditen. 
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Himicluung vereinigt werden können. Wenn bezeugt wird . dass 
nach einer Hinrichtung die Buben in Newgale ihre Lust daran haben, 
dus Schuuspicl der Hinrichtung aufzuführen, wd Einer den Verurteii- 
len. der Andere den Geistlichen, der Dritte den Shoiff und etn Vierter 
den Henker spielt, so liegt in diesem Zeugnisse eine furchtbare War- 
nung. Möchten diejenigen, welche noch an die abschreckende Kraft 
der Hinrichtungen glauben, die wichtigen Erfahrungen beachten, 
welche in dieser Hinsicht der edle Berengcr mitteilt. ' ' Wäre die 
Hinrichtung wahrhaft wirli&ain, um Verbrechen zu vcrnündcm, so 
mttsste in den Lindem und zur jenen Zeit, in welchm am meisten 
Tixie.sslrafeii voli/ogen wurde und noch werden, die Z;ihl ilcr todes- 
würdigen Verbrechen vermindert sein; während durch die Statistik (§. 
8) nachgewiesen ist, dass in Ländern, in welchen auf eine furchtbare 
Weise in gewissen Zeiten Hinrichtungen vorlcamen, die Verbredien 
aun'iilK rn! /unahincn, während in den '/eilräumen, in welchen iiiehrore 
Jalire nach cniandcr kein Todesurteil vollzogen wurde, die Zahl der 
schweren Verbrechen vennindert war. In einem, dem Verfasser eben 
zugekomtnenen Aufsatze gegen die Todesstrafe in Belgien'''", werden 
die verschiedenen I^ovinzen Belgiens verglichen, mit Rücksicht auf 
die darin vorgdcommene Zahl der Hinrichtungen und den Stand der 
Verbrechen. In zwei Provin/en. ! imhurg und Luxemburg kam von 
1830 an nur eine Hinrichtung, in LUttich seit 1825 keine vor. In Lüt- 
tich nun nahm die Zahl der mit Tod bestraften Verbrechen um 13 
Prozent ab; in den Jahren l8.^2-.^.'> kam in Lüttich noch ein .Angeklag- 
ter vor auf 66475, von 1850-55 einer auf 1Ü2'J72. im Bezirie des 
Appellationsgericbts Brüssel waren seit 1832 25 Ifinricbtungea und 
die Zahl der Angpldagten vermehrte sich in 20 Jahren um 22 l¥ozent 



■•"(21) rhillips Ihoughif p. 84. 

(22) IB dem Weriws Oe ji«mMrita«iMMa(« ja. 4S5-^ 

der Gedanke (ghacfaihlk wie duich geMfie AnMeckunB) «cHmI Meid ai veiflbeii 
gewecta wmiäc. Wie riditig hat Bergiger beobachtet, wenn a p. 466 auMipficfat: 
c' est moint r homur dK crime expU IIS Us bKidems Ai terrtbU ärmne m guel 
OH a rntünt, qal dni Hmua U ai*t dts ean mnat bm»; m oukäe le uima, fa 
Juuepebie, qu'Utieaemmpeiirnepbaaoiiger^'alamaul^meeh quelle I 
ichajaud peut im affroitii. 
"OSiSappUmattsatiJmmt^laMtiae IS. FivrieriMl. 
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Im Bezirk Gent kamen 22 Hinrichtungen vor und eine Zunahme der 
Verbrechen um 13 Prozent/*" 

Man würde die vorstehenden Crrtitciiingcn und staiistischi.-n Anga- 
ben irrig auffassen, wenn man ihnen die Absicht des Verlussers unter- 
legen wollte, darauf die Behauptung zu griinden, dass die in einem 
Lande vorgekommene Vormohruns: oder Verniinilenin«:! ^i'hwcrer 
Verbrechen die Folge vermehrter oder verminderter Hinrichtungen 
sei. Allerdings geht aber daraus klar hervor, dass strenger Vollzag der 
Todesstrafe sich in der Regel als unwirksam erweist, die Zahl der 
Vobrechen zu vermindern; ebenso, dass solche vermehrte Strenge 
dier geeignet sein kann, eine Vermehrung der Verbrcdien heriieizu- 
führen. 



*" (24) Afanfidie sUiiaiiMiw Ponciuingen sollten auch von den nwiniBO der übrigen 
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§. 17. 



Prttlüiig der \andMet, durdi welche Etnrichtiiiiseii, wenn die 
TodeMtrafe bdbdialten wird, die Nachteile denselben beseite 

werden können. 



Es kann nicht verkannt werden, dass tondauernd in allen Ländern 
etoe große Zahl von MSnnern vorkommt, die zwar von dem Wtmsche 
erfüllt sind, dass die Todcsstiafc auft^chobcn wcalcn könne, aber die 
Nachteile und Gefahren hervorheben, welche die Authebung dieser 
Strafart für die bürgerliche Gesellschaft erzeugen würde. Diese MSn- 
ner beschäftigen sich nun mit Vorschlägen, durch welche Bestimmun- 
gen im Gesetze, wenn die Todessstrafe beibehalten wird, die Nachtei- 
le derselben beseitigt werden können. Es ist Pflicht, auch diese Vor- 
schlüge näher zu ptüfen. 

I. Eine häufig vcrbreilelc Ansicht ist die, dass schon Viel gewon- 
nen sein würde, wenn für politische Verbrechen die Todesstrafe 
aufgehoben würde. Wir haben oben nachgewiesen, dass eine 
solche Aufliebung bereits in Frankreich, in der Schweiz, in Por- 
tugal durch die (lesot/o erfolgt ist und in dem neuesten Entwurf 
für Bremen beantragt wird. Unverkennbar liegt in dieser Bc- 
schränlcung der Todesstrafe ein groBer Fortsdiritt; keine Ge- 
sel/L-ebung kann unbeachtcl lassen, d.iss in Rc/ug auf die soge- 
nannten politischen Verbrechen das Rechtebe wusstsein ein an- 
deres ist als in Ansehung der gemeinen Verbrechen, dass die 
Grenze zwischen dem Erlaubten und Strafwürdigen hierbei eine 
sehr feine ist, und die edelsten Menschen, die begekteitsten 
Freunde des Vateilandes, leicht bei der AusQbaiig ihrer staats- 
bürgerlichen Rechte Handlungen verOboi können, welche de 
Tyrannei fiir strafbar erkennt und wo es einer Regierung, die 
kein Mittel scheut ihre Zwecke zu erreichen, mit Bend'ung auf 
ein sogenanntes Notrecht durch AuMialimsgerichte leicht wird, 
die Verurteilung Derjenigen /u bewirken, die ihr mi^sliebig 
sind, und selbst bei den ordendichen Gerichten duich eine 
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schlaue Besetzung der Richtcrstellen mit willfährigen Richtern 
und oingeschüchtencn f los^hworcncn Vcnirtoilungcn 7ii t-rhal- 
tcn. Wir haben nicht nötig auf die Zeugnisse der (jeschichtc vun 
England und von Frankreich wihiend der Revohition, wo Tau- 
sende von llnschuldigL'n wcücn politischer Verbrechen auf dem 
Schaffbt bluteten hinzuweisen. Auch die neuere Zeit liefert lei- 
der manche Beispiele dieser Alt, Ober welche die Nachwelt einst 
ein schweres (jcriehl halten w irJ; an ViMAvändcn. eine Vennlei- 
lung wegen politischer Verbrechen zu bewirken, lehlt es nach 
den Zeugnissen der Geschichte nicht, b Zeiten einer gewaltigen 
politischen Aufregung werden immer Männer vorkommen, die 
entweder von schlauen Führern getäuscht und verführt, oder in 
ihrer Begeisterung durch edle auf Verbesserung der 2Uis(ände 
gerichtete Absichten geleitet, vielleicht von der Hoffnung be- 
seelt durch ihre Teilnahme größere Ühel abwenden und einen 
gesetzlichen Zustand wieder herbeiführen /u können, an der 
großen Bewegung Teil nehmen, und dann, wenn diese unter- 
drückt ist. dem Gesetze verfallen, um so leichter als in solchen 
Zeiten die Bürgschalten einer unparteiischen und ruhig die Vcr- 
hUtnisse prüfenden Strafiechtspflege schwer erschüttert sind. 
Eine Hauptsache ist aber mx-h. da<s in Be/iiii auf politische 
Verbrechen mehr oder minder zwei Parteien sich schloff entge- 
g«istehen, von denen die eine ungerecht gegen alle Bestrebun- 
gen der Neu/eit geneigt ist. .leden zu verurteilen, der an den 
Versuchen der Umgestaltung Teil nimmt, aber auch bereitwillig 
Alles anzuwenden, um die Verurteilung des politischen Gegner 
zu bewirken, und da v T u Anhänger als Zeugen bei Gericht 
auftreten, durch ihre Belaiigenheit und Leidenschaftlichkeit ge- 
fährlich wird, während die andere Partei ihre Handlungsweise, 
die auf Umgestaltung hinwirkt, für völlig erlaubt und selbsi lür 
Ptlicht hält, da sie über die Grenze der staatsbürL^erlichen Be- 
fugnisse sich täuscht. Dies Gegenüberstehen der Parteien hat die 
Wiilcung, dass in den Zeiten, in welchen eine Partei über die an- 
dere /u Gericht sil/t, auf eine gerechte Stralreehtspllege nicht 
gerechnet werden kann, und dass, wenn Verurteilungen erfol- 
gm, eine Piartei den Verurteilten als Märtyrer betrachtet und die 
Regierung iiher/eugt sein kann, dass die Verurteilung, insbe- 
sondere zum Tode, bei einem großen Teile des Volkes eine der 
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Regierung naditeOige Erbittening und Missbilligung der Strafe 
erzeugen. Dazu kommt, dass ertahnmgsjiomäB auf sulohcn Zei- 
len der Aufregung uiiniuhlich ein ruhigerer Zustund fulgi, in 
wekhem unter dar Herrschaft eines gaechtet^n und nulderen 

Rcgici uru'ssystL-ms immer iiiL-hi ciiii^cschen wird, dass man frü- 
her zu weit ging und manche ungerechte oder doch zu hane 
Strafurteile gefällt wurden. Gerne wünscht man in solchen Zei- 
ten dann die Inlünn-r der Vorzeit wieder gut /u mat hi-n und in 
versöhnendem üeibte zu wirken; dem zu Freiheit^strulen Verur- 
teilten Icann dann wenigstens der Rest der Strafe erlassen wer- 
den, bei den Hinriehtungen aber ist es nicht mehr möglich die 
Folgen der ungerechten Verurteilung wieder gut zu machen. 
Hier bewährt es sich, wenn wegen politischer Verbrechen keine 
Todesstrafe gcdn iit '. ml und in so ferne muss schon dani<biu 
anerkannt wcnleii, dass ilurch AulTiebims' der Todesslrale für 
politische Verbrechen ein großer Fortsebnil t;emaeht ist. Treff- 
lich hat insbesondere die Denk.schrift der belgischen Regierung 
vom 20. .lanurn^ 1 8.*i8 die AuOiebung der Todesstrafe bei den po 
litischen Verbrechen gerechtfertigt, wenn sie diese Verbrechen 
als Handlungen beaseichnet, welche ihre Natur nach den ver- 
schiedenen Zeitabschnitten und Regienmiien wechseln und un- 
ter einem Regierungssysteni als Verbrechen erklärt werden, 
während die nachfolgende sie belohnt. Erfreulich ist es zu be- 
niL-iketi. dass auch in Deutschland immer mehr achtunjjswerte 
Kriminalisten^''' die Todesstrafe für politische Verbrechen als 
ungerecht, unnötig und unzwecIcmaBig eiklSren. Ein hrrtum aber 
wüide es sein, wenn man glaubte, dass durch die Aufhebung der 
Todesstrafe für politische Verbrechen die Frage, t)b die TtKlcs- 
strafe überhaupt beibehalten weiden soll, ihre Bedeutung verlo- 
ren hat. Schon überhaupt zeigt eine genaue Beiraehmii;; der F^- 
le. wie schwierig es ist die politisehen Verbrechen scharf von 
den gemeinen Verbrechen zu uiuersclieiden^' , weil so häufig 



(*) Die in UuniiMr angeflibite ZiU cnlipriclit der niBnoienilii^ 
'""(IjSCadwUiaiAiGliivdeiCUDi. IS45. S. 277. Bauer. AlM d M ifl i a igilcrTtodeBa»- 

(2) TteffHche BflndHungan darüber licrcft aidtar Guimt' »oIwb mffMur ScMa 
der Haaog Deea» in der Sitzung der PloiniciniMr 1832. Ferner HtUe. Thtorit 
du eodtpatd Nr. 964-S4nän den gMc» ZuilbDen von Ryiipeli in seiner neuen 
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unter dem Deckmantel der Politik ein schweres Privatverhre- 
chen vorühf wird, weil auch die Eriorschunu der geheimen M(v 
live des Verbrechers sehr irüglich ist. Die Crtuhrung Frank- 
reichs, als im Jaiire 1848 <^ Todesstnfie fOt politische Verbre- 
chen aufgehoben wurde, lehrte, in welcher Verlegenheit die 
Rechtsprechung und die Schriftsteller waren, wenn schwere Fäl- 
le vorlaunen, bei welchen nidit klar ersichtlich war, ob ein poli- 
tisches ixler ein gemeines Verbrechen \orlag. Wir haben oben 
nachgewiesen, wie Frankreich selbst 1853 da^ui kam, für gewis- 
se poUtisdie Verbrechen doch die Todesstrafe zu drohen. So 
viel ist auf jeden Fall klar, dass w enn man in den Ständever- 
handlungen häufig die Todesstrafe von der Regierungsbank aus 
dadurch rechtfertigen hört, dass bei diesen Verbrechen die Dro- 
hung der Todesstrafe ein Gebot des Notrechts und des Abschre- 
ckungsprin/ips sei, man billig fragt, ob die jet/i ^ie-'ende Fr- 
kenntnis. da.ss die Todesstrafe bei politischen Verhieehen un- 
gerecht und unnötig ist, nicht da/u führt, dass auch bei den ge- 
meinen Verbrechen die nämlichen Gründe fiir die Aufhebung 
sprechen. 

II. In neuester Zeit vielfach siegende Ansicht ist die, dass der Ge- 
setzgeber hinreichend allen Fordenmgen der Gerechtigkeit Ge- 
nüge leistet, wenn er diese Strafe nur dein M()rde droht und bei 
allen anderen Verbrechen authebt. Nach unseren obigen Nach- 
weisungen ist bereits in den meisten Staaten Nordamerikas diese 
Beschränkung der Todesstrafe eingetreten, w ie sie sich auch in 
dem neuen Entwurf fUr Bremen findet. Wir sind Uberzeugt, dass 
durch ehie solche Beschr9nkang schon ein großer Foitsc h r ft t 
gewonnen ist. Die Nachweisungen über das Verhältnis der Be- 
gnadigung zur Veruneilung lehrt auch, dass regelmäßig (in ei- 
nige Staaten ausschließlich, z.B. in England) nur wegen Mordes 
Hinrichtungen erl'olgcn: allein wir Rauben, dass Diejenigen, 
weiche glauben, dass durch diese neue Richtung die Frage Uber 



AiiigilieiiiidBeiriieilMiigvandcinWcilGeIIelie'tval.I,p.36l uaBertHgurde 
la Mpnuäim ptaah, p. 9-1 1. 
(3) Zadanl u dm allen «BBfBlirtai Aoftil» oUirt dM tWcMi^ 
sdwo Vt MbcedbeM fOr aagsreciiL, wral ei der Gerachti^ceit nicht entspricbt. den 
MeBiche* uvBiiüdttn. WBMcriniriieraiclileiiiksBlIrger» verteilt Im. 
t/ns icdidnt. dam diese Ansiebl gpgen die T ud c Mlirf e Oberlmpl ipriGliL 
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Beibehaliung der Todesstrafe überhaupt ihre Bedeutung vlmIo- 
ren habe, im Irrtum sind, und sich weder mit der Ciesehiehte der 
deutschen Sirufgesctzgcbung, nuch mit der wahren Natur des 
Vefbfechettt des Monds, noch mit den Wirkungen der neuen 
Strafdr()hunL'L'n über M(ird vertraut gemacht haben. Es ist durch 
die Geschichte dargetan, dass nach alten Volksansichten in allen 
germanischen Sprachen der Ausdruck Mord ein außerordendi- 
ches Ereignis der Tat (daraus erklären sich die Ausdrücke 
Mordbrand, Murdlärm) und in Bezug auf diu Tötung eine 
schindlkhe, unehrliche^, nach den damaligen Volksansichten 
auf keine Art entschuldbare Tötung bezeichnen sollte. Der Ver- 
fasser der Carolina schloss sich an das Gewohnheitsrecht seiner 
Zeil, nach welchem sich auch die Urteiler richten sollten, durch 
die Aufnahme des Unterschieds zwischen Mord und Totschlag 
an. ohne da^s es ihtii eins-erallcn vv;ire mit den von ihm ge- 
brauchten Worten den Tutbesland beidei Verbrechen bezeich- 
nen zu wollen; erst die spUleren Gesetzgeber bildeten sich ein, 
durch Aufstellung gewisser Merkmale des Mordes jene An der 
Tötung bezeichnen zu können, welche immer mir dem Tode be- 
straft werden mdsste. Die Erfahrung lehit^, dass alle in den 
Gesetzbücheni gehrauchien R. /i i;hnungen völliti triiglich und 
wegen ihrer Unbcsiinuniheit urelcitend fUr die Geschworenen 
sind, so dass häufig Todesurteile wegen McNdes gefällt werden 
müssen, gegen weiche das allgemeine Bewusstsein sich empört. 
Namentlich hat der preußische Gesetzgeber durch das von ihm 
gewählte Merkmal Überlegung die Fällung mancher un- 
gerechten Urteile veranlasst. *^ Es musste das Voiksrcchtsbe- 
wusstsein schwer verletzen, während es zugleich zeigte, dass 
der Gesetzgeber die Geschworenen in eine furchtbare Zwangs- 
lage geseizl halte, wenn schon öfter in den Fällen, in denen mit 
wechselseitiger Einwilligung zwei Personen sich töten wiMlten. 
der Überlebende als Morder zum lode veruMeili wurde, der A- 



■mMIb^ akiimiiiiGliCB Straftodit S, 208, Z1& ZQpfl, teteilic Reehuae- 
sdneUB S. 94». ArIut tb fiaOHaOm SufiedK IL S. I4S. 
'*{S) Archiv ata- PrauBiMhaiSinfiiMlttV.S.(ifi8.VII,S. 194. Schwane im GarichB- 
sad I8S9. S. 322. 
(6) NaehweisiMgea im Archiv flirpRaBiaclMS StnBcehl. Va S. 303. 
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sissenpräsident einen Ausspruch gab , der die all^;cineine 
MissbilliiiiiDL' fincr st>1chon Ciesotzgchiinj: iiml S trat rech tsptlcge 
uusdiiickic. Mun scheint nicht zu erkennen, duss eben bei der 
Tötung die Umstände der VerObung so erschieden und häufig so 
beschaffen sein kiMincn. class tlic Verschuldung sehr herabge- 
setzt wird, obgleich die Tötung unter das gesetzliche Formular 
von Mord zu passen scheint. Keinem Juristen wird es je gelin- 
gen, den Unterschied von Mord und Totschlag durch gev. isse 
Formeln bezeichnen zu können. Man hat sich einst eingebildet, 
liei dem Totschlag das Dasein des Affekts als Merkmal aufstel- 
len zu können; man mag auch zwar in der Studierslube Affekt 
und Leidenschaft von einander unterscheiden, im wirklichen 
Leben aber ist die Scheidung nicht so leicht. In fast unmerkli- 
chen Schattierungen fließen die Seelenzustände in einander ü- 
ber. un(i es ist schon ein Zeichen der Krkenniiiis ilcr \\ ahrheil, 
dass man in den Gesetzen den Totschlag nur mein negativ be- 
zeichnet. Wenn der Ehemann, empön durch das zweideutig un- 
treue Betragen seiner nhelVau sie zuerst freundlich warnt, dann 
durch ihren Hohn erbittert nach ihr schlägt, die Frau ebenfalls 
Gewalttatigiceiten sich erlaubt, und nun der Ehemann zu dem 
Entschlüsse kommt die Frau zu töten, so fra;'t man. oh man wa- 
gen darf mit Bestinuntheit die Frage zu bcaniwurten, wann der 
Affekt in Leidenschaft und die Handlung in Mord übo^egangen 
ist.^"' Wenn eine Frau durch seit .Iahten fortgesetzte Misshiuid- 
lungen, durch entschiedene Beweise der Untreue ihres Eheman- 
nes endlich zu dem Wunsche verleitet witd sich ihres Mannes 
zu entledigen, und allmählich durch die fortdauernden Krän- 
kungen von Seiten ihres Ehemannes zuletzt den Fnischluss. den 
Mann zu töten, zur Reife kommt und bei neuen Misshandlungen 
ausgi tiili! 1 wird, so firagt man ob die Seelenstimmun;' ilieser 
Frau derjenigen gleichgestellt werJen kann, mit welcher (.ler ge- 
dungene Bandit seinem Opfer aul iauert und eine Tötung verübt. 
Daraus erklärt es sich, dass so häufig in den Gerichtshöfen dar- 
über, ob Mord oder Totschlag da ist. lange SüL-Mit'keiten v«)r- 
konmien und oft nur mit einer Stinmie Mehrheit Mord ange- 



' (7) Archiv flta- picaBudNi SinfiK^ DC S. 441. 

^8) DerlUI im ArUv fik-pfeotiaGliei SlnfieclM. a S. 30S. 
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noinmen wird, dass nicht selten in einer Instanz die Strafe des 
Mordes, in dor /weiten nur die des Tutsehlaes angenommen 
wird.^ Aul Rechnung des Sieges der Lrkennmis, dass bei der 
Tötung unendlich viele Abstufungen der Verschuldang und bei 
dem sogenannten Mord so viele Fälle vorkommen, in denen die 
Todesstrafe eine ungerechte sein würde, müssen die neuerlich 
hervorgetretenen Erscheinungen gesetzt werden, indem entwe- 
der I) in der Rechtsprechung bei dem bösen Vorsatz selbst Ab- 
stufungen gemacht werden^"; oder 2) bei dem Mord der Mord 
erster und zweiter Klasse unterschied«! und nur der ersten To- 
desstrafe gedroht wird***; oder 3) alternativ lebenslSnglidie 
Freiheitsstrafe oder Todesstrafe für die schwersten Fälle nach 
dem Ermessen der Richter gedroht ist'*'"'; oder 4) der Gesetzgc- 
ber entweder allgemein wegen Milderungsgründc''^ oder nur im 
Fall des Mords wegien solcher von der Todesstrafe abzugehen 
gestattet. 

Nach der bisherigen Sclulderung eigibt sieh nun. da.ss elx-n 
bei dem Verbrechen des Mordes die Drohung der Todesstrafe 
zu den größten Naehleilen fuhren muss. Die Verschuldung bei 
diesem Verbrechen ist unendlich verschieden, und wenn doch 
der Geset^eber aOe Fülle der Tfltui^ die nach der von dem Ge- 
setzgeber aufgestellten Formel unter das Strafgesetz über Mord 
gestellt werden müssen, mit Todesstrafe bedroht, so ist die not- 
wendige Folge, dass dann häufig Todesstrafe ausgesprochen 
werden muss, wo sie in keinem Verhältnis mit der Verschul- 
dung steht. Darüber aber ob eine Tötung Mord oder Totschlag 
ist, wird das Uitdl der Staatsricfatier wie der Geschworeaen e&i 
trOgJiches und oft willkQrlidies sein, weil die Seelenzustände 



*"(9)S.dwiiMikwiirüi^cii im pffiiHwriiiii JwHTiniiiwtBriiiblllt Ittt. S. 251 milee- 
uatm FUle; ferner die i-lUe Im ArUv IDr preuft. Sinbedit 0. S. »I. V. S. 66B. 
Vn. S. 638. vm. S. 6S. raie (ozBhh vm ScIiWMK) im OeikiiMul 1«5». & 
m AkUv dn CUmiidncte 1831 nOtela 4er OAcirMi^^ 
lidilHrilims. 1854. S. S36: liBliiiMdw GsidilBBtimg, 1^ 
Zatadirift flir Slrafiedilipnege. IV. S. 482. 

** (10) DiM wurde y<m den mfciiiiitBlini GeiichliliCfcn uigenominen ab die Tode»- 

^'dDzA.mAmcrilw. 

(12) zB. im ImiuiacInwigiadMii GcMtxlMidi. 

(13) z£. in Rankidcb. in FiemoaL 

*" ( 14) zM. im taekuiidien Gesetzbuch, im neuen sdiwtdiaHiai GeseldMich. 
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ineinander fließen, und es dem dritten Beurteiler nicht leicht 
mö(!li^h wird in die innere Werkstättc der Gedanken. Gefühle 
und Linischlüs.sc des Verbrechers zu blicken, weil dabei so viele 
von individueller Behandlung und Auffassung des Falles, von 
dem Charakter und den Hrfahrungcn der Urteilenden abhängt. 
Gerade bei dem Mord ist auch der richterliche Irrtum am leich- 
testen möglich, weil das Urteil Ober die Schuld so viel von ge- 
richtsärztlichon und psychiatrischen Gutachten abhängt und 
trotz den rastlosen Furtschrittcn da* Wissenschall in diesen Fä- 
chern erfahrungsgemäB eben bei dem Urteil über Mord so leicht 
die Sachverständigen auch beim besten Willen von Irrtümern 
ausgehen und Geschworene und Richter irreleiten. Die Folge ist, 
dass bei Todesurteilen wegen Monles häufig Unschuldige ver- 
urteilt werden und die oben geschilderte schwierige Lage des 
Regenicn. iilvr Bci-nadimmg /u enischciden, uan/ v(ir/üflich 
bei solchem Todesurteilen hervortritt, (iewiss muss man unter 
solchen Umständen einem der ausgezeichnetsten preußischen 
Richter. Herrn Bornemann'"^ beistimmen, wenn er eben bei 
dem Mord die Überzeugung ausspricht, dass die Tudesstrafc 
auch für den Mord abgeschafft werden soll. Nicht weniger muss 
man niil i\cr Ansicht von Börner'*'' einverstanden sein, wenn er 
erklärt, dass bei einer Abschattung der TodessUate auch für den 
Mord alle bisher von den Gesetzgdiem versuchten Künsteleien 
überflüssig werden, und die üan/c riL-SL t/i.'Lbung über Mord und 
Totschlag sich dann viel verständiger ordnen lässt. 

111. Am meisten ist neuerlich die Ansicht verbreitet, dass durch die 
AttsschlieBung der Öffentlichkeit der Hinrichtungen 
ein großer Teil der Einwendungen gegen die Ttxiesstrafe besei- 
tigt werden könne, indem dadurch am besten die empörenden 
AuCtritie. die bei öffentlichen Hinrichtungen häufig bemerkt 
werden, beseitigt und den Besorgnissen, dass solche öffentli- 
chen Voll/iehung der TcKlesslrarc neue Verbrechen veranlassen 
werde, vorgebeugt werden kann. Bekanntlich hat die amerikani- 
sche Gesetzgebung in mehreren Staatoi zaerA die Ifinriditung 
innerhalb der Mauern des GefängnisgeUndes eingeführt; meh- 



{15) PtaolKidMS JnMiiniiiiilaialUM, 1848, S. 253. 
*" ( 16) Bcraer. (Iber «fie AbicInflunB «fcr Todailnfe. a. 40. 
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rere deutsche Staaten sind diesem Beispiel gefolgt: auch das 
neueste Strafgesetzbuch für Bayern vom 10. Novomher 1861, 
Art 15 gebietet, dass die Ti)dessirafe in Gegenwart einer Ge- 
richtskommissioa, eines Beamten der Staatsanwaltschaft in ei- 
nem geschlossenen Räume vollzogen werdL-ii soll. Man kann 
nicht verkennen, dass, wenn das Gesetz die Todesstrafe beibe- 
hSlt, die Ausschließung der Öffentlichkeit der Vollziehung 
manchen NachlciU-n vorbeugt: allein es scheint, dass man sich 
von Seiten der deubchen Gesetzgeber mit den Schwierigkeiten 
des Gegenstandes ttnd mit den Erfiihningen nicht genug vertraut 
gemacht hat. Man fühlt hier wieder die Lücke in unseren Gc- 
setzgebungsarbeilen. Schon früh war in England bei den von 
dem Ministerium erhobenen Erfahrungen sachverständiger 
Männ. r di. Frage, ob nicht bei Hinrichtungen die Öffentlichkeit 
aii^i'i- 1)1' i-si.'n uciiii'n still, ein ( Ici'cnsiaiui der IMifung. Im 
Pai laiiicnt kamen darüber lebhafie Verhandlungen vor, die da- 
mit gewöhnlich endeien, dass man von der Öffentlichkeit nicht 
abgehen wollte. Im Jahre 1856 v ernahm eine vom englischen 
Uberhaus eingesetzte Kommission eine groUe Zahl erfahrener 
Männer, z.B. Sheriffs« Geßngnisdirektoren und GefSngnisgeist- 
liche, Poli/eibeamte über die Nachteile öffentlicher Hinrichtun- 
gen.^''^ Oer darüber erstattete Bericht enthält einen Schatz wohl- 
zubeachtender Erfahungen; die Mehrheit der Kommission 
sprach sich gegen öffentliche Hinrichtungen aus. Damals wurde 
auch Clay, der 34 Jahre als Gefängnisgeistlicher Ertahnmgen 
sammeln konnte, von der Kommission betragt, und sprach die 
Oberzeugung aus,^ dass öffentliche Hinrichtungen verderblidi 
wären, und dass die innerhalb der Mauern des Gefängnisses 
vollzogenen Hinrichtungen auf die Ginbildungskraft Anderer, 
die nkllt gpgenwäni^' b. i iK r \\ill/iehung waren, einen weit 
stärkeren, und selbst absehreekenJen ninJruck her\'orbringen 
würde. In neuesler Zeil lieti die juristische Gesellschaft in Lon- 
don emen Bericht Ober die Fragp wegen Art der Vollziehung der 
Todesstrafe im Zusammeohange mit der Frage Ober Beibebal- 



^{l7)0lwrdMitainiliBMitlMnBcri<AtitarKiMiiiiiai^ ISM>.Ar- 

diiv detCriiiL IBS7, S. 18. 
*" ( I S) Alqgedniekl in The pHtoit duphM, p. SSO. 
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tung der Todesstrafe erstatten. Darin wurden die Aussagen 
der Kommission von 1856 üopnift, und vom Bcrit htiTstattiT ge- 
zeigt, dass CS darauf ankuinnic, wenn geiieintc Hini icluung cin- 
gefQhit wllrde, zu sorgien, dass offizielle und volles Vertrauen 
genießende Zuschauer beigeordnet würden, was tiiit .SchwieriL'- 
keiten verbunden wäre. Nach allen Erwägungen koniiiit der Be- 
richt zu der Ansicht, dass die Drohung und nnnachsichtliche 
Ausfiihrun>: Icbcnslängliciior Frcihoitsstrafo statt der Tmlosstra- 
fe viel wirksamer und abschreckender als die zuletzt genannte 
Strafe sein wibde. Um den gegenwärtigen Stand der Ansicht^ 
über ÖlTcntlichkeil der Hinrichtung /u bezeichnen, müssen wir 
darauf aufmerksam machen, dass nach den Zeugnissen von 
Männern, welche die Volksstimme genau kennen, z.B. Polizei- 
inspcktoron. die große Mehrheit des englischen Volkes gegen 
die j'oliciiiic Hinrichtung ist, und dass, wie sich erfahrene Miin- 
ner ausdrücken, ein gewisses Misstrauen des Volks nicht ge- 
leugnet werden kann. Ebenso erklären /iihlreiche Stimmen, 
dass. nachdem die uanze .lusti/ (»t'fentlich verwaltet wird, es 
sonderbar sein würde, den letzten bedeutungsvollsten Akt der- 
selben heimlich vornehmen zu lassen, und dass die nicht in Ab- 
rede /u stellende \1(><'lichkeit iler Abschreckuni! durch öffentli- 
che Hinrichtung nicht zu leicht aufgegeben werden dürfe.^' In 
Bezug auf Amerika muss bemerict werden, dass die geheime 
Hinrichtung nur in der Minderzahl der Vereinigten Staaten ein- 
geführt ist, und dass überall die von den Bundesgerichten zum 
Tode Venifteilten öflentlich hingerichtet werden müssen, und 
dass ungeachtet der Vorschriften geheimer Hinrichtungen in ei- 
nigen Staaten doch viele hundert Zu.schauer gegenwMig sind.'''" 
Bemerkt muss werden, dass die Frage über öffentliche Hinrich- 



"* < 19) SoeitiyfifrpnmMiHg Um Admmdxtaa ef law. Baicht von WdMtervani 17. 
Decl860. 

"* (20) Haler dn 1836 von der Kommission vcn w ciiHi Zaag» bctaid ildi aadi 
«B Hör von Kalle (angestdh bei der picnajadion GuHidtodiaft). CKaicr addUe 
auf dte Rage der KoauniMicn: hdica Sie Giünde BBfaNden, daii «dl deai Mim 
System wcaigerMAidervoAainen? Ja ich niaiie,daH«i weniger waicn. Mit 
Reclit ladefeni diecmladM» JniilHi iBeae vondwcle Antwot. bei der man 
fragen miHa,aBfwBlelwGriiBiiBundBirMiiiii8BnderBe6ag|BaiciiiliüaeRkaBii. 
(21 } Eiae sciisuiiethafie Sdiildeniiis voi dea io einzdoen Staaten vatfekomiKocti 
Mmicittuogeo findet aieb in den AnuiMf a/pri«an dttdlpUkie. PMIadefykhi 
18S9.Jiäfp. 117. 
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tuni: we itläufig in Belgien und in Piemont in den Kanimcm ver- 
hanili li wiiriii'. unci in don noiu'sti-n C K-sol/hik'licrn hcidcr Staa- 
ten die ()rjeniiichi<.eil der Vull/iehung vorgeschrieben ist. In 
Fiankreich habm sich Stimmen ausgezeichneter Männer^ ge- 
gen die Öffentlichkeit der Hinrichtuni; ausL'esprochen. Beson- 
ders merkwürdig sind die in neuester Zeit in Bayern vorge- 
Icommenen Verhandlungen Ober den Gegenstand. Schon in dem 
1856 den Kammern vdruvlcgtcn Fnlwiirf dos (lesctzbiichs hatte 
die Regierung die geheime Hinrichtung vor 12 Urkundsperso- 
nen vorgeschlagen; damals stimmte der Ansschuss der zweiten 
Kammer für die öffentliche Hinrichtung, jedtKh mit dem Zu- 
satz, dass der Zutritt nur erwachsenen Personen männlichen Ge- 
schlechts gestattet sein solle. In der Kammer der Reichsräle*'* 
waren die Ansichten sehr geteilt. Manche Stimmen erklärten 
sich fiirdii- OlTciiilichkcil, indem sie die iLkiiitv h /ii Ivu irkcrulc 
Abschreckung iiichi aulgcben wollten: /uicl/i wajd inil kleiner 
Mehrheit die beschränkte Öffenilichkeii angenommen. Bei der 
Beratung des 1S59 vorgelegten Entwurfs war schon im Aus- 
schuss der Kammer der Abgeordneten die Ansicht der Aus- 
schlieBimg der unbedingten Öffentlichkeit günstig; in den Aus* 
Schüssen beider Kammern aber fühlte man die Schwieriiikeit ITir 
die Garantie der vollen Regelmäßigkeit durch Beiziehung von 
Urkundspersonen zu sorgen, man erkannte die Härte des Zwan- 
ges, wenn die von dem Gemeindevorstand berufenen Vertreter 
der Gemeinde genötigt werden zu erscheinen, imd so kam der 
jetzige Art 15 ZU Stande, worin ausdrUcklicb ausgesprochen 



"** (22) VanIDiglich Benmgtr, 4t (■ nprnmm ptmaUp. 466-471. - Die Kceiennig 
Mcitt vmi^fiM «kn Oeftlma der ÖffentUcMccil daduicii entgegcnzuwiilMa. 
da« Hioikfaliui^ im Mlheswn Moi^ gc*cheticn und T>g uod Sunde gefadm 

yhillHi WKilciL 

"* ^> VotandlunBen des CMCttgd wnpw M Ww Jiii M W der Kminer der Rektcrfte, L 
Bd. 96-106. 

" (24) Alt 15 luti; Die Itodartafc wUd wiMeti Riufcwpwg in qyawi dner 

gehloMcnen RiiJine wdaigen. Autterdein sind von dem Gaiieiadevantinde des 
Oils, Hl wdcfaeni die Hinrichtung statt Tuidet. m dea VatMtem der Gemeiiiile 
oderaNudarcn .«Lhibiia-n Bargem 24 rcruMW zu lientfia.B« «la Uitamdsper- 
sonenderUiwichtung bcizuwol—n. Rkdie Wk h l i iwi i H ii iw i g ljeaBid—t ^ 
GaieliiiihiniiiMioB «ofat Bwamlanar. Ehie VapaW— ig, def Hjnriclming 
beimwohiicn. beaefat Btri^Bi weder HIr die von dem GrmrinrirvoTgtaiide Beru- 
fiaien. nocii fiir die von der Gerichtakomniissioa bezEidnetcfl Ersotzminner. 
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ist, dass eine Verpfliciitung, der Hinricfatung bdzuwtdineii für 

die Berufenen nicht besteht. 

Als Ergebnis der Prüfung des G^^nstandes stellen wir Folgendes 

auf: 

1) erfahrungsgemäii liegt nicht bloB darin, dass Jemand einer 
Hinrichtung beiwohnt, sondern schon darin ein schmerzli- 
ches Coflihl, dass er weiß, dass in einem Augcnhlickc ein 
Mensch hingerichtet wird. Wir fragen jeden wohlgesinnten, 
nicht sentimentalen, sondern mir menschlich filhienden Be- 
wohner einer Stadt, in wvK-hrr rin Mfiisoh hin;:i'rii-lik't wird, 
ob ernicht in einer aulgeregten, schmerzlichen Stimmung sich 
befindet bei dem Bewusslsein, dass in dem Augenblicke eine 
Hinrichtung vollzogen wird. 

2) Die 1 I I L isi Duhcliegend, ob nicht, wenn seit Jahrhunderten 
(schun nach der alten Formel der Todesuileilc) die Todesstra- 
fe vorzüglich als gerechtfertigt erschien, weil man durch ihre 
Vollziehung Abschreckung zu bewirken hoffte, in der Aufhe- 
bung der ()ffcntlichk>.-it der Hinrichtung das ücsländnis liegt, 
dass der Gesetzgeber selbst anerkennt, dass er auf den I iaupt- 
gnuid für die Todesstrafe, nindidi die abscfaiedcende Kraft, 
verzichte, und ob daher nicht die Konsequenz fardert, die To- 
desStrafe überhaupt aulzuheben. 

3) Es kann nicht in Abrede gestellt werden, dass jede nicht öf- 
fiendiche Hinrichtung mehr oder minder bei dem Vollce Miss- 
trauen erweckt, w enn es bemerkt, dass nachdem alle Verhand- 
lungen öftentlich waren, der schwerste Akt der Justiz nicht öf- 
fendich sein soU.'^ Da wo die Todesstrafe fOr pditisdie 
Verbrechen voUstredct weiden sollte, würde das Misstraum 



Dudi ilirNidilcndieiiMii winldie Hiiiiictiluiig nichi aureduliea. Eiidlkii itl 
einem oder zwd Gdstliclien von der KnifetHikm des VenneiJtea, sowie dem 
Vendd^erderZuIntt zu srwHbbil AwbeKMilim dHndaa k« dendbe 
■ikIi MidciBU Pgimjucii JgMlIlilCt WGffdcil. 
"'*(25)TMIIicliisldies»niefllliitfaideni Aubalzia mulow,tlie Journal ofptfdu- 
lagical mrdicine. Ltmdm 18SS. IXXJU. 
(26) Mh Recht sagt auf ciK Mir zirte Wdie ZBohirii im Ardiiv du CHiiL 18^ 
S. l<]3,iliadmdidieZuaahiiivvaiI/ilciind)|iHwiiiciidein Volke gcgenUlMr 
mdirZweifel als Zuversicht in Belreff derHeclmmMigfccit ausjsecWckl 
wiwi. Ih B i Blic h e ni Siane «prida «Idi auch Benier vo« def T oJ e mUrfe S. 13 im. 
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noch sehr gesteigert sein. Das Schlimiiistet was der Regiening 

hecopnon könnio. würde eintreten, wenn, was nie gan? ver- 
mieden werden kann, t>ci einer geheimen Hinrichtung solche 
Küiaudeiliafte VorfiOle (wie wir obe» f. 10. Anm. 18ff. ange- 
führt haben) der Ver/ueiflunL' und des Kampfes tiev Flin/u- 
richtenden oder Misslingen der Vollstreckung vorkonuiien 
worden. Das GerOcht würde nicht verfehlen, den Vor£all mit 
Überireibong zn verixdten und gegen die R^iemng auszu- 
beuten. 

4) Die Hauptschwierigkeit bei geheimen Hinrichtungen liegt dar- 
in, welche Bürgschaften der Regelmäßigkeit des Vorganges 
bei der Hinrichtung die Regierung dem Volke geben will. In 
Amerika wie in den deutschen Gesetzen hat man die Bürg- 
schaft darin gefunden, dass offizielle Zuschauer als Urkunds- 
personen der Hinrichtung anwohnen sollen.^"" Die Frage ist 
nun: sollen Diejenigen, welelic der r>enK'iniJe\<ir-r,-.nd als Ur- 
kundsper.sonen auswählt, ge/u untren sein die VValil an/uneh- 
men, oder soll kein sokher Zwang bestehen? Geschieht das 
Erstcrc, so miiss ein solcher /wanii eine bisher imcrhörle so- 
genannte StaatsbUrgerpflicht zu erfüllen, füi' einen ungerech- 
ten um 8o mehr erklirt werden, als unfehlbar manche Perso- 
nen einer in ihrer unmittelbare Nähe gerückte Schlächterei 
ohne dauernden Schaden für ihre Gesundheit zuzuschauen 
vermöchten."" Nimmt man aber keinen Zwang an (was mit 
Recht in Rayern geschah), so könnte es wohl geschehen, dass 
Niemand von den Gewählten erscheint, und je iiK*hr die Gesit- 
tung fortschreitet, je mehr die Abneigung gegen das blutige 
Schauspiel /uniinml. desto leichler kcinnte es vorkommen, 
dass dann die Hinrichtung ohne Zeugen, die das Volk vertre- 
ten, vorgehen müsste, was sicher für die Regierung sehr 



(27) In Englindwimk der Vonschlag gcmaefal.dHidNCIcMbwanMn.w«idiBdEa 
Aageklagten verurteilten, BBgenwirtig icin mOBileiL Mit RecM bemerkt aber der 
ol>en in^cflitartc Berickt von Wcfafler S. S, dus dukndi ächer mehr Lossprc- 

wÜHtea. da» ilir Auu|inidi der Scfaakl (fie tnurige Pfikkt nsii ikfa ziehen loll. 
dem scheuBlidiai Schauspiel anzuwcdinen, lieber den AngrirlagHm nidM sctNil- 
dig findeii würdet]. 
(2S) Bcraer. von der IbdenUnde S. 13. 
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naditeilig sein würde. Was bei der letzten Hinrichtung in Flo- 
renz vorging' "', wo die Abneigung des Volkes «aegen eine 
Hinrichtung dadurch sich aussprach, dass das Vollv selbst von 
der Straße sidi eatfemte, durdb weiche «kr Zug ging, könnte 
bei steigender Gesittung andi in Deutsddand voriconunen. 

5) Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass eine im verschlosse- 
nen Raunte vollzogene Hinrichtung Nachteile hat« welche die 
öffendiche Vollziehung der Todesstrafe nicht herbeifUhit; al- 
lerdings ist trotzdem nicht zu kugiicn. dass durch Aussclduss 
der Öffentlichkeit manche schädliche Wirkungen der Todes- 
strafe beseitigt werden können, allein gerade die wichügsten 
gegen die Todesstrafe geltend gemachten Gründe werden da- 
durch in keiner Weise geschwächt, und mit aller Entschieden- 
heit muss man sich deshalb ebenso gegen die nichtöffentlich 
ZU volhäebende wie gegen die Todesstrafe Oberhaupt eikiaren. 

IV. Man hat noch, um Böl^schafien zu gewinnen, dass nicht so 
leicht ein Unschuldiger zum Tode verurteilt wird, zwei Einrich- 
tungen vorgeschlagen, A) die, wo das Todesurteil nur getällt 
werden kann, wem StimmeneinbelUgkeit sich daiOr ausspricht; 
B * die Vorschrift, dass wenn nur Beweis durch Nebenumstände 
(Indizien) vorliegt, stall der Todesstrafe lebenslängliche Frei- 
heitsstcafe erkannt werd» soll. Wir kftanen keinem der beiden 
Vorschläge zustimmoi. 

A) Die Vorschrift der Stimmeneinhelligkeil wurtie /war von dem 
Großherzog von Toskana während einiger Zeil eingetiihn, um 
der Fällung von Todesurteilen entgegenzuwirken, und in der 
von der englischen Regierung für die Insel Malta verkündeten 
Strafjprozessordnung^" ist bestimmt, dass wenn die Geschwo- 
renen nicht einstimmig sind, der Gerichtshof stall der im Ge- 
setz gebotenen Todesstrafe Freiheitssl i .ife mein uniei 12 Jah- 
ren oder lebensliingliehe I reiheilssirale ci kLimen soll. I*s lässl 
sich nicht in Abrede stellen, dass die Zahl der Todesurteile 
durch solche Vorschriften vermindert und die Hoffnung, tiass 
kein Unschuldiger hingerichtet werde, vermehrt werden kann; 



(29) MokwUidis dHOlier Bereager. dt In nprtnum penale p. 41. 

(30) OeMlzbiMli wm 10. Min 1SS4. Art 434. 



Copyrighted material 



17! 



allein abgesehen davon, tiass daiauf. ob .Stimmeneinhelligkeit 
ixloi" Mehrheit viiihanilcn ist. /ul'ällige L "msländc einwirken 
können, lehrt die Ei tulirung vun England und Aiitcrika, da&s 
ungeachtet der dort gebenden Sthmniaieinhelligkeit Unschul- 

dige verurteilt wurden. Hs darf aber aueh nieht unbeachtet 
bleiben, dass es imiiier bedenklich ist, wenn der Gesetzgeber 
dadurch, dass er zum Eintreten einer gewissen Stralärt Stim- 
mcneinhelligkeit wrlangi. ausspricht, das*; er nur dies Crt'or- 
Ucrnis als eine Bür^chali für die Gewißheit der Schuld an- 
sieht, wo dann leicht die Verurteihing zu anderen Strafiirfe» 
aui den (irund bloBer Stimmenmehiheit mit Misstrauen be- 
trachte! V. 

B) Die /weile oben genannte Vorschrift war allerdings in neuerer 
Zeit in allen deutschen Gesetzgebungen ausgesprochen, wel- 
che auf Indizien zu verurteilen gestatteten, und noch jet/.t ent- 
hält die östeiTeichische Strafpro/cssordnung eine solche Vor- 
schrilt. Mit Recht aber eikannlc die bessere Forschung, da.ss 
die Bestimmung keine Billigung verdiene; sie war nur der 
Auslluss der früheren Ansicht, nach welcher man scharf den 
sogenannten natürlichen Beweis von dem sogenannten cir- 
cun»tanziellen unterschied, und die Ansicht aufstellte, dass 
der zweite nicht so sicher sei als ilii i-i -tc. Der Irrtum dieser 
Ansicht ist aber jetzt allgemein anerkannt, obgleich eine ge- 
nauere Betrachtung lehit dass allerdings eine besondere geis- 
tige Operation bei der I-rhebung und Prürimg des Indi/ienbe- 
wdses notwendig wird, und dass leicht, wenn nicht Staatsan- 
wilte, Verteidiger und Ptfisidentea in üllen, wo nur ein sol- 
cher Beweis vorliegt mit der gröBten Vorsicht ihre Pflicht er- 
füllen, ungerechte Verurteilungen entstehen können. Wir er- 
kannten ilahcr oben in diesem Umstand einen Grund, dass die 
Lage des R^enten, der über Begnadigung entscheiden soll, in 
den Fällen, wo nur Indi/ienbcueis vorliegt, eine doppelt 
schwierige ist, und daher ein neuer (irund dafür wird, dass 
w^n der TiUglichkeit menschlicher Urteile die Todesstrafe 
aufgehoben werden soll. Vergesse man aber nicht, dass Un- 
schuldige auch verurteilt wurden auf Grund der falschen Aus- 
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sage eines allgemein unbescholten betrachteten Zeugen."" 
Läs*;t diT (losct/gcbcr keine Todesstrafe aut" den (irund des 
Indizienbeweises eintreten, z.B. in Österreich, so spricht er 
damit die Überzeugung aus, dass diese Art des Beweises eine 
besonders irügliehe ist. und durch diesen Ausspruch erweckt 
er gegen alle Stralurteile, in welchen andere Straten doch auf' 
den Grund dieses Beweises eilcannt werden, Misstranen im 
VoOce. 



Unsere bisluMi^^cn Ausführungen hiiWn oezoigt. da<s WissonsLiiaft. 
Gesetzgcbunt; und L.i lahrung sich vereinigen, um dai/uiun, dass die 
Zeit nahe ist, in welcher die Todesstrafe als Überbleibsel alter Zeiten 
aufgehoben wird. Wann diese Zeil eintreten winl, steht in höheaT 
Hand; sobald aber die Überzeugung siegt, dass die Todesstrale weder 
notwendig noch nützlich ist. dass ihre Beibehaltung selbst Nachteile 
erzeugt, wird sie verschwinden, eben so wie die Blätter im Ileihste 
abfallen. Alles ist gewonnen, wenn bei der Metirheit aller wohlgesiim- 
ten Bürger die Überzeugung wurzelt, dass bei einem gut eingerichte- 
ten, auf Besserung berechneten (icfangnissystem die Todesstrafe 
durch FreiheiissUafe ersetzt werden kann, durch weldie die Besserung 
aodi der sqgmannten schwersten Veitiecher zu bewirken ist. Wir 
sdiliefien mit den Worten eines hochgestellten, durch Charakter und 
Erfahrung ausgezeichneten amerikanischen Staatsmannes'", des 
Govemt)rs von .Massachusetts^'"', worin er in Bezug auf die T(Klessü-a- 
fe ausspricht: ich beidage, dass die Todesstrafe noch in dem Gesctz- 
bucbe von Massachusetts zurückgeblieben ist, w&hrend sie allmähUcb 



{31} !■ dem «Aeo angeflUiitn hunttwiaGlMn FUle wuden Ziege^^ 
yKgat Manks anf den Gnmd daca wllsIMiai ansdiuldig ventndli. 

(32) ArfwM «/Ml ExeeUeney J. Andiww H> two bttmehm the legiilature af 
Mmudnueas. Jamaj /M2. &mim iSSZ. p. 45. 

(33) Den in der BoIsgIhA vom lehr ItMl IHier dM Ttaknlnle BOBdiciien Au^ 
s|miGh von Aadnew kaben wir oben S. 33 milgBleilL 



Copyrighted material 



173 



in allen zivilisierten Geset/gebungen verschwindet, da sie als nicht 
notwendig, sclh'^t als gofährlich, aut maiuhc Personen verderblich 
wirkend. Andere erschüiternd erkunnl wird. Jutire langes Studium und 
Nachdenken bestäiken die Überzeugung, dass diese Strafe aus der 
Zahl der Strafarien verschwinden muss. die die bestL'cordneten und 
gebildetsten Staaten aufstellen. Ein bei der wilden Rechtsptlege rohe- 
rer Formen und Stufen der Gesellschaft natCirliches Verfahren, eine 
harte NcMwendigkeit. die zuweilen nach Kriegsi^eset/en eintritt, be- 
wirkt diese SU'uluri in einem Staate wie der unsrige die Errichtung des 
Schaffbts nur als ein schauderhaftes Schauspiel, welches die Einbil- 
dungskraft aufregt, den fühlenden Menschen in seinen Träumen 
verfolgt, als eine noch immer sich aufdringende Erinnerung an barba- 
rische Zeiten, während sie dem verhärteten Verbrecher nur als eine 
weitere Art von Krankheit <kh darstellt, durch welche die Natur die 
unvmneidliche Schuld der Si^blichkeii bezahlt.^ ' 



*" (34) Nach dem dem 

fOr PWiigul wo IMKZ. Art 65. 103 kw da Voll 



wodeiLBne 



zum Tode vonrtsill 
sdtl777(MKhc)- 
Ober ■De Mil JitariHnideilea in Foiliigd 



An- 

knidu, BamevlBe detianaigy, mmraüti eompm/e de la fimme tide t'hamne 
au dpM» peiKt de viw del' ameBomikM des lobt pmalM tt des pwgMt de lad- 
mtadim. LUbamt 1861. 
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Kurzbiographie von Cart Josef Anton Mittermaier 

Er war ein Vordenker seiner Zeit, ein engagierter Jurist und Politi- 
ker. Geboren am 5. August 1787 (128.8.1867). Nach Abschiuss der 
Onrndausbildung 1805 beginnt Mittermaier das Studium der Redits- 
A i nschaticn in Landshut (die Universität logoistadt wurde am 20. 
Mui 1 800 nach Landshut verlegt und 1 826 nach München). 

Während des Rechtspraktikums am Landgericht Au bei München ist 
Mittermaier auch I'nvatsekretär des bekannten Sii ilr . hisgelehrten 
Anselm \ (>n Raierbach (u.a. Begründer der Kriminalpsychologie) und 
an der Relorin der bayrischen Stralpro/.essurdnung beteiligt. 

1808 nimmt er die Studien in Heidelberg wieder auf und 1 809 arbei- 
tet er in einer Reehtsanwaltskanzlei. Rr proiiHnierl 1S(W in Heidel- 
berg. Er ist von 1809 bis 1811 in München Privaiduzent tür Römi- 
sches Recht und Deutsches Recht. Ab 1811 bis 1819 ordentlicher 
Professor in Landshut und von 1811 bis 1813 auch Rdctor der Univer- 
siläL Ab 1819 Dekan der Juristischen Fakultät 

1812 bdratet Mittennaier. 

Von 1819 bis 1821 ardentlidier Professor in Bonn und provisori- 
sdier Universitfltsricfater. 
Von 1821 bis zu sehiem Tode ist er ordendicber Unlversitätsprofes- 

sor in Heidelberg. Dabei wird er wiederholt ZUm Prorektor und ZUm 
Dekan der Juristischen Fiikuliät ernannt. 

1848 wird Miticrtnaicr zum Dr. jur. h. c. der Universität Prag er- 
nannt, 1859 zum Dr. phil. h. c. in Heidelberg. 1865 zum Dr. jur. h. c. 
der Universität Cambridge (USA) und Dr. jur. h. c. der Universität 
Wien. 

Winead seiner ganzen universiUiren Laufbahn ist Mittermaier an 

wohltätigen Vereinigungen beteiligt bzw. Mitbegründer. 

Ausgedehnte Studienreisen in die verschiedensten europäischen 
Lander bieten ihm die Möglichkeit die Rechtssysteme zu vergleichen. 

Die publizistische Titi^keit Mitternuiiers beginnt 1816 als Mither- 
ausgeber des rJHewa Archivs des Criminaliecbts'*. Zuvor war er 
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bereits als Vliiarhciicr (ks von C. vofl Rotteck und C. Welcker heraus- 
gegebenen StaaUlcxikons. 
Ab 1818 ist er Midierausgeber und Redakteur des „Archivs für die 

ci\ iiistische Praxis". Besonders bekannt und duivh sriiic Lind'ani!rci- 
che Korrespondenz gestützt wird die von ihm mitbegründctc und 
herausgegebene Zeitschrift ,JKritische Zeitschrift fih* Gesetzgebung 
und Rechtswissenschaft des Auslandes" seit 1828. 

1 847 war Mittermaier Gründer, Mitherausgeber und Redakteur der 
„Deutschen Zeitung". 

Besonders interessant ist der Briefwechsel den Mittennaier fühlte. 
Über 12,000 Lk)kumenie sind criassi. 

Die [Kilitischcn Aktivitiilen Mittcrmaicrs begannen früh. Von 1831 
bis 1840 und von 1846 bis 1849 ist er (liberales) Mitglied der Opposi- 
tion der Zweiten Badischen Kammer (Prisident von 1833 bis 1839 
und 1847 bis 1849) und ab 1838 Mitglied des GroBen Blirgeians- 
Schusses von Heidelberg. 

In der 1848er Veränderungen war Mittennaier politisch eingebun- 
den. Vom 18.5.1848 bis zum 30.5. ist er fOr Baden-Baden Mit- 
glied der deutschen Nationalversaiiuulung. 
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Erläuterungen des Ueraussebers zum Text 

(ttilwclK catnannKn «in MmtOA (kr lted«(|(«GMcllM~«m AoM 8 cbMer) 



12 Tafeln In der relativ mysliM-hen GcsLhichlc des frühen RömiMrhcn Reiches sind 
die 12 Tafeln (GcsclzcsUifcIn ). welche ungefähr um 450 v d Zw vciol- 
leruliehl wurden, ein wiehliger Wendepunkt. Aul Gmndlai^e dieser /wöM 
Tafeln entwickelte sich das ^esumic spätere Reclil^leben der Rünier. Das 
römische Rccbl ist bis heute in den meisten kontinentaleoiopäischcn Gc- 
setzfcUcfaem in GiundzUgm nachweisbar. Der Qeaaaattxt der Zw&lf Ta- 
feln Ist nicht diickt fibcrliefeit, es wurden jedoch Rekmninikticinsvcna- 
che unternommen. 

AalMaricMar, Assisengencble sind Schwui^geriditthüle, die Assisenridilcr die 
enManten Richter in den Schwuigericfalen. 

AflMwImI, die VerwamlischiA in ,iniftleieende(*Linie (vom §ezeidineten Stun m- 

baum her gesehen). Dies sind die Eltern. Großeltern. Ureroßeltem etc. 

Becenrin, Ccsare, iHdieniscber Sinfrechtiigplcbitcr (* 1 5.03. 1 738 - 128. 1 1 . 1 794), Icein 
JuriM, Oimnom, Beamter des östeirrichischcn Staates, der g^en die Pol* 

ter,den Hcxengluuhcn und die Tddcsstrjfc auftrat. 

Bentham, Jeremies, englischer Jurist und Philosoph ('*'15.2.174S • t6.6.1832) veri>f- 
fentlichle UJL die Schrift m'V Oeneral Viewof aCnnplete Codettf Laws" 
und fcidcit damit (erfolg) die Kodifikation des Rechts fai Engfaaid. 
Bentham war Schiller und Kiitiker von William Blaclcstone. Beniham trat 

aikli in meiner Schrift: .Dn a uni\crs,il ;ind peipcuiid pc.K c". 1785 für ein 
gccinicK Huropa im Sinne einer Konlt>rderaiiun mit einer Bundcsver- 
ammliMg. Bundesarmee und Schied^ericht ein. 

Beweistheorie - feste Bt vM i^rf^i'lii. [ Vi Ciruiulsal/, Jus kein Beweis viir einem 
Anderen ruiiiiu-n und dci ('Muml'..it/ der freien Heweiswürdigiing wurde 
in Europa erst in neuester Zeit jIs VerlalireMsj;rutidsat/ anerkannt (Aul- 
kiäiung). L.angc Zeit waren flicfatcr an feste Bcwcisucgetn gebunden (so 
dwich den CXX^ und ausgeffilHt in den Lehrmeimmfen von Carpzov und 
BChmer). Der Zeugenbeweis wurde oft erst als erbcacht angesehen, wenn 
Tumindeat Twci imabhänirige Personen das selbe dem Ocricht bezengten. 
Dil-- iiM'.]i!Uiii;lic)i fiei^v illiLc I f -.-.i.j-'dn i^ ;;;ilt .iK ^'w Kmiic der natürli- 
chen Beweise. Um dies /u erlangen wurde bereits durch den CCC die 
Foher zur Eizwuignug des Oestlndnisies zugebissen. 
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MniiMUl.Joluniii Caspar. Gdwren am 7. Man (-BI. 10.1881). StoaUieefataldiicr. 

beendete, auf Grundtage der Aibeiten Kellers das PrIvatfechlsgetetzlNich 

des K.ir'.Mis /iirich I I S>.'* - IS.'^'^ i-rlasscn ). fir entwarf cinOI Plan Ar ei- 
nen ciilupaiüchcn Sta4tcnbunU tS(uaicnvcrcii)". 1878). 

CCC Die .Peinlichen Gerichtsordnung" von Kari V. (Constituilo Crim inalis 

Carolin;). CC("I wurde nir l)i-iiKi.hI.in>l auf dem Keulisi;.>'. /u Kejieiisbure 
am 27. Juli besehlo!.scn. In der Sehwei/ und (J.sleneivh uheinoiuiticii. 
Ccsiuliei u.i<\i der Banibcrgisehcn llalsjierichlsordnunt; von l5(Ki. Ge- 
ordnete Rezeption römiüch - kanonischen Rechts in Verbindung mit deut- 
schen Überllefieningen. Gah nur subsidiär zu den althef:gebrachten Ge- 
briUicfacn (.^«IvHtorisciic Klausel'), praktisch aber allgemein in Deutsc h- 
land. Holland. Sdiweiz. Polen und östemich. Unterscheidet zwischen 
Moid und Tolsthlu'.' und vervueliler Tat sow le Notu chr. Verbietet Rcini- 
gungscidc. GottcsuiTcil und andere Abeijilaiitvri ma^k" liideslicitcr Vor- 
L-esehen war |ed(K.li eui ini.|uisi;uriseties Verlahren iOlli/ialprui/ipi mit 
leMen Beweisrcgelu. bei dein dei Kieluer gleichicitig Untcn>ucluingsrich- 
tcr. Staatsanwalt und erkennender Richter (Inquisitionsverfahren) war. 
Die Folter war zur Waiuheit&findung (Geständnis) ausdittciclich zugelas- 
sen und daitHch bcsduicbcn. RechlsmiMel wann nicht vorscacfacn. Vom 
bisherigen Prinzip der Brlbigshaftime wird zugunsten der Schuldhaftung 
t^gpgangen. 

Code Qpcule), Das Straffesetd»ch ^Code penaTwuide 1810 in nanloeich eing e* 
fuhrt und hccinflussic in der Fol^e viele kcotinentaknnipaische und la- 
teinamerikanische Strafgesetzbücher. 

CompoaltinncBSjFatan, ist ein dnfiwhcs System zin- Abgeltung erlittaicr Schilden in 

einem einfachen Cescilschaftssy stein. Bereits im FrUhmittelalter (vgl. 
7.B. l.cx Salica von I U iM dieses .System gut ausgebaut und für die vcr- 
Neliicdeiisten Vcrlet/unpeu bestehen i teilweise i Bul'ikalaloiie Oauiit k;uin 
das Opfer einer Tat vom Vcrict/Ier einen geldwerten l.rsai/ erlanren. 
Auch der Tod eines Menschen konnte iiiteh diesem System den Veruaiid- 
Icn abgegolten werden. Zugleich wurde das System der Blutrache und der 
Selbsthilfe dadurch zniOckgediflngt und den eingesetzten (staatlichen) 
Cnichlgii mehr Odtung veiaäiafft. Die staatliche Sanktion duich Todcs- 
atirdb tllr den Tod dnes Menschen ist jüngeren Datums, der Übeigang 
war jedoch üieBend. 

Cmidorcct» Marie Jean Antione Nicolas de Caritat H^rt. Marquis de Condorcel (* 

17.09.174,^ - C9.03.I794) Mathematiker Philosoph; Konvcntsahgcord- 
neter. Er versuetite als Miliilied des Konvents /.wischen narron uiul R.i 
bespicnc zu vcrmuteln. Im Prozcss gegen Ludwig XVI. stimmt er (cr- 
fisl^os) gegen die Anwendung der Todesstrafe. 
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■, Bnnittliiiig, Veiuiteiltugi UrteilsflOhm^ FntseUung von BuSgeUeni 
elc Jd Abweieiilieit'* 

DcncBdeBt, <He Verwandtsdutll fai Jbatelgendeir Linie (vom gezeichneten Stam m- 
baum her gesehen). Dies sind die Kinder, Enicel, UrcnIccI etc. 



Expladon, SUhne. Nach aHtestameniarisdier Vocttähmg IcteneB Strafililer die 
scliwcre Strafen zn gewflrtigm haben, weil sie Taten gegen die Gesell- 
schaft oder gegen Gott begangen haben, nur duivh die SUhne {iJB. Rituil, 
Opfer etc.) das drohende Strafgericht von sich abwenden. 

Pcnttund m. (* 6. S. 1769 • 1 16. 6. 1824> wuide 1791 OfoBherzog von Tockana. 

Zweiter Sohn von Kaiser Leopold II., Bmdcr vnn Kaiser Franz II. (LX 
Nach der Vertreibung durdi Napolcun 17W war er von 1803-1805 Kur- 
tUrst von Salifbiirg, 1N(I7 Ii (imUhcr/og von Wiir/hiin-. kt-hiic ISN in 
die Toisliana zurück, nachdem durch den Wiener Kungre^s diese Besit- 
znagen ao Kaiser Ferdinand m. (veigiSOeit) zuiSckgegeben wurde. 

FcMTback, Paul Julumn. v.m^lv IUI 14, November 1775 pelxiren (^;9.3.I83?) 

Schfiptcr des liculschcn Strtirreehls.sy.stcms mit slrrn^cn Struftalhcstiin- 
den, Bct'rünilcr der AbsdiKckungstheorie. des Strufzwecks und der Kri- 
minalpsydiologie. Zum Teil im Strafgesetzbuch Bayerns von 1813 (von 
Reneifeadi voiboeitet und ausgearbeitet) vervirlclichL Steht mit seinen 
Ibeorien im Gegensatz zu Grohnans «ud lehnte die Natunecfatslehie sei- 
ner Zeh ab. 

Fnmldfai, Ben|annin. US-amerikanischer PolMker, Nalmfbndicr und SchiUbtdler 
(•17.1.1706 • tl 74. 1790). Vertreter Pennsylvanias. maSgebUch an der 
Unabhängigkeit und der Verfassung der USA beteiligt. 

lUngiecl« Gaetano« italienischer Strafiechti^gelehfter. Er entwickelte hi seinem 
^System der Gesetzgebung" eine Grundlage für die Anwendung von I n- 
dizienbeweisen durch die negative Beweisdieorie. 

Falter, zur Snmiosigiceit der Polier mBtale eigenlUch nichts weilei«s ansgetühit 
werden. Dennoch wird diese .Mediode der Wahrhcitstl ndung" immer 
noch in vielen Ländern der Erde angewandt. Der Schriftsteller und 
ReGhtS4invvali L;i Bi^i>eie nK-iiuo /ii iIum ih (Ii. ,J)ir I .'iK-i ist eine 
absolut ^>ichcn: Mclhode, um einen Un\L'huldigcn vun hchwocher Ge- 
sundheit ZU taten und einen Schuldigen von robuster Konstitution zu ret- 
ten 

Generalprüventiou. Die ncguiive Geiieralpraveiuioii will dureh die Bestrafung eines 
lliters erreichen, doss andere von der Begehung einer SiruHat abgehalten 
werden (im Sinne der Abschreckungstbeorie). Die Positive GeneralpiU- 
vcntkn v/ill eneidien, dass der Nonnunterworfene aus eigener Obeizeu- 
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gung (fidwiOig) die Nonngeltung «nerlnant Der Maiquis von Hidifiix 
meinte zur Wiricsamkett der Oenenlpitvieiitioa: Jklenscbeii weiden nidit 
gehenkt, ucil sie Pfeide Stehlen. Sie werden gelienict, damit andeie Icrine 

Pferde stehle»," 

GeidiwomieiigcHchte, wurden 1791 von der firanzOsisdien Nationalversammlung 

cingcflihn, Piv- (ii'si'hwoiviu-n li;ilt,-n m ilii-scni Syvtnn (.iiulois .ils früher 
die Schoflen iin dcuLsLlicn Rochlskicis dos MuIlLiI1li>»i nur L1IM.T TuLsu- 
chenfr.igcn im Wege der freien Beweiswürdigung. nicht ;il>er Rechtsfrage 
zu entscheiden. Durch die Französische Revolution und die Besetzung 
deutttiier Gebiete durch Franlueich wurde auch das Gesdiworenenge- 
liditssyitem in den besetzten CeWeiai etngefithit. bewilmc mb und 
konnte auch spfter nidit wieder abgeschafft werden. Es standen sich so- 
mit in Deutschland zwei 5>ys1cmc. das Gcsch«<ircncnvcrichlssvstern mit 
dci fieicn BewciswLlrdiüung durch GcschwoiciK- iiiul lUis Imiuiviiionssys- 
tci'. Hill sL-incn Icslcn Hc« cisrcL-cIn uiul der Anwciuliini: iliuvh hf-imlctc. 
atilumgigc Richter, Lrsl die lS48-er Revolution tUhrte zu einer bereiten 
Ak^^cpt.in/ und Binflühning des Geschworenen gcriditssystcnu in 

Deutsch I.l'kI. 

Guizot, Francois l'ierrc Ciuillaumc ('4.M).1787 - 112. 10.1 »74). Französischer Politi- 
ker und Historiker. Minister in der R^ierang des ^Oigerkttiigs". Als 

Minister aulicnpohlisch sehr erfolglos. 

Hegel, Friedrich Georg Wilhelm 1 -'27.8.1770 tU.I 1.1831). Hegel halt den Krieg tUr 
nulsvcndij; und lehnt ein über dc-n Stuiitcn stehendes Völkerrecht ab. Be- 
deutenden Einfluss auf die Siaatsrochtslehie im 19. Jahrtiundeit. jedoch 
auch Stadt icritisicit. 1820 ersclidni sein Weile: .iSiundlinicn der Philoso- 
phie des Recfau". 

Hobhcs, Thomas («3.4.1588 - «t.12.1679) englisdier Philosoph. Die von ihm 
entwickiBlte Staalsphilosophie ist mechanistisch nnd rein vom Verstand 

L'elcnkt ( Rationulismus I. Annahme eines kriegerisdlen Nulur/ustands in 
den /wischen staiitlichen Beziehungen. Seine theoretischen Resliifcni- 
gungcn lieferten u.a. die Recht fcrliL'unir liir den .XhMtlulisnuis ((.icscll- 
schaitsvcrtnig als Unterwerfungsvertrag). Im Ciegcnsatz zu John Locke 
und Samuel Puffendoff. 

H«wnrd. John ('^'»,17:^ - :!n,l,|7'KVi. ci veifassle ein iiil.nichihuch uhci die 
Gctangniskundc und zeigte die Voitcilc eine» humaniiäix») Stnitvollzugs 
auf (.State of Prison n England and W ales*). 

IndllicnbvMi'is, ist der .Xnschcnisbcwcis dal. ,.\n/eichen"l. nm Verdjcr/. xtisoincnt. 

der sich ohne unmittelbare Beweiskraft, aus dem jedoch auf Bcwciscr- 
hebliches geschlossen werden kann (z.B. AufiBndai von Tatwerkzeugen 
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beim Ttter, ohne dass dieser bei der Tat unmittelbar beobadilet wurde). 
Die CCC sah den Indizienbewns all Voiauiaelziing für die Einleinng 
der Polier. Eine Veniileilung nur au^gnmd von Lnlbien veibot Art 22 

CCC. 

JoMpli II, Kaiser von Osterreich. Sohn von Maria Theresia f*l 3.3.1741 - 

?;().2,|7<)Oi Si-il rr.S Miiregenl nehcn si-iin r \lii:ti-r Sih.iHl 1781 die 
LfibL-ij;L'iiM.liLiH der Baiicni ab. reft>rimLTt 0.\lcnvn.li slurk. Hob koateoi- 
plativc Oidcii auf. Absei liitTii II dct Folter 1776. Mii>>ic >:egen Lebens- 
ende viele der lnrtschnlllii.hcn Kclormen w ieder /imicknehmen. 

Kant, Imniunuol (♦^22.4.1724 - tj 2,2. 1804). Die miii ihm venrctenc ration;ilc und 
kritisehe (Slaat.s- und Recllts-) Philosophie halle sroCen Einfluss .luch uiH 
die Jurisprudenz der folgenden Jalirtiundettc. Im Stratrcctit vcnrat er die 
Veigeltiingstheorie. Er acbur den Begriff des „Vaikeifennde«"und fbnle r- 
le einen Weltstaai. 

Kapitularien, Erlässe / Verordnungen der frankischen Könige. 

Komtainlin I., Flavius Valcnus |^2K0 - 't22..^..^.^7). Kaiser des Rümischcn Reichs 
von 306-337. Suhn des Conaianiinus Chlonis und der Flavia Helena. Sdt 

.^24 Alleinherrscher im Römist hen Reich. 

Lcges porciac, rorniselics GesetA daüs den Beunuen des Römischen Reiches verbot 
£ct!cnühcr römischen Bürgern kfirperiicfae ZBditignngen als Stnfe anzn- 

weiuUn inlcr diese hinzurichten. 

Leopold, Enher/Mg der To.skana l "5.5. 1 747 - M ..V 1 7')2 1. Kaiser des H.R.R.D.N. von 
1790-1792. Seit m5-m\ üroBhcrzog der Toskana. 1787 Auftdiang 

der Inquisition in der Toskana. Förderer von Beeearia. 

Le Pelletier. Louis Michel Le I'eletier de Saini-l-argcau ( "2') t)5 1760 «0.01.1793). 

Jurist, Mitglied des französischen Nationalkon vcnis. Nach .Aufhebung der 
Adelsprivilegicn am 1789 nennle er si£b Michel LePeletier. Seit 1790 
Prtsident da- Geaetzgctoenden Versammlung, seit 1792 Ptflsidenl de» 
Klubs der Jakobiner. Setzte sich für die Abschafliuig der Foher, der Voil- 
sticckung der Todesuiteile duieh Erhängen, die Einfiihrung der Presse- 
fieibeit, der aUgemnnen ScfaulirfUcht ein. Gegner der Todenrnfe. 

Loke, John, englischer Philosoph und .'\urklän.'r ( «29.8. 1632 - t28.iO.l704), Steht mit 
seiner Siautspliilosophic u.u. im Gcgensai/ ni Ilobbes. 

Ladwig Phillip, (Louis nmip, auch der .BOrgerkimi^" genannt. *6.t0.1773 - 
126.8.1850). Köniu in I-rankivich IS^Ii-lS4S. .Anh,!!!;!- ^li-i l'rsnzOai- 
SChen Revoluliun, wurde durch die rcvululionün: Politik der Regiening 
Ouizot unpopullr und wurde tan Februar 1 848 veitrieben. 
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MmMnqiiku, Chario - Louis de Secondat (*I8.1.1«89 - 110^.1755). Jurist, Richter 
und Sdiriftsteller. Lebensweilc: .Vom Geist der Gesetze" (De I' Espirit 

des lois. l^lSi. Cilsl-zl- sdlli-n der ( ifrcihlii-l.cil cnlspirchL-n und vom 

Volk VCISt.llUkll SUllll.:!! kuMlK-ll Ulld tul .lllc h^loilh SCIll Dk illl Buch 

daruclcglcn Gcdunkcn bilden L-inc wilHiIlt GriMulLii'c lür die Verliissun- 
gcn der USA die von 1776 - 1787 ausgciutcitct wurden, die t'ranzäsischc 
Vcrfas-sung und den Gedanken der Gewalten trenn ung und In der Folge 
fUr alle modernen Verfassungen. 

Morus, Thomas Morc (lat. Monis, *6.2.I477 - t 6.7.1335), Jurist, Staatsmann. 

Einflussreidier englischer Politiker in den höchsten StaatiäiMein. IS29 

bis 1 5.12 cnstcr welllidier [.ordkan^lcr. 

Nuoien. das goithciUlcfae Wesen. Eine mit Macht wiricende und dem Charakter der 
Heiligkeit ausgettattetes Wesen. Das Wesen hat jedoch keine ausgeprigle 

eigene IndividualKSt. 

Piirriclde. LiiElisth .,VutL'rniörder"(von lateinisch: "Puter" = V;iler). 

I'cnitcntiarüystem, Strafsy^tcm bei der die (religiiK>ej Buik: in den Vordergrund 
gestellt wild. 

PanMawIlMMMtall, (amerikanisch) Gefitagiiis. 

Qviiker, (cnal ./iiii u ri eine von George Fox im 17. Jahrhundcii in hiiüliinU im 
GLL'eiis.il/ zur Slaalskirctie t-eirründclc chrislliche l.uicnj.'eitiein>eliari. 
Die l.eiHe uiiiJe ii a durcli W illium IVnn nach Nordimicrika ilVunsvIvii 
niu) gebracht. Die (>iakeri:eineinschal'l zeichnet sich vor allem durch re- 
ligiöse FrUminigkcil, so/i.ile Hilfe, Kriepverweigening u.a. aus und er- 
hielt 1047 den Friedensnobelpreis. 

Rcigersberg, Heinrich Graf von (*1770 - tlS63>, Präsident des Oijerappellationsge- 
lichts, bayerischer Justizminister. München. 

Robeairicrrc. Maximilicn. französischer Jurist innl l'<iliiiker('f>.5.l75S ^!K,7.I7'J4). 

Mitglied der Genenilstünde. des Jukobinerklubs und des Nutiunulkon- 
vcnts. Forderte die Hinrichtung des Königs. Als Leiter des Wohl- 
fiahitsausschusses kurzzeitig uniieschräntaer Diktator wOhieud der Fnn- 
ziOsiscben Revohtian. 

RomagMiBi, Ohn Dooienico, Jurist. Ökonom und Philosoph (11835). 

8wf%ny, Friedrich Cari (*2I.2.1779 - 125.10.1861). Bedeutender Rechtsiheorciikcr 
und Rechtshisinriker. Begründer der historischen Rechtsschule. Cari 
Piiedricfa von SMsay vikmgt mit seiner Monographie J>as Recht des 
Besiizes"grolIe Anedcennung (1802). 
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Schuld, die wesentliche Voiaussetxung für «kn Bintriit einer Strafe nach den Stn^ 

setzen ist das vorliegen einer dem Strafihtcr persönlich vorwerfbaren 

Schuld. Die ricstinimiin^' ticr siihn."kli\ jii S JiiiM \:i .^ncrclcr scliuicrigs- 
tcil 1 t;i>;fii. ilio MMl dci Ihi-iiiilis^licn pukii'-'.lKii StriitVithlvli-llK" zu 
Itisun isl. Dil- indiv idiiclli; Schuld des Tälers isl der M;ilisl.ih lür seine 
Siralc, Im iiKHlcrncn Sii^itVcilu wird die Schuld mcis« ncgutiv abgegrenzt, 
indem durch einzelne T in sehn Idigungs- und SchuldüusschHeflungSgrflnde 
fesl!;eloj!l wird, wann eine Tal als uereehlfertiut anzusehen ist. 

Schwanenberii, Johann von (26.I2.I46S - ßl. 10.1528). Erarbeitete die Halsge- 
richtsonbiung der Stadt Bambeis unter Venvendung riSmisch- 
kmonbchen KrimauiliGdils (ConstilutiQ Criminalis Ba irib e iffm is - Vor- 
lage für die Conititudo Criminalis Carolina, IS06 in Kraft getre- 
ten. 

Soniwareb, Josef von (*I732 • 1254.1817). Jurist, veitrat ein humanilires Stnfitedit. 

AbschafAing der Todesjamfe und der Polier (jOnindsSize der Pollzeiwi s- 

srn'ichiitten"', 1765. .t"ininils;ll/e der M,iiidlunp-.\v ^^'^;■n';ch;!•ll■n■' l7fV»'. 
Vertreter der AutkLimiu' in Österreich- Miti-Iieil dei Kuoilik.uionskoni- 
niissiun. 1732 AhscliiilTune dei l ultcr in Osicncicli uiif Drangen von Jo- 
seph Ii. und Joscl' von Sonncnt'cis, jedoch nicht der anderen körperlichen 
Strafen nnd des Brandmarlcens. 

SpaialprSventiun, uill durch die individuelle Slr.ii/umessunu für jeden ein/eliien 
Tittcr «reichen, dass dieser von der Begehung weiterer einschlägiger 
StnAalen zukttnftig abgehalten wird. 

Stmftvcht, sind die im vorhinein gcre|:ellen Normen der sla.itlichen /u.ini;\gc\vall, 
mit denen .schwerere Körpcrverictzungs-, Vcrmögcnü-, Siitlichkcits-, 
Umwelt-, WIrtschafts- oder Hoheitsdelikte sanktioniert werden. Das ma- 
terielle Sirafiedit regelt dabei Art und Umfang der Strafe, das fannelle 
Strafrecht wie, von wem imd mit welchen Mitteh die Eiforschimg und 
Sanktionierung der Straftat erfolgt. Mit nej.'inn der Aufklärung wurden 
die Givndlagen eines wissenscbattlich tundienen und modernen Straf- 
reciiu geschaffen. 

"nwilllS, römi'ichi-r llistiiriker I ' um 55 I um POn,d.'/\v ). Konsul in Kiini l'-okon 
sul der ProMn/ .Asia. ßcsondcrs bekannt scmc Schnlt: JJc orijjinc et .situ 

GcrmanuiuiM <auch "Gemunica'). die ilteste überliefeite Quelle über 

die (ierm.inen. 

Talion. «iid die .Strato der Vcrgeltuiij; von (..K ii hem mit (ileictiem 'iAui^e um Auge, 
Zahn um Zahn) genannt. In der kiichlicheri BuiiordiiunL' ist das GenuL'- 
tuungsprinzip aus dem weltlichen Bereich in die llicologic eingedrungen. 
Besonders Anselm von Caateriniy machte die Geaugtmmg m einem 
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Schliisscihcgriff (ein«r EriOsuiigsldirc (Cur Jeus Homo). Mit dem Hintcr- 
i;iuiKi i germanischen Redilsvontellungcn zeigte er auf, dass jedes Un- 
Rvhl eine Str.it. i il. r er e GcnUgtUUlIg vcriangc, die in elwj der GrtiQc 
da Schadens ciu&picclicii inOase. Die sich noch etwas größer sein k:inn, 
um auch den Scbmeiz des Geschidigten gencht aubuwiegen 

VciScHnng, im Slratrcchl ah Rache oiler Sirate verslamlen. einer der Sirar/wecke. In 
DeulM:hliuid bis ins 2Ü. Juhrliundeit vuii der klu&üucben Schule des Slnd- 
fecliti vaucten (Karl Binding u a). 

Voltelrc^ (Pseudonym. cigcnlliL-h FruneiMs-M.irie Aroiiel i uiul am 21. Nmemhcr 
fsiioren (fM>.S.I778). l-raiuosiseher Schrilistellcr und Hiilosoph. Gilt als 
bedeutendster Führer der eunpUachen AuflcUnmg. 
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Zusammenhang mit dem Völkerrecht wurde geprüft. 

Umfangreich wird auf den Posl-Ni/za-Prozess eingegangen und die dcr/citigc Vcrfassungsde- 
balte aufgezeigt. 

Ein umfangreiches Literaturverzeichnis und Stichwortverzeichnis runden die Arbeit ab. 
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Dies« Sammlung cnihäll 52 au»gewälilte und im wcscnliichen Ori^inullcM «icdergegcbene 
Oiiiumenli;. welche die hislnrische Enlwicklunj: und die Vereinigung Eunipjis jiut'/eigen und 
na<;hvii||/ie|ih;tr m;ii.'heii. Jedes Diikumenl isl aus den Quellen hesiin<ter> ausgewähll und vom 
Herausgeber mit einem kurzen Cinlellungs- und ErUiulcningsleM vergehen. 

DiCNe Arheil soll dii/u dienen, vctsehiedene und leider ueit vertlreul und nur mil erheMichem 
Zeilaufwand autflndhare Diikuntenle, ilje ieilwei!>4! aucli hetüit>> vergtiften sind, sviedet /ujtüng- 
Uch zu muehcn und der Diskuuion Uber die Sehaflung einer Eunipilischen Verfassung ein« 
solide wissenM;hid1liche Grundlage und Ausgangshasis geben, 

Aufgnind des Umfang des vorliegenden Wertes konnten die vorliegenden Dokumenie aus 
verMUndlichen Ciründen nicht immer im vollem Umfang wiedeigegehen werden und der 
Herausgeber beschrankte >lch teilweise auf die jeweils wesentlichen Kerntexte. Oies ist deutlich 
vernietkl. Die jeweilige Quelleicuigahe im F.inlellunys- und F.iliiuterun}!.siexi verhill't dem 
interessierten Benul7er die Originale oder gute Transliterationen aufzufinden und nachzulesen. 
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Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt wf der tabelfanisdNa DantcUung <kr wichtigs- 
ten Daten zur Rcchlst'cschithtc. 

Aulgnind ili-r D-iu-ntüllc wurden tlic wichtigsten Jahre unU Zcii;ihNthniUc lUirgcsicllt. 
Zwi>L'hcii licii luriNlisL'hcn Angaben bennden sich auch wichtige /.eit^enö.ssische und 
nicht-Juristische Bezüge, um dem Leser eine umfassende Orientierung zu erinögU» 
dien. 

Das Buch zeigt in mehr als 2000 Eintragungen von iO.flOO vor der Zeil wende bis 
1919 n.d.Zw. die widuigsten Eckpfeiler der Rechugeschichte auf. Ein umfassendes 
StichwoftverzBidmb Bber 39 Selten mit ca. 4500 Stidiworten trglntt. und erraO^icbt 
die rasche Such« nach Dsilcn fUr Vortrage. Refeiale. Seminare etc. 

Es ist aber auch für den Leser besonders geeignet, der sich einen raschen Oberblick 
Uber eilten bestimmten Zeitabschnitt verscbaffen will. 
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Dii-stT 1H4X in der Juristischen G<;scll«:h;irt zu Ücriin mündlich gehaltene Vonrag beinhaltet 
einiue H-hr in(en-v<.anlt' ( irundlajien und Ideen, uekhe nicht nur lür den I listOlilMr, MlWkni «ich 
l'ur den Rechtskundigen als auch Likicn cmcui zugiinglich eeniacht wurde. 

Zur B«i|iiemHcMieti des Lesen wurde die venkeie Fraklundnift durch die moderae Schreib- 

weise erselirl virut An'.i!nji-ts\\t*Kt*n :int!fpas^( 

Vom iienuis£c<>er wurde zu den verscbiedenen Zilaten des Autora eine kunse Erkliininf am ünde 
des Bandes dngeftgi sowie ein kurzer Letientlauf des Autors angdiingi. 
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In MiMlinilidia und Icidit ventündliclieB Zektamigen und Anleitungen 
Probleme, Riaften und Oefahren der Abenteuer-Sportveranstaltungen 



weiden die 



dem Laien als auch dem Kundige eine lesbare und detaillierte 
tafbnntioo vnd Ifilfe llir die Akquisilian, Obcrändiung, DwchfUmmg solcfaer 
Veranstaltungen zur VerfUgimg gestellt 



Das Buch ist dk dnäg» «mteioid v«ieflin(lkhtB Aibeit IM dieaen llien^ 

Ponn und iMilldaiclM^ nriien den «inadiütgjgni dtuucliai und SHuiBidüidiai 

audi die US-onierilcanisdien und neuseelindit^en Inw. aintnliadien VonduUlen. 

Es ist in Kapitel und für die jeweilige Vcransiailungsait geschlossen ausgebaut, hat 
aber daneben auch einen umfassenden allgemeinen Teil. 
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Cid lernt Am VUimumsi wk ttk VonkikK ata« Zatl. 
•In «a^islKfer Jurtx tjaJ IVittdteK 

Ml mi i^if WM ick itn taicTOinpDAff RxAartMniclMft 
Im (ud kl »M» ndii» B«*kl>« «Mg. 

Du vodtoyad» WlKk Mit Ii*m «« «SiB Tod »v- 
Mfendktl nd ühMI M MMi all *r NDMMdj*«!!. 
!■ Ilm «Iii Tmiti<ll|(iill »iiili ikl ■■ill»<ini^ill !■ 
liA tmt If ■aato itw Aan<rliinx in Abmtmtimmtttmatr 

DtaK Aitatt TcD MltMnnuv tan bM Iwi» u AtnaMt bk- 

So rate im Jtki »KC im Dock kl >l LUdnAMK Bi- 
4» ttM IMO nncno otautll kafMcknc Bd ntr tk 
tono KvKnii la Slnii nnraOl Ot Dalahinr 

■iKl lO« ikK* [rnmlanmim Onffm mmm^tm. »am 
8M jiüudi nlT okr •mi^ liun^ Mmtt Kwo il- 

w ni fflMV Sinkst kakkOBK. nhAt ite ankaiftiic! 
«Kl iwlagn4 ait<mk<4kte Uaaktdaigigkak aad Ikipan»!' 

Ildikrtl. 

DI» BkMnnnK *( Tukan* Mm «kkaf tau» aaaao 
tknaacnk Aiamla m Um Mlakitanii dMK Htaitan 
pIMan Aach laaoairit M MUMiHlaa WaHi lu.-(i ik 
(aall 



fViritW tat » ><»n. teakrfc 1 1 1 xai IK? SlM-n (il*) k»- 
twiKkaa la aiim VMt»l dar Tnkaanh. |«aalKk cda sa 
lalaku b PUBhanlün. I»kaania 

Alltlnr illnv TiUacIs hsasjct. wto Mltfeoaato In nx- 

l»«Kxka Watt aKk aaHIkii. da Nun- uixl /wacUcn^l-. 
dkMi lllkHlil DiOB «IB lia Mlckllch sfclvakk. >o 
jat» *■ Ik 4hM ataOB v«nwaal«>c acbwan Knnuab- 
«labkkBaiM 

0|kkAaaiMa 
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